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Dr. Sebastian Schäfer (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 2010 B

Jan Wenzel Schmidt (AfD) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 2010 D
Hans Koller (CDU/CSU) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 2011 C

Nächste Sitzung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 2012 C

Anlage 1

Entschuldigte Abgeordnete . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 2013 A

Anlage 2

Schriftliche Antworten auf Fragen der Fra-
gestunde . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 2013 B

Mündliche Frage 6

Stephan Brandner (AfD)
Maßnahmen der Bundesregierung zur At-
traktivitätssteigerung des Wirtschafts-
standorts Deutschland
Antwort
Stefan Rouenhoff, Parl. Staatssekretär BMWE 2013 C
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Mündliche Frage 7

Michael Kellner (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)
Stand des Monitoring-Berichts Energie-
wende und daraus folgende Konsequenzen 
der Bundesregierung
Antwort
Stefan Rouenhoff, Parl. Staatssekretär BMWE 2013 D

Mündliche Frage 8

Sandra Stein (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Maßnahmen der Bundesregierung zum 
Bürokratieabbau im Zusammenhang mit 
Unternehmensübertragungen
Antwort
Stefan Rouenhoff, Parl. Staatssekretär BMWE 2014 A

Mündliche Frage 9

Julian Joswig (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)
Prioritäre Industrieprodukte und Grund-
stoffe im Rahmen des Konzeptes der Bun-
desregierung für die Schaffung grüner 
Leitmärkte und Stand der Umsetzung
Antwort
Stefan Rouenhoff, Parl. Staatssekretär BMWE 2014 B

Mündliche Frage 10

Julian Joswig (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)
Wirtschaftspolitische Leitlinien der Bun-
desregierung für eine zukunftsfähige 
Standortpolitik
Antwort
Stefan Rouenhoff, Parl. Staatssekretär BMWE 2014 D

Mündliche Frage 11

Dr. Alaa Alhamwi (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)
Kenntnisse der Bundesregierung zum 
Stand der Digitalisierung des Stromsystems 
und daraus resultierende Maßnahmen
Antwort
Stefan Rouenhoff, Parl. Staatssekretär BMWE 2015 A

Mündliche Frage 12

Dr. Alaa Alhamwi (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)
Gebäude- und heizpolitische Prioritäten 
der Bundesregierung im Jahr 2025

Antwort
Stefan Rouenhoff, Parl. Staatssekretär BMWE 2015 B

Mündliche Frage 13

Dr. Rainer Kraft (AfD)
Kenntnisse der Bundesregierung zur Ent-
wicklung des Bruttostromverbrauchs bis 
2030
Antwort
Stefan Rouenhoff, Parl. Staatssekretär BMWE 2015 C

Mündliche Frage 14

Dr. Sandra Detzer (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)
Pläne der Bundesregierung zur Weiterent-
wicklung des Wettbewerbs- und Kartell-
rechts
Antwort
Stefan Rouenhoff, Parl. Staatssekretär BMWE 2015 D

Mündliche Frage 15

Violetta Bock (Die Linke)
Überarbeitungen der erneuerbaren Hei-
zungsvorgaben und Heizungsförderung 
unter Berücksichtigung klimapolitischer 
Maßgaben
Antwort
Stefan Rouenhoff, Parl. Staatssekretär BMWE 2015 D

Mündliche Frage 16

Lisa Badum (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Einschätzung der Bundesregierung zu den 
möglichen Gefahren einer Verwässerung 
der EU-Klimapolitik und eines möglichen 
Bruchs des Völkerrechts
Antwort
Stefan Rouenhoff, Parl. Staatssekretär BMWE 2016 A

Mündliche Frage 17

Stefan Schröder (AfD)
Maßnahmen der Bundesregierung zur Ge-
währleistung der Energieversorgung
Antwort
Stefan Rouenhoff, Parl. Staatssekretär BMWE 2016 B

Mündliche Frage 18

Cansin Köktürk (Die Linke)
Mögliche Konsum- und Nachfragekrise 
durch Schwächung der Kaufkraft breiter 
Bevölkerungsschichten
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Antwort
Stefan Rouenhoff, Parl. Staatssekretär BMWE 2016 C

Mündliche Frage 19

Charlotte Antonia Neuhäuser (Die Linke)
Mögliche Ermittlungen des BAFA wegen 
Vorwürfen der Unterstützung des völker-
rechtswidrigen israelischen Siedlungsbaus
Antwort
Stefan Rouenhoff, Parl. Staatssekretär BMWE 2017 A

Mündliche Frage 20

Violetta Bock (Die Linke)
Maßnahmen der Bundesregierung zur 
Verhinderung eines möglichen Förder-
stopps bei der geplanten Wiederaufnahme 
der Effizienzhaus-Neubauförderung
Antwort
Stefan Rouenhoff, Parl. Staatssekretär BMWE 2017 B

Mündliche Frage 21

Dr. Till Steffen (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)
Maßnahmen der Bundesregierung zur 
Wahrung des Verbraucherschutzes bei 
Onlineplattformen und diesbezügliche 
mögliche Ausweitung von Zollkontrollen
Antwort
Stefan Rouenhoff, Parl. Staatssekretär BMWE 2017 C

Mündliche Frage 22

Sonja Lemke (Die Linke)
Maßnahmen der Bundesregierung gegen 
Machtmissbrauch in Forschungseinrich-
tungen
Antwort
Dr. Silke Launert, Parl. Staatssekretärin 
BMFTR . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 2018 A

Mündliche Frage 23

Sonja Lemke (Die Linke)
Pläne der Bundesregierung zur Sicherung 
und Zugänglichkeit von wissenschaftlich 
relevanten Datenbeständen
Antwort
Dr. Silke Launert, Parl. Staatssekretärin 
BMFTR . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 2018 A

Mündliche Frage 24

Tobias Matthias Peterka (AfD)

Pläne der Bundesregierung zur Erlangung 
einer internationalen Führungsrolle in der 
Raumfahrt
Antwort
Matthias Hauer, Parl. Staatssekretär BMFTR . . 2018 B

Mündliche Frage 25

Dr. Rainer Kraft (AfD)
Kreis der Profiteure des Rundum-sorglos- 
Pakets für ausländische Forschende und 
diesbezügliche Pläne der Bundesregierung
Antwort
Matthias Hauer, Parl. Staatssekretär BMFTR . . 2018 C

Mündliche Frage 26

Dr. Andrea Lübcke (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)
Gründe für das Ende der Finanzierung des 
Nationalen Registers für angeborene Herz-
fehler und Möglichkeiten der Datensiche-
rung
Antwort
Matthias Hauer, Parl. Staatssekretär BMFTR . . 2018 D

Mündliche Frage 27

Dr. Anja Reinalter (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)
Stand der Umsetzung des Organisations-
erlasses von Bundeskanzler Friedrich Merz 
vom 6. Mai 2025
Antwort
Matthias Hauer, Parl. Staatssekretär BMFTR . . 2019 A

Mündliche Frage 28

Dr. Lena Gumnior (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)
Mögliche Maßnahmen im Zusammenhang 
mit der Studie zur Überwachungsgesamt-
rechnung
Antwort
Anette Kramme, Parl. Staatssekretärin BMJV . 2019 C

Mündliche Frage 29

Hanna Steinmüller (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)
Gründe der Bundesregierung für eine Ab-
lehnung der Einführung einer verbindli-
chen Mietbelastungsquote
Antwort
Anette Kramme, Parl. Staatssekretärin BMJV . 2019 C
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Mündliche Frage 30

Martin Reichardt (AfD)
Einschätzung der Bundesregierung zu einer 
möglichen Verkürzung der Förderperiode 
für das Bundesprogramm „Demokratie le-
ben!“
Antwort
Mareike Lotte Wulf, Parl. Staatssekretärin 
BMBFSFJ . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 2019 D

Mündliche Frage 31

Cansin Köktürk (Die Linke)
Vereinbarkeit einer Nullrunde beim Bür-
gergeld mit einem Urteil des Bundesver-
fassungsgerichts von 2019
Antwort
Kerstin Griese, Parl. Staatssekretärin BMAS . . 2020 A

Mündliche Frage 32

Sascha Lensing (AfD)
Pläne der Bundesregierung zur Reduzie-
rung der luftverkehrsspezifischen Steuern, 
Gebühren und Abgaben sowie zur Steige-
rung der Standortattraktivität
Antwort
Christian Hirte, Parl. Staatssekretär BMV . . . . . 2020 B

Mündliche Frage 33

Sascha Lensing (AfD)
Schlüsse der Bundesregierung aus der 
Höhe des Verkehrsaufkommens an deut-
schen Flughäfen im europäischen Vergleich
Antwort
Christian Hirte, Parl. Staatssekretär BMV . . . . . 2020 C

Mündliche Frage 34

Matthias Gastel (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)
Behandlung batterieelektrischer Lkw in 
Bezug auf die Lkw-Maut ab dem Jahr 2026
Antwort
Christian Hirte, Parl. Staatssekretär BMV . . . . . 2020 D

Mündliche Frage 35

Matthias Gastel (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)
Parlamentarische Befassung mit Projekten 
des Bedarfsplans Schiene im Jahr 2025
Antwort
Christian Hirte, Parl. Staatssekretär BMV . . . . . 2021 A

Mündliche Frage 36

Christian Görke (Die Linke)
Konsequenzen bei verweigerter Zustim-
mung zum Tunnelbau durch eine Kom-
mune
Antwort
Christian Hirte, Parl. Staatssekretär BMV . . . . . 2021 B

Mündliche Frage 37

Stefan Seidler (fraktionslos)
Netzzustandsnoten der Strecke Lübeck– 
Neustadt und der verschiedenen Gewerke
Antwort
Christian Hirte, Parl. Staatssekretär BMV . . . . . 2021 C

Mündliche Frage 38

Stefan Schmidt (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)
Anzahl der Anträge auf Anerkennung als 
Teilnehmer am Post-Universaldienst beim 
Bundeszentralamt für Steuern sowie deren 
Bescheidung in den letzten sechs Monaten
Antwort
Michael Schrodi, Parl. Staatssekretär BMF . . . . 2022 A

Mündliche Frage 39

Clara Bünger (Die Linke)
Stand der Visaerteilung für afghanische 
Schutzsuchende
Antwort
Christoph de Vries, Parl. Staatssekretär BMI . . 2022 B

Mündliche Frage 40

Clara Bünger (Die Linke)
Kenntnisse der Bundesregierung über eine 
Abschiebung von zwei Personen nach So-
malia sowie zum Abschiebeflug am 10. Juli 
2025
Antwort
Christoph de Vries, Parl. Staatssekretär BMI . . 2022 D

Mündliche Frage 41

Filiz Polat (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Ergebnisse der Beratungen bezüglich einer 
etwaigen Verlängerung der Kontrollen an 
den Binnengrenzen und mögliche Notifi-
zierung der EU-Kommission
Antwort
Christoph de Vries, Parl. Staatssekretär BMI . . 2023 A
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Mündliche Frage 42

Lea Reisner (Die Linke)
Reaktion der Bundesregierung auf Kritik 
am Stopp von Verfahren und Personal-
abzug im Zuge der Aufnahmeverfahren aus 
Afghanistan
Antwort
Christoph de Vries, Parl. Staatssekretär BMI . . 2023 B

Mündliche Frage 43

Lea Reisner (Die Linke)
Aktueller Stand der Sicherheitsüberprü-
fungen afghanischer Staatsangehöriger mit 
einer Aufnahmezusage
Antwort
Christoph de Vries, Parl. Staatssekretär BMI . . 2023 C

Mündliche Frage 44

Stefan Schmidt (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)
Mögliche Pläne der Bundesregierung für 
eine Änderung der Gebühren für digitale 
Ausweisfotos sowie für eine Finanzierung 
von PointID-Geräten
Antwort
Christoph de Vries, Parl. Staatssekretär BMI . . 2024 A

Mündliche Frage 45

Helge Limburg (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)
Grundlage für die Annahme der Bundes-
regierung von negativen Auswirkungen des 
verpflichtenden Rechtsbeistands für Per-
sonen in Abschiebehaft
Antwort
Christoph de Vries, Parl. Staatssekretär BMI . . 2024 B

Mündliche Frage 46

Helge Limburg (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)
Kenntnisse der Bundesregierung zu einer 
Aufhebung einer Einreiseverweigerung ge-
gen eine ukrainische Staatsangehörige
Antwort
Christoph de Vries, Parl. Staatssekretär BMI . . 2024 C

Mündliche Frage 47

Stefan Seidler (fraktionslos)
Mögliche Beschaffung mobiler Deiche 
durch Mittel des Bundes

Antwort
Christoph de Vries, Parl. Staatssekretär BMI . . 2024 C

Mündliche Frage 48

Rainer Galla (AfD)
Aufnahmezusagen und Erklärungen der 
Aufnahmebereitschaft für afghanische 
Staatsangehörige im September 2025
Antwort
Christoph de Vries, Parl. Staatssekretär BMI . . 2025 A

Mündliche Frage 49

Rainer Galla (AfD)
Budget und Laufzeit der Kampagne „Kein 
Wegwerf-Agent werden“ sowie zugrunde-
liegende Kenntnisse über die Zahl entspre-
chender Personen
Antwort
Christoph de Vries, Parl. Staatssekretär BMI . . 2025 B

Mündliche Frage 50

Dr. Lena Gumnior (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)
Konsequenzen der Bundesregierung für die 
europäische Zusammenarbeit im Rahmen 
des EU-Rechtsstaatsberichts 2025
Antwort
Gunther Krichbaum, Staatsminister AA . . . . . . . 2025 C

Mündliche Frage 51

Cansu Özdemir (Die Linke)
Kenntnisse und Initiativen der Bundes-
regierung im Zuge der Abschiebung af-
ghanischer Staatsangehöriger mit deut-
scher Aufnahmezusage aus Pakistan
Antwort
Gunther Krichbaum, Staatsminister AA . . . . . . . 2026 A

Mündliche Frage 52

Cansu Özdemir (Die Linke)
Kenntnisse der Bundesregierung zur An-
zahl der aus Pakistan nach Afghanistan 
abgeschobenen bzw. festgenommenen af-
ghanischen Staatsangehörigen mit deut-
scher Aufnahmezusage
Antwort
Gunther Krichbaum, Staatsminister AA . . . . . . . 2026 B

Mündliche Frage 53

Katrin Fey (Die Linke)
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Reaktion der Bundesregierung auf einen 
Brief von aus Pakistan abgeschobenen Af-
ghanen mit deutscher Aufnahmezusage
Antwort
Gunther Krichbaum, Staatsminister AA . . . . . . . 2026 C

Mündliche Frage 54

Katrin Fey (Die Linke)
Anzahl eingelegter Rechtsbehelfe gegen 
Verzögerungen bei der Visaerteilung für 
afghanische Schutzsuchende im Jahr 2025
Antwort
Gunther Krichbaum, Staatsminister AA . . . . . . . 2026 D

Mündliche Frage 55

Filiz Polat (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Maßnahmen der Bundesregierung im Zuge 
von Verhaftungen und Abschiebungen af-
ghanischer Staatsangehöriger mit deut-
scher Aufnahmezusage in Pakistan
Antwort
Gunther Krichbaum, Staatsminister AA . . . . . . . 2027 A

Mündliche Frage 56

Maik Brückner (Die Linke)
Konsequenzen der Bundesregierung im 
Zuge einer Einschätzung zur Sicherheit 
queerer Menschen in Afghanistan nach 
Abschiebung aus Pakistan

Antwort
Gunther Krichbaum, Staatsminister AA . . . . . . . 2027 B

Mündliche Frage 57

Martin Reichardt (AfD)
Kenntnisse der Bundesregierung zur Ver-
wendung außer Dienst gestellter Panzer-
kampfwagen
Antwort
Dr. Nils Schmid, Parl. Staatssekretär BMVg . . . 2027 C

Mündliche Frage 58

Jan Köstering (Die Linke)
Konzepte zur Kompensation fehlender Be-
werberzahlen zur Erreichung der von der 
NATO geforderten Truppenstärke
Antwort
Dr. Nils Schmid, Parl. Staatssekretär BMVg . . . 2027 C

Mündliche Frage 59

Jan Köstering (Die Linke)
Bewertung des Bekanntwerdens vertrauli-
cher Treffen mit Bahn-Verantwortlichen 
hinsichtlich der Umsetzung des Operati-
onsplans Deutschland
Antwort
Dr. Nils Schmid, Parl. Staatssekretär BMVg . . . 2027 D
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20. Sitzung

Berlin, Mittwoch, den 10. September 2025

Beginn: 13:00 Uhr

Präsidentin Julia Klöckner:
Guten Tag zusammen! Hiermit ist die Sitzung eröffnet. 

Herzlich willkommen!
Verehrte Kolleginnen und Kollegen, wir beginnen 

heute unsere erste Sitzungswoche nach der parlamentari-
schen Sommerpause. Viele von uns haben von Pause 
nicht sehr viel gespürt. In den Wahlkreisen war der Ge-
sprächsbedarf sehr groß, und manche waren auch interna-
tional gefordert.

Mein besonderer Dank – das will ich hier zu Beginn 
der Plenartage sagen – gilt unseren Haushälterinnen und 
unseren Haushältern. Sie haben den Sommer über inten-
siv am Haushalt 2025 gearbeitet und die Grundlage ge-
legt, dass wir im September hier entscheiden können.

Das ist aber nur eine von vielen weitreichenden Ent-
scheidungen. In den kommenden Wochen wartet einiges 
auf uns. Lassen Sie uns deshalb, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, hier im Reichstag darüber streiten – mit Res-
pekt, nach Regeln, in Rede und Gegenrede, mit Argu-
menten und mit Leidenschaft.

Vor Eintritt in die Tagesordnung haben wir noch einige 
Informationen, amtliche Mitteilungen:

Interfraktionell ist vereinbart worden, die Tagesord-
nung um die in der Zusatzpunkteliste aufgeführten 
Punkte zu erweitern: 

ZP 1 Aktuelle Stunde

auf Verlangen der Fraktion der AfD

Zehn Jahre „Wir schaffen das“

ZP 2 Beratung des Antrags der Abgeordneten Jörg 
Cezanne, Dr. Fabian Fahl, Janine Wissler, weite-
rer Abgeordneter und der Fraktion Die Linke

Klimageld – Sofort und sozial gerecht

Drucksache 21/789
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und nukleare Si-
cherheit (f) 
Ausschuss für Wirtschaft und Energie (f) 
Federführung strittig

ZP 3 Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Schahina Gambir, Marcel Emmerich, Luise 
Amtsberg, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

Aufnahmezusagen einhalten – Schutz für ge-
fährdete Afghaninnen und Afghanen jetzt ga-
rantieren

Drucksache 21/1542

ZP 4 Weitere Überweisung im vereinfachten Ver-
fahren

(Ergänzung zu TOP 32)

Beratung des Antrags der Abgeordneten Bernd 
Schattner, René Springer, Stephan Protschka, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der AfD

Saisonarbeit in der Landwirtschaft: Zeitge-
mäße Anpassung der 70-Tage-Regelung

Drucksache 21/1572
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Arbeit und Soziales (f) 
…

ZP 5 Weitere abschließende Beratung ohne Aus-
sprache

(Ergänzung zu TOP 33)

Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Innenausschusses (4. Ausschuss) zu 
dem Antrag der Abgeordneten Martin Hess, 
Dr. Bernd Baumann, Dr. Gottfried Curio, weite-
rer Abgeordneter und der Fraktion der AfD

Ausreisegewahrsam und Abschiebehaft für 
ausreisepflichtige Personen, insbesondere für 
Straftäter und Gefährder, wirksam umsetzen

Drucksachen 21/318, 21/…
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ZP 6 Aktuelle Stunde

auf Verlangen der Fraktionen der CDU/CSU und 
SPD

Hightech-Agenda Deutschland – Mit Höchst-
leistungen in Forschung und Innovation 
Deutschland voranbringen

ZP 7 Beratung des Antrags der Abgeordneten Matthias 
Gastel, Dr. Paula Piechotta, Tarek Al-Wazir, wei-
terer Abgeordneter und der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN

Investitionen in die Erweiterung des Schienen-
netzes sicherstellen – Deutschlandtakt auf den 
Weg bringen

Drucksache 21/1544
Überweisungsvorschlag:  
Verkehrsausschuss (f) 
Haushaltsausschuss

ZP 8 Beratung des Antrags der Abgeordneten Markus 
Frohnmaier, Gerold Otten, Steffen Kotré, weite-
rer Abgeordneter und der Fraktion der AfD

Umbenennung des Bismarck-Zimmers im 
Auswärtigen Amt zurücknehmen

Drucksache 21/1552
Überweisungsvorschlag:  
Auswärtiger Ausschuss (f) 
Ausschuss für Kultur und Medien

ZP 9 Beratung des Antrags der Abgeordneten Stephan 
Brandner, Alexander Arpaschi, Carsten Becker, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der AfD

Änderung der Geschäftsordnung des Deut-
schen Bundestages

hier: Sachverständige vor Hass schützen

Drucksache 21/1555
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung (f) 
…

ZP 10 Beratung des Antrags der Abgeordneten Stephan 
Brandner, Alexander Arpaschi, Carsten Becker, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der AfD

Änderung der Geschäftsordnung des Deut-
schen Bundestages

hier: Stärkung des Parlamentarismus durch 
eine doppelte Drei-Tage-Frist bei Beratungs-
zeiten für Gesetzesänderungen für Abgeord-
nete in Ausschuss und Plenum (§ 64 und 81)

Drucksache 21/1556
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung (f) 
…

ZP 11 Beratung des Antrags des Abgeordneten Stephan 
Brandner und der Fraktion der AfD

Änderung der Geschäftsordnung des Deut-
schen Bundestages

hier: Änderung der Voraussetzung zur Ein-
bringung eines Wahlvorschlags zur Wahl des 
Bundeskanzlers (§ 4 Satz 2) und der Voraus-
setzung zur Einbringung eines Misstrauens-
antrags gegen den Bundeskanzler (§ 97 Ab-
satz 1 Satz 2)
Drucksache 21/1557
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung (f) 
…

ZP 12 Beratung des Antrags der Abgeordneten Stephan 
Brandner, Alexander Arpaschi, Adam Balten, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der AfD
Änderung der Geschäftsordnung des Deut-
schen Bundestages
hier: Vermeidung von Überschneidungen von 
Sitzungen des Bundestages mit Sitzungen der 
Ausschüsse und Gremien
Drucksache 21/1558
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung (f) 
…

ZP 13 Beratung des Antrags der Abgeordneten Stephan 
Brandner, Dr. Götz Frömming, Martin Erwin 
Renner, weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
der AfD
Änderung der Geschäftsordnung des Deut-
schen Bundestages
hier: Bessere Lesbarkeit von Drucksachen 
durch Verzicht auf Gendersprache
Drucksache 21/1559
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung (f) 
…

ZP 14 Beratung des Antrags der Abgeordneten Stephan 
Brandner, Alexander Arpaschi, Adam Balten, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der AfD
Änderung der Geschäftsordnung des Deut-
schen Bundestages
hier: Anzeige der Redezeit (§ 35)
Drucksache 21/1560
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung (f) 
…

ZP 15 Beratung des Antrags der Abgeordneten Stephan 
Brandner, Alexander Arpaschi, Adam Balten, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der AfD
Änderung der Geschäftsordnung des Deut-
schen Bundestages
hier: Ausschluss heterogener Artikelgesetze 
(sogenannter Omnibusgesetze) – Für mehr 
Klarheit und Transparenz in der Gesetz-
gebung
Drucksache 21/1561
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Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung (f) 
…

ZP 16 Beratung des Antrags der Abgeordneten Stephan 
Brandner, Alexander Arpaschi, Adam Balten, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der AfD
Änderung der Geschäftsordnung des Deut-
schen Bundestages
hier: Transparente und nachvollziehbare Ver-
fahren für die Bürger – Anträge ebenso wie 
Gesetzentwürfe im Plenum direkt abstimmen
Drucksache 21/1562

ZP 17 Beratung des Antrags der Abgeordneten Stephan 
Brandner, Alexander Arpaschi, Carsten Becker, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der AfD
Änderung der Geschäftsordnung des Deut-
schen Bundestages
hier: Durchführung der namentlichen Ab-
stimmung zur Herstellung von Transparenz 
und Öffentlichkeit (§ 52)
Drucksache 21/1563
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung (f) 
…

ZP 18 Beratung des Antrags der Abgeordneten Tobias 
Matthias Peterka, Stephan Brandner, Ulrich von 
Zons, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der 
AfD
Änderung der Geschäftsordnung des Deut-
schen Bundestages
hier: Änderung der Geheimschutzordnung 
des Deutschen Bundestages (Anlage 3 der Ge-
schäftsordnung)
Drucksache 21/1564
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung (f) 
…

ZP 19 Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Umwelt, Klimaschutz, 
Naturschutz und nukleare Sicherheit (16. Aus-
schuss) zu dem Antrag der Abgeordneten Steffi 
Lemke, Dr. Jan-Niclas Gesenhues, Julia Schnei-
der, weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Frühjahrsdürre und Hitzeprognosen ernst 
nehmen – Jetzt entschlossen handeln
Drucksachen 21/351, 21/…

ZP 20 Aktuelle Stunde
auf Verlangen der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN
Herbst des Klimaschutzes

Von der Frist für den Beginn der Beratungen soll, so-
weit erforderlich, abgewichen werden.

Die Tagesordnungspunkte 4 und 15 sowie die Tages-
ordnungspunkte 6 und 17 tauschen die Debattenplätze.

Der Tagesordnungspunkt 10 wird in Verbindung mit 
dem Tagesordnungspunkt 25 am Freitag und der Tages-
ordnungspunkt 20 wird bei den Ohne-Debatte-Punkten 
aufgerufen.

Die weiteren Änderungen und Ergänzungen sowie den 
geänderten Ablauf der Beratungen im Übrigen können 
Sie der Zusatzpunkteliste entnehmen.

Ich frage, ob Sie einverstanden sind. – Ich höre keinen 
Widerspruch. Dann ist das somit beschlossen.

Bevor ich in den ersten Tagesordnungspunkt eintrete, 
muss ich noch einmal auf unsere Debatte zum Völker-
mord von Srebrenica am letzten Sitzungstag vor der 
Sommerpause zurückkommen. Aus dem Protokoll dieser 
Sitzung ergibt sich, dass während seiner Rede der Abge-
ordnete Sichert vom Kollegen Edis als – ich zitiere – 
„Nazi“ bezeichnet wurde. Diese Bezeichnung rüge ich 
nachträglich auf das Schärfste.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 1: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Anpas-
sung des Batterierechts an die Verordnung 
(EU) 2023/1542 (Batterierecht-EU-Anpas-
sungsgesetz – Batt-EU-AnpG)  

Drucksache 21/1150
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und nukleare Si-
cherheit (f) 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 
Ausschuss für Wirtschaft und Energie 
Verkehrsausschuss 
Ausschuss für Wohnen, Stadtentwicklung, Bauwesen und Kommunen

Eine Aussprache ist für heute nicht vorgesehen. Wir 
kommen daher gleich zur Überweisung.

Interfraktionell wird vorgeschlagen, die Vorlage auf 
Drucksache 21/1150 an die in der Tagesordnung auf-
geführten Ausschüsse zu überweisen. Gibt es weitere 
Überweisungsvorschläge? – Das ist nicht der Fall. Dann 
verfahren wir wie vorgeschlagen.

Ich rufe nun auf den Tagesordnungspunkt 2: 

Befragung der Bundesregierung 
Die Bundesregierung hat für die heutige Befragung 

den Bundesminister der Verteidigung, Herrn Bundes-
minister Boris Pistorius, sowie die Bundesministerin für 
Gesundheit, Frau Bundesministerin Nina Warken, be-
nannt, die nun nacheinander die Gelegenheit haben, ihre 
einleitenden Berichte abzugeben. Hierfür ist eine Ge-
samtdauer – also von beiden zusammen – von acht Mi-
nuten vorgesehen.

Das Wort hat zuerst der Bundesminister der Verteidi-
gung, Herr Boris Pistorius. Bitte sehr.

Boris Pistorius, Bundesminister der Verteidigung:
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten 

Damen und Herren Abgeordneten! Liebe Kolleginnen! 
Liebe Kollegen! Die sicherheitspolitische Lage in Europa 
und auf der Welt zeigt deutlich – und erst recht noch mal 
in den letzten Tagen und Stunden –: Wir dürfen keine Zeit 
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verlieren, wenn es um die Stärkung unserer Verteidi-
gungsfähigkeit geht. Glaubwürdige Abschreckung, ro-
buste Einsatzbereitschaft und die verlässliche Unterstüt-
zung unserer Partner, das sind die Maßstäbe, an denen wir 
uns messen lassen müssen.

Vor zwei Wochen hat das Kabinett im Verteidigungs-
ministerium getagt, das erste Mal seit 19 Jahren. Die 
Bundesregierung macht nicht nur damit sehr deutlich: 
Die sicherheitspolitischen Herausforderungen sind ernst, 
und wir nehmen sie ernst. Mit insgesamt drei zentralen 
Beschlüssen stärken wir unsere Sicherheit nachhaltig.

Erstens. Mit dem Entwurf eines Gesetzes für den 
Neuen Wehrdienst haben wir die Grundlage für eine wei-
tere Stärkung der Reserve und der aktiven Truppe gelegt 
und damit für eine Bundeswehr, die personell besser, 
breiter aufgestellt sein wird.

Zweitens. Mit dem Artikelgesetz Militärische Sicher-
heit schützen wir unsere Truppe, unsere Kasernen und 
digitalen Netze besser vor Spionage, Sabotage und Cy-
berangriffen.

Drittens. Mit dem Planungs- und Beschaffungsbe- 
schleunigungsgesetz bringen wir benötigtes Material 
schneller als sonst in die Truppe. Und wir sorgen dafür, 
dass auch kleinere innovative Unternehmen einen bes-
seren Zugang zu unseren Aufträgen erhalten. Das ist be-
sonders für innovative und technisch moderne Ausrüs-
tung bedeutsam.

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, wir stellen ent-
scheidende politische Weichen, und wir kommen gleich-
zeitig sichtbar und sehr konkret voran. In Litauen ist die 
Panzerbrigade 45 zum Schutz der NATO-Ostflanke in 
Dienst gestellt. Die Führungseinrichtung ist inzwischen 
voll einsatzbereit. Rund 400 Soldatinnen und Soldaten 
sind vor Ort. Der Ausbau der militärischen Infrastruktur 
in Rūdninkai läuft weiterhin mit Hochdruck.

Parallel bauen wir auch im Inland auf. Mit dem Bun-
deswehr-Bauprogramm Unterkünfte haben wir den Start-
schuss für 76 neue Gebäude mit über 7 000 modernen 
Stuben bis 2031 gegeben.

Auch bei der Unterstützung der Ukraine lassen wir 
nicht nach, im Gegenteil. In den kommenden Wochen 
liefern wir weitere Systemanteile für Patriot-Batterien, 
um die ukrainische Luftverteidigung zu stärken. Auch 
die Ausbildung setzen wir fort. Über 21 000 ukrainische 
Soldatinnen und Soldaten wurden bislang in Deutschland 
trainiert.

Der Bundeshaushalt 2025 spricht ebenso eine klare 
Sprache. Mit rund 62,4 Milliarden Euro im Einzelplan 14 
und zusätzlichen 24,1 Milliarden aus dem Sonderver-
mögen verfügt die Bundeswehr über so viel Mittel wie 
nie zuvor. Das gibt uns Planungssicherheit und ist vor 
allem die Grundlage dafür, die Bundeswehr so auszustat-
ten, wie es ihr Kernauftrag der Landes- und Bündnisver-
teidigung erfordert.

Die Anpassungen im zweiten Regierungsentwurf ver-
schaffen uns die Möglichkeit, wichtige Verträge noch in 
diesem Jahr zu schließen: von der Tranche 5 des Euro-

fighters über den neuen Radpanzer für die Mittleren 
Kräfte bis hin zu zusätzlicher Bekleidung und Ausrüs-
tung für mehr Personal.

Ich bedanke mich an dieser Stelle für die gute, ver-
trauensvolle Zusammenarbeit bei diesem Haushalt, aber 
auch bei so vielen anderen Vorhaben, die unser Land ver-
teidigungsfähig machen. Vielen Dank dafür, meine Da-
men und Herren.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Präsidentin Julia Klöckner:
Danke schön. – Das Wort für den zweiten einleitenden 

Bericht hat nun die Bundesministerin für Gesundheit, 
Frau Nina Warken. Beide ziehen es vor, am Rednerpult 
zu sprechen. Bitte.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Nina Warken, Bundesministerin für Gesundheit:
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Die Ausführungen von Herrn Kollegen Pistorius haben 
es uns vor Augen geführt: Im Krisenfall erwarten unsere 
Bürgerinnen und Bürger, dass der Staat Schutz bietet, und 
das zu Recht.

Das gilt auch im Falle einer individuellen Gesundheits-
krise. Tagtäglich benötigen Menschen medizinische oder 
pflegerische Hilfe. Wenn wir mit Bürgerinnen und Bür-
gern sprechen, fragen immer mehr, ob unsere Gesund-
heitsversorgung uns in Zukunft noch so trägt, wie sie es 
heute tut. Sie zahlen höhere Beiträge als in den Jahren 
zuvor, warten aber dennoch oft länger auf einen Facharzt-
termin.

Wir haben uns deshalb vom ersten Tag an an die Arbeit 
und an Strukturreformen gemacht. Unser Ziel ist es, das 
Vertrauen der Menschen zu stärken, das Vertrauen in die 
Sicherheit und Qualität der Gesundheitsversorgung jetzt 
und in Zukunft. Deshalb arbeiten wir an Vorhaben wie 
dem Krankenhausreformanpassungsgesetz, welches wir 
baldmöglichst im Kabinett verabschieden wollen.

Ich komme aus einem ländlichen Wahlkreis und sehe 
dort, wie wichtig es den Menschen ist, im Krisenfall 
schnell Hilfe zu bekommen. Wir wollen die begonnene 
Krankenhausreform deshalb jetzt alltagstauglich machen. 
Dabei gilt weiterhin: Spezialisierung und bessere Ar-
beitsteilung zugunsten hoher Qualität sind richtig. Wir 
wollen die Reform aber im Dialog mit den Ländern bes-
ser umsetzbar machen; denn ebenso wichtig ist eine er-
reichbare Grund- und Regelversorgung. Sie gibt etwa 
älteren Menschen, die nicht mehr so mobil sind, die nö-
tige Sicherheit. Das gilt ebenso für den Notfall- und Ret-
tungsdienst, den wir neu aufstellen werden, mit besserer 
Patientensteuerung und digital vernetzt. Einen Entwurf 
dazu werden wir vorlegen.

Außerdem hat sich diese Regierung das Ziel gesetzt, 
Einnahmen und Ausgaben wieder in eine Balance zu 
bringen. Ich habe für die Pflegeversicherung eine Bund- 
Länder-Arbeitsgruppe einberufen. Für die Finanzen der 
gesetzlichen Krankenversicherung steht die Einsetzung 
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einer Kommission unmittelbar bevor. Wir erwarten kon-
krete Vorschläge – zügig und ohne Denkverbote –, die 
wir dann umsetzen können.

Das stabilste Gesundheitswesen, liebe Kolleginnen 
und Kollegen, ist nichts wert ohne die Beschäftigten, 
die darin arbeiten. Ein Kernanliegen ist es, für sie gute 
Rahmenbedingungen zu schaffen, damit sie für Patientin-
nen und Patienten da sein können und wollen. Der Fach-
kräftebedarf steigt, je mehr Babyboomer sich aus dem 
aktiven Arbeitsleben verabschieden. Deshalb debattieren 
wir morgen in erster Lesung hier im Deutschen Bundes-
tag das Gesetz zur Befugniserweiterung und Entbürokra-
tisierung in der Pflege. Damit sollen Pflegefachkräfte ihre 
beruflichen Fähigkeiten besser zur Geltung bringen kön-
nen und von Bürokratielasten befreit werden. Jede Minu-
te, die sich eine Pflegekraft nicht mit Formularen be-
schäftigt, ist eine gewonnene Minute für die Patienten.

Ebenfalls morgen bringen wir den Gesetzentwurf zur 
Einführung einer bundeseinheitlichen Ausbildung zur 
Pflegefachassistenz in den Bundestag ein. Diese Ausbil-
dung löst 27 landesrechtliche Regelungen ab. Wer in 
einem anderen Bundesland arbeiten wollte, stand vor 
der Hürde, dass der Abschluss nicht in jedem Land aner-
kannt wurde. Damit machen wir jetzt Schluss.

Gleichzeitig arbeiten wir an einem Gesetz zur Be-
schleunigung von Anerkennungsverfahren ausländischer 
Berufsqualifikationen, insbesondere im ärztlichen, zahn-
ärztlichen und apothekerlichen Bereich. Wir senden da-
mit das deutliche Signal: Jede helfende Hand im Gesund-
heitsbereich ist willkommen.

Es gibt viel zu tun, damit das Vertrauen in unsere Ver-
sorgung bleibt. Tagtäglich sind Hunderttausende Men-
schen im Alltag von unseren Regelungen betroffen. Das 
ist mein Ansporn, und das sollte unser aller Ansporn sein.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Präsidentin Julia Klöckner:
Danke schön den beiden Ministern, auch für die Ein-

haltung der Redezeit. – Jetzt beginnt der eigentliche Fra-
geteil. Ich bitte, zunächst Fragen zu den beiden Berichten 
und zu den Geschäftsbereichen der anwesenden Mitglie-
der der Bundesregierung zu stellen. Alle Fraktionen er-
halten hierfür einmal das Wort, beginnend mit der größ-
ten Oppositionsfraktion.

Für die Hauptfrage und die Antwort stehen jeweils eine 
Minute zur Verfügung, für die Nachfrage des Fragestel-
lers oder der Fragestellerin und die Antwort darauf je-
weils 30 Sekunden. Weitere Nachfragen von anderen 
Abgeordneten sind in dieser Runde nicht möglich. Des-
halb bitte ich alle, die Mitglieder der Bundesregierung 
und auch diejenigen, die Fragen stellen, vereinbarte Zei-
ten einzuhalten, damit möglichst viele Fragen beantwor-
tet werden können und wir nachher dann auch in eine 
weitere Runde kommen.

Das Wort zur ersten Frage hat jetzt von der AfD der 
Abgeordnete Rüdiger Lucassen.

Rüdiger Lucassen (AfD):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Meine Frage geht an 

den Bundesminister der Verteidigung. Herr Minister 
Pistorius, die SPD ist ja die Partei der Gleichberechti-
gung. Sie als Minister haben immer wieder betont, dass 
Männer und Frauen in der Bundeswehr absolut gleichbe-
rechtigt sind. Ihre Kollegin Frau Esdar beispielsweise 
forderte erst vorgestern das Ende des Ehegattensplittings. 
Ihre Begründung: ein veraltetes Rollenbild. Der Gesetz-
entwurf der Koalition zur Modernisierung des Wehr-
dienstes unterscheidet hingegen zwischen Männern und 
Frauen. Männer müssen zukünftig den Fragebogen zur 
Wehrerfassung verpflichtend ausfüllen, Frauen nicht. 
Warum ist das so?

Boris Pistorius, Bundesminister der Verteidigung:
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr Ab-

geordneter, das ist relativ leicht zu beantworten. Die 
Pflicht der jungen Männer, den Fragebogen auszufüllen, 
ergibt sich aus der im Grundgesetz festgelegten Wehr-
pflicht für Männer. Aus dieser Formulierung ergibt sich 
schon: Es gibt keine Wehrpflicht für Frauen. Also kann 
ich auch keine einfachgesetzliche Pflicht für Frauen ab-
leiten aus einer grundgesetzlichen Pflicht, die nicht da ist.

Präsidentin Julia Klöckner:
Eine Nachfrage? – Bitte sehr.

Rüdiger Lucassen (AfD):
Danke, Frau Präsidentin. – Der Stand des Grundgeset-

zes ist mir natürlich bekannt, Herr Minister.

(Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist ja was Neues!)

Aber Sie hatten bei der Verschuldungsorgie kein Pro-
blem, das Grundgesetz zu ändern und sogar die Linken 
mit ins Boot zu holen. Das geht also. Warum kommt von 
Ihnen wie aus der gesamten SPD kein Ton zur Gleichbe-
rechtigung von Frauen und Männern, wenn es um den 
Wehrdienst geht? Also noch mal: Warum sind Frauen 
und Männer in Ihrem Gesetzentwurf nicht gleichgestellt?

Boris Pistorius, Bundesminister der Verteidigung:
Ich kann nur wiederholen, dass es keine Pflicht für 

Frauen im Grundgesetz gibt. Die Frage nach einer Grund-
gesetzänderung lässt sich durch zwei Antworten beant-
worten. Die eine ist: Eine Grundgesetzänderung hätte zu 
viel Zeit gekostet, die wir nicht haben, um den Wehr-
dienst in der neuen Form in Kraft zu setzen.

(Stephan Brandner [AfD]: Bei der Schulden-
bremse ging es doch auch! Innerhalb von we-
nigen Tagen!)

Die zweite ist: Ich sehe derzeit keine Zweidrittelmehrheit 
in diesem Haus und im Bundesrat für eine Änderung des 
Grundgesetzes in diese Richtung.

(Rüdiger Lucassen [AfD]: Sie wenden sich an 
die Falschen!)
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Präsidentin Julia Klöckner:
Nein, keine weiteren Nachfragen, bitte. – Jetzt hat das 

Wort für die CDU/CSU-Bundestagsfraktion die Abge-
ordnete Simone Borchardt. Bitte sehr.

Simone Borchardt (CDU/CSU):
Frau Ministerin, herzlichen Dank für Ihre Ausführun-

gen. – Sie haben zu Recht die Arbeit der Pflegekräfte 
gewürdigt. Dem können wir uns als Fraktion nur an-
schließen. Ich möchte hier noch mal in aller Deutlichkeit 
sagen: Gerade in der Pflege stehen wir vor großen He-
rausforderungen. Wir benötigen Personal. Wir brauchen 
auch in Zukunft kompetente und gute Pflegekräfte. Auch 
angesichts der demografischen Entwicklung möchte ich 
Sie gerne fragen: Was planen Sie, um die Attraktivität der 
Pflegeberufe zu erhöhen und auch die Kompetenzen der 
dort tätigen Menschen? – Danke.

Nina Warken, Bundesministerin für Gesundheit:
Sehr geehrte Frau Kollegin, vielen Dank für die Fra-

ge. – Ein wichtiger Bestandteil werden die beiden Pfle-
gegesetze sein, die wir morgen hier in erster Lesung 
beraten werden. Wichtig ist es, den Beruf attraktiver zu 
gestalten. Ich glaube, beim Thema „Vergütung der Pfle-
gekräfte“ sind wir in den vergangenen Jahren schon viele 
Schritte weitergekommen. Aber wenn man vor Ort ist, 
hört man eben immer wieder, dass die Bürokratie den 
Pflegekräften sehr zu schaffen macht. Sie haben ihren 
Beruf ja ursprünglich gewählt, um am Menschen Dienst 
zu verrichten, um ihre Tätigkeit für die Patientinnen und 
Patienten auszuüben. Und dafür bleibt oft zu wenig Zeit. 
Deswegen stärken wir sie, indem wir ihre Kompetenzen 
besser nutzen. Sie dürfen künftig in klar definierten Be-
reichen, wie zum Beispiel Wundversorgung und Dia-
betesmanagement, Dinge selbstständig tun, ohne die 
Rückkopplung mit dem Arzt. Das sorgt für schnellere 
Abläufe und spart Zeit. Wir werden auch bei den Doku-
mentationen dafür sorgen, dass die Zettelwirtschaft zu-
rückgedrängt wird; auch dadurch bleibt mehr Zeit.

Präsidentin Julia Klöckner:
Eine Nachfrage? – Bitte.

Simone Borchardt (CDU/CSU):
Frau Ministerin, in Ihrer Einführung haben Sie das 

Pflegeassistenzgesetz erwähnt. Vielleicht können Sie 
noch mal genauer darauf eingehen, welche Veränderun-
gen das in Zukunft für uns bringen wird. – Vielen Dank.

(Stephan Brandner [AfD]: Knallharte Fragen 
hier!)

Nina Warken, Bundesministerin für Gesundheit:
Momentan gibt es tatsächlich 27 landesrechtliche Re-

gelungen für junge Menschen, die diese Ausbildung be-
ginnen wollen. Das hat dazu geführt, dass, wenn man das 
Bundesland gewechselt hat, Abschlüsse nicht anerkannt 
worden sind. Wir schaffen das jetzt ab. Wir sorgen auch 
für eine einheitliche Ausbildungszeit von 18 Monaten. 
Da gab es eine Diskussion: Sind zwei Jahre oder ist ein 
Jahr besser? Jetzt haben wir uns auf 18 Monate geeinigt. 
Und wir sorgen dafür, dass der Übergang in eine weitere 

qualifizierende Ausbildung dann auch leichter möglich 
ist für die jungen Menschen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Präsidentin Julia Klöckner:
Danke schön. – Jetzt hat für die Fraktion Bündnis 90/ 

Die Grünen Frau Abgeordnete Agnieszka Brugger das 
Wort. Bitte sehr.

Agnieszka Brugger (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Meine Frage geht an 

Minister Pistorius. Wir sehen ja in der Ukraine nicht nur 
diesen brutalen russischen Krieg, der an Skrupellosigkeit 
immer weiter zunimmt, sondern wir erleben auch immer 
wieder, wie NATO-Luftraum verletzt wird und das quan-
titativ und qualitativ zunimmt, besonders in der letzten 
Nacht, als über NATO-Bündnisgebiet, unserem Partner 
Polen, mehrere Drohnen flogen, die teilweise abgeschos-
sen worden sind. Das würde ja auch ins Bild einer stän-
digen Provokation passen, des ständigen russischen Aus-
testens, wie die NATO reagiert. Was ist Ihre Bewertung 
der gestrigen Nacht, und was sollte die Reaktion der 
Bundesregierung und des Bündnisses darauf sein?

Boris Pistorius, Bundesminister der Verteidigung:
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Frau Kol-

legin, nach den Aussagen und den Mitteilungen des pol-
nischen Ministerpräsidenten reden wir über 19 Drohnen, 
Shahed oder baugleich, die offensichtlich von belarussi-
schem Gebiet aus auf ihren Weg geschickt worden sind. 
Es gibt definitiv keine Anlässe, zu vermuten, dass es sich 
hier um Kurskorrektur, Fehler oder dergleichen handelt. 
Diese Drohnen sind ganz offenkundig gezielt auf diesen 
Kurs gebracht worden. Um in die Ukraine zu fliegen, 
hätten sie diesen Weg nicht fliegen müssen. Sie waren 
offenkundig – so die Ansagen aus Polen – auch entspre-
chend munitioniert. Es hätte also jederzeit etwas passie-
ren können.

Was uns das lehrt, ist das, worüber wir seit mindestens 
zwei Jahren regelmäßig reden: dass wir eine ständige 
Bedrohung haben durch Provokationen russischer Streit-
kräfte im baltischen Luftraum, in der Ostsee, im Wasser, 
unter See, aber eben auch in Mitteleuropa, durch hybride 
Angriffe oder eben durch solche Flüge. Wir stellen uns 
darauf ein. Wir kooperieren mit den Polen bei der Kon-
sultierung nach Artikel 4. Wir unterstützen dieses Vor-
gehen, weil wir es für richtig halten.

Präsidentin Julia Klöckner:
Danke schön.

Boris Pistorius, Bundesminister der Verteidigung:
Hier müssen Signale gesetzt werden.

Präsidentin Julia Klöckner:
Eine Nachfrage.
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Agnieszka Brugger (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Minister, mit diesem technischen Begriff „hy-

bride Bedrohungen“ sind ja Sachen gemeint wie das 
Durchtrennen unserer Datenkabel in der Ostsee, Droh-
nenüberflüge über Bundeswehrkasernen, ein Hacker-
angriff auf den Bundestag, ein Auftragsmord im Tiergar-
ten von russischer Seite; die Liste ließe sich noch lange 
fortsetzen. Das sind eigentlich feindliche Attacken gegen 
unsere Gesellschaft und unser Land.

Sind Sie der Auffassung, dass die Bundesregierung 
genug tut, um Moskau klarzumachen – in Worten und 
in Taten –, dass wir das nicht weiter akzeptieren, damit 
das dann dort nicht als ein immer weiter gehendes Aus-
testen unserer Grenzen verstanden wird?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Boris Pistorius, Bundesminister der Verteidigung:
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Frau Kol-

legin, ja, ich bin dieser Auffassung. Die alte Bundesre- 
gierung hat schon viel auf den Weg gebracht. Diese setzt 
den Weg fort, nicht zuletzt durch die Verabredung der 
NATO von Defence Pledges von 3,5 bzw. 5 Prozent in 
den nächsten Jahren. Der Aufwuchs unseres jetzigen 
Haushaltes bildet das ab, die Beschleunigung der Be-
schaffung bildet das ab, der personelle Aufwuchs bildet 
das ab. Also: Ja.

Gleichzeitig geht es um die zu steigernde Resilienz der 
deutschen Gesellschaft und der deutschen Industrie ins-
gesamt, um sich besser dagegen zu wappnen, damit sol-
che Angriffe keinen Schaden anrichten. Und es geht um 
das Gefährdungsbewusstsein, das leider eben auch ge-
stärkt werden muss.

Präsidentin Julia Klöckner:
Danke schön. – Nun kommen wir zur Frage der SPD- 

Fraktion. Für die Fraktion hat Herr Abgeordneter Falko 
Droßmann das Wort. Bitte sehr.

Falko Droßmann (SPD):
Frau Präsidentin! Meine Frage richtet sich an den 

Bundesminister der Verteidigung. Herr Bundesminister 
Pistorius, seit dreieinhalb Jahren verteidigt sich die 
Ukraine gegen andauernde Angriffe der Russischen Fö-
deration. Mein Dank und auch der Dank meiner Fraktion 
gehen auch ganz persönlich an Sie, weil Sie nie einen 
Zweifel daran gelassen haben, dass wir die Ukraine unter-
stützen müssen. Sie waren damit auch ein Vorbild in ganz 
Europa. Wir haben in der letzten Nacht gesehen, wie 
wichtig es war, dass Sie da gestanden haben. Vielen 
Dank dafür!

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Nichtsdestotrotz gerät die Ukraine militärisch zuneh-
mend unter Druck, wenn wir den Berichten glauben 
dürfen. Deshalb meine Frage: Wie wird die weitere mi-
litärische Unterstützung Deutschlands für die Ukraine 
aussehen? Welchen Beitrag leistet Deutschland, um euro-
päische und internationale Unterstützung für die Ukraine 
weiter zu organisieren und weiter stabil zu halten?

Boris Pistorius, Bundesminister der Verteidigung:
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr Kol-

lege, in der Tat ist Deutschland inzwischen der größte 
Unterstützer der Ukraine; der Zusatz „nach den USA“ 
kann inzwischen wegfallen. Wir sind der größte Unter-
stützer. Wir werden im nächsten Jahr bei 9 Milliarden 
Euro liegen – dieses Jahr liegen wir knapp drunter –, 
haben aus Funding-Mitteln und EPF-Mitteln weitere 
900 Millionen Euro auftreiben können, um aus dem ers-
ten PURL-Paket mit 435 Millionen Euro ein Paket finan-
zieren zu können.

Viel wichtiger als das, was nach wie vor Bedeutung 
hat, gerade wenn es um Luftverteidigung in der Ukraine 
geht, sind die Joint Ventures zwischen der deutschen bzw. 
der europäischen und der ukrainischen Rüstungsindustrie 
mit Blick auf eine gemeinsame Produktion sowohl in der 
Ukraine als auch in Deutschland und Europa. Darum 
wird es in erster Linie gehen, weil die Kapazitäten der 
ukrainischen Rüstungsindustrie nicht ausgelastet werden 
können mit den Mitteln, die dort vorhanden sind. Das 
auszugleichen, wird die erste Aufgabe sein nach der wei-
teren Stärkung der Luftverteidigung. Ich füge das weitere 
Werben um Unterstützung bei unseren alliierten Partnern 
und Freunden hinzu.

Präsidentin Julia Klöckner:
Danke schön. – Eine Nachfrage? – Bitte.

Falko Droßmann (SPD):
Vielen Dank für die Antwort. – Sie haben es angespro-

chen: Im Rahmen der militärischen Hilfen wurde und 
wird auch Material der deutschen Streitkräfte an die 
Ukraine abgegeben. Herr Minister, handelt es sich dabei 
um Material, das für die deutsche Verteidigungsfähigkeit 
entscheidend ist? Und wie werden denn die entstehenden 
Lücken innerhalb unserer Streitkräfte geschlossen?

Boris Pistorius, Bundesminister der Verteidigung:
Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr Kollege, das ist 

relativ einfach: Das Material, das aus unseren Beständen 
an die Ukraine herausgegeben wird, nimmt im Umfang 
immer weiter ab. Gleichzeitig beschleunigen wir die Wie-
derbeschaffung dessen, was bereits ausgeliefert worden 
ist; das bleibt der Fokus. Deswegen gab es im letzten Jahr 
97 25-Millionen-Euro-Vorlagen im Ausschuss und wei-
tere hohe Zahlen in diesem Jahr, um genau das zu be-
werkstelligen und den weiteren Materialaufwuchs sicher-
zustellen.

Präsidentin Julia Klöckner:
Danke schön. – Wir kommen jetzt zur letzten Frage der 

ersten Runde. Für die Fraktion Die Linke hat Frau Abge-
ordnete Donata Vogtschmidt das Wort. Bitte.

Donata Vogtschmidt (Die Linke):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Meine Frage richtet 

sich ebenfalls an Herrn Pistorius. Der Krieg in der 
Ukraine hat sich ja zu einem gigantischen Labor für da-
tengetriebene Kriegsführung entwickelt. Seit Beginn der 
russischen Invasion im Februar 2022 wurden durch 
Drohnen und Sensorik Gefechtsvideos gesammelt, die 
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KI-Systeme trainieren sollen. Insgesamt sind mittlerweile 
etwa 2 Millionen Stunden, also 228 Jahre Material zu-
sammengekommen. Diese gewaltigen Datensätze wer-
den sogar als strategisches Druckmittel im Rahmen in-
ternationaler Kooperationen eingesetzt. Zudem wird auch 
offen geäußert, dass die US-Datenanalysefirma Palantir 
aktiv in der Ukraine eingebunden ist, etwa zur Analyse 
russischer Angriffe, Zielauflösung und auch zur Infra-
strukturplanung. Die Technologie dient aber nicht nur 
militärischen, sondern auch humanitären Zwecken, etwa 
mit Blick auf den Bau unterirdischer Schutzräume.

Damit stellt sich die Frage, wie Deutschland mit die-
sem hochsensiblen Feld umgeht, insbesondere weil die 
Gefahr besteht, dass ausländische Datenströme ungefil-
tert in militärische Beschaffungs- und auch Forschungs-
projekte einfließen und so eine neue Eskalationsdynamik 
in Richtung autonome Kriegsführung befeuern. Meine 
Frage ist deshalb: Welche Haltung vertritt die Bundes-
regierung zur Nutzung großer Gefechts- und Sensor-
datensätze aus aktuellen Kriegen –

Präsidentin Julia Klöckner:
Danke schön.

Donata Vogtschmidt (Die Linke):
– wie zum Beispiel diese 2 Millionen Stunden, auch 

durch private Tech-Unternehmen wie Palantir?

Boris Pistorius, Bundesminister der Verteidigung:
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Frau Kollegin, wir nut-

zen diese privat zur Verfügung gestellte Software meines 
Wissens nicht. Ich habe auch ein ambivalentes Verhältnis 
zu Palantir im Besonderen. Aber davon abgesehen ma-
chen wir uns natürlich zunutze, was auf dem Gefechtsfeld 
in der Ukraine jeden Tag geschieht. Natürlich lernen wir 
von den Erfahrungen der ukrainischen Streitkräfte, natür-
lich lernen wir von dem Kriegsverlauf, den es dort gibt, 
und das ist auch gut und notwendig. Das betrifft nicht nur 
digitale Daten, sondern auch alles andere, was physisch 
stattfindet. Natürlich werden wir gemeinsam mit unseren 
Partnern auswerten, was wir auswerten können.

Präsidentin Julia Klöckner:
Eine Nachfrage? – Bitte.

Donata Vogtschmidt (Die Linke):
Genau, eine Nachfrage noch. – Welche politischen 

oder auch rechtlichen Leitlinien existieren denn bereits 
oder planen Sie, um zu verhindern, dass Deutschland 
dadurch in eine faktische Abhängigkeit von Kriegsdaten 
gerät oder unbeachtet den Weg hin zu einer KI-gesteuer-
ten, autonomen Kriegsführung ebnet?

Boris Pistorius, Bundesminister der Verteidigung:
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Liebe Kolle-

gin, wir haben uns immer dazu committet, keine vollauto-
nome KI-gestützte Technologie zu benutzen, und dabei 
bleibt es.

Präsidentin Julia Klöckner:
Ich bedanke mich für diese erste Runde.
Nach Abschluss dieser Runde kommen wir nun zu 

Fragen zur vorangegangenen Kabinettssitzung, zu weite-
ren Geschäftsbereichen sowie zu allgemeinen Fragen. 
Die Regeln gleichen denen aus der ersten Runde. Es 
gibt jetzt aber zusätzlich die Möglichkeit, dass weitere 
Kolleginnen und Kollegen eine Nachfrage à 30 Sekunden 
zu einer aufgerufenen Hauptfrage stellen können, sofern 
es sich dabei um den gleichen Themenkomplex handelt.

Das Wort hat jetzt für die AfD-Fraktion der Abgeord-
nete Martin Sichert. Bitte.

Martin Sichert (AfD):
Meine Frage geht an die Gesundheitsministerin. Frau 

Warken, momentan werden Bürgergeldempfänger von 
der gesetzlichen Krankenversicherung mit 10 Milliarden 
Euro im Jahr finanziert. Das heißt, pro Beitragszahler 
gehen 172 Euro jedes Jahr für Bürgergeldempfänger 
drauf. Sie haben im Mai und Juni mehrfach versprochen – 
ich zitiere Sie –: „Die Behandlungskosten für Bürger-
geldempfänger sollten über den Bundeshaushalt [...] 
komplett abgedeckt werden.“ Das waren Ihre Worte. Im 
nun vorliegenden Haushaltsentwurf ist davon jedoch 
nichts zu finden. Sie haben uns im Gesundheitsausschuss 
sogar gesagt, dass für den Haushalt 2026 ebenfalls nicht 
geplant ist, dass diese Beiträge der Bürgergeldempfänger 
übernommen werden. Warum versprechen Sie den Men-
schen großspurig Entlastungen, wenn Sie sie dann nicht 
einhalten? Wollen Sie vorsätzlich die Demokratie schä-
digen?

Nina Warken, Bundesministerin für Gesundheit:
Es ist Ihnen und den Kolleginnen und Kollegen ja 

bekannt, Herr Kollege, vor welchen Herausforderungen 
wir hinsichtlich der Finanzen der gesetzlichen Kranken-
versicherung stehen. Das System ist in tiefroten Zahlen; 
das habe ich immer gesagt. Ich habe auch gesagt, dass ein 
Punkt, über den man natürlich eine ehrliche Debatte füh-
ren muss, das Thema „versicherungsfremde Leistungen“ 
bzw. das Thema „Bürgergeldempfänger“ ist. Das nehmen 
wir in den Blick, dazu gibt es Gespräche. Natürlich muss 
jede Reformkommission, die Vorschläge macht, mit ihren 
Vorschlägen erst mal über diese Klippe drüber, die Kos-
ten auszugleichen, die durch solche Leistungen entste-
hen.

Gleichfalls haben wir aber auch im Haushalt – auch das 
ist jedem bekannt – eine schwierige Situation: Nicht jeder 
Wunsch, der besteht, kann erfüllt werden. Deswegen su-
chen wir jetzt gemeinsam nach Lösungen, die die Kas-
senbeiträge stabilisieren und die Situation der GKV ver-
bessern. Es ist sicherlich ein Mix aus Maßnahmen, die 
wir da angehen – kurzfristig, mittel- und langfristig –, und 
da sind wir in einem guten Austausch.

Präsidentin Julia Klöckner:
Danke schön. – Eine Nachfrage? – Bitte.
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Martin Sichert (AfD):
Sie sind jetzt deutlich über hundert Tage in Regie-

rungsverantwortung. Sie haben bisher noch nichts kon-
kret unternommen, um die Kassenbeiträge zu stabilisie-
ren. Die Zeit drängt; das sieht jeder Bürger beim Blick auf 
seine Krankenkassenkosten.

Sie haben gerade eine Kommission angesprochen; die 
hatten Sie ja auch schon im Koalitionsvertrag verspro-
chen. Bisher ist von dieser Kommission nichts zu sehen. 
Ab welchem Datum startet denn diese Kommission, und 
aus welchen Experten soll diese Kommission bestehen? 
Und steht wenigstens schon fest, wann konkret Ergeb-
nisse zu erwarten sind?

Präsidentin Julia Klöckner:
Danke schön.

Nina Warken, Bundesministerin für Gesundheit:
Wir haben uns, Herr Kollege, im Koalitionsvertrag 

darauf verständigt, dass diese Kommission eingesetzt 
wird und Ergebnisse eigentlich erst im Sommer 2027 vor-
legen soll. Die Kommission muss natürlich sehr viel frü-
her Ergebnisse vorlegen, und deswegen wird die Kom-
mission den Auftrag bekommen, schon im Frühjahr 
nächsten Jahres erste Ergebnisse zu präsentieren. Deshalb 
beginnt sie auch sehr zeitnah mit ihrer Arbeit. Wir haben 
die Abstimmungen dazu in der Regierung jetzt beendet, 
und in den nächsten Tagen können wir dann auch die 
Mitglieder der Kommission und den Arbeitsauftrag be-
kannt geben.

Präsidentin Julia Klöckner:
Es gibt eine Nachfrage aus der Fraktion Bündnis 90/ 

Die Grünen, von Frau Abgeordneter Linda Heitmann. 
Bitte.

Linda Heitmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herzlichen Dank. – Das große Defizit, das in der GKV 

Ende dieses Jahres zu erwarten ist, und auch die immer 
noch nicht eingesetzte, von Ihnen vielfach angekündigte 
Kommission sind zwei Punkte, die auch uns als Bünd-
nis 90/Die Grünen große Sorgen machen. Ich weiß auch 
aus den Befragungen von Ihnen im Ausschuss, dass Sie 
sich immer gern dahinter verstecken, zu sagen, Sie war-
ten die Ergebnisse dieser Kommission ab.

Präsidentin Julia Klöckner:
Danke. Ihre Fragezeit ist um.

Linda Heitmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Nichtsdestotrotz möchte ich Sie fragen, ob Sie jetzt 

schon Vorstellungen davon haben, wie man die Einnah-
menseite auch in der GKV in Zukunft konkret verbessern 
kann.

Präsidentin Julia Klöckner:
Bitte sehr.

Nina Warken, Bundesministerin für Gesundheit:
Bei der GKV, Frau Kollegin, geht es, glaube ich, nicht 

nur um die Einnahmen-, sondern auch um die Ausgaben-
seite, und uns geht es insgesamt darum, auch eine bessere 
Steuerung ins System zu bekommen. Deswegen haben 
wir uns auf Maßnahmen geeinigt, die jetzt auch in der 
Erarbeitung bzw. Umsetzung sind, zum Beispiel das Pri-
märarztsystem oder die Notfall- und Rettungsdienstre- 
form, die auch schon vorbereitet ist, aber an vielen Stellen 
jetzt noch nachbereitet werden muss und in Kürze mit 
dem Referentenentwurf starten kann.

Präsidentin Julia Klöckner:
Danke schön.

Nina Warken, Bundesministerin für Gesundheit:
Ich kann Ihnen die Sorge nehmen: Die Kommission 

wird bald ihre Arbeit aufnehmen.

Präsidentin Julia Klöckner:
Bitte die Redezeiten einhalten! Danke. – Es gibt noch 

zwei weitere Nachfragen. – Die Möglichkeit für eine 
Nachfrage hat von der AfD-Fraktion der Abgeordnete 
Kay-Uwe Ziegler. Bitte.

Kay-Uwe Ziegler (AfD):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Frau Ministerin 

Warken, eigentlich nur mal eine Frage zu der Kommis-
sion – es wird immer gesagt, die wird jetzt eingesetzt –: 
Sind Ihnen die Mitglieder persönlich bzw. namentlich 
schon bekannt, und können Sie ausschließen, dass Mit-
glieder der Kommission für das, was die Krankenkassen 
im Moment an Defiziten haben, früher politisch verant-
wortlich waren, sodass wir nicht Leute sehen, die genau 
diese Zustände herbeigeführt haben, die wir jetzt überall 
erleben?

Nina Warken, Bundesministerin für Gesundheit:
Herr Kollege, die Kommission wird mit Wissenschaft-

lerinnen und Wissenschaftlern besetzt sein, die in ihrem 
Fachbereich jeweils eine unbestrittene Expertise aufwei-
sen können. Da wird es Experten zum Thema der öko-
nomischen Betrachtungsweise, der Versorgung, der Prä-
vention geben – verschiedene Blickwinkel also –, und 
auch das Sozialrecht wird in den Blick genommen. Also, 
wir haben eine, glaube ich, sehr gut austariert besetzte 
Kommission, die dann sicherlich auch gute Ergebnisse 
liefern wird.

Präsidentin Julia Klöckner:
Danke sehr. – Ich gebe noch die Möglichkeit zu einer 

Nachfrage, damit wir heute noch zu weiteren Hauptfra-
gen kommen können. – Für die Fraktion Die Linke hat 
Herr Abgeordneter Ates Gürpinar das Wort. Bitte.

Ates Gürpinar (Die Linke):
Vielen Dank für die Möglichkeit einer Nachfrage. – 

Frau Ministerin, Sie schließen Denkverbote nicht aus. 
Ein Denkverbot, das Sie nicht ausschließen – das ist heute 
wieder zu lesen –, sind Leistungskürzungen bei den Men-
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schen, die versorgt werden müssen. Sie erwecken den 
Anschein einer gewissen Denkverweigerung, was Ideen 
wie die Anhebung von Beitragsbemessungsgrenzen oder 
die Einbeziehung anderer Einnahmemöglichkeiten, zum 
Beispiel durch Miete oder Rendite, angeht. Schließen Sie 
das auch nicht aus, oder wird das von der Kommission 
nicht behandelt und eher die Seite der Leistungskürzun-
gen betrachtet?

Nina Warken, Bundesministerin für Gesundheit:
Also, Herr Kollege, ich persönlich habe heute keine 

Vorschläge für Leistungskürzungen gemacht, und auch 
mein Haus arbeitet an den Vorschlägen, auf die Sie, 
glaube ich, Bezug nehmen, im Moment nicht. Es geht 
darum, wenn man die Kassen und die Beiträge für Januar 
in den Blick nimmt, jetzt kurzfristig darüber zu sprechen, 
ob eine Unterstützung aus dem Haushalt möglich ist bzw. 
welche Maßnahmen dafür kurzfristig zu ergreifen sind. 
Das ist das eine.

Und dann gibt es die Kommission, die mittel- und 
langfristige Vorschläge machen und strukturelle Verände-
rungen vorschlagen muss, und da gibt es, wie ich es 
immer gesagt habe, auch keine Denkverbote.

Präsidentin Julia Klöckner:
Damit kommen wir zur zweiten Hauptfrage in dieser 

Runde, und das Wort hat für die CDU/CSU-Bundestags-
fraktion der Abgeordnete Thomas Erndl. Bitte sehr.

Thomas Erndl (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Ich richte meine Frage 

an den Herrn Bundesminister der Verteidigung. – Herr 
Minister, Sie beschreiben regelmäßig eindrücklich die 
Bedrohungslage und haben das dankenswerterweise 
auch bei den einleitenden Worten heute gemacht. Dieses 
Parlament hat auf die Bedrohungslage mit der Bereichs-
ausnahme für Verteidigungsausgaben bei der Schulden-
bremse bereits richtig reagiert und den Weg für einen 
grundsätzlichen Aufbau und Ausbau unserer Verteidi-
gungsfähigkeiten freigemacht.

Im Entwurf zum neuen Wehrdienstgesetz wollen Sie 
die Möglichkeit einer verpflichtenden Heranziehung mit 
der Voraussetzung verknüpfen, dass die verteidigungs-
politische Lage dies erfordert. Halten Sie die jetzige Be-
drohungslage für ausreichend?

Und wenn wir als Parlament diese Bedrohungslage für 
die Bereichsausnahme schon anerkannt haben: Was muss 
tatsächlich noch passieren, damit auch die Voraussetzun-
gen für die verpflichtende Heranziehung geschaffen wer-
den, wenn Freiwilligkeit nicht ausreicht? Und sollten wir 
diese Debatte nicht jetzt abschließend führen?

Präsidentin Julia Klöckner:
Danke sehr.

Boris Pistorius, Bundesminister der Verteidigung:
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr Kol-

lege Erndl, Sie haben mit den letzten beiden Sätzen die 
Antwort auf die Frage selbst gegeben. Es geht um zwei 
Faktoren: Es geht um die Frage der Sicherheitslage und 

um die Frage des Aufwuchses und das Maß, in dem es 
uns gelingt. Wir setzen darauf, auch nach den Erfahrun-
gen aus Schweden und nach dem, was wir in diesem Jahr 
und im letzten Jahr gesehen haben, dass die Freiwilligen-
zahlen reichen werden, um bis zum Jahre 2029/2030 auf-
steigend von diesem Jahr 15 000, 20 000, 23 000, 28 000 
und dann 33 000 Wehrpflichtige, insgesamt die Zahl der 
Wehrdienstleistenden dann im Durchlauf gehabt zu ha-
ben, die als Reservisten zur Verfügung stehen, und damit 
den Aufwuchs für die Reserve zu gewährleisten. Das ist 
der Plan.

Wenn sich diese Freiwilligenzahlen nicht bestätigen, 
wenn sie nicht eintreten, dann gilt es, den entsprechenden 
Mechanismus auszulösen. Dann werden wir einen Kabi-
nettsbeschluss unter dem Vorbehalt des Parlaments her-
beiführen – übrigens etwas, was auch jetzt notwendig 
wäre, um die Wehrpflicht zu reaktivieren, da sie seiner-
zeit, vor 14 Jahren, eben auch durch Parlamentsbeschluss 
außer Kraft gesetzt wurde.

Präsidentin Julia Klöckner:
Eine Nachfrage?

Thomas Erndl (CDU/CSU):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Herr Minister, wir 

müssen ja ein Zeichen der Stärke aussenden, Stärke 
ausstrahlen. Dafür braucht es auch Verbindlichkeit. Ja, 
wir setzen zunächst auf Freiwilligkeit; das haben wir so 
vereinbart. Trotzdem müssen wir auch Verlässlichkeit 
gegenüber unseren NATO-Partnern zeigen. Wie stellen 
wir sicher, dass diese Verbindlichkeit auch gewährleistet 
ist, unabhängig von zukünftigen politischen Debatten?

Boris Pistorius, Bundesminister der Verteidigung:
Frau Präsidentin! Herr Abgeordneter, diese politischen 

Debatten werden Sie nie vermeiden können.
(Sara Nanni [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 

Genau!)
Das ist eine der großen Fragen unserer Zeit: Wehrdienst 
bzw. Wehrpflicht. Wir müssen diese Diskussion ehrlich 
führen. Wir können sie jetzt führen, oder wir führen sie, 
wenn es so weit ist. In jedem Fall wird sie wahrscheinlich 
sogar zweimal geführt werden müssen, und das ist not-
wendig und richtig.

Die Verlässlichkeit gegenüber den Verbündeten ergibt 
sich aus unserem Gesamtmaßnahmenpaket – aus unseren 
NATO-Zielen, die wir schneller erreichen als andere, bis 
hin zur Beschleunigung des Infrastrukturausbaus bei der 
Bundeswehr und zu einem klaren Aufwuchspfad für den 
Wehrdienst.

Präsidentin Julia Klöckner:
Danke sehr. – Es gibt eine Nachfrage aus der Fraktion 

Bündnis 90/Die Grünen. Herr Abgeordneter Leon Eckert. 
Bitte sehr.

Leon Eckert (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Herr Bundesminister, 

wenn die CDU/CSU-Fraktion jetzt schon der Meinung 
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ist, dass die Freiwilligkeit nicht ausreichen wird und man 
die Pflicht bräuchte: Denken Sie nicht, dass die Bundes-
regierung es irgendwie nicht schafft, diese Bedrohungs-
lage richtig zu kommunizieren und auf die Menschen 
zuzugehen und zu erklären, wieso Menschen sich für 
dieses Land einsetzen sollen, und deswegen diese Frei-
willigkeit nicht gegeben ist?

Boris Pistorius, Bundesminister der Verteidigung:
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Herr Abgeordneter, die 

Frage impliziert, es gebe diese Bereitschaft nicht. Das ist 
falsch. Wir haben in diesem Jahr einen deutlichen An-
stieg der militärischen Einstellungen um fast 30 Prozent 
und liegen damit höher als in den letzten sechs Jahren. 
Der Aufwuchspfad sieht nächstes Jahr 20 000 Einstellun-
gen, dann 23 000, dann 28 000 vor; ich habe es gesagt. 
Bislang gibt es überhaupt keine Anzeichen, dass die Frei-
willigenzahlen nicht reichen werden.

Wir machen Werbung dafür. Wir erhöhen die Attrakti-
vität in vielen Bereichen, bis hin zu den Inhalten der Aus-
bildung. Das ist bereits in der Umsetzung, weil es genau 
darum geht.

Präsidentin Julia Klöckner:
Danke sehr. – Es gibt eine weitere Nachfrage aus der 

Fraktion CDU/CSU, von Frau Abgeordnete Diana 
Herbstreuth. Bitte sehr.

Diana Herbstreuth (CDU/CSU):
Werter Herr Minister, warum nennen Sie keine klaren 

Zwischenziele bei dem Aufwuchspfad, dem Weg bis 
2029 für die einsatzbereiten Streitkräfte sowohl im Be-
reich der Reserve als auch der aktiven Truppe? Dadurch 
schaffen wir keine Planungssicherheit für die Industrie 
und für die Bundeswehr. Wie sollen sich also die Indus-
trie und die Bundeswehr darauf einstellen, wenn Sie uns 
keine klaren Ziele vorgeben?

Boris Pistorius, Bundesminister der Verteidigung:
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Frau Ab-

geordnete, um ehrlich zu sein: Ich verstehe Ihre Frage 
nicht. – Ich habe gerade mehrmals sehr deutlich gesagt, 
wie der Aufwuchspfad für die Reserve in den nächsten 
Jahren aussieht; das steht in den Begründungen, steht in 
allen Papieren. Wir haben ein Konzept für den Aufwuchs 
der stehenden Streitkräfte. Wir haben ein Planungs- und 
Beschaffungsbeschleunigungsgesetz, das dafür Sorge tra-
gen wird – auch schon in seiner Ankündigung –, dass die 
Industrie weiß, worauf sie sich verlassen kann. Wir haben 
dank der Zustimmung dieses Hohen Hauses noch in der 
alten Wahlperiode zusammen mit den Grünen die Wei-
chen dafür gestellt, dass Geld zur Verfügung steht, um 
langfristige Verträge abzuschließen. Wenn Sie heute mit 
der Rüstungsindustrie sprechen, –

Präsidentin Julia Klöckner:
Danke für die Antwort.

Boris Pistorius, Bundesminister der Verteidigung:
– werden Sie niemanden hören, der Klage über zu 

wenig Planungssicherheit führt.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Präsidentin Julia Klöckner:
Es gibt zwei weitere Nachfragen, und ich bitte um 

Nachsicht, dass ich keine weiteren Nachfragen in dieser 
Runde zulasse. – Eine Nachfrage kommt aus der AfD- 
Fraktion. Herr Abgeordneter Martin Reichardt, bitte.

Martin Reichardt (AfD):
Herr Minister, die Streitkräfte brauchen natürlich eine 

gute Moral. Der Aufwuchs der Streitkräfte nach dem 
bisherigen Wehrpflichtmodell, aus dem man sich schon 
damals, als es noch bestand, quasi per Postkarte verab- 
schieden konnte, ist ja weiterhin gegeben. Planen Sie als 
Minister zum Beispiel einen Aufruf der Bundesregierung 
an die regierungstragenden Parteien und vielleicht auch 
die Grünen, mit gutem Beispiel voranzugehen und ihre 
eigenen Kinder und Familienangehörigen aufzufordern, 
Wehrdienst zu leisten und für Deutschland Dienst zu tun?

Boris Pistorius, Bundesminister der Verteidigung:
Nein.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN – Martin Reichardt [AfD]: Die Ant-
wort war nicht hörbar! – Zuruf von der AfD, an 
Abg. Martin Reichardt [AfD] gewandt: 
„Nein“; das war alles!)

Präsidentin Julia Klöckner:
Das war kurz und präzise. – Damit kommen wir zur 

letzten Nachfrage. Aus der Fraktion Die Linke hat Frau 
Abgeordnete Desiree Becker das Wort. Bitte.

Desiree Becker (Die Linke):
Danke für die Möglichkeit der Nachfrage. – Ich hätte 

tatsächlich auch noch mal eine Frage zu dem neuen Ge-
setzentwurf zum Wehrdienst. Wann gedenken Sie denn, 
junge Menschen in diese Diskussion miteinzubinden? Sie 
haben jetzt schon öfters Beschwerden darüber bekom-
men, dass über die Köpfe von Tausenden jungen Men-
schen hinweg entschieden wird. Und es ist ja auch, wie 
wir jetzt wissen, nicht nur ein rein auf Freiwilligkeit 
basierender Gesetzentwurf, sondern er hat auch ver-
pflichtende Elemente. Das würde mich tatsächlich mal 
interessieren.

Boris Pistorius, Bundesminister der Verteidigung:
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Her-

ren! Sehr geehrte Frau Kollegin, ich wundere mich ein 
bisschen; denn all diese Pflichten stehen im Grundgesetz, 
sie sind nur ausgesetzt. Wir setzen ab 2027 die Musterung 
wieder ein, und die Wehrerfassung wird durch einen Fra-
gebogen, der ausgefüllt werden muss, gewährleistet. Das 
sind die Minimalvoraussetzungen für das, was es zu er-
füllen gilt.
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Eine Diskussion findet bereits im öffentlichen Raum 
statt. Ich führe sie mit Schulklassen, ich führe sie mit 
Verbänden. Auch der parlamentarische Raum ist in einer 
repräsentativen Demokratie der Raum, in dem so was zu 
diskutieren ist. Diese Diskussion wird stattfinden; ich 
habe es gesagt. Aber noch reden wir ausschließlich über 
freiwilligen Wehrdienst.

Präsidentin Julia Klöckner:
Danke schön.

Boris Pistorius, Bundesminister der Verteidigung:
Und ich sehe keine Anhaltspunkte dafür, dass wir da-

von werden abweichen müssen.

Präsidentin Julia Klöckner:
Danke sehr. – Wir kommen zur nächsten Hauptfrage, 

und die kommt von der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. 
Der Abgeordnete Herr Dr. Janosch Dahmen hat das Wort. 
Bitte.

Dr. Janosch Dahmen (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Ich würde meine 
Frage gerne an Ministerin Warken stellen wollen. Frau 
Ministerin, der Sudhof-Bericht aus Ihrem Haus hat im 
Zusammenhang mit dem beispiellosen Skandal bei der 
Maskenbeschaffung die milliardenschweren Fehler für 
den Steuerzahler belegt, in Teilen aufgeschlüsselt und 
umfangreiche Pflichtverletzungen im Rahmen der Be-
schaffung im Bundesgesundheitsministerium dokumen-
tiert. Haben Sie disziplinarrechtliche Konsequenzen aus 
diesem Bericht geprüft, und, wenn ja, welche?

Nina Warken, Bundesministerin für Gesundheit:
Wir sind nach wie vor dabei, diesen Bericht auszuwer-

ten und aufzuarbeiten. Er bietet leider nur in begrenztem 
Umfang Anknüpfungspunkte für konkrete Maßnahmen; 
aber wir haben im Blick, ob Konsequenzen daraus zu 
ziehen sind. Aber nein, bislang nicht.

Präsidentin Julia Klöckner:
Gibt es eine Nachfrage?

Dr. Janosch Dahmen (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Ich würde gerne eine Nachfrage stellen. – Ist Ihnen 
bekannt, ob Ihr Amtsvorgänger und die vorige Hauslei-
tung disziplinarrechtliche Maßnahmen aus der Masken-
beschaffung geprüft haben, und, wenn ja, wie waren die 
Ergebnisse?

Nina Warken, Bundesministerin für Gesundheit:
Dazu kann ich Ihnen an dieser Stelle keine Auskunft 

geben.

Präsidentin Julia Klöckner:
Danke sehr. – Es gibt eine weitere Nachfrage aus der 

Fraktion Bündnis 90/Die Grünen: der Abgeordnete 
Dr. Armin Grau. Bitte sehr.

Dr. Armin Grau (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Frau Ministerin Warken, ich bleibe bei den Milliarden-

ausgaben aus Ihrem Haus. Im Haushaltsbegleitgesetz 
sind sogenannte Sofort-Transformationskosten in Höhe 
von 4 Milliarden Euro vorgesehen, die mittels Rech-
nungszuschlägen an die Kliniken per Gießkanne aus-
gezahlt werden sollen. Damit geht ein starker Fehlanreiz 
zu weiteren Fallzahlsteigerungen und kurzfristiger Men-
genausweitung einher. Davon profitieren dann vor allem 
die Häuser, die kurzfristig Fallzahlen steigern können. 
Wieso werden diese Mittel – immerhin 4 Milliarden 
Euro –

Präsidentin Julia Klöckner:
Danke für die Frage.

Dr. Armin Grau (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
– nicht gezielt an bedarfsnotwendige Häuser, zum Bei-

spiel in Form von Sicherstellungszuschlägen und Notfall-
zuschlägen, gezahlt?

Nina Warken, Bundesministerin für Gesundheit:
Frau Präsidentin! Herr Kollege, wir haben den Aus-

zahlmechanismus so gewählt, weil wir glauben, dass 
das eine schnelle und bürokratiearme Lösung ist, um 
den Kliniken vor Ort, die sich im Transformationsprozess 
befinden, Hilfe zukommen zu lassen und diesen Trans-
formationsprozess zu unterstützen. Das Thema der mög-
lichen Mengenausweitung in missbräuchlicher Weise, 
wie Sie es beschrieben haben, oder diesen Fehlanreiz 
sehen wir so nicht. Es gibt auch Personalbemessungs-
untergrenzen.

Präsidentin Julia Klöckner:
Danke sehr.

Nina Warken, Bundesministerin für Gesundheit:
Wir haben das in den Blick genommen und uns für 

diese Lösung entschieden.

Präsidentin Julia Klöckner:
Danke sehr. – Es gibt eine weitere Nachfrage: aus der 

AfD-Fraktion. Herr Abgeordneter Kay-Uwe Ziegler, bit-
te.

Kay-Uwe Ziegler (AfD):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Noch mal zum Sud-

hof-Bericht; denn das war gerade eigentlich die Haupt-
frage. In der offiziellen Stellungnahme von Frau Sudhof 
wurde erwähnt, dass aktuell pro Woche 100 Lkw-Ladun-
gen FFP2-Masken vernichtet werden müssen. Können 
Sie das hier bitte noch mal bestätigen und sagen, welche 
Kosten das Ganze pro Woche in etwa verursacht? – Dan-
ke.

Nina Warken, Bundesministerin für Gesundheit:
Herr Kollege, wir haben dazu ja bereits öfter berichtet, 

sowohl im Haushaltsausschuss als auch im Gesundheits-
ausschuss. Es ist kein Geheimnis, dass noch Schutzaus-
rüstung in größerem Umfang besteht, die vernichtet wer-
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den muss. Das wird immer in bestimmten Zyklen, wenn 
die Haltbarkeitsdaten ablaufen, auch getan.

Ich kann Ihnen gerne die konkreten Zahlen nachlie-
fern; aber auf die Woche runtergebrochen kann ich das 
an dieser Stelle jetzt nicht sagen.

Präsidentin Julia Klöckner:
Die letzte Nachfrage zu dieser Hauptfrage, damit wir 

auch noch zu weiteren Fragen kommen können, ist eine 
Frage aus der Fraktion Die Linke. Herr Abgeordneter 
Ates Gürpinar, bitte.

Ates Gürpinar (Die Linke):
Frau Ministerin Warken, vielen Dank für die Möglich-

keit einer Nachfrage. – Sie haben gerade gesagt, der Be-
richt von Frau Sudhof sei in den Möglichkeiten für Sie, 
daraus Konsequenzen zu ziehen, begrenzt. Planen Sie, 
auch wenn die Möglichkeiten begrenzt sind – aber es 
geht immer noch um einen Streitwert von 2,3 Milliarden 
Euro –, selbst nachzubohren und nachzuhaken, um die 
Grenzen ein wenig aufzuweichen und neue Erkenntnisse 
zu ziehen, oder belassen Sie es bei dem Sudhof-Bericht, 
dessen Anknüpfungspunkte Sie selbst für begrenzt hal-
ten?

Nina Warken, Bundesministerin für Gesundheit:
Herr Kollege, wir werden uns die Vorgänge rund um 

die Beschaffung anschauen. Vor allem begleiten wir die 
laufenden Gerichtsverfahren, wo es darum geht, ob noch 
Vergleiche abzuschließen sind oder nicht.

Wie kann man die Belastung für den Steuerzahler an 
der Stelle möglichst begrenzen? Welche Lehren können 
wir daraus ziehen, wie man den Beschaffungsvorgang 
damals gestaltet hat, und wie muss man ihn in Zukunft, 
im erneuten Fall einer Krise, gestalten? Das alles haben 
wir im Blick; seien Sie versichert. Wir haben auch eine 
neue Arbeitseinheit im Haus geschaffen, die den Bericht 
auswertet.

Präsidentin Julia Klöckner:
Danke schön.

Nina Warken, Bundesministerin für Gesundheit:
Wir kümmern uns um die Dinge.

Präsidentin Julia Klöckner:
Wir kommen zur nächsten Hauptfrage, die von der 

Fraktion der SPD kommt. Das Wort hat Herr Abgeord-
neter Dr. Christos Pantazis. Bitte sehr.

Dr. Christos Pantazis (SPD):
Meine Frage richtet sich an Frau Ministerin Warken. – 

Frau Ministerin Warken, es wird berichtet, dass im Koa-
litionsausschuss Einigkeit herrscht, dass es zu keinen 
weiteren Beitragssteigerungen kommen soll. Schließlich 
sind ja die Beitragszahlerinnen und -zahler bis dato auch 
schon in Vorleistung getreten. Allerdings ist die Situation 
in der GKV wie auch in der SPV schwierig, und die 
Herausforderungen sind ziemlich groß. Der Schätzerkreis 
tagt ja auch bald, nämlich im Oktober.

Vor diesem Hintergrund habe ich die Frage: Wie schaut 
eigentlich der Plan aus? Was sehen Sie vor, um die Bei-
tragssätze für 2026 stabil halten zu können?

(Dr. Janosch Dahmen [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Berechtigte Frage!)

Nina Warken, Bundesministerin für Gesundheit:
Herr Kollege, Sie haben natürlich recht: Man kann mit 

solchen Maßnahmen nicht ewig zuwarten, weil auch Si-
cherheit bestehen muss. Die Krankenkassen brauchen 
Planungsspielraum. Momentan – das ist auch kein Ge-
heimnis – besteht noch eine Finanzierungslücke von 
4 Milliarden Euro in der GKV. Wir haben auch schon 
Maßnahmen eingeleitet und sind jetzt dabei, zu schauen, 
ob wir kurzfristig zusätzliche Mittel im Haushalt einstel-
len oder andere kurzfristige Maßnahmen ergreifen müs-
sen. Wir sind da in einem engen Austausch. Mit Blick auf 
die Notwendigkeit einer zügigen Entscheidung werden 
wir in angemessener Zeit, noch im Herbst, etwas auf 
den Weg bringen bzw. vorstellen.

Präsidentin Julia Klöckner:
Eine Nachfrage.

Dr. Christos Pantazis (SPD):
Wenn wir über GKV-Finanzen diskutieren, dann dis-

kutieren wir natürlich auch über Modernisierung und vor 
allem über Strukturreformen, weil diese nicht nur quali-
tativer Natur sind, sondern auch monetäre Effizienzreser-
ven heben. Nun gibt es aktuell Kritik an der sogenannten 
Weiterentwicklung der Krankenhausreform im KHAG. 
Wie stehen Sie dazu, dass gerade die Kritik geäußert 
wird, wir respektive Sie würden mit dem Entwurf die 
Reform verwässern und nicht weiterentwickeln?

Nina Warken, Bundesministerin für Gesundheit:
Herr Kollege, wir haben mit der Reform das gemein-

same Ziel, die Qualität zu erhöhen und die Leistungen 
und den Personaleinsatz zu bündeln, verbunden mit der 
Auswirkung, dass künftig nicht mehr jede Behandlung 
überall stattfinden kann, sondern bestimmte spezielle Be-
handlungen in speziellen Häusern stattfinden sollen. Die-
ses Ziel wird mit der Reform nach wie vor verfolgt. Die 
Reform wird natürlich Effekte haben; sie ist aber keine 
Sparmaßnahme, zumindest nicht kurzfristig.

Mit den jetzt vorgenommenen Anpassungen, zum Bei-
spiel einer Fristverschiebung, damit die Länder mehr Zeit 
für die Planung –

Präsidentin Julia Klöckner:
Danke sehr.

Nina Warken, Bundesministerin für Gesundheit:
– und die Möglichkeit haben, Kooperationen einzuge-

hen, verwässern wir die Reform nicht.

Präsidentin Julia Klöckner:
Danke sehr. – Es gibt weitere Nachfragen. Aus der 

Fraktion der AfD hat Herr Abgeordneter Martin Sichert 
das Wort. Bitte sehr.
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Martin Sichert (AfD):
Frau Ministerin, zur Stabilisierung der Beiträge für die 

Krankenkassen hat Ihr Staatssekretär Tino Sorge heute 
einen Beitrag öffentlich gemacht, in dem er sagt, er 
möchte Beitrags- und Leistungskürzungen bei der gesetz-
lichen Krankenversicherung in Form eines Basistarifs. 
Jetzt haben Sie vorhin selbst gesagt: Nein, ich sehe es 
nicht so, dass man Leistungen kürzen sollte. – Das wirkt 
so, als wäre das mit Ihnen nicht abgesprochen. Ist das 
jetzt unabgesprochen rausgegangen von Tino Sorge, 
oder stehen Sie auch dafür, dass gegebenenfalls Leistun-
gen in der gesetzlichen Krankenversicherung im Rahmen 
eines Basistarifs gekürzt werden sollten?

Nina Warken, Bundesministerin für Gesundheit:
Herr Kollege, da haben Sie mich falsch verstanden. Ich 

habe nicht gesagt, dass ich nicht für Leistungskürzungen 
bin. Ich habe gesagt, ich bin für Maßnahmen wie zum 
Beispiel eine bessere Steuerung, eine Effizienzhebung 
im System, gegebenenfalls eben auch Leistungskürzun-
gen.

(Dr. Janosch Dahmen [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN], an die SPD gewandt: Oh, oh, oh! 
Liebe SPD, hört gut zu! Hört gut zu!)

Zu dem konkreten Vorschlag habe ich mich dahin gehend 
geäußert, dass es nicht mein Vorschlag ist und dass der 
Vorschlag momentan nicht im Haus erarbeitet wird, son-
dern sicherlich auch in der Kommission besprochen wer-
den kann, so wie alle Themen, auch Leistungskürzungen, 
Einnahmenseite/Ausgabenseite, in der Kommission be-
sprochen werden.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Präsidentin Julia Klöckner:
Es gibt dazu noch zwei weitere Nachfragen. – Einfach 

noch mal zur Erläuterung: Ich mache ab einer gewissen 
Anzahl an Nachfragen, die etwa gleichgehalten sind bei 
den Hauptfragen, Schluss, damit auch noch weitere 
Hauptfragen drankommen können.

Die zwei Nachfragen kommen aus der Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen. Herr Abgeordneter Dr. Janosch 
Dahmen hat das Wort.

Dr. Janosch Dahmen (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Vielen Dank, Frau 
Ministerin. Jetzt ist es so, dass die Krankenkassenbei-
träge die ganze Zeit ansteigen. Über 20 Kassen haben 
dieses Jahr ihre Zusatzbeiträge unterjährig erhöhen müs-
sen. Wir haben gerade am Freitag die neuen Ausgaben-
zahlen erhalten: noch einmal ein starker Anstieg auf der 
Ausgabenseite. Und Sie schließen hier heute Leistungs-
kürzungen auch nicht mehr aus.

Ich frage Sie: Wann legen Sie dem Parlament wirk-
same Strukturreformen, wie eine Notfallreform und ein 
Primärarztsystem, zur Beschlussfassung vor, damit Geld 
gespart wird, wenn doch die Ausgaben das große Pro-
blem der Krankenkassen sind?

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Nina Warken, Bundesministerin für Gesundheit:
Herr Kollege, ja, die Beitragssatzsteigerungen gab es 

nicht nur in diesem Jahr; es gibt sie seit vielen Jahren. Es 
ist schon ein gewisser Automatismus, dass in jedem 
Januar die Beiträge steigen. Wir sind uns in der Bundes-
regierung einig, dass wir den durchbrechen und für eine 
Stabilisierung sorgen wollen. Dafür werden jetzt Maß-
nahmen ergriffen, kurz-, mittel- und langfristig. Das 
habe ich schon gesagt.

Ein Primärarztsystem – das wissen Sie selbst – kann 
man nicht von heute auf morgen einführen. In den nächs-
ten Wochen beginnen die Gespräche mit den Stakehol-
dern dazu, welche Regelungen zu treffen sind.

Präsidentin Julia Klöckner:
Danke sehr.

Nina Warken, Bundesministerin für Gesundheit:
Und die Notfall- und Rettungsdienstreform werden wir 

auch im Herbst mit einem Referentenentwurf behandeln 
können.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Präsidentin Julia Klöckner:
Eine letzte Nachfrage zu dieser Hauptfrage kommt 

ebenfalls von der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. 
Frau Abgeordnete Simone Fischer, bitte sehr.

Simone Fischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Frau Mi-

nisterin Warken, die Pflegepersonaluntergrenzen gehören 
zu den wenigen Instrumenten, die bislang Mindeststan-
dards in der Versorgung sichern, sowohl für eine verläss-
liche Patientensicherheit als auch zum Schutz der Pfle-
genden vor Überlastung. Im aktuellen Referentenentwurf 
zum Krankenhausreformanpassungsgesetz sollen sie als 
Qualitätskriterium für die Leistungsgruppen nicht be-
rücksichtigt werden. Damit entfällt ein wesentliches Ele-
ment der Qualitätssicherung für Patientinnen und Patien-
ten.

Präsidentin Julia Klöckner:
Danke.

Simone Fischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Welche konkreten Maßnahmen plant die Bundesregie-

rung, um sicherzustellen, dass die Pflege verbindlich in 
den Qualitätsvorgaben –

Präsidentin Julia Klöckner:
Bitte die Zeit einhalten! Danke.

Simone Fischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
– der Leistungsgruppen abgebildet wird?
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(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Nina Warken, Bundesministerin für Gesundheit:
Frau Präsidentin! Frau Kollegin, ich bin dankbar für 

die Frage, weil immer wieder gesagt wird, diese Pflege-
personaluntergrenze würde fallen. Das ist nicht richtig. 
Wir streichen sie in diesem Referentenentwurf, weil wir 
schlicht der Meinung sind, dass sie bereits in der Pflege-
personaluntergrenzen-Verordnung geregelt ist und des-
wegen nicht noch zusätzlich in den Qualitätsvorgaben 
für die Leistungsgruppen in diesem Gesetz geregelt wer-
den muss. Wir sind an der Stelle dafür, Doppelregelungen 
zu vermeiden, aber dennoch die hohen Qualitätsstandards 
einzuhalten.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Dr. Janosch Dahmen [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Funktioniert ja bei Ihnen nicht! 
Auf dem Rücken der Pflegekräfte werden sie 
eingehalten!)

Präsidentin Julia Klöckner:
Wir kommen zur nächsten Hauptfrage. – Jetzt ist dran 

die Fraktion Die Linke, und Frau Abgeordnete Julia 
Stange hat das Wort. Bitte.

Julia-Christina Stange (Die Linke):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Meine Frage geht 

auch an Ministerin Warken. Die aktuellen Debatten um 
Fehlzeiten und unbezahlte Karenztage zeigen uns eins: 
Wer krank ist, wird benachteiligt. Das trifft vor allem 
chronisch Kranke, laut RKI immerhin etwa 50 Prozent 
der Erwachsenen in Deutschland, darunter sehr viele 
Frauen, und die liegen Ihnen ja besonders am Herzen.

Ein Beispiel möchte ich nennen: Frauen mit Endo-
metriose. Wir haben hier ja einen hohen Männeranteil. 
Deswegen will ich mal ganz kurz umreißen, was Endo-
metriose bedeutet: Frauen sind tagelang ausgeknockt – 
Krämpfe, Erbrechen, das Gefühl, zu verbluten, Durchfall, 
Ohnmacht –, und das jeden Monat. Das ist die Realität 
jeder zehnten Frau in Deutschland. Viele Betroffene quä-
len sich heute unter Schmerzen zur Arbeit, haben Angst, 
ihren Job zu verlieren. Diese Frauen brauchen politische 
Rahmenbedingungen und Ihre Verantwortung als Minis-
terin.

Daher frage ich Sie: Was sind Ihre Vorschläge, um 
Frauen mit chronischen Erkrankungen wie Endometriose 
den Arbeitsalltag zu erleichtern –

Präsidentin Julia Klöckner:
Danke.

Julia-Christina Stange (Die Linke):
– und krankheitsbedingte Existenzängste konkret ab-

zubauen?

Präsidentin Julia Klöckner:
Bitte die Zeit beachten!

Nina Warken, Bundesministerin für Gesundheit:
Frau Präsidentin! Frau Kollegin, ich bin froh, dass Sie 

mit dieser Frage dazu beitragen, dass wir auch über sol-
che Themen sprechen. Ich glaube, das Wichtigste ist, dass 
wir Krankheiten wie die Endometriose, aber auch die 
Menopause viel mehr aus der Tabuzone herausholen 
und darüber sprechen. Diese haben auch Auswirkungen 
auf den Arbeitsalltag von Frauen.

Deswegen ist es wichtig, glaube ich, dass wir ein 
Selbstverständnis dafür bekommen und Arbeitgeber und 
Arbeitnehmerin die Dinge gemeinsam in den Blick neh-
men und so regeln, dass dies nicht dazu führt, dass Frauen 
sagen: Dann gehe ich lieber nicht arbeiten oder reduziere 
ich, weil ich Sorge davor habe, mich dann auch am Ar-
beitsplatz mit dem Thema zu outen.

Das alles sind Regelungsbereiche, die nicht allein in 
meinem Zuständigkeitsbereich liegen. Aber ich bin im 
Austausch mit den Kolleginnen und Kollegen. Ich glau-
be, es ist ein wichtiges Anliegen, dass wir da vorankom-
men und Rahmenbedingungen schaffen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Präsidentin Julia Klöckner:
Eine Nachfrage? – Bitte.

Julia-Christina Stange (Die Linke):
Genau, eine Nachfrage. – Möchten Sie sich auch po-

litisch dafür einsetzen? Blicken wir zum Beispiel nach 
Spanien! Dort haben die Frauen Gelegenheit, sich drei 
Tage freizunehmen – bezahlt, unabhängig von den AU- 
Tagen. Könnten wir dieses System nicht auch hierzulande 
einführen? Das würde schnell Abhilfe leisten.

Nina Warken, Bundesministerin für Gesundheit:
Frau Kollegin, diese Vorschläge werden natürlich im-

mer diskutiert. Das würde einerseits zur Entlastung der 
Frauen führen, zöge andererseits aber natürlich finan-
zielle Folgen für das System nach sich und würde auch 
Herausforderungen für den Arbeitgeber darstellen. Des-
wegen müssen wir diese Dinge sorgfältig abwägen. Das 
kann ich nicht allein entscheiden.

Wir müssen die Dinge immer in der Gesamtheit in den 
Blick nehmen. Wir haben gerade eben lange über die 
Kostensituation gesprochen. Ich glaube, auch die müssen 
wir in den Blick nehmen. So wünschenswert viele Dinge 
sind, so schwierig sind sie manchmal eben umzusetzen.

Präsidentin Julia Klöckner:
Danke.

Nina Warken, Bundesministerin für Gesundheit:
Ich bin aber dafür, dass wir uns dieses Themas anneh-

men.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
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Präsidentin Julia Klöckner:
Es gibt eine weitere Nachfrage, jetzt aus der Fraktion 

Bündnis 90/Die Grünen: Frau Abgeordnete Dr. Kirsten 
Kappert-Gonther. Bitte.

Dr. Kirsten Kappert-Gonther (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN):

Vielen Dank, Frau Präsidentin, für das Zulassen der 
Nachfrage. – Sehr geehrte Frau Ministerin, die Stich-
worte „Frauengesundheit“, „Endometriose“ und „Meno-
pause“ haben wir gehört. Nun wissen wir ja, dass es beim 
Zugang zum medizinisch sicheren Schwangerschafts-
abbruch erhebliche Versorgungslücken in Deutschland 
gibt; das hat jetzt gerade die ELSA-Studie aus Ihrem 
Hause, eine sehr umfangreiche, sehr wissenschaftlich va-
lide Studie, ergeben. Welche Maßnahmen planen Sie in 
Zukunft vorzunehmen, damit diese Wege für Frauen, die 
sowieso schon in Not sind, nicht noch zusätzlich er-
schwert werden?

Nina Warken, Bundesministerin für Gesundheit:
Frau Kollegin, vielen Dank. – Auch in diesem Bereich 

gilt: Ja, die Versorgungslage hat Luft nach oben. Bundes-
weit ist das unterschiedlich. Es gibt Regionen, wo Bera-
tungen und Behandlungen besser erreichbar sind als in 
anderen. Das Ganze ist auch nicht ausschließlich in un-
serer Zuständigkeit zu sehen. Aber wir nehmen den Auf-
trag aus dem Koalitionsvertrag ernst, die Versorgungs-
lage zu verbessern, und sind auch mit den Ländern im 
Austausch, Beratungsangebote auszuweiten und bei der 
Ausbildung von Ärztinnen und Ärzten darauf zu achten, 
dass entsprechende Ausbildungsinhalte vermittelt wer-
den.

Sie wissen, das ist ein schwieriges Thema. Das ist auch 
ein Thema, bei dem im Bereich der Ärzte eine gewisse 
Freiwilligkeit gegeben sein muss. Man kann also nicht 
den Schalter umlegen, um die Versorgungslage zu ver-
bessern. Aber gerade beim Thema „Abgabe von Ver-
hütungsmitteln“ haben wir uns auch vorgenommen, –

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Frau Ministerin.

Nina Warken, Bundesministerin für Gesundheit:
– Dinge zu verbessern. Deswegen ist es ein Paket von 

Maßnahmen.

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Vielen Dank für die Antwort. – Ein herzliches Hallo 

von mir! Wir haben hier gewechselt.
Ich sehe im Moment zu diesem Thema keine weitere 

Nachfrage und würde dann mit der nächsten Hauptrunde 
starten. Da käme als Erstes Stephan Brandner von der 
AfD-Fraktion dran.

Stephan Brandner (AfD):
Ein fröhliches Hallo auch von mir! – Je später man in 

einer Fragestunde drankommt, desto mehr Themen sind 
abgegrast. Aber eine Frage habe ich noch an Frau 
Warken. Diese betrifft den meteorologisch zu Ende ge-

gangenen Höllensommer 2025; kalendarisch läuft er 
noch ungefähr zehn Tage. Temperaturen: über 20 Grad. 
Wir hatten Tage mit Niederschlag. Also wirklich abartige 
Zustände in Deutschland!

Im Juni 2025, Frau Warken, hat Ihr Ministerium Mus-
terhitzeschutzpläne für Veranstaltungen und Breiten-
sport, Apotheken und ambulante psychotherapeutische 
Praxen vorgelegt mit dem Inhalt, man sollte weniger 
Bier trinken und das Grillen unterlassen – also nicht in 
den Apotheken, sondern bei den öffentlichen Veranstal-
tungen. In Apotheken sollten Hitzeschutzbeauftragte er-
nannt werden und Schulungen durchgeführt werden. Was 
war denn der Erfolg dieser Musterhitzeschutzpläne, die 
Sie uns im Juni 2025 präsentiert haben?

Nina Warken, Bundesministerin für Gesundheit:
Herr Kollege, ich weiß nicht, ob Ihr Wortbeitrag hilf-

reich ist,

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

da es, glaube ich, unsere Aufgabe ist, die Bürgerinnen 
und Bürger zu sensibilisieren und das Thema ernst zu 
nehmen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der Linken)

Auch wenn dieser Sommer vielleicht nicht alle Re-
korde gebrochen hat, ist das ein tatsächlich ernstzuneh-
mendes Thema. Wir müssen die Bevölkerung dafür sen-
sibilisieren, selbst Vorsorge zu treffen. Und ich kann Ihre 
Frage auch nicht ganz einordnen, nachdem mich Ihr Kol-
lege kürzlich darauf angesprochen hat, dass ich doch für 
mehr Hitzeschutz in den Krankenhäusern und Pflegehei-
men sorgen soll. Entweder ist es ein Problem, oder es ist 
kein Problem. Da müssen Sie sich schon entscheiden.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Nachfrage?

Stephan Brandner (AfD):
Rekordverdächtig in diesem Sommer war für mich 

eigentlich eher die Durchschnittlichkeit des Sommers. 
Das war ein ganz normaler Sommer. Ich weiß nicht, wo 
Sie da Rekorde sehen.

Ich nehme das durchaus ernst – sonst würde ich das 
hier nicht in der Primetime im Plenarsaal fragen – und 
habe doch ganz klar gefragt: Hitzeschutzpläne für Apo-
theken, für ambulante psychotherapeutische Praxen und 
für Sportveranstaltungen: Was hat das damit auf sich? 
Was hat uns das gebracht? Das muss doch auch Sie in-
teressieren. Deshalb noch mal eine Nachfrage: Wie viele 
Menschen in Ihrem Hause beschäftigen sich zu welchen 
Kosten mit der Erstellung von Hitzeschutzplänen?
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Nina Warken, Bundesministerin für Gesundheit:
Wir sind zuständig für die Kontrolle und Durchführung 

von Hitzeschutzmaßnahmen. Wir haben eine Abteilung, 
die sich mit dem Thema „Öffentliche Gesundheit“ be-
fasst. In dem konkreten Fall, auf den Sie abzielen, war 
es eine gemeinsame Aktion mit dem DOSB, der es auch 
als seine Aufgabe sieht, Kinder und Jugendliche zu sen-
sibilisieren und zu warnen, wenn man Sport treibt, Vor-
sorge zu treffen, genug zu trinken, sich einzucremen, 
Sonnenschutz zu verwenden. Ich nutze die Gelegenheit 
hier gerne noch mal, um darüber zu sprechen.

(Beifall der Abg. Emmi Zeulner [CDU/CSU])
Ich glaube, es ist unsere Aufgabe, dass wir auch immer 
wieder darauf hinweisen, diese Maßnahmen zu ergreifen.

Jeder weiß natürlich am Ende des Tages, dass es da 
keine messbaren Erfolge gibt. Aber es bleibt eine Dauer-
aufgabe, die Leute auf diese Dinge hinzuweisen und da-
für zu sensibilisieren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Stefan Schmidt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Dazu gibt es eine weitere Nachfrage aus der AfD-Frak-

tion: Kay-Uwe Ziegler.

Kay-Uwe Ziegler (AfD):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Ich habe dazu noch 

eine Frage, weil ich diesen Hitzeschutzplan damals 
durchgearbeitet habe. Ich habe darin ein Wort gesucht, 
und ich habe es nicht gefunden. Aber vielleicht gibt es 
von Ihnen eine Erklärung, warum das Wort „Klimaanla-
ge“ im Hitzeschutzplan nicht vorkommt. Hat das ideo-
logische Gründe? Oder warum werden Klimaanlagen, die 
in Südeuropa und im südlichen Mitteleuropa Standard 
sind, bei uns in dem Hitzeschutzplan nicht erwähnt?

Nina Warken, Bundesministerin für Gesundheit:
Herr Kollege, ich weiß nicht genau, welchen Hitze-

schutzplan Sie meinen. Es gab die Aktion des DOSB 
mit konkreten Handlungsempfehlungen. Da dieser sich 
vor allem auf Sportveranstaltungen im Freien bezog, 
gehe ich mal davon aus, dass Klimaanlagen dort keinen 
Nutzen bringen würden.

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU so-
wie bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/ 
DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Eine weitere Nachfrage aus der AfD-Fraktion von 

Martin Sichert.

Martin Sichert (AfD):
Frau Ministerin, wenn Sie jetzt schon einen Hitze-

schutzplan aufgelegt haben, meine Frage an Sie. Wir 
wissen, dass in jedem Wintermonat Zehntausende Men-
schen mehr als in jedem Sommermonat sterben. Konkret: 
Ist denn dann auch ein Kälteschutzplan im Winter ge-
plant?

(Emmi Zeulner [CDU/CSU]: Es gibt einen für 
wohnungslose Menschen!)

Nina Warken, Bundesministerin für Gesundheit:
Ich glaube, die Frage beantwortet sich von selbst. Dort, 

wo man auf Dinge hinweisen kann, wo man die Bevöl-
kerung sensibilisieren kann, tun wir dies und weisen auf 
die Gefahren hin.

Morgen ist auch der bundesweite Warntag. Daran darf 
sich jeder gerne beteiligen. Uns allen ist es ein gemein-
sames Anliegen – sowohl in der Bundesregierung, aber 
auch in meinem Haus –, bei den Menschen für eine ge-
wisse Sensibilisierung zu sorgen, dass wir selbst Vor-
sorge treffen können, dass wir resilient sind, dass wir zu 
Hause im Fall einer Krise die nötigen Dinge haben. Ges-
tern hatten wir hier in Berlin wieder einen Stromausfall. 
Auf all diese Dinge müssen wir uns einstellen.

(Stephan Brandner [AfD]: Das war ein Ter-
roranschlag von links und kein Stromausfall!)

Da wollen wir uns aufstellen. Da wollen wir auch die 
Bürgerinnen und Bürger mit vielen Informationen, die 
wir geben, gut vorbereiten.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Ich würde noch eine weitere Nachfrage aus der AfD- 

Fraktion von Dr. Christina Baum zulassen. Dann kom-
men wir zum nächsten Hauptfragenden.

Dr. Christina Baum (AfD):
Vielen Dank. – Frau Warken, viele Ihrer Vorschläge im 

Hitzeschutzplan, wie eine Kopfbedeckung zu tragen, sich 
einzucremen oder viel zu trinken im Sommer, wenn es 
warm ist, kommen mir wie Empfehlungen für Kleinkin-
der vor. Das ist normalerweise Allgemeinwissen. Was hat 
das in einem Hitzeschutzplan einer Bundesregierung zu 
suchen? Ich verstehe das nicht. Oder sind die Menschen 
inzwischen so degeneriert, dass sie diese Empfehlungen 
von Ihnen brauchen?

Nina Warken, Bundesministerin für Gesundheit:
Frau Kollegin, es ist in der Tat ein schmaler Grat: 

Wenn man solche Vorschläge macht, erntet man auch 
gewisse Reaktionen. Das ist mir, das ist uns bewusst. 
Aber meine tagtägliche Erfahrung zeigt, dass man nicht 
genug vor solchen Dingen warnen kann.

Ich war über den Sommer auf genügend Sportver-
anstaltungen bei mir zu Hause im Wahlkreis. Da finden 
Sie immer wieder gerade Kinder und Jugendliche, die 
keine Vorsorge getroffen haben, die keine Kopfbede-
ckung tragen, die keine Getränke dabeihaben, denen es 
dann schlecht geht.

Wenn man in unsere Nachbarländer schaut, sieht man: 
Die gehen mit diesen Dingen sehr viel unaufgeregter um 
und warnen ihre Bevölkerung mit einfachen Beispielen 
und Hinweisen, die man vielleicht auch lächerlich oder 
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für Kinder geeignet halten kann. Aber ich glaube: Je ein-
facher man die Dinge rüberbringt und je öfter man sie 
sagt, desto besser bleiben sie dann auch im Gedächtnis.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Vielen Dank. – Dann kommen wir zu dem nächsten 

Hauptfragenden: Dr. Stephan Pilsinger für die CDU/ 
CSU-Fraktion.

Dr. Stephan Pilsinger (CDU/CSU):
Ich habe eine Frage an die Bundesministerin Nina 

Warken. Frau Warken, heute wurde im Bundeskabinett 
leider noch nicht das neue Gesetz zur Krankenhaus-
reform beschlossen. Könnten Sie bitte noch mal kurz dar-
stellen, warum diese Veränderung der Krankenhaus-
reform sehr sinnvoll wäre?

Nina Warken, Bundesministerin für Gesundheit:
Herr Kollege, uns einen ja einerseits die Ziele der 

Reform an sich und andererseits sehen wir, dass es An-
passungen geben muss; darauf hat man sich im Koaliti-
onsvertrag verständigt. Wichtig ist, denke ich, dass die 
Länder noch ein Jahr mehr Zeit bekommen, die Ziele 
der Reform umzusetzen. Und wichtig war auch, dass 
wir zum Beispiel erweiterte Kooperationsmöglichkeiten 
geschaffen haben, dass wir Ausnahmen vorgesehen ha-
ben und damit die Planungen der Länder erleichtern.

Klar ist: Das Ziel der Krankenhausreform bleibt, die 
Qualität zu verbessern, Leistungen zu bündeln und mehr 
Steuerung zu bekommen. Aber es war eben wichtig, An-
passungen vorzunehmen, um die Reform umsetzbar zu 
machen, um keine Versorgungslücken dort entstehen zu 
lassen, wo man vielleicht gewisse Kriterien noch nicht 
einhält, aber nach einer gewissen Zeit doch einhalten 
kann, um die Versorgung vor Ort aufrechtzuerhalten.

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Ihre Nachfrage, bitte.

Dr. Stephan Pilsinger (CDU/CSU):
Die Nachfrage: Im Haushaltsbegleitgesetz 2025 sind 

4 Milliarden Euro Sofort-Transformationskosten für die 
Krankenhäuser vorgesehen. Wie wird gewährleistet, dass 
diese Hilfen schnell und unbürokratisch bei den Kranken-
häusern ankommen?

Nina Warken, Bundesministerin für Gesundheit:
Herr Kollege, es war uns wichtig, dieses Geld wirklich 

schnell auszahlen zu können. Man kann sich da verschie-
dene Wege vorstellen; die Kollegin hatte vorhin auch 
schon danach gefragt. Wir werden jetzt ab November 
mit der Auszahlung beginnen können. Die Krankenhäu-
ser erhalten einen Rechnungszuschlag auf ihre Abrech-
nung mit der GKV über zwölf Monate hinweg in Höhe 
von 3,45 Prozent. Und wir glauben, dass das ein guter 
Weg ist, dieses Geld schnell auszubezahlen.

Dr. Stephan Pilsinger (CDU/CSU):
Frau Ministerin, wie wird – –

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Sie können leider keine weitere Nachfrage stellen. 

Aber dafür hat der Kollege aus der Unionsfraktion jetzt 
die Chance, noch weiter nachzufragen.

Axel Müller (CDU/CSU):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Sehr geehrte Frau 

Ministerin, ich habe tatsächlich eine weitere Nachfrage, 
und zwar: Wie wird im Rahmen der angedachten Reform 
der Krankenhäuser die finanzielle Unterstützung in den 
kommenden Jahren aussehen? Und mit welcher Dauer 
der Konvergenz rechnen Sie?

Nina Warken, Bundesministerin für Gesundheit:
Viele Kliniken sind ja bereits im Transformationspro-

zess. Wenn man im Land unterwegs ist, dann sieht man 
sehr gut, dass diese Schritte schon gegangen werden. Wir 
in der Bundesregierung haben uns darauf verständigt, 
dass wir die Transformation der Krankenhäuser mithilfe 
des Sondervermögens unterstützen.

Es gibt den Krankenhaustransformationsfonds, der aus 
dem Sondervermögen gespeist wird. Der Bund zahlt hier 
die eine Hälfte und die Länder die andere Hälfte. Und 
damit wird auf zehn Jahre Unterstützung geleistet – bun-
desseits eben 25 Milliarden Euro plus bis zu 4 Milliarden 
Euro, die wir von den Ländern übernehmen. So können 
wir jetzt zu festen Kriterien zehnmal 2,5 Milliarden Euro 
auszahlen, die dann vor Ort in Strukturmaßnahmen in-
vestiert werden sollen.

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Mir liegt hierzu keine weitere Nachfrage vor.
Das heißt, wir kommen jetzt zu dem Abgeordneten 

Niklas Wagener, der für Bündnis 90/Die Grünen die 
nächste Frage stellt.

Niklas Wagener (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Sehr geehrter Herr 

Bundesminister Pistorius, die Digitalisierung Land-
basierter Operationen, kurz: D-LBO, ist von erheblicher 
Bedeutung für die Einsatzbereitschaft unserer Landstreit-
kräfte. Und wir arbeiten ja schon sehr lange daran. Kurz 
gesagt geht es darum, dass wir die alten Funkgeräte, mit 
denen es kaum möglich ist, mit den modernen Funkgerä-
ten unserer NATO-Partner zu kommunizieren, durch 
ebenfalls moderne Funkgeräte ersetzen. Für dieses Pro-
jekt werden erhebliche Mittel auch aus dem Sonderver-
mögen eingesetzt.

Nun ist aber mein Eindruck, dass die sogenannte Mus-
ter- und Serienintegration dieser neuen Funkgeräte in die 
verschiedenen Fahrzeuge des Heeres nicht planmäßig 
verläuft. Könnten Sie mir an dieser Stelle Auskunft da-
rüber geben, ob die entsprechende Muster- und Serien-
integration bei D-LBO planmäßig verläuft?
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Boris Pistorius, Bundesminister der Verteidigung:
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Herr Abgeordneter, ja, 

das kann ich. Die Serienintegration beginnt in Kürze. Die 
Musterintegration ist so gut wie abgeschlossen. Mein 
letzter Stand – ich glaube, von vor zwei Wochen – nach 
Rücksprache im Haus ist, dass wir im Zeitplan liegen. Es 
ist nach wie vor alles sehr ambitioniert, weil es eben um 
weit mehr geht als nur um die Integration von Funkgerä-
ten. Es geht um digitale Kommunikation weit über den 
Sprechfunkverkehr hinaus, um NATO-Interoperabilität. 
All das ist aber – Stand jetzt – im Plan.

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Ihre Nachfrage, bitte.

Niklas Wagener (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank. – Den Medien ist zu entnehmen, dass es 

ungefähr 200 verschiedene Muster braucht, die in die 
jeweiligen Fahrzeuge der Landstreitkräfte integriert wer-
den müssen. Es gibt aber entsprechende Informationen, 
wonach aus der Industrie bisher nur 30 Muster geliefert 
worden sind. Und da stellt sich die Frage – es ist ja von 
besonderer Bedeutung, dass gesamte Verbände gleichzei-
tig umgerüstet werden, damit diese auch noch intern mit-
einander kommunizieren und sprechen können –: Ist die 
verbandsweise Umrüstung aus Ihrer Sicht planmäßig 
möglich?

Boris Pistorius, Bundesminister der Verteidigung:
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr Kol-

lege, aus meiner Sicht ist die Umrüstung nach wie vor 
möglich, und auch die – so meine Auskünfte – ist im Plan. 
Wir haken in den sogenannten Tischgesprächen mit den 
Fachleuten regelmäßig nach. Ich lasse mir regelmäßig 
berichten. Letzter Stand ist: Wir sind im Plan.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Ich habe eine Nachfrage von Herrn Pilsinger zu dem 

Thema.

Dr. Stephan Pilsinger (CDU/CSU):
Das Thema Waffen war angesprochen worden. Ich 

hätte eine Frage zu den Waffenlieferungen nach Israel: 
Welche Waffen können zukünftig noch von Deutschland 
nach Israel geliefert werden, wenn ausgeschlossen sein 
muss, dass diese beim Einsatz in Gaza genutzt werden? 
Und kann durch diese Maßnahme – –

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Herr Pilsinger, es tut mir wirklich leid, aber das ist jetzt 

doch sehr weit weg von dem ursprünglichen Themen-
komplex. Vielleicht können Sie innerhalb Ihrer Fraktion 
klären, dass Sie noch mal eine Frage stellen können. Aber 
diese Frage würde ich an der Stelle nicht zulassen. – Dann 
habe ich keine weitere Nachfrage zu dem Thema vor-
liegen.

Und damit hätte als Nächstes Serdar Yüksel für die 
SPD-Fraktion die Möglichkeit, eine Frage zu stellen.

Serdar Yüksel (SPD):
Frau Präsidentin, meine Frage richtet sich an die 

Bundesministerin der Gesundheit, Frau Warken. – Frau 
Warken, die Anzahl der Pflegebedürftigen hat sich von 
1999 bis zum letzten Jahr verdreifacht – auch durch 
die Veränderung des Pflegebedürftigkeitsbegriffs im 
Jahr 2017. In der Projektion ist bis 2055 eine Steigerung 
von 37 Prozent zu erwarten.

Wahrlich stehen wir da vor einer historischen Aufgabe. 
Unsere Überzeugung ist, dass deren Bewältigung nur mit 
mehr Solidarität geht. Mich und die Fraktion würde in-
teressieren, wie Ihre Haltung zur Frage nach einem über-
fälligen Risikoausgleich zwischen der privaten und der 
gesetzlichen Pflegeversicherung ist.

Nina Warken, Bundesministerin für Gesundheit:
Frau Präsidentin! Herr Kollege, vielen Dank für die 

Frage, die ja darauf abzielt, dass es möglicherweise je 
nach Versicherungsart – also private oder gesetzliche 
Pflegeversicherung – ein unterschiedlich großes Risiko 
gibt, pflegebedürftig zu werden.

Ich kenne den angesprochenen Vorschlag schon eine 
Weile. Es wird derzeit ja auch in unserer Bund-Länder- 
Arbeitsgruppe über solche Strukturveränderungen bera-
ten. Und ich bin offen für alles, was dort vorgelegt wird, 
und gespannt, ob das dort als eine sinnvolle Maßnahme 
erachtet wird.

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Jetzt gibt es noch eine Nachfrage von der AfD-Frakti-

on.

Martin Sichert (AfD):
Bei der Finanzierung der Pflege gibt es ja massive 

Ungerechtigkeiten. Eine davon wurde gerade genannt. 
Eine weitere ist, dass wir in Deutschland tatsächlich 
eine Zweiklassenfinanzierung haben. Ich sage mal: 
Wenn der Deutsche ins Pflegeheim geht, dann werden 
gegebenenfalls auch die Nachkommen für die Finanzie-
rung massiv herangezogen.

Wir haben aber inzwischen auch eine ganze Reihe 
Ausländer, die bei uns im Pflegeheim sitzen, für die alles 
vom Staat finanziert wird. Gedenken Sie, auch diese Un-
gerechtigkeiten anzugehen?

(Zuruf der Abg. Violetta Bock [Die Linke])

Nina Warken, Bundesministerin für Gesundheit:
Herr Kollege, ich glaube, mit solchen Äußerungen ge-

genüber den Bürgerinnen und Bürgern, die in unser Land 
gekommen sind, löst man nicht die Probleme, die wir in 
der GKV und der SPV haben.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Die Herausforderungen dort sind gleichwohl groß. Es 

stellt natürlich auch eine Belastung für Kommunen dar, 
die Sozialleistungen tragen und übernehmen müssen. 
Mein Haus nimmt aber die soziale Pflegeversicherung 
in den Blick und schlägt in dem Bereich Strukturmaß-
nahmen vor.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 20. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 10. September 2025                                                                                                                                                                                              1953 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 



Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Herr Dahmen aus der Grünenfraktion hat jetzt noch die 

Möglichkeit einer Nachfrage.

Dr. Janosch Dahmen (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Frau Ministerin, das 
große Defizit in der Pflegeversicherung ist angesprochen 
worden; das sorgt die Menschen im Land sehr. Pflege 
wird zunehmend zum Armutsrisiko für die Menschen. 
Einer der zentralen Punkte, warum das Defizit so groß 
ist, ist, dass der Bund die pandemiebedingten Kosten der 
Pflegeversicherung nicht ausgeglichen hat, dass der Bund 
auch für andere versicherungsfremde Leistungen wie die 
beitragsfreie Mitversicherung pflegender Angehöriger 
bisher nicht aufkommt, obwohl es eine öffentliche, eine 
staatliche Leistung ist, die nur von den Versicherten ge-
tragen wird.

Jetzt haben Sie nur Darlehen durchsetzen können. Das 
ist ja ein Jo-Jo-Effekt, der die Beitragssteigerungen in die 
Zukunft verlagert, –

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Kommen Sie zu Ihrer Frage.

Dr. Janosch Dahmen (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

– die dann doppelt brutal wiederkommen. Was tun Sie 
konkret, um diese staatlichen Aufgaben, diese öffent-
lichen Aufgaben, über Steuermittel auszugleichen?

Nina Warken, Bundesministerin für Gesundheit:
Herr Kollege, es ist natürlich so, wie Sie es sagen: Die 

coronabedingten Mehrausgaben sind nicht ausgeglichen. 
Wir haben auch in diesem Bereich versicherungsfremde 
Leistungen. Und natürlich wäre es wünschenswert, wir 
würden dafür eine Lösung finden – nicht nur eine ein-
malige, sondern eine dauerhafte. Auch darüber sind wir 
im Gespräch. Da gilt das, was ich auch vorhin gesagt 
habe: Nicht alles, was man sich wünscht, ist momentan 
im Haushalt möglich.

Deswegen werden wir das weiter beraten und darüber 
sprechen, was noch an Zuschuss möglich ist und wo dann 
die Maßnahmen der Bund-Länder-Arbeitsgruppe, die ja 
bald Zwischenergebnisse und dann Ende des Jahres End-
ergebnisse vorlegen soll, greifen können.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Vielen Dank. – Dann hat als Nächstes die Möglichkeit, 

eine Frage zu stellen, für die Fraktion Die Linke Ulrich 
Thoden.

Ulrich Thoden (Die Linke):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Meine Frage geht an 

den Bundesminister der Verteidigung. Herr Minister, am 
15. August überflogen zwei Eurofighter mit einer Ge-
schwindigkeit von circa 800 Stundenkilometern das 
Elztal im Schwarzwald, und zwar – das ist das Entschei-

dende – in einer Flughöhe von nur 150 Metern. Entspre-
chend groß war das Entsetzen bei der Bevölkerung dort.

Ein örtlicher Journalist von der „Badischen Zeitung“, 
dem ich ausdrücklich danken möchte, hat Ihr Ministe-
rium angeschrieben und zur Antwort bekommen, dass 
mit einer Weisung vom 4. Juli die Flughöhe auf ebendiese 
150 Meter reduziert worden ist.

Meine Frage jetzt: Warum muss die Öffentlichkeit das 
über eine Zeitungsrecherche erfahren, und warum haben 
Sie nicht die Öffentlichkeit und vor allem auch die zu-
ständigen Abgeordneten darüber informiert?

Boris Pistorius, Bundesminister der Verteidigung:
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Herr Abgeordneter, das 

kann ich Ihnen nicht sagen. Das ist eine Anordnung, ich 
vermute, von der Luftwaffe, die in Abstimmung mit den 
anderen Einheiten des Hauses getroffen worden ist. Ich 
halte es für notwendig, dass wir auch in anderen Höhen 
üben, als das in der Vergangenheit nötig war. Leider ist 
das so.

Die Kommunikation kann man sicher verbessern. Aber 
ob die Mitteilung über diesen oder jenen Kanal gelaufen 
wäre, hätte wahrscheinlich den Unmut oder das Erschre-
cken nicht gelindert, weil viele dann trotzdem nichts da-
von erfahren hätten. Aber ich werde dem nachgehen und 
klären, was wie kommuniziert worden ist.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Sie haben die Möglichkeit für eine Nachfrage.

Ulrich Thoden (Die Linke):
Vielen Dank. – Ich würde gerne eine Nachfrage stellen, 

und zwar wüsste ich gerne, ob auch Sie jetzt diese neue 
Mindestflughöhe für sachgerecht halten – angesichts der 
dadurch deutlich steigenden Lärm- und Umweltbelastun-
gen.

Boris Pistorius, Bundesminister der Verteidigung:
Ja, das tue ich, Herr Abgeordneter, weil wir andere 

Übungsnotwendigkeiten haben als noch vor fünf oder 
zehn Jahren. Wir können nicht alle unsere Übungstätig-
keiten in Regionen der Welt wie Alaska oder Texas ver-
lagern, wo es niemanden stört. Wir müssen auch in dem 
Gelände üben, in dem am Ende unser Land verteidigt 
werden muss.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Eine weitere Nachfrage zu dem Thema vom Kollegen 

Gebhard aus der CDU/CSU-Fraktion.

Wilhelm Gebhard (CDU/CSU):
Herr Minister Pistorius, ich habe dazu eigentlich nur 

die Frage: Wie finden Sie denn diese Frage von den 
Linken, wo wir gestern aus den Medien erfahren mussten, 
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dass in Polen Drohnen aus Russland abgeschossen wer-
den mussten?

Ich finde diese Frage eigentlich schon fast abenteuer-
lich. Dass Die Linke hier solche Fragen stellt, ist doch – –

(Zuruf des Abg. Ates Gürpinar [Die Linke])

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Sie haben die Möglichkeit, eine Frage zu stellen, weil 

sonst – –

Wilhelm Gebhard (CDU/CSU):
Ja, habe ich gestellt: Wie findet der Minister diese 

Frage?

Boris Pistorius, Bundesminister der Verteidigung:
Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr Kollege, jeder 

kann in diesem Haus Fragen stellen, wie er will.
(Zurufe: Mikro!)

– Das Mikrofon geht immer wieder aus. Wahrscheinlich 
haben wir gerade Stromausfall. Das kommt ja in Berlin 
vor, wie ich gehört habe.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der SPD)
Also, die Frage lässt sich relativ leicht beantworten: 

Jeder kann ja jede Frage in diesem Hohen Haus stellen. 
Und die Frage ist für mich vor allen Dingen Ausdruck 
dessen, dass in Teilen der Gesellschaft das Mindset noch 
nicht da ist, wo es sein muss, nämlich dass wir nicht mehr 
in sicheren, friedvollen Zeiten leben, sondern dass wir 
eben auch in Deutschland wieder üben müssen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Vielen Dank. – Dann würde ich dem Kollegen von der 

AfD-Fraktion zu der Frage noch mal die Möglichkeit 
einer Nachfrage geben.

Rüdiger Lucassen (AfD):
Danke schön, Frau Präsidentin. – Herr Minister, da wir 

gerade das Thema Flugabwehr angesprochen haben: Sie 
haben vorhin in Ihrer Eingangsrede von den Patriot-Sys-
temanteilen gesprochen, die an die Ukraine abgegeben 
werden. Damit sind Systeme, die die Bundeswehr für 
die Einsatzfähigkeit braucht, nicht mehr einsatzfähig 
und die Verteidigungsbereitschaft geschwächt. Wann 
rechnen Sie, um diese Lücke zu schließen, mit den Nach-
beschaffungen, die Sie avisiert haben, die aus den USA 
kommen sollen?

Boris Pistorius, Bundesminister der Verteidigung:
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Herr Abgeordneter, es 

ist mit unseren amerikanischen Partnern vorher bespro-
chen worden, dass wir innerhalb weniger Monate die 
Ersatzteile bekommen, die wir brauchen, um vorhandene 
Systeme, die nicht einsatzbereit waren, einsatzbereit zu 
machen. Und wir tragen dafür Sorge, dass wir in der 
Bestellerliste weiter nach vorne rutschen, soweit das im 
Rahmen der Möglichkeiten geht, sodass wir bis 2026/27 
wieder ein deutliches Stück vorangekommen sind.

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Eine weitere Nachfrage von Herrn Rainer Kraft aus der 

AfD-Fraktion.

Dr. Rainer Kraft (AfD):
Vielen Dank. – Herr Bundesminister, bezüglich der 

Frage nach den Grenzüberschreitungen von Drohnen – 
offensichtlich aus Russland –: Ich habe festgestellt, dass 
eine Drohne laut den Medien bereits westlich der Linie 
Krakau–Warschau war. Das ist bereits mehr als die Hälfte 
der Entfernung von der Ukraine nach Deutschland und 
nur noch 350 Kilometer von Bautzen entfernt.

Ich will Sie gar nicht fragen, ob Sie auf eine Luftraum-
verletzung in Deutschland robust antworten würden – das 
müssen Sie mir auch gar nicht beantworten; vielleicht 
würden Sie es auch nicht tun –; aber ich würde gerne 
erfahren, ob Sie jetzt schon wissen, was Sie denn dann 
tun werden, wenn eine Verletzung des deutschen Luft-
raums vorliegt, oder ob Sie dann ganz überrascht tun 
und sagen werden: „Das konnte man ja nicht wissen“?

Boris Pistorius, Bundesminister der Verteidigung:
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Herr Abgeordneter, die 

Streitkräfte, die Luftwaffe, die Luftverteidigung, unsere 
Verbände, unsere Soldatinnen und Soldaten wissen sehr 
genau, was sie in einem solchen Moment zu tun haben.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des Abg. Michael Kellner 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Damit starten wir jetzt noch mal eine neue Runde. Als 

Erstes hat das Wort für die AfD-Fraktion Andreas Paul.

Andreas Paul (AfD):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Meine Frage geht an 

den Bundesminister der Verteidigung. Sehr geehrter Herr 
Minister, stellen Sie sich bitte Folgendes vor: Ein Soldat 
erscheint morgens nicht zum Dienst. Dann hat das in der 
Regel zwei Gründe: a) Er hat verschlafen, oder b) auf 
dem Weg zur Dienststelle ist ihm etwas passiert. Sie 
haben ja den Spieß in der Einheit, der diesen Mann an-
rufen will. Doch der hat jetzt ein Problem: das Bundes-
datenschutzgesetz. Denn wenn er ihn auf seiner privaten 
Nummer anrufen will, müsste er nach dem Gesetz vorher 
eine zweiseitige freiwillige Einverständniserklärung ein-
holen, damit er ihn überhaupt anrufen darf. Da sehen wir: 
Das Bundesdatenschutzgesetz ist wenig realitätsnah und 
wenig truppennah.

Sie reden ja von Entbürokratisierung und davon, dass 
hier was passieren muss. Und deshalb ganz konkret 
meine Frage: Werden wir von der Bundesregierung in 
den nächsten zwei Jahren eine Novellierung des Bundes-
datenschutzgesetzes erleben, welche die Streitkräfte von 
solchen unsinnigen Regelungen ausnimmt, so wie es 
auch das europäische Recht durchaus zulässt und andere 
Nationen bereits handhaben?
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Boris Pistorius, Bundesminister der Verteidigung:
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Herr Abgeordneter, ab-

gesehen davon, dass das Bundesministerium der Vertei-
digung nicht zuständig ist für das Bundesdatenschutz-
gesetz, sind mir solche Regelungen, wie Sie sie gerade 
beschrieben haben, völlig fremd. Sollte es sie geben, 
werden wir dem nachgehen. Es würde mich sehr wun-
dern.

(Knuth Meyer-Soltau [AfD]: Gucken Sie 
nach!)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Sie haben die Möglichkeit für eine Nachfrage.

Andreas Paul (AfD):
Danke, das nutze ich gerne. – Meine Frage basiert 

natürlich auf meiner Erfahrung als Mitglied des 
deutsch-niederländischen Korps, wo wir mit den Nieder-
ländern zusammengearbeitet haben, und auch als Daten-
schutzbeauftragter der 1. Panzerdivision. Fehlt Ihnen der 
Kontakt zur Truppe, dass Sie solch banale Themen ir-
gendwie nicht wahrnehmen?

(Zurufe von der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Och!)

Ich hörte das tagtäglich.

Boris Pistorius, Bundesminister der Verteidigung:
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Herr Abgeordneter, es 

freut mich sehr, dass Sie das täglich hören. Und nein, ich 
habe kein Problem mit dem Kontakt zur Truppe.

(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten der 
SPD, der CDU/CSU und des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Vielen Dank. – Hier gibt es keine weiteren Nachfragen. 

Wir kommen zur nächsten Hauptfrage. Für die CDU/ 
CSU-Fraktion die Abgeordnete Kerstin Vieregge.

Kerstin Vieregge (CDU/CSU):
Auch meine Frage geht an den Herrn Bundesminister 

der Verteidigung. – Herr Minister, das Aufwachsen der 
Bundeswehr erfordert eine umfassende Anpassung der 
militärischen Infrastruktur und dessen Dislozierung in-
nerhalb der Bundesrepublik. Viele Bürgermeister und 
Landräte plädieren mit Nachdruck für die Reaktivierung 
stillgelegter Standorte in ihrer Region. Wir wissen, dass 
das BMVg drauf und dran ist, alle infrage kommenden 
Liegenschaften im Bundesbesitz zu prüfen, und wir be-
grüßen diesen Schritt ausdrücklich.

Dennoch verstehen wir das besondere Informations-
bedürfnis der Behörden vor Ort, die sich mehr Trans-
parenz zum Ablauf und den Kriterien des entsprechenden 
Prüfverfahrens wünschen. Aus diesem Grund würde ich 
Ihnen gerne hier und jetzt die Möglichkeit geben, noch 
mehr zu dieser andauernden Prüfung von den entspre-
chenden Liegenschaften auszuführen. Vielleicht möchten 
Sie die Gelegenheit nutzen.

Boris Pistorius, Bundesminister der Verteidigung:
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Frau Kol-

legin, vielen Dank für die Frage. In der Tat ist das eine 
unserer großen Herausforderungen. Wir haben seit dem 
Ende des Kalten Krieges round about 130 Kasernen und 
mindestens 200 weitere Standorte in Deutschland für an-
dere Zwecke aufgegeben. Diese lassen sich nicht ohne 
Weiteres reaktivieren. Einige sind längst in Gewerbe-
gebiete, Wohngebiete oder anderes umgewandelt. Ich 
kenne viele Bürgermeister, Oberbürgermeister und Land-
räte, die händeringend auf eine Entscheidung warten: 
Wird ihre Kaserne nun wieder reaktiviert, oder wird sie 
doch für die geplanten Konversionspläne zur Verfügung 
gestellt?

Unser Prozess der Überprüfung des gesamten Portfo-
lios an Liegenschaften, die noch in unserem oder im 
Eigentum der BImA sind, wird voraussichtlich Ende die-
ses Jahres bzw. Anfang nächsten Jahres abgeschlossen 
sein. Die Kriterien sind relativ klar: Zustand, Größe, 
Lage – und gerade bei Lage mit Blick auf die Frage der 
Rekrutierungsfähigkeit. All das spielt in die Entschei-
dung mit rein.

Wir werden, sobald die Ergebnisse vorliegen, sehr 
kurzfristig auf die betroffenen Kommunen und Länder 
zugehen.

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Catarina 
dos Santos-Wintz [CDU/CSU])

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Sie haben die Möglichkeit einer Nachfrage.

Kerstin Vieregge (CDU/CSU):
Danke schön. – Inwiefern werden auch zivile Gelände 

für die Konversion in militärische Liegenschaften in Er-
wägung gezogen, und welche besonderen Herausforde-
rungen würden sich bei einer solchen Konversion er-
geben?

Boris Pistorius, Bundesminister der Verteidigung:
Wir schließen keine Verwendung ziviler Liegenschaf-

ten aus. Aber wir fokussieren uns im ersten Schritt auf die 
noch vorhandenen – im Konversions- oder kurz vor Ein-
tritt in den Konversionsprozess befindlichen – militäri-
schen Liegenschaften, weil wir auf diese einen leichteren 
Zugriff haben. Zivile Liegenschaften müssten wir erwer-
ben, und wir müssten Planungsrecht schaffen. Das fällt 
bei vorhandenen militärischen Liegenschaften weg.

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Es gibt eine weitere Frage von Marlon Bröhr.

Dr. Marlon Bröhr (CDU/CSU):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Sehr geehrter Herr 

Minister, einige von uns haben es sicher schon erlebt: 
Man besucht eine Kaserne vor Ort. Eine frisch sanierte 
Einrichtung steht mitten auf der Liegenschaft, aber sie 
kann leider nicht genutzt werden, weil rotes Flatterband 
die Tür verdeckt. In der freien Wirtschaft ist dies sicher 
unvorstellbar. Ich als ehemaliger Landrat kenne so etwas 
aber auch bei öffentlichen Bauvorhaben nicht. Ich habe 
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manchmal den Eindruck: Den Verantwortlichen vor Ort 
fehlt vielleicht der Mut.

Meine Bitte an Sie: Könnten Sie das noch mal prüfen? 
Ich glaube, Sie hätten die Autorität und die Durchset-
zungskraft, solche Liegenschaften in Wehr zu setzen.

Boris Pistorius, Bundesminister der Verteidigung:
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr Ab-

geordneter, in der Tat: Ich kenne solche Fälle auch. Erst 
neulich habe ich wieder ein Sanitätsgebäude gesehen, das 
seit zwei Jahren fertiggestellt ist und nicht genutzt wird, 
weil die Bauabnahme aus Gründen, die wir aufklären, 
fehlt.

Ich bin genauso wie Sie der Auffassung, dass wir uns 
solche Verzögerungen nicht erlauben können. Aber auch 
das gehört mit zu den Maßnahmen, die wir im Infrastruk-
turbeschleunigungsgesetz abbilden wollen, das im Herbst 
kommt.

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Von dem Abgeordneten Lucassen gibt es dazu auch 

noch eine Nachfrage.

Rüdiger Lucassen (AfD):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Herr Minister, die 

BImA ist angesprochen worden. Wie Sie wissen, ist sie 
in einem Umfeld gegründet worden – auch die Bundes-
wehr hat ihre Liegenschaften der BImA zur Verwaltung 
übergeben –, in dem wir von langwährendem Frieden 
ausgegangen sind. Das ist ja nun offensichtlich nicht 
mehr der Fall.

Denken Sie daran, die Liegenschaften wieder in die 
alleinige Zuständigkeit und in das Management der Bun-
deswehr zu übernehmen, um hier flexibler reagieren zu 
können auf die offensichtlichen Bedarfe, die Sie haben?

Boris Pistorius, Bundesminister der Verteidigung:
Frau Präsidentin! Herr Abgeordneter, wir überlegen 

gerade in allen Bereichen, welche vorhandenen Struktu-
ren mit Blick auf Landes- und Bündnisverteidigung ver-
ändert werden müssen; auch dieser Bereich gehört dazu.

Ich kann mich aber gleichzeitig in keiner Weise über 
die Zusammenarbeit mit der BImA beklagen. Aber da, 
wo es Beschleunigungs- und Vereinfachungsbedarf gibt, 
werden wir auch diese Fragen angehen.

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Vielen Dank. – Dann sehe ich hierzu keine weitere 

Nachfrage.
Wir kommen zur nächsten Frage, und die stellt 

Dr. Kirsten Kappert-Gonther von Bündnis 90/Die Grü-
nen.

Dr. Kirsten Kappert-Gonther (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN):

Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Meine Frage geht an 
die Bundesgesundheitsministerin. Frau Ministerin, Sie 
kennen die Kritik am aktuellen Hebammenhilfevertrag. 
Dieser neue Hebammenhilfevertrag tritt ja in weniger als 

zwei Monaten in Kraft. Die Beleghebammen – ganze 
Teams – haben jetzt angekündigt, zu kündigen, oder zie-
hen das zumindest in Erwägung. Durch die Kündigung 
zahlreicher Beleghebammen wäre in Zukunft die geburts-
hilfliche Versorgung in ganzen Landesteilen wirklich 
problematisch und ungesichert.

Ich möchte Sie gerne fragen: Liegen Ihnen Zahlen vor, 
wie viele geburtshilfliche Stationen davon betroffen sein 
könnten, und wie lauten diese Zahlen?

Nina Warken, Bundesministerin für Gesundheit:
Frau Präsidentin! Frau Kollegin, das ist in der Tat ein 

Thema, das uns alle hier seit Wochen umtreibt. Wir wer-
den in den Wahlkreisen darauf angesprochen. Es sind 
auch viele Kolleginnen und Kollegen auf mich zugekom-
men.

Ich habe mit beiden Seiten gesprochen. Wie Sie wis-
sen, handelt es sich um einen Bereich der Selbstverwal-
tung. Es ist gut, hier die Selbstverwaltung ihre Dinge 
selbst regeln zu lassen, genauso wie in vielen anderen 
Bereichen unseres Gesundheitssystems.

Gleichwohl habe ich mit beiden Seiten gesprochen und 
auch darum gebeten, darauf hinzuwirken, im Gespräch zu 
bleiben und noch mal gemeinsam einen neuen Weg zu 
suchen. Es war zuletzt schwierig. Ich habe die Hoffnung 
nicht aufgegeben, dass beide Seiten noch mal daran ar-
beiten, eine Änderung hinzubekommen. Wir sind mit 
dem GKV-SV dazu im Austausch, ob es schon entspre-
chende Entwicklungen gibt, ob Hebammen schon gekün-
digt haben, ob es schon Rückgänge gibt. Dazu haben wir 
keine signifikanten Meldungen bekommen. Es ist noch 
nicht zu spüren. Wie es sich tatsächlich auswirken wird, 
kann ich an dieser Stelle nicht sagen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Sie haben noch eine Nachfrage.

Dr. Kirsten Kappert-Gonther (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN):

Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Liebe Frau Ministe-
rin, vielen Dank für Ihre Ausführungen. Ja, diese Ver-
einbarung fällt in den Bereich der Selbstverwaltung, 
aber auch diese erfolgt natürlich im Kontext politischer 
Entscheidungen. Das Bundesgesundheitsministerium, 
aber auch wir hier als Bundestag tragen natürlich Ver-
antwortung für die Sicherstellung der Geburtshilfe in die-
sem Land.

Darum möchte ich noch mal konkret nachfragen: Was 
werden Ihre nächsten Schritte sein, um hier zu einer Lö-
sung zu kommen, die dann dazu führt, dass die Geburts-
hilfe weiterhin sichergestellt ist und vielleicht sogar noch 
besser wird in diesem Land?

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Nina Warken, Bundesministerin für Gesundheit:
Frau Kollegin, ich kann und will an der Stelle jetzt 

keinen Druck ausüben. Ich möchte auch dieses Verfah-
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ren, das ja unabhängig von meinem Haus geführt wird, 
nicht kommentieren oder bewerten. Ich glaube, das wäre 
nicht gut. Wir können nur das Unsrige tun. Ich weiß, dass 
auch im parlamentarischen Raum versucht wird, eine 
Lösung zu unterstützen. Das tut mein Haus auch, nicht 
nur auf meiner Ebene. Aber wir können keinen Druck 
ausüben.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Die Abgeordnete Dr. Lina Seitzl hat noch eine Nach-

frage.

Dr. Lina Seitzl (SPD):
Vielen Dank. – Frau Ministerin, Sie haben es gerade 

angesprochen: Es gibt sehr große regionale Unterschiede. 
Gerade in Bayern ist der Anteil der Kreißsäle, die durch 
Beleghebammen geführt werden, sehr hoch, genauso wie 
in anderen Teilen Deutschlands; wir beide kommen aus 
Baden-Württemberg. Sehen Sie denn in bestimmten Re-
gionen die geburtshilfliche Versorgung tatsächlich ge-
fährdet?

Nina Warken, Bundesministerin für Gesundheit:
Frau Kollegin, wir haben uns natürlich, wie gesagt, 

beim GKV-SV erkundigt, ob es schon Auswirkungen 
durch den neuen Hebammenhilfevertrag gibt; denn wir 
hören jeden Tag von angekündigten Kündigungen. Es ist 
uns bislang nicht bekannt und auch noch nicht gemeldet 
worden, dass die Zahl der Hebammen, die an der geburts-
hilflichen Versorgung nicht mehr teilnehmen, signifikant 
gestiegen ist. Aber wir müssen das in den Blick nehmen, 
weil es mir natürlich schon insgesamt Sorge bereitet, 
welche Auswirkungen es haben kann. Deswegen ist es 
umso wichtiger, mit den Vertragsparteien im Gespräch 
zu bleiben. Aber es gibt derzeit noch keine konkreten 
Zahlen oder Alarmmeldungen, die bei uns eingegangen 
sind.

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Der Abgeordnete Dr. Dahmen hat noch eine Nachfrage 

zu dem Thema.

Dr. Janosch Dahmen (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Sehr geehrte Frau 
Ministerin, ich bin schon etwas davon überrascht, dass 
Sie sagen, Sie wollten das in den Blick nehmen und im 
Gespräch bleiben. Es ist ja von elementarer Bedeutung, 
die geburtshilfliche Versorgung in Deutschland funk-
tionsfähig zu halten, und das treibt die Leute wirklich 
um. Insofern kann ich die Sorge dort genauso verstehen 
wie an den Stellen, wo Sie etwa Leistungsgruppen für die 
spezielle Kinderheilkunde, für die spezielle Kinderchi-
rurgie und für die spezielle Notfallmedizin oder für die 
Infektiologie abschaffen wollen.

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Kommen Sie zu Ihrer Frage!

Dr. Janosch Dahmen (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Es kann doch nicht sein, dass Sie auf die Sorgen der 
Menschen reagieren, indem Sie einfach Qualitätsstan-
dards senken.

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Ihre Frage, bitte, Herr Kollege.

Dr. Janosch Dahmen (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Wie wollen Sie damit weiter umgehen?

Nina Warken, Bundesministerin für Gesundheit:
Herr Kollege, Sie wissen genau, dass ich im Bereich 

der Selbstverwaltung keine Maßnahmen ergreifen kann. 
Deswegen sollte man hier auch nicht den Eindruck er-
wecken, dass dazu eine Möglichkeit bestehen würde.

Aus unserer Sicht ist es nicht erforderlich – darüber 
haben wir uns schön öfter ausgetauscht –, die Leistungs-
gruppen, die Sie in den Blick genommen haben, extra 
auszuweisen. Vielmehr kann die Versorgung durch an-
dere Leistungsgruppen abgedeckt werden. Man sollte 
den Bürgerinnen und Bürgern keine Angst machen und 
nicht permanent sagen: Wenn es diese oder jene Leis-
tungsgruppe nicht gibt, kann eine Versorgung in dem 
Bereich nicht stattfinden. – Sie waren ja auch beteiligt 
an der Erstellung der Reform in der letzten Legislaturpe-
riode, –

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Kommen Sie bitte zum Ende.

Nina Warken, Bundesministerin für Gesundheit:
– und da ist auch schon ausführlich darüber gesprochen 

worden. Leistungsgruppen sind ja nie ein Endprodukt. Es 
handelt sich um ein laufendes Verfahren, das immer wie-
der neu bewertet wird, und darauf zählen wir schon lange.

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Frau Ministerin!

Nina Warken, Bundesministerin für Gesundheit:
Aber Sorgen hervorrufen sollten wir bei den Bürgerin-

nen und Bürgern nicht.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Vielen Dank. – Ich werde jetzt noch eine Hauptfrage 

zulassen. Für die SPD-Fraktion fragt Marja-Liisa Völlers.

Marja-Liisa Völlers (SPD):
Frau Präsidentin, herzlichen Dank, dass Sie diese 

Frage noch zulassen. Sie richtet sich an unseren Bundes-
verteidigungsminister. – Sehr geehrter Herr Minister, ich 
würde den Fokus gerne noch mal auf die Ukraine lenken. 
Das Treffen der Ukraine Defence Contact Group fand 
gerade statt. Könnten Sie uns allen noch mal die wesent-
lichen Ergebnisse präsentieren?
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Boris Pistorius, Bundesminister der Verteidigung:
Verehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Frau Kollegin, 

das würde ich sehr gerne tun, aber diese Sitzung findet 
geheim statt, unter Ausschluss von Mobiltelefonen und 
weiteren Vertretern. Von daher wäre mein Mandat, darü-
ber jetzt hier öffentlich zu berichten, außerordentlich be-
schränkt. Da ich nicht unhöflich sein möchte, sage ich nur 
so viel, dass die Unterstützer der Ukraine, soweit sie 
gestern anwesend waren – physisch, aber auch zugeschal-
tet –, nach wie vor zur Unterstützung der Ukraine stehen.

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Sie haben die Möglichkeit für eine Nachfrage.

Marja-Liisa Völlers (SPD):
Angesichts der Zustände in den Vereinigten Staaten 

stellt sich grundsätzlich die Frage, wie Sie die deutsche 
Rolle bei der Unterstützung der Ukraine in Zukunft se-
hen.

Boris Pistorius, Bundesminister der Verteidigung:
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Frau Kol-

legin, in der Tat, nachdem die Amerikaner sich darauf 
verlagert haben, ihr Material im Rahmen des Programms 
PURL zu verkaufen, damit wir es der Ukraine zur Ver-
fügung stellen können, ist Deutschland jetzt mit den Be-
trägen, die wir im Haushalt abgebildet haben, der größte 
Unterstützer mit ungefähr 9 Milliarden Euro. Die Heraus-
forderung wird jetzt sein, wie ich es vorhin gesagt habe, 
die Ukraine zu stärken in ihrer Industrie sowie in der 
Luftverteidigung und zudem für die Unterstützung der 
Ukraine alle an Bord zu behalten.

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Die Abgeordnete Nanni hat noch eine Nachfrage.

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Wir haben in diesem Sommer ein Schauspiel mögli-

cher Verhandlungen erlebt, die stattgefunden haben oder 
auch nicht; alle waren involviert und sind nach Washing-
ton gefahren. Ein Konsens bleibt: Es braucht mehr Druck 
auf Putin, damit er überhaupt ernsthaft daran denkt, Ge-
spräche fortzuführen. Was ist Ihr Vorschlag als Verteidi-
gungsminister, wie der Druck auf Putin erhöht werden 
kann?

Boris Pistorius, Bundesminister der Verteidigung:
Frau Präsidentin! Sehr geehrte Frau Abgeordnete, Sie 

werden jetzt hoffentlich nicht von mir erwarten, dass ich 
sage: militärischer Druck. Denn wir sind nicht in einer 
kriegerischen Auseinandersetzung mit Russland. Was ich 
aber sagen kann, ist – und davon bin ich schon seit Län-
gerem überzeugt –: Wir müssen den Sanktionsdruck ge-
gen Russland deutlich erhöhen. Wir müssen außerdem 
mehr Parteien an Bord bekommen, damit diese Sanktio-
nen auch wirklich dauerhaft die Wirkung entfalten, die 
wir dringend brauchen; denn immer noch spült der Ver-
kauf fossiler Brennstoffe viel zu viele Milliarden in die 
Kriegskasse von Wladimir Putin. Und dem ein Ende zu 
setzen, sollte das Ziel der internationalen Staatengemein-
schaft sein.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Der Abgeordnete Reichardt hat auch noch eine Nach-

frage.

Martin Reichardt (AfD):
Frau Präsidentin! Herr Minister, unser Bundeskanzler 

ist ja mit seinen Vorschlägen in Washington von Herrn 
Trump einigermaßen abgewatscht worden. Ich frage Sie: 
Haben Sie ihn vorher nicht dahin gehend beraten, dass er 
mit Streitkräften im Hintergrund, die mehrere Jahre und 
die Plünderung zahlreicher Großverbände brauchen, um 
in Litauen eine Brigade aufzustellen, international viel-
leicht etwas weniger laute Töne anschlagen sollte?

Boris Pistorius, Bundesminister der Verteidigung:
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr Ab-

geordneter, ich berate den Bundeskanzler, wann immer 
er danach verlangt, und wir beraten uns regelmäßig ge-
genseitig. In Ihrer Frage steckt, wie üblich, eine falsche 
Hypothese, nämlich dass wir für die Brigade Litauen 
irgendwelche Verbände ausplündern. Deswegen geht 
die darüber hinausgehende Frage logischerweise auch 
ins Leere.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Der Abgeordnete Lucassen hat eine weitere Nachfra-

ge.

Rüdiger Lucassen (AfD):
Herr Minister, Sie sprachen die Unterstützung Ihrer 

Regierung materieller und finanzieller Art für die 
Ukraine an. Nun wissen wir aber auch, dass das Material 
das eine ist. Es muss aber auch von entsprechendem Per-
sonal bedient werden, und das fehlt ganz offensichtlich 
der Ukraine. Ihr Koalitionspartner, insbesondere Herr 
Söder, hat nun den Vorschlag gemacht, dass die wehr-
fähigen Männer der Ukraine, die sich in Europa aufhal-
ten – es sind ungefähr 650 000 – in die Ukraine gehen 
müssen, um dort im Krieg zu unterstützen. Von anderer 
Seite haben wir schon gehört, dass sie das Recht auf 
Kriegsdienstverweigerung wahrnehmen. Wo stehen Sie 
da?

Boris Pistorius, Bundesminister der Verteidigung:
Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr Abgeordneter, es 

ist nicht meine Aufgabe als Bundesminister, die Äuße-
rungen des bayerischen Ministerpräsidenten zu kommen-
tieren. Ich kann nur so viel sagen: Das Recht auf Kriegs-
dienstverweigerung gilt in Deutschland genauso wie in 
anderen Ländern, und es gilt auch für die ukrainischen 
Männer, die hier in Deutschland sind. Mehr gibt es dazu 
nicht zu sagen.

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Wir sind leider über der Zeit, und damit beende ich 

jetzt die Befragung der Bundesregierung. – Vielen Dank.
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Ich rufe den Tagesordnungspunkt 3 auf: 

Fragestunde 

Drucksache 21/1483

Die mündlichen Fragen auf Drucksache 21/1483 wer-
den in der üblichen Reihenfolge aufgerufen.

Ich rufe zuerst auf den Geschäftsbereich des Bundes-
ministeriums für Wirtschaft und Energie. Zur Beantwor-
tung steht bereit der Parlamentarische Staatssekretär 
Stefan Rouenhoff.

Ich rufe nun die Frage 1 des Abgeordneten Bernd 
Schattner auf: 

Wie möchte die Bundesregierung die Energieversorgung in 
den nächsten zehn Jahren in Deutschland sicherstellen?

Stefan Rouenhoff, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin für Wirtschaft und Energie:

Frau Präsidentin! Sehr geehrte Abgeordnete! Eine si-
chere Energieversorgung ist eines der zentralen Anliegen 
der Bundesregierung. Um dies zu gewährleisten, müssen 
Energieressourcen in ausreichender Menge zu bezahl-
baren Preisen bereitstehen und sicher zu den Endverbrau-
chern transportiert werden. Deutschland ist insbesondere 
bei fossilen Energieträgern heute immer noch stark von 
Importen abhängig. Um die Versorgungssicherheit zu er-
höhen, setzt sich die Bundesregierung deshalb für eine 
Diversifizierung der Energielieferbeziehungen ein. 
Gleichzeitig ist es aus Sicht der Bundesregierung erfor-
derlich, die Energieeffizienz weiter zu erhöhen und die 
erneuerbaren Energien auszubauen, um Deutschlands 
energiepolitische Resilienz zu steigern und die Import-
abhängigkeit von fossilen Energieträgern zu reduzieren.

Die Bundesrepublik Deutschland verfügt über eine 
breite gesetzliche Grundlage, um temporäre Energiekri-
sen überbrücken zu können, unter anderem das Energie-
sicherungsgesetz, das Wirtschaftssicherstellungsgesetz 
und das Erdölbevorratungsgesetz. Im Stromsektor ver-
fügt Deutschland über die höchste installierte Kraft-
werksleistung in Europa. Um auch in Zeiten mit sehr 
hohem Stromverbrauch die Stromversorgung sicher-
zustellen, wird die Bundesregierung neue steuerbare Ka-
pazitäten ausschreiben, und der Ausbau des Stromnetzes 
wird kontinuierlich vorangetrieben. Durch Diversifizie-
rung, Krisenvorsorge, den Bau neuer steuerbarer Kapazi-
täten, den Ausbau erneuerbarer Energien sowie den In-
frastrukturausbau gemeinsam mit unseren europäischen 
Nachbarn wird die Bundesregierung die Energieversor-
gung Deutschlands sichern.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Sie haben die Möglichkeit der Nachfrage.

Bernd Schattner (AfD):
Vielen Dank. – Frau Präsidentin! Herr Staatssekretär, 

das waren jetzt sehr viele Ausführungen. Allerdings ist 
auch festzustellen, dass Deutschland im letzten Jahr über 
32 Terawattstunden Strom im Ausland zukaufen musste. 
Damit man sich das mal zahlenmäßig vorstellen kann: 

Das verursacht bei einem Endverbraucherpreis von 
27 Cent die Kilowattstunde Kosten von 8,6 Milliarden 
Euro für die Kunden. Strom wird in aller Regel dann teuer 
aus dem Ausland importiert, wenn in Deutschland die 
Sonne nicht scheint oder der Wind nicht weht, und das 
ist auch eine direkte Folge der Abschaltung der Kern-
kraftwerke, die sichere, grüne, günstige Energie noch 
über Jahrzehnte in Deutschland hätten zur Verfügung 
stellen können. Stattdessen importiert man unter anderem 
Strom aus Kernkraft aus Frankreich sowie den Kohle-
strom aus Polen und Tschechien mit den entsprechenden 
CO2-Belastungen. Wie viele Windmühlen und wie viele 
Agrivoltaikflächen bauchen wir noch in Deutschland? 
Wie viele müssen die Bürger vor Ort noch ertragen, damit 
Deutschland endlich wieder eine echte Energieautarkie 
erreicht?

Stefan Rouenhoff, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin für Wirtschaft und Energie:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr 
Schattner, Sie haben die Frage gestellt, was wir tun. Wir 
machen viel im Moment. Wir haben die Kraftwerkstrate-
gie fest im Blick, um steuerbare Kapazitäten bereitzustel-
len. Wir sind auf einem guten Weg, mit der Kommission 
hier entsprechende Ergebnisse zu erreichen. Ich bitte Sie 
da einfach um Geduld. Wir beschreiten hier einen Weg, 
der auch die Energie- und Versorgungssicherheit gewähr-
leistet.

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Herr Schattner, Sie könnten noch einmal nachfragen.

Bernd Schattner (AfD):
Im vergangenen Jahr wurde eine Analyse zur Berech-

nung der Investitionskosten im Zusammenhang mit der 
Energiewende, zu der Sie sich ja bekennen, veröffent-
licht. Da kam der Wissenschaftliche Dienst des Bundes-
tages zu dem Ergebnis, dass bis 2045 jährlich 500 Milli-
arden Euro investiert werden müssten, um klimaneutral 
zu werden, also ungefähr so viel, wie wir mit dem ak-
tuellen Haushalt verabschieden. Ein Teil der Energie-
wende war auch das verabschiedete Heizungsgesetz von 
Habeck, das die Bürger jährlich mit 9 Milliarden Euro 
belastet hätte. Im Koalitionsvertrag haben Sie festgehal-
ten, dass dieses Gesetz abgeschafft werden soll. Wie sieht 
da der Stand der Dinge aus? Wird es abgeschafft, oder hat 
die CDU da im Wahlkampf mehr versprochen, als jetzt 
geliefert werden kann?

Stefan Rouenhoff, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin für Wirtschaft und Energie:

Es geht darum, die Energiekosten, die Preise zu sen-
ken. Das ist das erklärte Ziel der Bundesregierung, das ist 
das erklärte Ziel der Ministerin. Wir werden alle Maß-
nahmen prüfen und analysieren, die dazu beitragen, eben-
diese Kosteneffizienz auch zu erreichen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Vielen Dank. – Dann hat zu einer weiteren Nachfrage 

der Abgeordnete Michael Kellner das Wort.
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Michael Kellner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Staatssekretär, wir reden ja über 

Energieversorgung und Sicherheit. Jetzt gibt es folgenden 
Sachverhalt: Ein US-amerikanischer Milliardär, dem die 
Firma Sunoco gehört, plant, hier in Deutschland kritische 
Infrastruktur zu erwerben, nämlich die Firma TanQuid, 
die über wesentliche Tanklager in Deutschland verfügt. 
Ich frage Sie: Halten Sie es für eine gute Idee, dass 
kritische Infrastruktur nicht in europäischem oder deut-
schem Eigentum ist?

Stefan Rouenhoff, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin für Wirtschaft und Energie:

Sehr geehrter Herr Kellner, Sie wissen, dass wir ent-
sprechende Prüfverfahren für den Erwerb von kritischen 
Infrastrukturen haben. Wenn die entsprechenden Voraus-
setzungen hierfür gegeben sind, dann wird es auch zu 
einer Überprüfung kommen.

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Jetzt hat das Wort zu einer Nachfrage der Abgeordnete 

Karl Bär.

Karl Bär (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Danke, Frau Präsidentin. – Sehr geehrter Herr Staats-

sekretär, Sie sprechen über sichere Energieversorgung. 
Ich bin mir sicher, dass erneuerbare Energien in diesem 
Zusammenhang in Zukunft eine große Rolle spielen. Da-
bei notwendig ist auch eine gewisse Planungssicherheit 
für die Menschen, die darin investieren. In der Landwirt-
schaft haben wir im Bereich Biogas, aber auch im Be-
reich Agri-PV, wo zum Beispiel Rinderhaltung mit PV- 
Anlagen kombiniert wird, gerade das Problem, dass För-
dermittel nicht fließen können, weil die EU-Kommission 
sie noch nicht genehmigt hat und weil die Bundesregie-
rung es nicht geschafft hat, EU-Recht entsprechend um-
zusetzen und Übergewinne abzuschöpfen, der so-
genannte Clawback-Mechanismus. Wann kommt das 
endlich, damit die Landwirtinnen und Landwirte, die 
hier investiert haben, ihre Fördermittel bekommen, auf 
die sie sich verlassen haben, als sie diese Investitionen 
getätigt haben?

Stefan Rouenhoff, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin für Wirtschaft und Energie:

Sehr geehrter Herr Abgeordneter, wir haben in den 
letzten Wochen und Monaten alles getan, um mit der 
EU-Kommission die Weichen dafür zu stellen, dass das 
Biomassepaket eine beihilferechtliche Genehmigung be-
kommt. Wir haben es schon seit einiger Zeit notifiziert. 
Es liegt der Kommission zur Genehmigung, zur Freigabe 
vor. Die Kommission ist sich dessen sehr bewusst, wie 
zeitdringlich diese Freigabe der beihilferechtlichen Ge-
nehmigung ist. Ich will noch einmal unterstreichen: Die 
Biomasse ist ein wichtiger Baustein der Energiewende. 
Das ist völlig klar, und das wird natürlich auch in einer 
unionsgeführten Bundesregierung so sein.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Die nächste Nachfrage zu dem Thema hat der Abge-

ordnete Rainer Kraft.

Dr. Rainer Kraft (AfD):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Herr Staatssekretär, 

Sie haben ja angesprochen, dass Sie planbare Kraftwerks-
kapazitäten haben wollen. Das heißt, das Gaskraftwerks-
roulette geht in die nächste Runde. Nachdem wir unge-
fähr 20 Gaskraftwerke bei Minister Altmaier, dann 30 
bei Minister Habeck hatten und jetzt 25 bei Ministerin 
Reiche haben, hat der Chef der Bundesnetzagentur, der 
Herr Müller von den Grünen, über 70 vorgeschlagen. 
Deswegen habe ich zwei Fragen.

Erstens. Wie viele werden es denn nun sein, die in 
Rekordzeit gebaut werden sollen?

Zweitens. Wäre es denn nicht sinnvoll, mit dem Rück-
bau bestehender Kraftwerkskapazitäten – in unterschied-
lichen Stadien – aufzuhören, deren Standorte zum Teil 
sogar mit Genehmigungen ausgestattet sind, anstatt uns 
über Fantasiegaskraftwerke den Kopf zu zerbrechen, die 
eigentlich keiner haben will, weil sie hoch defizitär sind, 
die viel Gas verbrauchen, das wir gar nicht haben, und 
deren Betrieb zu außenpolitischen Verwicklungen führt? 
Wie sinnvoll ist es volkswirtschaftlich, Kraftwerke ab-
zubauen und woanders neue aufzubauen?

Stefan Rouenhoff, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin für Wirtschaft und Energie:

Ich kann wiederholen, was ich schon eingangs gesagt 
habe, sehr geehrter Herr Abgeordneter: Wir sind mit der 
Kommission in Gesprächen über den Zubau neuer Kraft-
werkskapazitäten. Wir erachten diese als dringend not-
wendig, um eine entsprechende Steuerung zu ermögli-
chen. Wir sind zuversichtlich, dass wir hier mit der 
Kommission zu einer Einigung kommen.

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Eine weitere Frage hat die Abgeordnete Sandra Detzer.

Dr. Sandra Detzer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herzlichen Dank, Frau Präsidentin. – Verehrter Herr 

Staatssekretär, Sie haben die Bedeutung der Kraftwerks-
strategie angesprochen. Wir teilen natürlich die Ansicht 
über deren Bedeutung ausdrücklich. Heute ist der Presse 
zu entnehmen, dass es Verzögerungen geben wird, so-
wohl bei der Strategie selber als auch bei den notwendi-
gen Ausschreibungen. Deswegen würde ich Sie gerne 
fragen: Können Sie denn sicherstellen, dass die Kraft-
werksstrategie noch dieses Jahr kommt und die Aus-
schreibungen dann auch auf den Weg kommen?

Die zweite, daran anschließende Frage lautet: Können 
Sie sicherstellen, dass auch Wasserstoff-ready-Gaskraft-
werke ausreichend berücksichtigt sind, die wir so drin-
gend brauchen, um das Backbone-Wasserstoffnetz in 
Deutschland erfolgreich zu betreiben?
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Stefan Rouenhoff, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin für Wirtschaft und Energie:

Sehr geehrte Frau Abgeordnete, wir arbeiten mit Hoch-
druck an der Kraftwerksstrategie. Wir wissen um die 
Notwendigkeit dieser Erzeugungskapazitäten. Wir haben 
mit Blick auf die Frage der Wasserstofffähigkeit klare 
klimapolitische Vorgaben, wie Sie wissen. Diese klima-
politischen Vorgaben werden natürlich weiterhin gelten, 
auch mit Blick auf eine Kraftwerksstrategie.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Ich rufe nun auf die Frage 2 des Abgeordneten Bernd 

Schattner: 
Wie möchte die Bundesregierung die deutsche Wirtschaft 

aus der Krise führen?

Stefan Rouenhoff, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin für Wirtschaft und Energie:

Sehr geehrter Herr Abgeordneter! Sehr geehrte Frau 
Präsidentin! Die deutsche Wirtschaft ist aktuell mit meh-
reren strukturellen Herausforderungen konfrontiert, die 
das Potenzialwachstum unserer Volkswirtschaft ein-
schränken. Hierzu zählen unter anderem der gesamtwirt-
schaftliche Investitionsstau, der demografische Wandel 
und der damit einhergehende Fach- und Arbeitskräfte-
mangel, die gestiegenen bürokratischen Belastungen für 
Unternehmen und hohe Energiepreise. Zudem muss sich 
die außenhandelsorientierte deutsche Wirtschaft in einem 
internationalen Umfeld behaupten, das von einem wach-
senden Protektionismus geprägt ist.

Um den Investitionsstau aufzulösen und die gesamt-
wirtschaftliche Dynamik deutlich zu erhöhen, wird die 
Bundesregierung das Sondervermögen Infrastruktur und 
Klimaneutralität nutzen und dringende Nachholbedarfe 
zur Modernisierung der Infrastruktur adressieren. Mit 
dem Investitionsbooster, der degressive Abschreibungen 
auf Ausrüstungsinvestitionen in Höhe von 30 Prozent bis 
2027 vorsieht, beabsichtigt die Bundesregierung, die pri-
vate Investitionstätigkeit spürbar zu beleben. Die schritt-
weise Absenkung der Körperschaftsteuer ab 2028 um 
insgesamt 5 Prozentpunkte ist ein wichtiges Signal an 
nationale und internationale Investoren. Um dem Fach-
kräfte- und Arbeitskräftemangel zu begegnen, sind im 
Koalitionsvertrag Maßnahmen wie zum Beispiel verbes-
serte Anreize innerhalb der Grundsicherung für Arbeit-
suchende, vereinfachte Beschäftigungsbedingungen nach 
Erreichen der Regelaltersgrenze, die Aktivrente sowie 
die gezielte Einwanderung von Fachkräften vereinbart. 
Die neue Bundesregierung ist entschlossen, die Bürokra-
tiekosten für die Wirtschaft um 25 Prozent und den ge-
samten Erfüllungsaufwand um mindestens 10 Milliarden 
Euro zu senken. Parallelregulierungen auf nationaler und 
europäischer Ebene sollen künftig vermieden, und büro-
kratische Übererfüllung bei der Umsetzung von EU- 
Recht soll ausgeschlossen werden.

Mit ihrem Sofortprogramm hat die Bundesregierung 
bereits die Senkung der Stromkosten durch einen Zu-
schuss zu den Übertragungsnetzentgelten und eine Re-
duktion der Stromsteuer –

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Kommen Sie bitte zum Ende.

Stefan Rouenhoff, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin für Wirtschaft und Energie:

– für das produzierende Gewerbe sowie die Land- und 
Forstwirtschaft auf den Weg gebracht. Um die Energie- 
und Strompreise jenseits der Reduktion von Steuern, Ab-
gaben und Umlagen wieder auf ein moderates Niveau zu 
bringen –

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Herr Kollege.

Stefan Rouenhoff, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin für Wirtschaft und Energie:

– letzter Satz –, müssen sie bereits in ihrer Gestehung 
im Gesamtsystem sinken.

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Herr Schattner, Sie haben jetzt noch mal die Möglich-

keit der Nachfrage.

Bernd Schattner (AfD):
Vielen Dank. – Man muss dem Staatssekretär zuge-

stehen, dass er wirklich sehr ausführlich und ehrlich ant-
wortet. Trotzdem habe ich eine Frage. Wir haben eine 
dreijährige und damit die längste Wirtschaftskrise 
Deutschlands herbeigeführt, zu einem Großteil durch 
die abgewählte Fortschrittskoalition. Aussicht auf Bes-
serung ist meiner Meinung nach nicht in Sicht. Der Wohl-
standsverlust ist aber mittlerweile in Deutschland deut-
lich spürbar. Legt man die Durchschnittszahlen der 
Produktivitätsentwicklung der letzten Jahre zugrunde, 
dann stellt man fest, dass in den letzten drei Jahren 6 Pro-
zent langfristiges Wirtschaftswachstum fehlen. Das be-
deutet in Zahlen: Es sind 270 Milliarden Euro jährlich 
an wirtschaftlicher Leistung, die verloren gehen.

Gleichzeitig steigt durch die Sondervermögen auch die 
Verschuldung pro Kopf in Deutschland dramatisch an. 
Wie lange wollen Sie den Menschen draußen noch sagen, 
dass es so weitergehen kann? Wie lange wollen Sie Haus-
halte vorlegen, die nicht ausgeglichen sind? Wenn ich 
heute nach Frankreich schaue und sehe, wie dort mitt-
lerweile die Staatsfinanzen aussehen, dann befürchte 
ich, dass Deutschland genau in die gleiche Richtung läuft. 
Wann wollen Sie hier umsteuern? Und wie stellen Sie es 
sich vor, den Menschen draußen zu verkaufen, dass im-
mer weitere Schulden gemacht werden?

Stefan Rouenhoff, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin für Wirtschaft und Energie:

Sehr geehrter Herr Abgeordneter, ich möchte noch mal 
unterstreichen, dass uns als neuer Bundesregierung be-
wusst ist, dass wir Strukturreformen auf den Weg bringen 
müssen. Ich habe gerade mehrere Maßnahmen genannt, 
unter anderem im Arbeitsmarktbereich und im Bereich 
Bürokratieabbau. Es gibt noch viele andere Maßnahmen, 
die wir ergreifen müssen. Wir als neue Bundesregierung 
haben die Zeichen der Zeit erkannt, und wir machen uns 
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gemeinsam in dieser neuen Koalition an die Arbeit, diese 
Herausforderungen zu meistern.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Sie haben noch eine Möglichkeit der Nachfrage.

Bernd Schattner (AfD):
Vielen Dank. – Mittlerweile ist es in Deutschland so, 

dass gerade mal noch 15 Millionen Nettosteuerzahler die 
gesamte Last tragen. Und diese Zahl schrumpft ständig 
weiter: Unternehmen verlassen Deutschland, wir haben 
eine immer höhere steigende Zahl an Menschen, die 
Deutschland verlassen, die abwandern, weil sie in ande-
ren Ländern bessere Chancen für sich sehen. Mittlerweile 
hat Deutschland eine Staatsquote von 49,5 Prozent. Das 
ist ein Wert, den es so früher auch in der kommunis-
tischen DDR gab. Helmut Kohl sagte einmal: „Bei einer 
Staatsquote von 50 Prozent beginnt der Sozialismus.“ 
Weit weg davon sind wir nicht mehr. In Venezuela hat 
genau dieses Muster – eine wachsende Umverteilung, 
finanziert von immer weniger Schultern – eins der einst 
reichsten Länder der Welt in den Zusammenbruch ge-
führt.

Wie wollen Sie den Menschen erklären, wer diese 
Rekordschulden in Zukunft zahlen soll? Wir geben 
doch im Moment – gerade durch die Sonderschulden – 
das Geld unserer Kinder und Enkelkinder aus, die diese 
Rechnung irgendwann bezahlen müssen, und keiner weiß 
im Moment, wo dieses Geld herkommen soll.

Stefan Rouenhoff, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin für Wirtschaft und Energie:

Ich möchte noch mal wiederholen, was ich gesagt ha-
be. Sehr geehrter Herr Abgeordneter, wir sind uns be-
wusst, dass wir strukturelle Herausforderungen zu bewäl-
tigen haben. Wir haben zahlreiche Maßnahmen nicht nur 
im Koalitionsvertrag vereinbart, sondern schon in den 
ersten 100 Tagen auf den Weg gebracht, um diese Heraus-
forderungen zu adressieren. Vor uns liegt weitere Arbeit; 
das ist völlig selbstverständlich. Aber Sie können von der 
Bundesregierung nicht erwarten, innerhalb von 150 Tagen 
die Probleme des Landes zu lösen, die sich über Jahre 
aufgestaut haben.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Es gibt noch weitere Nachfragen aus der Fraktion 

Bündnis 90/Die Grünen. – Als Erstes erhält die Abge-
ordnete Sandra Stein das Wort.

Sandra Stein (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr Staatssekretär, 

wir sind uns ja einig, dass der Druck auf die Wirtschaft 
enorm ist. Diesen Druck spüren in besonderer Weise auch 
die Mittelständler. Ich habe aus vielen Gesprächen in 
meinem Wahlkreis und auch mit Verbandsvertreterinnen 
und -vertretern den Eindruck gewonnen, dass der Mittel-
stand sich zunehmend nicht gesehen fühlt. Es gab zwar 
einen Investitionsgipfel, aber – das muss man ehrlicher-

weise sagen – da hat der Mittelstand gefehlt. Es wurden 
jetzt ein Stahlgipfel und ein Autogipfel angekündigt. 
Meine Frage ist: Wann kommt denn der Mittelstandsgip-
fel?

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN – Dr. Hendrik 
Hoppenstedt [CDU/CSU]: Hatten wir nicht ge-
rade einen Wirtschaftsminister Habeck?)

Stefan Rouenhoff, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin für Wirtschaft und Energie:

Sehr geehrte Frau Abgeordnete, der Mittelstand ist das 
Rückgrat unserer Wirtschaft. Das wissen Sie, das wissen 
wir als Unionsfraktion. Deswegen ist es so wichtig, dass 
wir an den verschiedenen Stellschrauben drehen, die den 
Mittelstand im Moment besonders stark belasten. Wir 
sind unter anderem dabei, bürokratische Belastungen ab-
zubauen. Ich möchte das Lieferkettengesetz und die Be-
richtspflichten in diesem Bereich nennen, die auf den 
Mittelstand überwälzt werden. Und wir können hier im 
Parlament gemeinsam daran arbeiten – die Grünenfrak-
tion ebenso –, Entscheidungen zum Bürokratieabbau zu 
treffen. – Danke schön.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Vielen Dank. – Ich habe jetzt noch eine Nachfrage von 

der Kollegin Badum und dem Kollegen Kellner. Ich weiß 
nicht, wer zuerst war. – Okay, dann zuerst die Kollegin 
Badum.

Lisa Badum (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Sehr geehrter Herr 

Staatssekretär, wenn wir über die Lage der Wirtschaft 
sprechen, müssen wir auch über den Green Deal spre-
chen, das wichtigste europäische Wirtschaftsprojekt. 
Der Green Deal ist aktuell in Gefahr; denn die Bundes-
regierung ist sich uneinig, wie sie vorgehen will. Wäh-
rend das Kanzleramt das Klimaziel 2040 der EU-Kom-
mission infrage stellt, spricht sich der Umweltminister 
dafür aus. Und Staatssekretärin Schwarzelühr-Sutter hat 
heute im Ausschuss gesagt, Deutschland wolle mit einer 
klaren Stimme in Brüssel sprechen, es solle keine „Ger-
man Vote“ geben. Da der EU-Umweltministerrat nächste 
Woche ansteht, ist meine Frage an Sie: Mit welcher 
Stimme wird Deutschland dort sprechen, mit der Stimme 
von Herrn Merz oder von Herrn Schneider? Werden Sie 
dem Klimaziel 2040 zustimmen, oder werden Sie das 
Klimaziel dort ablehnen?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Stefan Rouenhoff, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin für Wirtschaft und Energie:

Sehr geehrte Frau Abgeordnete, Sie wissen um die 
Herausforderungen, vor die uns auch die Energiewende 
stellt. Das ist eine Realität, der wir uns de facto nicht 
verweigern können. Und dazu gibt es ja entsprechende 
Äußerungen, auch von den Gewerkschaften, unter ande-
rem von der IGBCE und der IG Metall. Wir müssen uns 
diesen Herausforderungen stellen, und das heißt, am 
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Ende eine pragmatische Klima- und Energiepolitik zu 
führen, die sowohl die Wirtschaft stärkt und den Erhalt 
des Wirtschaftsstandortes sichert als auch den Weg der 
Dekarbonisierung beschreitet. Das ist der Weg, den wir 
als Bundesregierung beschreiten werden, und wir werden 
natürlich auch einvernehmlich innerhalb der Bundes-
regierung zu diesen Ergebnissen und zu den Erkenntnis-
sen kommen, die uns auf diesen Weg bringen. – Danke 
schön.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Vielen Dank. – Ich habe noch mehrere Nachfragen 

vorliegen. Als Nächstes der Abgeordnete Michael 
Kellner.

Michael Kellner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Ich möchte gerne nachfragen: Wird das Bundesminis-

terium für Wirtschaft und Energie das Klimaschutz-
ziel 2040, so wie es in Ihrem eigenen Koalitionsvertrag 
steht, nächste Woche in Brüssel unterstützen? Wäre es 
nicht auch im Sinn der deutschen Wirtschaft, dass überall 
in Europa ehrgeizige Klimaschutzziele gelten, weil das 
eben auch ein Level Playing Field für die deutsche Indus-
trie bedeuten würde? Also, sollten Sie nicht alles dafür 
tun, dass es nächste Woche zu einem einheitlichen Klima-
schutzziel in Brüssel kommt? Und sollten Sie nicht alles 
tun, um zu verhindern, dass es dort eine „German Vote“ 
gibt?

Stefan Rouenhoff, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin für Wirtschaft und Energie:

Sehr geehrter Herr Abgeordneter Kellner, die Bundes-
regierung ist sich der Herausforderungen des Klima-
schutzes bewusst, und wir wissen, dass wir den Weg 
der Dekarbonisierung weiter gehen werden; das haben 
wir auch im Koalitionsvertrag entsprechend vereinbart. 
Und hier gibt es nichts darüber zu diskutieren, dass wir 
natürlich zum Klimaschutz stehen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Die nächste Nachfrage kommt von dem Abgeordneten 

Wiener aus der CDU/CSU-Fraktion.

Dr. Klaus Wiener (CDU/CSU):
Vielen Dank. – Herr Staatssekretär, es geht ja um Pläne 

der Bundesregierung zur Überwindung der Wirtschafts-
krise. Und wir alle wissen: Einer der Schlüssel für mehr 
Wachstum ist Produktivität. Und die hängt wiederum von 
Investitionen ab. Die Regierung hat gerade das Investiti-
onssofortprogramm auf den Weg gebracht, die erste echte 
Steuersenkung seit vielen Jahren. Meine Frage ist: Was 
verspricht sich die Bundesregierung von diesem Pro-
gramm, und wann können wir da mit positiven Effekten 
rechnen? Dass es welche geben wird, halte ich für fast 
sicher.

Stefan Rouenhoff, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin für Wirtschaft und Energie:

Sehr geehrter Herr Abgeordneter, vielen Dank für Ihre 
Frage. Ich möchte ausdrücklich darauf hinweisen, dass 
wir mit dem Investitionsbooster natürlich das Ziel ver-
folgen, Wirtschaftswachstum zu entfachen. Das sind 
Maßnahmen, mit denen wir dieses Ziel kurzfristig errei-
chen wollen. Aber wir müssen darüber hinausgehen. Wir 
müssen auch alles dafür tun, das Potenzialwachstum in 
Deutschland zu steigern, und das bedeutet auch, sich 
daranzumachen, dass wir Fachkräfte gewinnen. Wir müs-
sen die Möglichkeiten der Fachkräftezuwanderung ver-
bessern, und wir müssen auch Arbeitskräfte, die in 
Deutschland bereitstehen, aktivieren; da möchte ich 
noch mal das Beispiel Aktivrente erwähnen. Aber es 
geht natürlich auch um strukturelle Reformen im Sozial-
bereich. Das ist das, was uns am Ende dazu verhelfen 
wird, das Potenzialwachstum zu steigern. – Danke schön.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Als Nächstes hat das Wort für eine Nachfrage der 

Abgeordnete Dr. Rainer Kraft.

Dr. Rainer Kraft (AfD):
Danke, Frau Präsidentin. – Herr Staatssekretär, ich 

komme auf Ihre Antwort zurück, die Sie der Kollegin 
der Grünen gegeben haben, nämlich dass Sie alles tun, 
um die Härten der kleinen und mittelständischen Unter-
nehmen in Deutschland zu mindern. Da wundere ich 
mich sehr; denn tatsächlich ist es ja so, dass entgegen 
Ihrem Wahlkampfversprechen, die Stromsteuer in 
Deutschland für alle zu senken, jetzt gerade auch die 
kleinen und mittelständischen Unternehmen nicht in 
den Genuss einer abgesenkten Stromsteuer kommen. 
Und da frage ich mich schon, wie Sie sich hierhinstellen 
und sagen können, dass Sie alles – Zitat – unternehmen, 
um die Härten der kleinen und mittelständischen Unter-
nehmen abzusenken. Das kann doch wohl nicht sein.

Stefan Rouenhoff, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin für Wirtschaft und Energie:

Sehr geehrter Herr Abgeordneter, ich möchte darauf 
hinweisen, dass wir unter anderem zum 01.01.2026 die 
Netzentgelte senken werden. Wir werden die Gaspreis-
umlage abschaffen. Wir werden natürlich auch weiterhin 
das Ziel verfolgen – wenn es die entsprechenden finan-
ziellen Möglichkeiten gibt –, die Stromsteuer in der 
Breite zu senken.

Ich will aber daran erinnern, dass von der Stromsteuer-
senkung, die wir heute herbeigeführt haben, durchaus 
schon mittelständische Betriebe profitieren, unter ande-
rem Bäckereien, die einen entsprechenden Stromver-
brauch von mehr als 12,5 Gigawatt haben. Also, ich 
will deutlich machen, dass hier schon Teile des Mittel-
standes entlastet werden. Aber wir werden als Bundes-
regierung natürlich noch mehr tun und noch mehr tun 
müssen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
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Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Dann habe ich jetzt noch eine Nachfrage des Abge-

ordneten Gesenhues für Bündnis 90/Die Grünen.

Dr. Jan-Niclas Gesenhues (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN):

Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Herr Staatssekretär, 
meine Kollegin Lisa Badum und mein Kollege Michael 
Kellner haben Ihnen zweimal eine sehr konkrete Frage 
gestellt, nämlich: Wie positioniert sich Ihr Haus zur Frage 
des Klimaziels 2040 auf europäischer Ebene? Sie haben 
zweimal diese Frage nicht beantwortet. Deswegen frage 
ich Sie jetzt noch einmal.

Das Umweltministerium hat sich bereits klar positio-
niert und deutlich gemacht: Das Umweltministerium 
unterstützt das Klimaziel 2040. – Ich frage Sie: Unter-
stützen Sie das Umweltministerium? Teilen Sie die Auf-
fassung, dass Deutschland dem Klimaziel 2040 zustim-
men wird? Oder anders gefragt: Mit welcher Position 
geht Ihr Haus in die Abstimmung innerhalb der Bundes-
regierung? Ich bitte Sie sehr, jetzt mal konkret auf diese 
Frage zu antworten statt mit allgemeinen Ausführungen 
zum Thema „Klimaschutz und Wirtschaft“. – Vielen 
Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken)

Stefan Rouenhoff, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin für Wirtschaft und Energie:

Sehr geehrter Herr Abgeordneter, ich möchte noch mal 
wiederholen, was ich gerade gesagt habe: Die Bundes-
regierung verfolgt die Klimaschutzziele, und wir wollen 
einen pragmatischen Klimaschutz, der die Balance zwi-
schen wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit und unseren 
Klimazielen bewahrt. Darum geht es, und darum wird 
es auch in Zukunft gehen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Jan-Niclas 
Gesenhues [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Wieder die Frage nicht beantwortet!)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Es gibt jetzt noch eine Nachfrage von der Kollegin 

Bock aus der Fraktion Die Linke.

Violetta Bock (Die Linke):
Herr Staatssekretär, ich finde, das war jetzt immer noch 

keine eindeutige Antwort. Ich probiere es noch mal mit 
einer anderen Frage. Sie hatten auch noch die Sozial-
reformen angesprochen. Alles, was man aus der Regie-
rung hört, weist auf mehr Kürzungen hin, wo den Men-
schen das Geld ohnehin schon nicht reicht und am Ende 
des Monats kein Geld mehr da ist. Von daher frage ich 
mich, wenn Sie über Wirtschaft reden: Welche Priorität 
setzen Sie auf die Binnennachfrage? Gerade die Men-
schen mit wenig Geld könnten den Konsum sehr viel 
mehr ankurbeln, wenn sie denn genug Geld hätten, um 
ein menschenwürdiges Leben zu haben.

Stefan Rouenhoff, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin für Wirtschaft und Energie:

Sehr geehrte Frau Abgeordnete, wenn wir in Deutsch-
land gute und gut bezahlte Arbeitsplätze haben, dann ist 
damit auch ein Beitrag zum Wirtschaftswachstum geleis-
tet. Damit ist auch ein Beitrag dazu geleistet, dass wir das, 
was wir an Herausforderungen im Sozialbereich haben, 
meistern können. Mir geht es darum und uns geht es 
darum, noch mal deutlich zu machen, dass diejenigen, 
die arbeiten können, auch arbeiten sollen. Das ist ein 
wichtiger Beitrag, um am Ende auch zum Wirtschafts-
wachstum beizutragen. Ich hatte vorhin schon das Poten-
zialwachstum erwähnt, welches gemindert ist, weil wir 
nicht das gesamte Arbeitskräftepotenzial ausschöpfen. 
Darum muss es gehen. Dazu möchten wir als Bundes-
regierung auch einvernehmlich die Maßnahmen beschlie-
ßen, die einen Beitrag dazu leisten können.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Dann haben wir noch eine Frage aus der Fraktion 

Bündnis 90/Die Grünen.

Julian Joswig (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herzlichen Dank, Frau Präsidentin. – Sehr geehrter 

Herr Staatssekretär, auch ich habe den Sommer genutzt, 
um viele Gespräche mit Unternehmerinnen und Unter-
nehmern zu führen. Ich kann das, was meine Kollegin 
Sandra Stein gerade beschrieben hat, nur wiederholen: 
Viele kleine und mittelständische Betriebe fühlen sich 
nicht gesehen.

Ich möchte den Blick einmal auf die Start-ups werfen. 
Da sehen wir viel Forschung, viel Innovation, aber leider 
ist einfach nicht klar, welche Zuständigkeiten denn final 
jetzt wo liegen. Es gibt nach wie vor Diskussionen, auch 
nach dem 1. August, bis zu dem eigentlich der Organisa-
tionserlass da sein sollte, zwischen Ihrem Haus, dem 
Haus von Frau Bär und dem Haus von Herrn Wildberger. 
Die Frage ist: Wo liegt denn jetzt die Start-up-Politik, und 
was können diese Unternehmen von Ihnen in den nächs-
ten Monaten erwarten?

Stefan Rouenhoff, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin für Wirtschaft und Energie:

Sehr geehrter Herr Abgeordneter, der Organisations-
erlass wird in naher Zukunft veröffentlicht, und dann 
können Sie mehr zu der Frage erfahren, wo welche Zu-
ständigkeiten liegen.

Ich möchte an dieser Stelle aber noch mal deutlich 
unterstreichen, dass natürlich die Start-up-Szene für uns 
als Bundeswirtschaftsministerium von enormer Bedeu-
tung ist. Wir haben viele Innovationen, welche wir unter 
den jungen Unternehmen sehen. Wir müssen die Weichen 
dafür stellen, dass wir den Start-ups in Deutschland eine 
gute Zukunft geben.

(Beifall bei der CDU/CSU)
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Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Wir kommen nun zur Frage 3 des Abgeordneten 

Tobias Matthias Peterka von der AfD-Fraktion: 
Hat die Bundesministerin für Wirtschaft und Energie, 

Katherina Reiche, konkrete Erkenntnisse aus der Teilnahme 
an einem Treffen der sogenannten Nuklearallianz gewonnen, 
und werden hieraus konkrete Maßnahmen abgeleitet, und, 
wenn ja, um welche Erkenntnisse und Maßnahmen handelt 
es sich (vergleiche www.tagesschau.de/inland/innenpolitik/ 
atomkraft-reiche-100.html)?

Der Herr Staatssekretär hat jetzt Zeit, die Frage zu 
beantworten.

Stefan Rouenhoff, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin für Wirtschaft und Energie:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr Ab-
geordneter, die Bundesministerin für Wirtschaft und 
Energie, Katherina Reiche, hat im Rahmen des Energie-
rates am 16. Juni 2025 an einem Treffen der Nuklear-
allianz als Beobachterin teilgenommen. Bei dem Treffen 
ging es vor allem darum, sich ein eigenes Bild von den 
dort geführten Diskussionen zu machen. Aus dem Treffen 
folgen keine konkreten Maßnahmen für das Bundes-
ministerium für Wirtschaft und Energie.

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Sie haben die Möglichkeit zu einer Nachfrage.

Tobias Matthias Peterka (AfD):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Herr Staatssekretär, 

es gingen ja über dieses Treffen im Sommer einige Mel-
dungen herum. Hat sie dort wirklich keine Äußerungen 
getätigt? Hat sie nicht vielleicht wiederholt, dass sie die 
kleinen SMR, also diese kleinen Atomreaktoren, viel-
leicht doch wieder in Betracht zieht, zumindest aus wis-
senschaftlicher Sicht, dass man in diese Richtung wieder 
forschen darf? Es kann ja nicht sein – meiner Meinung 
nach –, dass man dort als durchaus hochrangiger Vertreter 
nur am Katzentisch sitzt.

Stefan Rouenhoff, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin für Wirtschaft und Energie:

Sehr geehrter Herr Abgeordneter, ich möchte noch mal 
unterstreichen, dass die Ministerin als Beobachterin teil-
genommen hat. Ich will außerdem erwähnen, dass die 
EU-Verträge es natürlich ermöglichen, dass jeder Mit-
gliedstaat in der EU seinen Energiemix frei wählen kann. 
Das tun andere Staaten; das machen andere Staaten an-
ders als Deutschland.

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Herr Peterka, Sie haben noch die Möglichkeit zu einer 

weiteren Nachfrage.

Tobias Matthias Peterka (AfD):
Es hat ja bei dem Koalitionspartner einige Verwirrung 

hervorgerufen. So hat sich der Ministerkollege Schneider 
geradezu empört, dass man jetzt ja nicht von der wahren 
Lehre abweichen soll oder darf und gefälligst nicht zu 
solchen Treffen zu gehen hat.

Wie bewerten Sie denn das, oder wie bewertet die 
Ministerin solche scharfen Aussagen, wenn angeblich 
gar nichts passiert ist, wenn man nur dasaß und sich 
Dinge angehört hat? Oder ist es vielleicht auch so – wir 
haben es ja gerade gehört, man ist sich auf EU-Ebene ja 
nicht einig in Richtung Klimabeschlüsse –: Gibt es eine 
leichte Hoffnung, dass man sich als Union von diesem 
Stockholm-Komplex, den die SPD anscheinend von den 
Grünen mitbekommen hat, was Atomenergie angeht, 
langsam verabschiedet?

Stefan Rouenhoff, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin für Wirtschaft und Energie:

Wir sind in einer guten Zusammenarbeit, sehr geehrter 
Herr Abgeordneter, mit der SPD in dieser Bundesregie-
rung. Ich will unterstreichen, dass das auch so bleiben 
wird, dass das aber nicht heißt, dass wir nicht auch an 
Gesprächen teilnehmen, in denen unterschiedliche The-
men diskutiert werden. Es ist das gute Recht der Minis-
terin, auch den Blick auf eine Diskussion zu richten, die 
in der Europäischen Union unter einigen Mitgliedstaaten 
geführt wird.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Der Abgeordnete Dr. Rainer Kraft hat eine weitere 

Nachfrage zu dem Thema.

Dr. Rainer Kraft (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Herr Staatssekretär, 

kurze Vorbemerkung: Ich begrüße es, dass Frau Wirt-
schaftsministerin Reiche bei diesem Treffen war. Es un-
terstreicht auch tatsächlich, dass zumindest im Bundes-
ministerium für Wirtschaft noch ein Anflug von 
Realismus existiert.

Nachdem der EuGH kürzlich in einem Urteil zu einer 
Klage aus Österreich festgestellt hat, dass auch innerhalb 
der EU Kernkraft tatsächlich nachhaltig ist, möchte ich 
Sie einmal fragen, ob es in Zukunft nicht nur persönliche 
Beobachtung ist oder ob Deutschland, die Bundesregie-
rung, tatsächlich einen offiziellen Beobachterstatus in-
nerhalb der europäischen Nuklearallianz anstreben wird.

Stefan Rouenhoff, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin für Wirtschaft und Energie:

Sehr geehrter Herr Abgeordneter, das ist eine Frage, 
die die Ministerin persönlich zu beantworten hat.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Die Bundesregie-
rung!)

Es ging jetzt darum, zu erläutern, dass die Ministerin als 
Beobachterin an diesem Gespräch teilgenommen hat. Es 
steht ihr frei, und es steht natürlich auch denjenigen frei, 
die als Gremium tagen, ob die Ministerin künftig an sol-
chen Treffen teilnimmt oder nicht; nicht mehr und nicht 
weniger.

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Eine weitere Nachfrage kommt von der Abgeordneten 

Sandra Detzer.
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Dr. Sandra Detzer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herzlichen Dank, Frau Präsidentin. – Herr Staatssekre-

tär, herzlichen Dank für die klare Aussage, dass das 
Thema Atomkraft in Deutschland entschieden ist. Ich 
möchte Sie aber, weil die Debatte nicht aufhört – wir 
haben heute im Ausschuss auch wieder darüber gespro-
chen –, noch mal ganz konkret nach Ihrer Einschätzung 
der Kosten fragen.

Die EnBW hat erst jüngst – einige Tage ist es her – 
noch mal vorgerechnet, dass die Atomkraft mit über 
49 Cent pro Kilowattstunde mit die teuerste Gestehungs-
form der Energie ist, also dieses Märchen von der güns-
tigen Atomkraft überhaupt nicht nachzuvollziehen ist.

(Zurufe der Abg. Dr. Andreas Lenz [CDU/ 
CSU] und Dr. Rainer Kraft [AfD])

Ich wollte gerne fragen, ob Sie diese Einschätzung der 
EnBW teilen und ob Sie darüber hinaus zu den Gesamt-
kosten dann auch die Kostenbelastung hinzurechnen wür-
den, die dadurch entsteht, dass wir hier zur Endlagerung 
und Sicherung der Atomkraftwerke zusätzliche Aus-
gaben hätten.

Stefan Rouenhoff, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin für Wirtschaft und Energie:

Sehr geehrte Frau Abgeordnete Detzer, ich hatte vorhin 
schon bei der Antwort auf eine der Fragen deutlich ge-
macht, dass die Bundesregierung ein großes Interesse hat, 
neben der Klimafreundlichkeit das Thema Versorgungs-
sicherheit, aber insbesondere die Bezahlbarkeit in den 
Blick zu nehmen. Unser Ziel ist es, zu dekarbonisieren 
und gleichzeitig kosteneffizient zu dekarbonisieren. Da 
sollten wir alle Technologien offen im Blick halten, die 
dazu beitragen können.

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Der Abgeordnete Wiener hat für die CDU/CSU-Frak-

tion noch eine Nachfrage.

Dr. Klaus Wiener (CDU/CSU):
In dem Zusammenhang gehört ja auch zur Wahrheit, 

dass wir seit Abschaltung der Atomkraftwerke in 
Deutschland sehr viel Atomstrom vor allem aus Frank-
reich importieren. Haben Sie Kenntnis darüber, dass das 
bei diesem Treffen Thema war?

Stichwort ist hier natürlich auch der europäische Ener-
giebinnenmarkt. Also, wie sieht man im europäischen 
Ausland, wie sehen unsere Freunde unsere Positionie-
rung hier? Gab es da irgendwelche Erkenntnisse aus die-
sem Treffen?

Stefan Rouenhoff, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin für Wirtschaft und Energie:

Sehr geehrter Herr Abgeordneter, ich möchte nicht 
spekulieren, was im Einzelnen bei dem Treffen diskutiert 
wurde. Die Ministerin hat teilgenommen; die Ministerin 
kann dazu Auskunft geben. Ich kann es an dieser Stelle 
nicht zu den Einzelheiten.

(Dr. Klaus Wiener [CDU/CSU]: Okay! Trotz-
dem vielen Dank!)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Damit kommen wir jetzt zur Frage 4 des Abgeord-

neten Stefan Schröder: 
Welche Maßnahmen wird die Bundesministerin für Wirt-

schaft und Energie, Katherina Reiche, vor dem Hintergrund 
der schwerwiegenden Vorwürfe des Bundesrechnungshofs ge-
genüber dem Bundeswirtschaftsministerium unter der Führung 
des damaligen Bundesministers für Wirtschaft und Klima-
schutz, Dr. Robert Habeck, in der Causa Northvolt ergreifen, 
um den Fall hausintern aufzuarbeiten und um sicherzustellen, 
dass sich ein ähnlicher Fehlschlag zukünftig nicht wiederholt?

Sie haben das Wort, Herr Staatssekretär.

Stefan Rouenhoff, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin für Wirtschaft und Energie:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr Ab-
geordneter, die Bundesministerin für Wirtschaft und 
Energie nimmt die Empfehlungen des Bundesrechnungs-
hofs ernst und hat eine umfassende hausinterne Prüfung 
der Abläufe und Entscheidungen im Förderverfahren ein-
geleitet. Ziel ist es, die Ursachen der Schwachstellen 
transparent zu identifizieren und daraus konkrete Maß-
nahmen zur Optimierung der Förderpraxis abzuleiten. 
Wir prüfen die unterschiedlichen Instrumente mit Blick 
auf die Risikobewertung. Die Risikobewertung muss eine 
größere und fundiertere Rolle spielen.

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Herr Schröder, Sie haben das Wort zur Nachfrage.

Stefan Schröder (AfD):
Frau Präsidentin! Herr Staatssekretär, angesichts der 

Insolvenz von Northvolt und des Verlusts von Steuergel-
dern in Milliardenhöhe, den Ihr Amtsvorgänger Robert 
Habeck zu verantworten hat, stellt sich mir die Frage, wie 
Sie die Kontroll- und Prüfmechanismen im Wirtschafts-
ministerium nachhaltig verbessern wollen. Welche spe-
zifischen Maßnahmen oder Richtlinien zur Risikobewer-
tung und Fördermittelvergabe werden Sie einführen, und 
wie planen Sie die Transparenz bei derartigen Entschei-
dungen zu erhöhen?

(Zuruf von der CDU/CSU: Prima abgelesen!)

Stefan Rouenhoff, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin für Wirtschaft und Energie:

Sehr geehrter Herr Abgeordneter, zunächst möchte ich 
noch erwähnen, dass es einen potenziellen Investor gibt, 
der hier aufkaufen möchte, und das heißt in letzter Kon-
sequenz, dass womöglich es nicht, so wie von Ihnen be-
hauptet, zu einem Verlust der Mittel kommt, die von 
Bundesseite eingesetzt worden sind. Das möchte ich an 
dieser Stelle noch mal ausdrücklich betonen.

Wir befinden uns jetzt in der Analyse, was konkret zu 
tun ist. Aber seien Sie versichert, dass wir sehr genau 
prüfen werden, ob und wie welche Förderinstrumente 
künftig eingesetzt werden können. Daran ist uns sehr 
gelegen. – Danke schön.

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Herr Schröder.
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Stefan Schröder (AfD):
Sie haben von der Einführung eines Mehraugenprin-

zips bzw. die Ministerin hat von der Einführung eines 
Mehraugenprinzips und einer neuen Richtlinie für die 
Fördermittelvergabe gesprochen, um zukünftige Fehl-
schläge wie bei Northvolt zu verhindern. Aber wie wol-
len Sie sicherstellen, dass diese neuen Prozesse nicht nur 
auf dem Papier existieren, sondern auch konsequent um-
gesetzt werden, und welche konkreten Sanktionsmecha-
nismen oder unabhängige Überwachungsstrukturen wol-
len Sie einführen, um die Einhaltung dieser Richtlinie zu 
gewährleisten?

Stefan Rouenhoff, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin für Wirtschaft und Energie:

Sehr geehrter Herr Abgeordneter, ich bitte Sie um ein 
bisschen Geduld. Wir sind jetzt als Bundeswirtschafts-
ministerium, als neue Bundesregierung gerade erst im 
Amt. Wir schauen uns die Vorgänge jetzt sehr sorgfältig 
an, und dann werden wir darüber entscheiden, wie wir die 
Instrumente dann auch im Einzelnen ausgestalten, wo 
Änderungen notwendig sind, wo noch ein viel genaueres 
Hinschauen notwendig ist.

Ich will aber an dieser Stelle auch eines sagen, nämlich 
dass damals die Entscheidungen auf Grundlage eines 
PwC-Gutachtens getroffen wurden, was vollständig ist 
und was im Einvernehmen der Bundesregierung dann 
auch dazu geführt hat, dass eine entsprechende Wandel-
anleihe bereitgestellt wurde. Das möchte ich an dieser 
Stelle auch noch mal unterstreichen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Vielen Dank. – Das Wort hat nun für eine Nachfrage 

der Abgeordnete Kraft.

Dr. Rainer Kraft (AfD):
Danke, Frau Präsidentin. – Herr Staatssekretär, keine 

Frage nach den Northvolt-Millionen ohne Frage nach den 
thyssenkrupp-Millionen. Nun ist thyssenkrupp zwar nicht 
insolvent; vielleicht produzieren sie gerade nicht – das 
weiß ich nicht –, aber sie sind nicht insolvent. Aber thys-
senkrupp hat auch Fördermillionen bekommen für ein 
Projekt zum grünen Stahl, hat nach eigenen Aussagen 
von dessen Umsetzung Abstand genommen, und deswe-
gen ist die Frage: Wo sind diese Millionen? Wann wird 
das Bundeswirtschaftsministerium diese Förderung von 
thyssenkrupp zurückfordern?

Stefan Rouenhoff, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin für Wirtschaft und Energie:

Sehr geehrter Herr Abgeordneter, wir haben als Bun-
desregierung ein großes Interesse, dass wir die Grund-
stoffindustrie in Deutschland erhalten. Dazu hat die ver-
gangene Bundesregierung Maßnahmen ergriffen, und 
dazu wird auch die nächste Bundesregierung Maßnah-
men ergreifen, damit wir den Wirtschaftsstandort stärken, 
damit Unternehmen hier in Deutschland wirtschaften 
können, so wie thyssenkrupp und andere Unternehmen.

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Jetzt hat das Wort der Abgeordnete Lenz für die CDU/ 

CSU-Fraktion für eine Nachfrage.

Dr. Andreas Lenz (CDU/CSU):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Herr Staatssekretär, 

noch mal zum Themenkomplex Northvolt. Da gab es ja 
laut Bundesrechnungshof offensichtliche Defizite, auch 
im damals grün geführten Haus. Können Sie vielleicht 
da noch mal die eklatantesten Schwächen des damaligen 
Förderprinzips mit der Gießkanne beschreiben und ein-
fach kurz beschreiben, welche Schlüsse das Haus daraus 
zieht bzw. ziehen will und dann eben auch in die Umset-
zung bringen will?

(Beifall bei der CDU/CSU)

Stefan Rouenhoff, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin für Wirtschaft und Energie:

Sehr geehrter Herr Abgeordneter Lenz, ich möchte an 
dieser Stelle noch mal unterstreichen, dass das Prüfver-
fahren andauert, dass wir uns die einzelnen Punkte sehr 
genau anschauen werden und dass ich zum jetzigen Zeit-
punkt an dieser Stelle dazu noch keine Auskunft geben 
kann.

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Der Abgeordnete Joswig hat nun das Wort zu einer 

Nachfrage aus der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

Julian Joswig (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herzlichen Dank, Frau Präsidentin. – Sehr geehrter 

Herr Staatssekretär, in das Unternehmen Northvolt wur-
den große Hoffnungen gelegt, auch aufgrund der Produk-
tion von Lithium-Ionen-Batterien gerade für die deutsche 
Automobilindustrie. Es gab Offtake Agreements, also 
Abnahmeverträge mit BMW und mit Volkswagen. Erst 
letzte Woche gab es ein Statement des Mercedes-Benz- 
CEO, dass wir gerade in dem Bereich der Autobatterien 
extrem abhängig sind von China.

Mit Blick auf die IAA diese Woche und auf die Wettbe- 
werbsfähigkeit der deutschen Automobilindustrie müsste 
es doch elementar wichtig sein, dass wir hier in Europa, 
hier in Deutschland auch Automobilbatterien herstellen 
können. Ich darf Sie an den Draghi-Report erinnern, der 
wirklich dafür wirbt, diese Investitionen auch vonseiten 
der öffentlichen Hand zu tätigen.

Deshalb meine Frage: Steht Ihr Haus an der Seite des 
Draghi-Reports? Sind Sie auch bereit, Risiken einzuge-
hen mit Blick auf die deutsche Wettbewerbsfähigkeit und 
die Zukunft der Automobilindustrie?

(Beifall der Abg. Dr. Sandra Detzer [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Stefan Rouenhoff, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin für Wirtschaft und Energie:

Sehr geehrter Herr Abgeordneter, ich möchte noch mal 
auf das hinweisen, auf das ich gerade schon hingewiesen 
habe: Es besteht die Möglichkeit, dass es einen Kaufver-
trag geben wird, der auch abgeschlossen wird von Lyten. 
Wenn dieser Kaufvertrag zustande kommt, dann bedeutet 
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das womöglich auch – das ist natürlich eine Entscheidung 
des Investors –, die Batterieproduktion in Heide fort-
zuführen. Das ist, wie gesagt, eine Entscheidung des In-
vestors, aber das ist eine mögliche Option, die dann eben 
auch zu dem führt, was Sie sich gerade gewünscht haben 
an dieser Stelle.

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Vielen Dank.

In Anbetracht der Zeit würde ich jetzt noch eine Frage 
zulassen; ich rufe die Frage 5 des Abgeordneten Stephan 
Brandner auf: 

Was sind die fünf wichtigsten Vorhaben, die die Bundes-
ministerin für Wirtschaft und Energie, Katherina Reiche, im 
ersten Regierungsjahr umsetzen möchte?

Ich lasse auch noch die Nachfragen von Ihnen, Herr 
Brandner, zu, aber danach keine weiteren, weil wir schon 
am Ende der Zeit angelangt sind.

Herr Staatssekretär, Sie haben das Wort zur Antwort.

Stefan Rouenhoff, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin für Wirtschaft und Energie:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr Ab-
geordneter! Die Bundesregierung und damit auch das 
Bundesministerium für Wirtschaft und Energie verfolgt 
derzeit prioritär die Umsetzung des vom Koalitionsaus-
schuss am 28. Mai beschlossenen Sofortprogramms. Die-
ses enthält zahlreiche Reformvorhaben zur Stärkung der 
Wirtschaft, unter anderem die Verbesserung der Rahmen-
bedingungen für private Investitionen, die Beschleuni-
gung von Planungs- und Genehmigungsverfahren, die 
Modernisierung von Vergabeverfahren, Anreize zur Aus-
weitung des Arbeitsangebots und Entlastungen bei den 
Energiekosten.

Zu den wichtigsten ersten Maßnahmen zählen die steu-
erlichen Anreize für Investitionen in bewegliche Wirt-
schaftsgüter, der Zuschuss zu den Übertragungsnetzent-
gelten, die Senkung der Stromsteuer, die Abschaffung der 
Gasspeicherumlage, die Vorbereitung verlässlicher Rah-
menbedingungen für Investitionen in steuerbare Kapazi-
täten im Strombereich sowie die Beseitigung von Be-
richts- und Dokumentationspflichten für Unternehmen.

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Sie haben die Möglichkeit zur Nachfrage, Herr 

Brandner.

Stephan Brandner (AfD):
Es ist ja ein gefülltes Auditorium hier; das hat man ja 

selten in der Fragestunde. – Wir haben ja über große 
Zahlen geredet, wir haben über kleine Zahlen geredet. 
Jetzt hatte ich Sie nach den fünf wichtigsten Vorhaben 
der Bundesministerin im ersten Regierungsjahr gefragt. 
Das Konjunkturprogramm „Friseure und Visagisten“ ist 
ja ein Thema, das Sie nicht angesprochen haben.

(Dr. Hendrik Hoppenstedt [CDU/CSU]: Sie 
fragen auch immer das Gleiche all die Jahre!)

Die Bundesministerin hat dadurch Schlagzeilen produ-
ziert, dass ihre Frisur den Steuerzahler sehr teuer zu ste-
hen kommt. Kein Regierungsmitglied hat bisher in der 
laufenden Legislaturperiode so viel Geld ausgegeben 
wie sie.

(Dr. Hendrik Hoppenstedt [CDU/CSU]: Das 
wird langsam langweilig!)

Wir reden über ungefähr 25 000 Euro in den letzten Mo-
naten, also ungefähr 5 000 Euro im Monat. Das sind zwar 
nur ein Drittel der Kosten von Frau Baerbock – Baerbock 
war noch wesentlich teurer und hat sich noch hübscher 
machen lassen –, aber trotzdem etwa 5 000 Euro im Mo-
nat. Also ein Betrag, von dem manche Menschen nur 
träumen können; sie haben vielfach nur ein Zehntel die-
ses Betrags im Monat zur Verfügung – für alles.

Deshalb meine Frage: Wie steht das im Einklang da-
mit, dass es Menschen draußen richtig dreckig geht, dass 
die Wirtschaft den Bach runtergeht? Wie kann man da auf 
der anderen Seite sagen: „Okay, ich gönne mir hier mal 
fünfstellige Beträge für Friseure und Visagisten, und der 
Rest interessiert mich eigentlich relativ wenig“?

(Dr. Hendrik Hoppenstedt [CDU/CSU]: Sie 
müssen mal eine neue Platte auflegen!)

Stefan Rouenhoff, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin für Wirtschaft und Energie:

Sehr geehrter Herr Abgeordneter, ich will noch mal 
darauf hinweisen, dass wir hier in einer Diskussion zu 
den wirtschaftspolitischen Prioritäten der Ministerin 
sind und nicht in einer Diskussion über Stylisten und 
Sonstiges.

Ich möchte an dieser Stelle unterstreichen, dass wir 
klare Vorstellungen haben, wie wir die deutsche Wirt-
schaft wieder voranbringen, welche Maßnahmen dazu 
beitragen können, unser Land auf Vordermann zu brin-
gen. Und dieses Interesse sollten auch Sie als Abgeord-
neter hier bei uns im Bundestag haben.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Eine weitere Nachfrage für Sie, Herr Brandner.

Stephan Brandner (AfD):
Konjunkturprogramm „Visagisten und Friseure“ war 

ja angefragt. Das gehört schon zum Thema. Aber wenn 
Sie sich um die Antwort drücken, dann spricht das natür-
lich für sich.

Es gibt ja auch die großen Zahlen – ich habe es ja 
gerade einleitend erwähnt –: Hunderttausende Arbeits-
plätze sollen noch abgebaut werden, sagt Ernst & Young, 
45 000 in der Automobilindustrie, 70 000 Jobs könnten 
zusätzlich noch bis 2025 wegfallen. Es geht überall den 
Bach runter.

„Die Großunternehmen verlagern, der Mittelstand 
leidet oder macht dicht. Das ist eine Bankrotterklä-
rung für den Wirtschaftsstandort Deutschland“,
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sagt der Präsident des Bundesverbandes Großhandel, Au-
ßenhandel, Dienstleistungen. Also an allen Ecken und 
Enden brennt es. Die deutsche Wirtschaft geht den 
Bach runter.

Wo ist Ihr Ansatz, jetzt konkret zu sagen: „Es geht 
los“? Wir haben jetzt ein Jahr lang totalen Stillstand in 
Deutschland: von der Auflösung der Ampel, über den 
Wahlkampf und Sondierungen bis hin zu den Koalitions-
gesprächen. Wann kommt die Initialzündung?

Vorhin haben Sie ja gesagt: Wir sind erst 150 Tage im 
Amt, da können wir noch nicht so viel gemacht haben. – 
Wann fing denn Ihres Erachtens der Niedergang Deutsch-
lands an? War das unter einer CDU-geführten Regierung 
oder unter einer SPD-geführten Regierung?

Stefan Rouenhoff, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin für Wirtschaft und Energie:

Sehr geehrter Herr Abgeordneter, der Niedergang 
Deutschlands fängt an, wenn man Deutschland schlecht-
redet. Dazu leisten Sie einen besonderen Beitrag.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir wissen um die Herausforderungen in unserem 
Land. Das ist auch der Grund, warum wir als Koalition 
zusammengefunden haben. Und wir sind uns der Bedeu-
tung bewusst, dass wir strukturelle Reformen in unserem 
Land brauchen. Wir machen uns auf den Weg.

Sie haben gerade gesagt, die Chemieindustrie gehe den 
Bach runter, die Automobilindustrie gehe den Bach run-
ter. Wir werden die Gespräche mit der Wirtschaft führen, 
und wir werden offene und ehrliche Gespräche mit der 
Wirtschaft führen, um mit ihr gemeinsam ein Programm 
auf die Beine zu stellen, damit Deutschland wieder voran-
kommt. Darum geht es uns als Bundesregierung, und 
darum sollte es auch Ihnen als Oppositionsfraktion hier 
im Deutschen Bundestag gehen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Sebastian Roloff [SPD])

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Und damit beende ich die Fragestunde.

Ich rufe den Zusatzpunkt 1 auf: 

Aktuelle Stunde 

auf Verlangen der Fraktion der AfD

Zehn Jahre „Wir schaffen das“
Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat für die AfD- 

Fraktion der Abgeordnete Dr. Gottfried Curio.
(Beifall bei der AfD)

Dr. Gottfried Curio (AfD):
Sehr geehrte Präsidentin! Meine Damen und Herren! 

Man stelle sich vor: Irgendwo in Deutschland bürger-
kriegsähnliche Zustände, Menschen versuchen, auszu- 
weichen nach Dänemark, Österreich, Frankreich, in hei-
matnahe Regionen. Okay. Zögen sie stattdessen aber nach 
Kasachstan, in den Sudan, in den Iran und sagten dort: 

„Wir sind auf der Flucht, wir müssen hierherkommen“, 
wäre das komplett lächerlich. Da geht es dann nicht um 
das Verlassen eines Fluchtlands, sondern um Vorteils-
nahme im Zielland. Diese Absurdität mit Afghanen und 
Syrern, die nach Deutschland „fliehen“, wird uns von 
Union und SPD seit zehn Jahren aufgetischt. Das soll 
die Bürger moralisch erpressen, diesen Unsinn zu tolerie-
ren. Wir sagen: zehn Jahre sind genug, mehr als genug!

(Beifall bei der AfD)

Vor zehn Jahren setzte die Union mit der Dublin-Ver-
ordnung geltendes Recht außer Kraft, ließ die Grenzen 
für inzwischen Millionen illegaler Eindringlinge öffnen 
und gab das Land de facto zur Sozialplünderung frei. Wir 
sagen: Die Menschen haben endlich genug von diesem 
kontrafaktischen Irrsinn. Wir haben genug Stadtteile, in 
denen Deutsch zur Fremdsprache geworden ist, in denen 
man sich als Fremder im eigenen Land fühlt, direkt vor 
der Haustür. Sie wollen Deutschland als Siedlungsgebiet. 
Wir wollen Deutschland als Heimat.

(Beifall bei der AfD)

Von den Millionen aus Syrien und Afghanistan wan-
dern die meisten in die Sozialsysteme ein, von denen sie 
überhaupt erst angelockt wurden. Jedes Jahr kostet der 
Spaß Bund und Länder 50 Milliarden Euro. Die Krimi-
nalitätsstatistik weist Ausländer weit überproportional als 
Täter aus. Die Haushalte bersten unter der Last der Mi-
gration, die Unterbringung längst nicht mehr gut möglich, 
der Wohnungsmarkt erodiert, in den Klassen zunehmend 
kein Unterricht mehr, sondern nur mehr Chaosverwal-
tung, die Bildungsnation Deutschland rutscht immer wei-
ter in den PISA-Orkus.

(Zuruf von der Linken: Stimmt doch gar 
nicht!)

Und was haben wir seitdem geschafft? Frauen können 
sich nicht mehr frei und ohne Angst im öffentlichen 
Raum bewegen,

(Rasha Nasr [SPD]: Wegen Männern wie 
Ihnen!)

Gewalttätigkeiten im Schwimmbad, auf dem Schulhof, 
im dunklen Park. Überall ist bei integrationsunwilligen 
jungen Männern das Messer zur Hand aufgrund einer 
kruden Vorstellung von Ehre durch Gewalt.

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das nennt man Pauschalisierung!)

Deutschland hat gar nichts geschafft, als dass deutsche 
Leistungsträger auswandern: Hunderttausende pro Jahr. 
Deutschland hat gar nichts geschafft, als dass das Land 
ärmer geworden ist, unsicherer geworden ist.

(Zuruf von der Linken: Wegen Ihnen!)

Der Mord eines abgelehnten Asylbewerbers an Liana K. 
in Friedland wurde tagelang vertuscht.

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das stimmt überhaupt nicht! Das ist 
nicht wahr! – Clara Bünger [Die Linke]: Hören 
Sie auf, zu lügen!)
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Die Wahrheit ist für die Regierung in diesem Land 
längst zur Gefahr geworden. Deshalb verordnet man 
Denkverbote. In Köln einigen sich die Altparteien, nur 
noch positiv über Migration zu sprechen – unterschrieben 
von der CDU. Was für ein Armutszeugnis, meine Damen 
und Herren!

(Beifall bei der AfD)

Wie war es noch vor den Wahlen? Man hatte Umsteu-
ern versprochen, AfD-Forderungen kopiert. Da die sich 
mit der SPD natürlich nicht umsetzen lassen, will man 
jetzt die Bürger betrügen. Grenzkontrollen, die 98 Prozent 
der Asylbewerber nicht erfassen, nennt man „hochwirk-
sam“. Die Regierung, die Aufnahmeprogramme zu been-
den gelobte, fliegt schon wieder Tausende Afghanen ein – 
natürlich keine Ortskräfte. Man versprach, null Asylbe-
werber ins Land zu lassen. Jetzt rechnet man mit über 
100 000 und wagt es, das auch noch als Erfolg zu ver-
kaufen. Wir bräuchten Abschiebungen, Rückführungen. 
Da kommt gar nichts – wird auch nie mit dieser SPD, die 
nur möglichst schnell Ausländern das Wahlrecht erteilen 
will. Der ganze Wagen hat nicht gedreht, er fährt weiter, 
und die Richtung soll durch Anspruch auf baldige Ein-
bürgerung unumkehrbar gemacht werden – alles von der 
Union bereits mit abgesegnet, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)

Der Wähler merkt das alles. So plant man den kalten 
Staatsstreich. In einzelnen Städten wollen die Konkur-
renzparteien Oppositionspolitikern mal eben das Wahl-
recht entziehen. Aber wer glaubt, so den Siegeslauf der 
AfD aufzuhalten, der irrt sich gewaltig. Die Bevölkerung 
durchschaut das. Diese Unrechtsentscheidungen öffnen 
den Menschen im Lande erst die Augen. Der Ökonom 
Raffelhüschen sagt: Zuwanderung rechnet sich nicht 
mit Sozialfällen, sondern nur, wenn junge Menschen 
kommen, die gleich arbeiten, oder Hochqualifizierte.

Und da sagt Merz: Bürgergeld, Krankenkasse, Rente – 
alles nicht mehr finanzierbar. Aber nicht die Strukturen 
sind falsch, sondern der überdehnte Kreis der Empfänger. 
Nicht mehr finanzierbar? Kein Wunder, wenn man das 
Vermögen des eigenen Landes in der ganzen Welt ver-
teilt, anderen Ländern die Kriege finanziert, abstruse Kli-
magesetze erlässt, Millionen von Migranten alimentiert.

Diese Bundesregierung, das ist Realitätsverweigerung 
im Endstadium. Das Einzige, worauf sich diese Chaos-
koalition noch einigen kann, ist zusammen nach Kiew zu 
fahren und in der größten Wirtschaftskrise Deutschlands 
dort deutsche Milliarden zu verschenken.

(Beifall bei der AfD)

Wenn Merz sagt, wir leben über unsere Verhältnisse, 
wir können uns das nicht mehr leisten, wenn das das Fazit 
bei 1 000 Milliarden Euro Steuereinnahmen und 900 Mil-
liarden Euro Schulden für seine Legislaturperiode ist, 
dann können wir uns diese Regierung nicht mehr leisten.

(Beifall bei der AfD)

Die Wende aber ist mit Linken nicht umzusetzen. Nur 
ein Notbündnis der Solidarität für Deutschland kann das 
noch schaffen. Die SPD wird Reformen immer verhin-

dern. Machen Sie ein Ende! Und ein kleiner Tipp: Tun Sie 
es, solange Sie Ihre Partei noch auf Augenhöhe in die 
Waagschale werfen können!

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Das Wort hat nun für die CDU/CSU-Fraktion die Ab-

geordnete Dr. Cornell-Anette Babendererde. – Sie haben 
das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Dr. Cornell-Anette Babendererde (CDU/CSU):
Danke schön. – Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Herz und Verstand machen eine kluge 
Migrationspolitik aus.

(Zuruf von der AfD)

Menschen, die aufgrund von Verfolgung, Krieg oder Ge-
walt gezwungen sind, aus ihrem Land zu fliehen, sollen 
bei uns in der EU auf der Grundlage eines fairen Verteil-
schlüssels ein neues Zuhause finden. Denjenigen, die 
keinen Fluchtgrund haben, die sich vielmehr aufgrund 
der bisher von Deutschland ausgegebenen Pullfaktoren 
zu uns auf den Weg machen, wollen wir diese Motivation 
endlich wieder nehmen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Kolleginnen und Kollegen, die Ereignisse des 
Sommers 2015 haben die deutsche Gesellschaft und die 
Migrations- und Flüchtlingspolitik in unserem Land 
nachhaltig geprägt.

(Stephan Brandner [AfD]: Aber eher negativ, 
oder?)

Jeder von uns hat dazu eine Meinung, eine eigene Wer-
tung und bestimmte Erinnerungen. Deutschland hat da-
mals, wie Angela Merkel es einst formulierte, ein 
„freundliches Gesicht“ gezeigt, und ich bin auch heute 
noch überzeugt, dass das in diesem Moment und in dieser 
Situation die richtige Entscheidung war.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Stephan Brandner [AfD]: Dann sind Sie hier 
fehl am Platze! Drei Applaudierende in der 
CDU/CSU! Das ist inzwischen fast allen pein-
lich!)

Denn wie sah es denn damals aus? Allein in der ersten 
Jahreshälfte 2015 suchten rund 400 000 Menschen inter-
nationalen Schutz in der Europäischen Union, darunter 
viele Kinder.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Junge Männer vor 
allem!)

Auslöser für die Flüchtlingsströme waren vor allem der 
Terror des IS und die Instabilität in Krisenregionen wie 
Afghanistan und dem Irak. Vor allem aber kamen die 
Menschen aus dem kriegsgebeutelten Syrien. Diese Men-
schen waren auf der Flucht vor einem mörderischen to-

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 20. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 10. September 2025                                                                                                                                                                                              1971 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Dr. Gottfried Curio 



talitären Regime. Wie mörderisch und grausam es war, 
wurde Ende letzten Jahres nach dem Sturz Assads noch-
mals deutlich,

(Stephan Brandner [AfD]: Deshalb gehen die 
jetzt auch alle glücklich zurück!)

als sich der Welt die Türen des berüchtigten Sednaja- 
Gefängnisses öffneten. Und diese Menschen trafen nun 
auf eine Europäische Union, die rechtlich und adminis-
trativ gänzlich unvorbereitet war.

Groß war allerdings die Hilfsbereitschaft der Bürgerin-
nen und Bürger in unserem Land. Ich möchte an dieser 
Stelle noch einmal all jenen Danke sagen, die den Flücht-
lingen beim Ankommen geholfen haben:

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der Linken – Stephan Brandner 
[AfD]: Zwei Drittel davon wählen inzwischen 
die AfD!)

den Mitarbeitern in den Kommunen und den vielen Zig-
tausend Ehrenamtlichen. Das war wahrlich ein hartes 
Stück Arbeit, und die Hilfe kam aus reinstem Herzen. 
Mich hat es damals nachhaltig beeindruckt, wie die Men-
schen begannen, Kleiderspenden zu sammeln, behelfs-
mäßigen Deutschunterricht zu geben oder Asylbewerber 
auf Behördengänge zu begleiten.

(Stephan Brandner [AfD]: Hat sich alles aus-
gezahlt!)

Ihr Engagement war und ist beispielhaft, und es hat dazu 
beigetragen, ein starkes Gemeinschaftsgefühl zu erzeu-
gen, wie wir es nur in ganz wenigen Momenten erleben. 
Herr Curio, diese Menschen sind nicht so dumm, wie Sie 
es gerne hätten.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des Abg. Michael Kellner 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] – Dr. Gottfried 
Curio [AfD]: Die sind schlau! Die wissen, wo 
sie genug Geld kriegen! Die wissen, wie sie 
das System missbrauchen!)

Später jedoch – das ist der andere Teil der Wahrheit – 
vermischten sich diese Flüchtlinge mit denen, die aus 
rein wirtschaftlicher Not in der Hoffnung auf ein besseres 
Leben nach Deutschland kamen.

Und darüber hinaus müssen wir heute realisieren: Je-
mandem ein Dach über dem Kopf zu besorgen, ist das 
eine. Das andere ist, dass wir feststellen müssen: Integra-
tion ist ein wahrer Kraftakt, der viel Zeit in Anspruch 
nimmt, Ressourcen fordert und der vor allen Dingen 
beide Seiten fordert. Dazu hat Bundespräsident Joachim 
Gauck schon vor zehn Jahren treffend festgestellt: „Unser 
Herz ist weit. […] unsere Möglichkeiten […] endlich.“

Genau hier haben wir es als Politik versäumt, die er-
forderlichen Maßnahmen zu ergreifen. Wir haben zu 
lange gezögert, und das müssen auch wir von der Union 
uns vorwerfen lassen.

Heute komme ich zu dem Schluss: Ja, wir schaffen 
das – mit einer geordneten Migrationspolitik, die Herz 
und Verstand vereint und die auch unsere eigenen, be-
rechtigten Interessen nicht außer Acht lässt.

(Stephan Brandner [AfD]: Um Gottes willen! 
Da fällt mir nicht einmal mehr ein Zwischenruf 
ein!)

Vertreter der AfD: Hass und Hetze gehören nicht dazu.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD – Zurufe von der AfD)

Die Menschen wollen die Migrationswende, und wir set-
zen sie in der Koalition um. Der Koalitionsvertrag gibt 
den Kurs vor, und diesen verfolgen wir unbeirrt.

(Zuruf des Abg. Martin Reichardt [AfD])

Maßnahme für Maßnahme, Schritt für Schritt. In Ihren 
Reihen hingegen, Vertreter der AfD, konnten wir es wie-
der mal hören – –

(Stephan Brandner [AfD]: Sie haben Deutsch-
land ruiniert! Gehen Sie mal darauf ein! Das ist 
ja unglaublich!)

– Auch Ihr Dazwischengepöbel hilft Ihnen nicht und 
macht Ihre Beiträge wahrlich nicht intelligenter.

(Martin Hess [AfD]: Das nennt sich Zwischen-
ruf und gehört zum parlamentarischen Betrieb! 
Das können Sie nicht als „Gepöbel“ abqualifi-
zieren, Frau Kollegin!)

Ich muss sagen, es ist ein zweifelhafter Genuss, den ich 
hier wiederholt mit Ihnen erleben darf. – Ja, in Ihren 
Reihen ist für eine vernünftige Migrationspolitik, die 
auch unser Land nach vorne bringt, kein Platz.

(Beifall bei der CDU/CSU – Stephan Brandner 
[AfD]: Ja, dann machen Sie mal!)

Mit dieser würden Sie sich ja auch selber das Wasser 
abgraben.

Wir von der Koalition aus CDU, CSU und SPD arbei-
ten weiter konsequent an der Umsetzung der Migrations-
wende. Versprochen!

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Zuruf von der AfD: Na, 
dann! – Stephan Brandner [AfD]: Wenn sie 
nicht gestorben sind, dann leben sie noch heu-
te!)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Es gab einige Zwischenrufe, die ich hier nicht verste-

hen konnte. Deswegen, Herr Reichardt, werde ich mir 
noch mal die Zwischenrufe im Protokoll anschauen.

(Stephan Brandner [AfD]: Die waren alle in 
Ordnung!)

Als Nächste hat das Wort für Bündnis 90/Die Grünen 
die Abgeordnete Lamya Kaddor.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Lamya Kaddor (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Liebe Zuhörerinnen und Zuhörer auf 
den Tribünen! Die AfD-Fraktion hat uns mit dieser Ak-
tuellen Stunde unfreiwillig eine Chance eröffnet.
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(Stephan Brandner [AfD]: Dann nutzen Sie die 
mal!)

– Mache ich, keine Sorge!
(Stephan Brandner [AfD]: Wir sind gespannt!)

– Nun hören Sie mal zu! Über die Erfolgsgeschichten der 
Menschen zu sprechen – –

(Stephan Brandner [AfD]: Fangen Sie mal mit 
der Lohberger Brigade an und Ihren Schülern, 
die Sie da schon so auf Kurs gebracht hatten! 
Das finde ich immer besonders spannend, dass 
Sie sich nicht dazu äußern! Lohberger Brigade, 
erzählen Sie mal!)

– Sie sind etwa auf dem gleichen Niveau meiner ehema-
ligen Schüler einzuordnen. Es tut mir sehr leid, aber das 
ist leider so.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
Linken und der Abg. Dr. Cornell-Anette 
Babendererde [CDU/CSU] – Zuruf des Abg. 
Martin Hess [AfD])

– Ja, damit müssen Sie jetzt leben. Stecken Sie’s ein!
Also, ich möchte gern über die Erfolgsgeschichten 

sprechen, über Menschen, die 2015 nach Deutschland 
gekommen sind. Die neuesten Zahlen aus der Studie 
des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung spre-
chen eine klare Sprache: Die Menschen, die 2015 hierher 
geflüchtet sind, halten unser Land aktiv mit am Laufen.

(Stephan Brandner [AfD]: Dann nennen Sie 
doch mal fünf!)

Sie arbeiten überdurchschnittlich oft in systemrelevanten 
Engpassberufen:

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Zwei Drittel im 
Bürgergeld!)

in der Pflege, im Gesundheitswesen, im Verkehr, in der 
Logistik, im Lebensmittelbereich und im Gastgewerbe.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: In Atomwissen-
schaften!)

Das waren sogar schon sechs, falls Sie zählen können.
(Stephan Brandner [AfD]: In Messerkunde!)

Die Beschäftigungsquote liegt neun Jahre nach ihrer An-
kunft bei 64 Prozent im Vergleich zu 70 Prozent in der 
Gesamtbevölkerung.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Das ist doch Blöd-
sinn! – Martin Hess [AfD]: Das ist Quatsch! 
Unseriöser geht eine Studie ja gar nicht mehr!)

Das bedeutet übrigens auch: Die Menschen zahlen Steu-
ern, sie stützen unsere überlasteten Renten- und Sozial-
systeme. Viele der ehemals Schutzsuchenden sind nun 
Eingebürgerte und damit längst Teil unserer Gesellschaft.

(Stephan Brandner [AfD]: Schlimm genug!)
Habibi, Falafel, Hummus – all diese Worte sind Teil 
unserer deutschen Esskultur geworden. Viele Menschen 
engagieren sich ehrenamtlich, gerade auch in der Flücht-
lingshilfe.

Diese Erfahrung, dass Integration dann gelingt, wenn 
sie aktiv gestaltet wird, bestätigt sich, wenn wir die ver-
schiedenen Phasen unserer Einwanderungsgeschichte be-
trachten. In den 50er- und 60er-Jahren, während der An-
werbung von sogenannten Gastarbeitern, gab es praktisch 
keine Integrationspolitik. Schon damals war Deutschland 
ein Einwanderungsland. Doch ein Bekenntnis dazu sollte 
auf politischer Ebene erst viele Jahrzehnte später erfol-
gen. Sprachkurse: Fehlanzeige. Integrationskurse: nichts. 
Stattdessen: Ghettoisierung und Unkenntnis über die 
neuen Lebensrealitäten. Ich erinnere die 80er-Jahre. Da-
mals fand ich mich als Schülerin in der Grundschule 
selbst im sogenannten „muttersprachlichen Ergänzungs-
unterricht“ in türkischer Sprache wieder. Dabei sprach 
ich weder Türkisch, noch habe ich türkische Eltern oder 
Großeltern.

Erst Anfang der 2000er-Jahre fing auch die Union 
langsam an, Integration als gesamtgesellschaftliche Auf-
gabe zu verstehen: Sprach- und Integrationskurse, Be-
rufsvorbereitung, zivilgesellschaftliches Engagement. 
Auch dafür steht der Satz „Wir schaffen das!“. Das zeigen 
die Zahlen, aber auch unzählige individuelle Geschich-
ten, und eine erzähle ich Ihnen, und zwar von Ramzi 
Awat Nabi.

Ramzi kam 2018 als Jugendlicher – –
(Stephan Brandner [AfD]: Die von Liana!)

– Ja, dass Sie damit nichts anfangen können, ist klar.
(Stephan Brandner [AfD]: Fangen Sie mal mit 

der Geschichte von Liana an!)
– Ja, ja. – Ramzi kam 2018 als Jugendlicher aus dem Irak, 
lernte Deutsch, machte ein Einser-Abitur in Stuttgart, 
studierte Gebäude- und Energietechnik. Er engagierte 
sich. Was dann geschah, ist allerdings exemplarisch für 
die Entwicklung der deutschen Migrationspolitik der 
letzten Jahre und jetzt sowieso: Am 4. August 2025 
wurde Ramzi mitten in der Nacht aus seinem Studenten-
wohnheim geholt und nach Bagdad abgeschoben. Ein 
hochmotivierter junger Mensch, in dessen Ausbildung 
der deutsche Staat investiert hatte und den wir als künf-
tige Fachkraft dringend brauchen, wird in einer Nacht- 
und-Nebel-Aktion aus unserem Land entfernt.

Meine Damen und Herren, wir schieben die Falschen 
ab.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Statt Einwanderung proaktiv zu gestalten und ihr Poten-
zial zu sehen, setzt die Bundesregierung auf Abschre-
ckung und Abschiebung. Statt Integration und Beheima-
tung von Zugezogenen zu fördern, wird ein Klima des 
Verdachts und der Bedrohung erzeugt. Und dann wundert 
man sich, warum Deutschland im Wettbewerb um inter-
nationale Fachkräfte nicht attraktiv ist, warum viele müh-
sam angeworbene Fachkräfte laut einer Studie vom In-
stitut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung unser Land 
oft nach wenigen Monaten wieder verlassen.

Was wir brauchen, ist das Gegenteil dieses Regie-
rungskurses. Dieser ist nicht nur rückwärtsgewandt, er 
schadet unserem Land. Sie wollen illegale Migration be-
kämpfen, aber schaffen überhaupt keine legalen Wege zur 
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Migration. Stattdessen schaffen Sie eine zum Teil illegale 
Abschiebepraxis und sind völlig planlos, wenn es um 
Integration geht.

Jetzt fragen Sie sich vielleicht, warum diese Grüne hier 
vorne nicht einmal über die Probleme von Migration 
spricht.

(Stephan Brandner [AfD]: Nein, das fragen wir 
uns nicht! Die Frage stellen wir uns nicht!)

Nein, liebe Kolleginnen und Kollegen, nicht, weil ich sie 
nicht sehe oder gar verschweigen möchte, nein, nicht 
deshalb, sondern allein wegen Ihnen auf der rechten Seite 
muss hier vorne im Hohen Haus jemand stehen, der eine 
andere Geschichte erzählt; denn Sie tun es ja leider nicht. 
Sie fokussieren sich immer nur auf das halbleere Glas.

Vielen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 

Zurufe von der AfD)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Das Wort hat nun für die SPD-Fraktion die Abgeord-

nete Rasha Nasr.
(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Rasha Nasr (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten 

Damen und Herren! Werte Kolleginnen und Kollegen! 
Vor zehn Jahren sagte Angela Merkel: „Wir schaffen 
das!“ Und die AfD sagt bis heute: Wir schaffen Panik – 
und das leider ziemlich zuverlässig. Die Wahrheit ist: 
Zwei Drittel der Menschen, die 2015 zu uns kamen, 
sind heute in Arbeit. Sie stehen morgens auf, gehen zur 
Schicht, zahlen Steuern, stützen unser Sozialsystem. Also 
kurz: Sie machen genau das, was Sie von der AfD immer 
nur behaupten, aber selten selbst hinbekommen: Sie ar-
beiten.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN – Lachen bei der AfD – Martin 
Hess [AfD]: Das sagen die Studenten von der 
SPD!)

Für mich hat „Wir schaffen das!“ auch eine ganz per-
sönliche Ebene. Mein Cousin kam 2015 aus Syrien nach 
Deutschland. Heute ist er deutscher Staatsbürger, er ist 
Architekt, hat sich ein eigenes Leben aufgebaut. Das ist 
Integration: kein Drama, keine Panik, kein Untergang, 
einfach nur ein Mensch, der dazugehört.

Aber wenn wir schon bei Drama sind: Na ja, dann 
schauen wir doch einfach mal in die Reihen der AfD; es 
lohnt sich. Sebastian Münzenmaier ist stellvertretender 
Fraktionsvorsitzender und verurteilt wegen Beihilfe zur 
gefährlichen Körperverletzung. Björn Höcke ist AfD- 
Landesvorsitzender in Thüringen und gleich zweimal 
verurteilt, weil er eine SA-Parole gegrölt hat. Geschichte 
wiederholt sich bei der AfD offenbar als Farce. Matthias 
Helferich ist Bundestagsabgeordneter für die AfD und 
nennt sich selbst „das freundliche Gesicht des NS“, also 
des Nationalsozialismus. Man könnte lachen, wenn es 
nicht so bitter wäre. Oder Maximilian Krah: Gegen sei-

nen ehemaligen Mitarbeiter im Europaparlament läuft 
derzeit in Dresden das Gerichtsverfahren wegen Ver-
dachts auf Spionage für China.

(Zurufe von der AfD)
Krah selbst ist tief im russischen Netz unterwegs. Und 
was macht die AfD? Nichts. Kein Problem. Egal wie 
hässlich und grässlich das Verhalten der Abgeordneten 
ist: Für die AfD reicht’s.

(Zuruf von der SPD: Kriminelle Vereinigung!)
Und dann kommen wir doch mal zur Mitarbeiterebene, 

die bei der AfD wirklich Slapstick ist.
(Stephan Brandner [AfD]: Das Thema der Ak-
tuellen Stunde haben Sie schon auf dem 
Schirm, oder?)

Philipp R. zum Beispiel marschiert 2022 mit einer 
Schreckschusspistole zum nächsten Asylbewerberheim, 
bedroht dort die Bewohner, gibt dann auch einen Schuss 
ab, fährt dann mit dem Auto davon, natürlich alkoholi-
siert; im Auto hat er Pfefferspray, einen Schlagstock, 
einen Schlagring.

(Zuruf von der Linken: Pfui!)
Dafür wird er von der Polizei festgenommen und später 
auch verurteilt.

(Zuruf von der AfD: Zur Sache!)
Und was macht die AfD? Sie macht ihn zum Koordinator 
für Sicherheit, meine Damen und Herren! Zum Koordina-
tor für Sicherheit!

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der Linken – Dr. Hendrik Hoppenstedt [CDU/ 
CSU]: Unglaublich!)

Wenn das Ihre Definition von Sicherheit ist, dann sollte 
man sich besser gut anschnallen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der Linken)

Das ist, als wenn man den größten Brandstifter zum 
neuen Feuerwehrchef erklärt.

(Zurufe von der AfD)
Meine Damen und Herren, das ist die ganze Heuchelei 

dieser Partei: Nach außen auf Geflüchtete zeigen, aber im 
Inneren ein Sammelbecken aus Hetze, Skandalen und 
Verfassungsfeinden sein. Wenn man die Polizeimeldun-
gen der letzten Jahre liest, könnte man meinen, die AfD 
schreibt das Drehbuch selbst – und das in Dauerschleife.

Und genau deswegen ist mir an dieser Stelle das Fol-
gende so ungemein wichtig: Es ist höchste Zeit, ein AfD- 
Verbotsverfahren einzuleiten.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der Linken – Martin Hess 
[AfD]: Von was reden Sie eigentlich? Sie ha-
ben doch von Polizeimeldungen keine Ah-
nung!)

Dieses Parlament, aus der Herzkammer der Demokratie 
heraus, darf nicht länger dulden, dass die Feinde von 
Einigkeit und Recht und Freiheit
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(Stephan Brandner [AfD]: Haben Sie das aus-
wendig gesagt?)

dieses Haus und dieses Land von innen heraus missbrau-
chen. Wir müssen uns endlich wehren, liebe Kolleginnen 
und Kollegen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Zuruf des 
Abg. Martin Hess [AfD)

– Herr Hess, vielleicht kommen Sie mal ein bisschen 
runter. Also meine Tochter ist 14 Monate alt, sie kann 
noch nicht richtig reden, und trotzdem ist das, was sie 
von sich gibt, viel, viel fundierter als das, was ich die 
ganze Zeit von Ihnen höre. Also bitte: Ruhe!

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
Linken – Zuruf von der AfD)

„Wir schaffen das!“ bedeutete 2015: Wir schaffen In-
tegration. Heute bedeutet es: Wir schaffen es, unsere 
Demokratie zu verteidigen: gegen Hetzer, gegen Extre-
misten und vor allem gegen die AfD.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Das Wort hat nun für die Fraktion Die Linke die Abge-

ordnete Clara Bünger.
(Beifall bei der Linken)

Clara Bünger (Die Linke):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Die AfD lebt von Hetze und Lügen. Sie redet 
von Ausländerkriminalität, während rechte Straftaten seit 
Jahren ein Rekordhoch nach dem anderen erreichen.

(Zurufe von der AfD)
Sie redet von Sicherheit, während fast 600 per Haftbefehl 
gesuchte Neonazis untergetaucht sind. Die Wahrheit ist: 
Die größte Gefahr für Menschen in Deutschland geht 
nicht von Geflüchteten aus,

(Stephan Brandner [AfD]: Von links! Das geht 
von Ihnen aus!)

sondern von Rechtsextremisten.
(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/ 
DIE GRÜNEN – Martin Hess [AfD]: Das ist 
doch ein Fiebertraum von Ihnen!)

Während die AfD – hören Sie gut zu, Herr Brandner, 
dann lernen Sie noch was – seit zehn Jahren Angst und 
Hass verbreitet, sah die Realität 2015 noch ganz anders 
aus: Millionen Menschen wurden aktiv,

(Stephan Brandner [AfD]: Und bereuen das 
jetzt alle!)

Tausende standen an Bahnhöfen, brachten Essen, Klei-
dung, gaben Sprachkurse, begleiteten zu Behörden. Sie 
organisierten sich. Zivile Seenotorganisationen, die bis 
heute Hunderttausende Menschen vor dem Ertrinken ret-
teten, stachen erstmals in See.

(Uwe Schulz [AfD]: Schleuser! – Stephan 
Brandner [AfD]: Stachen in See, heute stechen 
sie woanders hin!)

Hilfskonvois brachen auf und solidarische Küchen ent-
standen auf den Fluchtrouten. Es war gelebte Solidarität. 
Es zeigte: Wir sind stärker, wenn wir zusammenstehen.

(Beifall bei der Linken)

An dieser Stelle ein großes Dankeschön an alle Menschen 
in diesem Land, die damals und bis heute für Menschen in 
Not einstehen.

Tatsächlich gab es nämlich seit 2015 viele Erfolge:
Erstens. Wir haben in einem Jahr 1,1 Millionen Men-

schen in Deutschland aufgenommen und ihnen damit das 
Leben gerettet.

(Zuruf von der AfD: So ein Quatsch!)

Zweitens. Die Kriminalität liegt heute niedriger als 
2015.

Drittens. 64 Prozent der Geflüchteten aus den dama-
ligen Jahren arbeiten, bei Männern sind es 76 Prozent – 
mehr als im Bundesdurchschnitt –, Tendenz steigend.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Das ist doch Un-
sinn! Das sind Selbstauskünfte!)

– Hören Sie lieber gut zu da am rechten Rand oder halten 
Sie den rechten Rand!

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Viertens. Fast 300 000 Menschen wurden allein letztes 
Jahr eingebürgert. Die meisten von ihnen kamen aus Sy-
rien.

Erfolge, über die viel zu wenig gesprochen wird,

(Stephan Brandner [AfD]: Wo soll da ein Er-
folg sein? Ich sehe keinen wirtschaftlichen Er-
folg!)

weil es keine Story ist, wenn etwas funktioniert, vor allen 
Dingen nicht für die AfD; denn sie will nicht, dass Dinge 
funktionieren in diesem Land.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Und die Wahrheit ist: Viele dieser Erfolge haben die 
Menschen nicht wegen, sondern trotz der Politik in 
Deutschland erreicht, trotz des Rassismus, trotz der An-
griffe, trotz der Ablehnung, trotz der Tatsache, dass die 
Union jahrzehntelang Integration blockiert hat.

Statt die Arbeit der Zivilgesellschaft zu unterstützen, 
übernahm die Union in Teilen – in Teilen – den rechten 
Mythos von der angeblichen Grenzöffnung. Sie schürte 
die Rede von der „Herrschaft des Unrechts“, sie trug mit 
ihren Kampagnen erst dazu bei, dass die AfD groß wurde. 
Die Wahrheit ist: Es gab keine Grenzöffnung, und es gab 
auch kein Unrecht.

(Stephan Brandner [AfD]: Es gibt auch keine 
Messerstecher!)
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Deutschland hat geltendes Recht angewandt und mit dem 
Selbsteintritt nach Artikel 17 der Dublin-III-Verordnung 
sogar eine Option genutzt, die ausdrücklich vorgesehen 
war.

(Zurufe von der AfD)
Das mag Ihnen politisch nicht gepasst haben, es war aber 
kein Rechtsbruch, sondern ein Akt der Verantwortung.

(Beifall bei Abgeordneten der Linken und der 
Abg. Rasha Nasr [SPD] – Lachen bei der AfD)

Und Rechtsbrüche, die erleben wir heute. Die Bundes-
regierung kassiert vor Gericht eine Klatsche nach der 
nächsten, weil ihre Abschottungspolitik gegen europäi-
sches Recht verstößt.

(Dr. Hendrik Hoppenstedt [CDU/CSU]: Hä? – 
Stephan Brandner [AfD]: Nennen sie fünf 
Klatschen! Ein, zwei, drei, vier, fünf!)

Wenn es in den letzten zehn Jahren einen Grund gab, von 
der „Herrschaft des Unrechts“ zu sprechen, dann in den 
letzten Monaten bei der Arbeit von Alexander Dobrindt.

(Beifall bei der Linken – Dr. Hendrik 
Hoppenstedt [CDU/CSU]: So ein Quatsch! – 
Weitere Zurufe von der CDU/CSU)

Doch seine Politik steht im Zusammenhang mit einer 
längeren Entwicklung. Denn wenn wir auf die letzten 
zehn Jahre zurückschauen, müssen wir auch über den 
Rechtsruck sprechen. Die AfD missbraucht seit ihrer 
Gründung Probleme in unserer Gesellschaft, um gegen 
Menschen Politik zu machen, und die Union hat ihnen 
dafür den Boden bereitet. Statt nämlich diese Lügen der 
AfD zu bekämpfen, haben alle Regierungen seit 2015, 
egal ob GroKo oder Ampel, die Forderung der Rechten 
am Ende durchgesetzt und umgesetzt.

(Stephan Brandner [AfD]: Sagt die große 
Menschenfreundepartei SED!)

Das Ergebnis waren die größten Asylrechtsverschärfun-
gen seit 1993.

Gebracht hat das den Menschen in diesem Land nichts; 
das muss man sagen. Die Kommunen haben nicht mehr 
Geld, die Mieten sind weiterhin am Explodieren, es gibt 
keine Lösungen für kaputte Schulen und sichere Löhne. 
Sehr geehrte Damen und Herren, was für eine Über-
raschung: Politik, die nach unten tritt, schadet allen Men-
schen in Deutschland.

(Beifall bei der Linken sowie des Abg. Helge 
Limburg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Es wird Zeit für eine echte Migrationswende, eine Mi-
grationswende, die sich an der Solidarität von 2015 ori-
entiert. Es wird Zeit, dass Berufsabschlüsse endlich ein-
facher anerkannt werden, kostenfreie Sprachkurse mit 
Kinderbetreuung für alle stattfinden,

(Stephan Brandner [AfD]: Ja, kostenfreie 
Sprachzertifikate! Super!)

Schulen vernünftig ausgestattet werden, sodass die Viel-
falt nicht nur gepredigt wird, sondern auch gelebt werden 
kann. Es braucht Investitionen in Wohnungen, Kitas, 
Kommunen, damit Teilhabe nicht am Mangel scheitert.

(Zuruf des Abg. Martin Reichardt [AfD])

Das wäre eine Migrationswende, die den Namen auch 
verdient, –

Vizepräsident Omid Nouripour:
Kommen Sie bitte zum Ende, Frau Kollegin.

Clara Bünger (Die Linke):
– weg von einer Politik der Angst hin zu einer Politik 

der Gerechtigkeit, Menschlichkeit und Solidarität.
Vielen Dank.

(Beifall bei der Linken sowie der Abg. Rasha 
Nasr [SPD])

Vizepräsident Omid Nouripour:
Herzlichen Dank. – Die nächste Rede hält die Kollegin 

Caroline Bosbach für die Unionsfraktion. Es ist ihre erste 
Rede.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des Abg. Lukas Benner 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Caroline Bosbach (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen 

und Kollegen! „Wir schaffen das!“ – ohne diesen Satz 
wäre ich nie in die Politik gekommen und würde wahr-
scheinlich auch heute nicht vor Ihnen stehen.

(Stephan Brandner [AfD]: Ich auch nicht!)
Er ist für mich Sinnbild einer Politik geworden, die – ja – 
Herausforderungen unterschätzt und handlungsleitende 
Grenzen ausgeblendet hat und von der wir uns folglich 
auch verabschieden sollten; denn die Türen waren offen, 
aber das Haus war nicht gebaut.

Heute wissen wir, was mit „das“ gemeint gewesen sein 
sollte, nämlich die Aufnahme und Integration von Mil-
lionen Flüchtlingen in dieses Land. Und wer mit „wir“ 
gemeint war, das wissen wir auch, nämlich offensichtlich 
die Bevölkerung – nicht nur die Politik, sondern vor 
allem auch die Gesellschaft.

Was die Altkanzlerin damals nicht gesagt hat – das 
zieht sich im Übrigen durch bis zum heutigen Tag, noch 
zehn Jahre später –, ist, wie das Ganze hätte geschafft 
werden sollen, also die Aufnahme der mehr als 2 Millio-
nen Schutzsuchenden in zwei Jahren, die Überwindung 
der Überforderung der Kommunen und Behörden in 
großen Teilen des Landes und natürlich auch die Besei-
tigung der kulturellen Konfrontation.

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: „Kulturelle Konfrontation“?)

Ich selber komme aus einem noch vergleichsweise be-
schaulichen Städtchen, Bergisch Gladbach. Ich hatte 
nach der Schule das Bedürfnis, da mal rauszukommen, 
bin hierher nach Berlin gezogen und habe mich im Ber-
liner Osten an der HTW eingeschrieben. Ich habe neben-
bei immer gearbeitet, unter anderem von 2015 bis 2017 in 
Tempelhof. Wer erinnert sich noch? Dort war damals eine 
der größten Flüchtlingsaufnahmestationen Deutschlands 
mit 5 000 Menschen, vorwiegend jungen Männern.
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Glauben Sie mir: Wenn man als Kind eines Berufs-
politikers aufwächst, dann will man alles werden, aber 
niemals Politiker. Deswegen habe ich mich auch lange 
und erfolgreich großräumig aus diesem Geschäft raus-
gehalten. Aber die Berliner Jahre haben mich doch mas-
siv politisiert. Ich habe einen Staat gesehen, der absolut 
improvisieren musste, und jeden Tag habe ich einen har-
ten Clash zwischen Wunsch und Wirklichkeit in diesen 
Unterkünften gesehen. Vor allem aber waren es Bilder, 
die ich abends in den Nachrichten gesehen habe und die 
etwas anderes zeigten als das, was ich selber tagsüber in 
den Einrichtungen erlebt habe.

(Dr. Anja Reinalter [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist so im Politikbetrieb! – Annika 
Klose [SPD]: Es war ein CDU-Sozialsenator!)

Heute haben wir eine Integrationsbilanz, die geteilt ist. 
In Anbetracht der hinreichend bekannten Realitäten kann 
jetzt wirklich keiner behaupten,

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Was hat das mit Bergisch Gladbach zu 
tun?)

dass wir es mit einer, sagen wir mal: durchweg positiven 
und vorbildhaften Erfolgsgeschichte zu tun haben. Aber 
der Satz „Wir haben es nicht geschafft“ ist der letzte, den 
Sie von mir hören werden. Denn er würde nicht denen 
gerecht, die Tag und Nacht geackert haben, Feldlager 
aufgebaut haben, Trost gespendet und Menschen medizi-
nisch versorgt haben. Er wird auch nicht all denen ge-
recht, die keinen einzigen Euro genommen haben, son-
dern die nur im Ehrenamt Freizeit und Kraft geopfert 
haben, Familien betreut und Behördengänge organisiert 
haben.

Ein solcher Satz wird am Ende des Tages auch nicht all 
denen gerecht, die hier angekommen sind und sich ganz 
vorbildlich integriert haben, die sich Mühe gegeben und 
von Anfang an gesagt haben: Ich möchte nicht vom So-
zialstaat leben, und ich werde diesem Staat nicht auf der 
Tasche liegen. – Er stimmt auch nicht vor dem Hinter-
grund, dass das Institut der deutschen Wirtschaft jüngst 
vorgerechnet hat, dass natürlich auch viele Menschen 
ohne deutschen Pass allein im letzten Jahr rund 500 Mil-
liarden Euro zur Wertschöpfung beigetragen haben.

Also: Längst nicht alle – das ist auch richtig –, aber 
viele von ihnen haben unsere Werte angenommen. Das 
ist, finde ich persönlich, das Wichtigste. Und ich finde 
auch, dass diese gemeinsamen Werte wieder viel klarer 
definiert und herausgestellt werden sollten. Es bringt 
nämlich wenig, tagsüber zu arbeiten und Sozialabgaben 
zu zahlen und abends am Stammtisch dann antisemi-
tische Parolen zu rufen. Integration hat nämlich nicht 
nur etwas mit Hirn zu tun, sondern vor allem mit Haltung.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Die einen sagen, sie haben die damalige Entscheidung 
gerne unterstützt. Andere sagen, sie haben sie ausbaden 
müssen. Aber alleine schon aus Respekt all denen gegen-
über, die das getan haben, was sie getan haben, sollten 
wir, müssen wir – das ist unsere Pflicht – das anerkennen 
und selbstverständlich aufzeigen, was alles geschafft 
worden ist.

„Wir schaffen das!“ – dieser Satz ist so legendär ge-
worden, dass wir heute sogar in einer Aktuellen Stunde 
darüber sprechen. Dieser Satz wurde gehört, und ich hätte 
mir gewünscht, dass nicht nur die Stimmen, die zum 
damaligen vermeintlichen Zeitgeist passten und die me-
dial gut gewirkt haben, eine so große Beachtung gefun-
den hätten. Viele, die die Dinge schon damals anders 
gesehen haben, sind in Ecken geschoben worden, in die 
sie nicht reingehört haben. Wäre das nicht passiert, dann, 
glaube ich, wäre uns das ein oder andere durchaus erspart 
geblieben.

(Beifall bei der CDU/CSU – Lamya Kaddor 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das ist ja al-
bern!)

Aber gerade heute herrscht immer noch große Uneinig-
keit in der Frage, wie deutlich wir Probleme eigentlich 
benennen dürfen, wie klar wir sie ansprechen dürfen. Ich 
plädiere dafür, zu sagen: Je klarer, desto besser. Das wird 
der Sache am Ende helfen.

(Beifall des Abg. Hans Koller [CDU/CSU])

Die neue Bundesregierung tut das. Sie hat wichtige 
innenpolitische Kurskorrekturen vorgenommen und 
neue Pfade eingeschlagen, mit dem entsprechenden Er-
folg, den entsprechenden Ergebnissen und Zahlen, 
gleichzeitig aber auch mit dem Wissen – das gehört 
selbstverständlich dazu –, dass wir noch viel vor uns 
haben. Das sind wir uns schuldig, das sind wir aber 
auch den Menschen hier in Deutschland schuldig, die 
jeden Tag ihren kleinen oder großen Beitrag dazu leisten, 
dass dieses Land in der Zukunft wieder richtig blühen 
kann.

Danke fürs Zuhören. Ich freue mich sehr auf die Zu-
sammenarbeit.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Frau Bosbach, das war Ihre erste Rede im Hohen Hau-

se. Ich gratuliere Ihnen dazu ganz herzlich.
Die nächste Rede hält Martin Hess für die AfD-Frak-

tion.

(Beifall bei der AfD)

Martin Hess (AfD):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Dass 

Links-Grün-Rote bei Migration in ihrer eigenen Traum-
welt leben,

(Zuruf des Abg. Mirze Edis [Die Linke])

ich meine, das kennt man; das ist nichts Besonderes. 
Aber, Kollegin Babendererde, wenn Sie von der CDU 
heute hier hinstehen und diese fatale Fehlentscheidung 
der CDU-Kanzlerin Merkel von 2015 angesichts der fa-
talen Lage, in der sich unser Land befindet, verteidigen, 
dann schlägt das dem Fass den Boden aus. Das will ich 
ganz klar sagen.

(Beifall bei der AfD)
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Für wie dumm halten Sie eigentlich die Bürger? Die 
wissen: Sie sind und bleiben hauptverantwortlich für die 
historische Krise, in der sich unser Land befindet. Sie 
haben damals mit Ihrem nahezu blinden Kadavergehor-
sam

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: „Kadavergehorsam“?)

bezüglich der Entscheidung Merkel uns erst in diese Lage 
geführt.

(Beifall bei der AfD)
Diese Entscheidung wird für immer der größte Schand-
fleck in Ihrer Parteigeschichte bleiben.

(Zuruf des Abg. Peter Beyer [CDU/CSU])
Und eines können Sie sich sicher sein: Die Bürger 

werden Ihnen das nicht vergessen. Wenn Sie Anstand 
und Rückgrat hätten, dann wären Sie, Kollegen von der 
CDU, heute hier hingestanden und hätten eines getan: 
sich bei den Bürgern für dieses katastrophale Versagen 
der CDU entschuldigt.

(Beifall bei der AfD – Peter Beyer [CDU/ 
CSU]: Unsinn!)

Aber das können Sie nicht, und das wollen Sie auch gar 
nicht, weil Sie nämlich opportunistisch sind und sich 
schon seit Jahren von Grünen, Linken und von der SPD 
am Nasenring durch die politische Arena ziehen lassen.

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wenn Sie Anstand hätten, würden Sie 
so nicht sprechen! – Zurufe von der Linken)

Die Wahrheit ist doch: Sie verkaufen jede konservative 
Position, wenn es Ihnen dazu dient, an die Macht zu 
kommen oder an der Macht zu bleiben. Deshalb darf 
man Leuten wie Ihnen auch nicht mehr die Zukunft un-
seres Landes überlassen.

(Beifall bei der AfD)
Denn Ihre Politik – und da meine ich Sie jetzt aus-

drücklich mit – hat zu einer Erosion der inneren Sicher-
heit in unserem Land geführt, wie man sie bisher noch 
nicht gesehen hat. Allein Afghanen haben seit 2015 
100 000 Gewalttaten in unserem Land begangen.

(Clara Bünger [Die Linke]: Hören Sie auf, zu 
lügen!)

Die Tatverdächtigenbelastungsziffer von Syrern, von Af-
ghanen, von Irakern und von Menschen aus einigen nord-
afrikanischen Staaten beträgt bei Gewaltdelikten das 
Zehn- bis Elffache der Deutschen, und sogar – jetzt hören 
Sie genau zu! – afghanische, syrische und irakische 
Frauen haben bei der Gewaltkriminalität – ich wieder-
hole: bei der Gewaltkriminalität – eine höhere Kriminali-
tätsbelastung als deutsche Männer. Damit ist das links- 
grün-rote Märchen, die explodierende Gewalt in unserem 
Land habe nichts mit der Migration zu tun und sei männ-
lich, eindeutig widerlegt.

(Beifall bei der AfD – Clara Bünger [Die 
Linke]: Haben Sie nicht zugehört? – Stephan 
Brandner [AfD]: Staunendes Entsetzen bei der 
CDU!)

Die Wahrheit ist: Die explodierende Gewalt in unse-
rem Land hat ganz entscheidend mit Ihrer Migrations-
politik zu tun. Und Sie alle in diesem Haus, von der 
CDU/CSU bis ganz nach links,

(Zuruf der Abg. Clara Bünger [Die Linke])
tragen politische Mitverantwortung für jede einzelne Ge-
walttat, die von diesen Zuwanderern in unserem Land 
begangen worden ist.

(Beifall bei der AfD)
Trotz dieser glasklaren Belege, dass eine verfehlte il-

legale Massenmigration direkt zu einer Verschlechterung 
der Sicherheitslage in unserem Land führt, leugnen ins-
besondere Grüne, Linke und SPD auch diesen für jeden 
auf der Hand liegenden Zusammenhang. Man muss es 
mal deutlich sagen: Das Ausmaß an Realitätsverweige-
rung,

(Zuruf des Abg. Mirze Edis [Die Linke])
das Sie hier an den Tag legen, grenzt ans Pathologische.

(Zuruf des Abg. Dr. Fabian Fahl [Die Linke])
Wachen Sie endlich auf! Unser Land kann keine illegale 
Migration mehr verkraften.

(Beifall bei der AfD)
Hören Sie auch auf, die Intelligenz unserer Bürger zu 

beleidigen,
(Zuruf der Abg. Clara Bünger [Die Linke])

indem Sie irgendwelche Pseudoexperten das Märchen 
erzählen lassen,

(Zuruf der Abg. Dr. Anja Reinalter [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

dass man trotz eines historischen Höchststandes der Ge-
waltdelikte – alle zwei Minuten wird in Deutschland eine 
Gewalttat durchgeführt –, einer explodierenden Messer-
kriminalität – alle 18 Minuten erfolgt in unserem Land 
ein Messerangriff –, einer exorbitant gestiegenen Sexual-
kriminalität – pro Tag allein zwei Gruppenvergewalti-
gungen in Deutschland –

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wie viele Femizide gibt’s denn noch 
mal in Deutschland jeden Tag? Wie werten 
Sie Femizide aus? Sagen Sie doch mal kurz!)

und einer massiv erhöhten islamistischen Terrorgefahr im 
Land doch eigentlich in Deutschland sicher leben könne 
und das individuelle Unsicherheitsgefühl der Bürger völ-
lig falsch wäre.

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja, ja! Ihre eigene Wahrheit glauben 
Sie doch selber nicht mal!)

Ihre links-grüne Propaganda zerschellt an der Realität. 
Also lassen Sie endlich diesen Unsinn!

(Beifall bei der AfD)
Nehmen Sie zur Kenntnis: Vor 2015 wurden unsere 

Bürger weder auf unseren Weihnachtsmärkten von isla-
mistischen Terroristen totgefahren noch auf Volksfesten 
durch diese Barbaren mit dem Messer ermordet.
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(Zuruf der Abg. Lamya Kaddor [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Vor 2015 haben in bestimmten Großstädten unseres Lan-
des zu Halloween und Silvester auch keine bürgerkriegs-
ähnlichen Szenen stattgefunden, bei denen Pyrotechnik 
als Waffe eingesetzt wird. Vor 2015 wurden in unserem 
Land auch keine Menschen von sogenannten Schutz-
suchenden vor einfahrende Züge geworfen oder zweijäh-
rige Kinder beim Kitaausflug mit Messern niedergemet-
zelt.

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Da war alles besser in diesem Land, 
Herr Hess! – Zuruf des Abg. Dr. Hendrik 
Hoppenstedt [CDU/CSU])

Vor 2015 brauchten wir auch keinen Sicherheitsdienst in 
Freibädern, Jobcentern, Schulen oder Krankenhäusern.

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Alles super! Frauen waren sicher!)

Kurzum: Vor 2015 war Deutschland wesentlich sicherer, 
und unsere Bürger wollen zu Recht unser sicheres 
Deutschland zurück.

(Beifall bei der AfD – Zuruf der Abg. Clara 
Bünger [Die Linke])

Aber diese Regierung tut ja genau das Gegenteil. Sie 
fliegt mehr Afghanen ein, als sie abschiebt. Sie hält auch 
nur 2 Prozent der Asylbewerber an der Grenze auf. Des-
halb gilt: Wer eine wirkliche Migrationswende will, der 
muss sich für die AfD entscheiden.

(Zuruf der Abg. Dr. Anja Reinalter [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Denn nur für uns gilt glasklar: Illegale Migration ist nicht 
nur zu begrenzen.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Kommen Sie bitte zum Ende, Herr Kollege.

Martin Hess (AfD):
Sie ist konsequent und endgültig zu stoppen, und zwar 

ohne Wenn und Aber.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Die nächste Rede hält Dr. Lars 

Castellucci für die SPD.
(Beifall bei der SPD sowie des Abg. 

Dr. Hendrik Hoppenstedt [CDU/CSU])

Dr. Lars Castellucci (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr verehrten 

Damen und Herren! Das, was wir eben gehört haben,
(Stephan Brandner [AfD]: … war die Wahr-

heit!)
war Propaganda. Deutschland ist heute ein sichereres 
Land als vor 20 oder 30 Jahren.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Blödsinn!)

Wer die Fakten anschaut und keine Propaganda betreiben 
will, der kann das auch anerkennen.

(Beifall bei der SPD und der Linken – Uwe 
Schulz [AfD]: Realitätsverweigerung!)

Ich spreche heute hier als Abgeordneter, der – als Ein-
ziger in dieser Debatte – schon damals dabei war.

(Uwe Schulz [AfD]: Schlimm genug! – Weite-
rer Zuruf von der AfD: Ich bin beeindruckt! – 
Gegenruf des Abg. Tarek Al-Wazir [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Für mich war diese Entscheidung der ehemaligen Bun-
deskanzlerin in erster Linie eine mutige Entscheidung, 
um eine humanitäre Katastrophe mitten in Europa ab-
zuwenden. Und wenn ich heute die Nachrichten verfolge, 
dann wünsche ich mir eher mehr mutige Entscheidungen, 
um humanitäre Katastrophen abzuwenden, als weniger.

(Beifall bei der SPD und der Linken sowie bei 
Abgeordneten der CDU/CSU und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN – Zuruf des Abg. 
Stephan Brandner [AfD])

Die ersten Bilder, die ich vor Augen habe, sind die von 
Menschen, die, obwohl sie nicht danach gefragt und auch 
nicht dazu aufgefordert wurden, mit Decken und Ther-
moskannen in die Bahnhöfe gegangen sind und geschaut 
haben, dass die ankommenden Menschen irgendwie ver-
sorgt sind. Das hat mich berührt. Ich war zu diesem Zeit-
punkt stolz auf mein Heimatland Deutschland.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU)

Ich will diesen Menschen, die mit angepackt haben, 
zurufen: Viele von denen, die zu uns gekommen sind, 
sind inzwischen unsere Freunde, unsere Nachbarinnen 
und Nachbarn, unsere Kolleginnen und Kollegen gewor-
den. Wir haben Menschen, deren Heimat in Schutt und 
Asche liegt, hier ein Ankommen, ein neues Leben ermög-
licht. Über 1 Million arbeiten sozialversicherungspflich-
tig in diesem Land mit. Wir haben ohne Zweifel eine 
Menge geschafft. Jeder, der in der Verwaltung daran mit-
gearbeitet hat, dass eine Wohnung gefunden wurde, oder 
jeder, der jemanden zu irgendeinem Amt begleitet hat, 
um irgendeinen Antrag auszufüllen, hat mit dazu beige-
tragen, dass wir eine Menge geschafft haben.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Der erste Besuch, den ich damals gemacht habe, war 
bei einer Erstaufnahmeeinrichtung, die in der Mitte mei-
nes Wahlkreises liegt. Dort war es so, dass die Busse in 
der Nacht angekommen sind, die Menschen in die Unter-
künfte geführt wurden und ihnen jeweils eine Unterkunft 
mit einem Bett und einem Schrank zugewiesen wurde. 
Als man am nächsten Morgen hingekommen ist, war 
die Hälfte der Menschen, die in die Unterkunft eingewie-
sen worden waren, wieder weg. Und so wussten wir 
schon damals: Es läuft nicht so, wie es laufen soll; wir 
haben nicht die komplette Kontrolle über das, was da 
läuft. Es sind Versäumnisse entstanden. Ich stehe heute 
hier als ein Abgeordneter, der damals dabei war. Für diese 
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Versäumnisse, die wir damals verursacht haben und die 
wir zum Teil bis heute nicht haben heilen können, tragen 
wir selbstverständlich auch die Verantwortung.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Versäumnisse der Vergangenheit kann man nicht im-
mer heilen. Aber wir können uns neue Dinge vornehmen. 
Wir haben ja damals – 2014, 2015, 2016 – gesehen, 
welche Kraft darin steckt, wenn die Menschen das Gefühl 
haben: Da ist eine Situation, in der ich gebraucht werde, 
da ist ein Ziel, da müssen wir mit anpacken. – Das ist 
etwas, was man ehrlicherweise jeden Tag auch bei der 
freiwilligen Feuerwehr oder immer dann, wenn es Über-
schwemmungen gibt und die Menschen anreisen und mit-
helfen, sehen kann. Von dieser Kraft brauchen wir mehr, 
um neue Ziele in diesem Land zu verfolgen.

Warum – und das ist eine Frage, die ich an die Demo-
kratinnen und Demokraten in diesem Raum richte, aber 
durchaus auch an meine Kolleginnen und Kollegen von 
der Koalition, um es deutlicher zu machen – nehmen wir 
uns nicht vor, kraftvoll zu sagen: „Wir wollen wirtschaft-
lich wieder an die Spitze kommen, und wir laden dazu 
ein, dabei mitzuhelfen“? Warum nehmen wir uns nicht 
vor, dafür zu sorgen, dass wir bei der Energieversorgung 
nicht mehr vom Goodwill des einen oder anderen abhän-
gig sind, dass die Fiebersäfte für Kinder unsere Familien 
erreichen oder dass wir in Deutschland und in Europa 
wieder souveräner und resilienter sind? Das sind Auf-
gaben, für die wir die Bevölkerung begeistern und bei 
denen wir sie mitnehmen können.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Oder schauen wir auf das Soziale: Arbeiten wir doch 
gemeinsam daran, dass wir ein Land werden, in dem die 
Menschen gerne alt werden wollen, weil sie wissen, dass 
sie versorgt und in Beziehungen eingebunden sind. Für 
solche Aufgaben, für solche Vorhaben können wir die 
Menschen gewinnen. Und es ist doch klar: Wenn so viele 
wie möglich gemeinsam mit anpacken, dann schaffen wir 
das.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
der Abg. Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank Ihnen. – Die nächste Rede hält Sandra 

Stein für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Sandra Stein (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Sehr geehrte Damen und Herren! Wir 
entscheiden hier im Plenum, aber auch als Gesellschaft, 
wie wir über Flucht und Migration reden und wie wir 
darauf blicken. Wir können es so machen wie die Kolle-
ginnen und Kollegen der AfD, also Hass und Hetze ver-
breiten, Ängste schüren und immer nur auf die Probleme 
gucken, oder aber – und das wäre, wofür ich plädiere – 

darauf gucken, welche Chancen in Flucht und Migration 
liegen und welche Erfolgsgeschichten wir erzählen kön-
nen. Ich bin ehrlicherweise sehr dankbar, dass meine 
Kolleginnen Frau Kaddor und Frau Nasr hervorgehoben 
haben, dass wir hier große Erfolgsgeschichten zu erzäh-
len haben.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der Abg. Rasha 
Nasr [SPD])

Ich sage das auch als Wirtschaftspolitikerin.
Angela Merkel hat vor zehn Jahren gesagt: „Wir schaf-

fen das.“ Und ja, tatsächlich: Wir haben unglaublich viel 
geschafft. Zwei Drittel der Menschen, die 2015 zu uns 
gekommen sind, arbeiten heute.

(Lachen bei Abgeordneten der AfD)
Und 90 Prozent dieser Menschen, die arbeiten, gehen 
einer sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung nach.

(Stephan Brandner [AfD]: Die stocken auf!)
– Nein.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Doch!)
Das heißt, sie liegen dem Sozialstaat nicht auf der Tasche,

(Stephan Brandner [AfD]: Wie viele davon 
stocken auf?)

sondern leisten, im Gegenteil, einen wesentlichen Beitrag 
zur Stärkung der Sozialversicherungssysteme.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
Linken)

Klar, ich will nicht verhehlen, dass die letzten zehn 
Jahre auch eine große Herausforderung waren – in erster 
Linie für die Menschen, die zu uns gekommen sind. Das 
sind Menschen, die ihre Heimat verloren haben,

(Zuruf des Abg. Stephan Brandner [AfD])
die eine neue Sprache erlernen mussten und eine neue 
Kultur kennenlernen mussten – das müssten Sie vielleicht 
auch mal tun; das würde Ihnen von der AfD auch gut-
tun –,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Rasha Nasr [SPD])

die sich möglicherweise mit einem Trauma durch ihr 
Leben navigieren mussten.

Es war auch für die Kommunen eine Belastung. Ich 
spreche ganz viel mit den Bürgermeistern bei mir im 
Sauerland. Klar, das war eine große Aufgabe – bei der 
Unterbringung, bei der Versorgung, auch bei der Integra-
tion. Es war auch eine enorme Leistung der Ehrenamtli-
chen, die sich in der Flüchtlingshilfe eingebracht haben. 
Und es war eine riesige Leistung der Unternehmen, die 
sich eingebracht haben, um die Menschen in Arbeit zu 
bringen, die Sprachkurse organisiert haben und die dafür 
gesorgt haben, dass die Menschen eine Ausbildung ma-
chen können.

Es ist uns gelungen, dass diese Menschen – Kinder, 
Frauen und Männer – Teil unserer Gesellschaft geworden 
sind, dass sie sich in den Vereinen einbringen, dass sie 
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sich integrieren, dass sie am Arbeitsmarkt einen Platz 
gefunden haben. Das stärkt am Ende den Zusammenhalt 
unserer Gesellschaft, und diese Vielfalt macht unsere 
Gesellschaft auch stärker.

Wer also wie die Kolleginnen und Kollegen von der 
AfD behauptet, dass Geflüchtete einseitig den Staat be-
lasten, der hat einfach nicht recht, der liegt komplett 
falsch.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD – Zuruf von 
der AfD: Lieber Gott!)

Denn heute tragen Geflüchtete ganz wesentlich zu unse-
rer Gemeinschaft bei.

(Zuruf des Abg. Dr. Gottfried Curio [AfD])
Sie tragen zur Stärkung des Wirtschaftsstandorts und zur 
Sicherung unserer Sozialsysteme bei.

(Zuruf des Abg. Dr. Bernd Baumann [AfD])
Sie werfen uns Realitätsverweigerung vor. Ganz ehrlich: 
Sie könnten sich auch mal an die Fakten halten. Aber das 
tun Sie nicht; Sie erzählen hier Lügen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie des Abg. Jan Köstering 
[Die Linke] – Martin Hess [AfD]: Aber Sie 
argumentieren doch komplett faktenbefreit! – 
Dr. Gottfried Curio [AfD]: Sie leben doch in 
einer Traumwelt!)

Um noch mal auf die Wirtschaft zurückzukommen: In 
einer Zeit, in der eine ganze Generation von Babyboo-
mern in Rente geht und in der wir ganz dringend Arbeits-
kräfte suchen, da sind auch Geflüchtete ein ganz wesent-
licher Baustein, um unsere Wirtschaft zu stärken.

(Stephan Brandner [AfD]: Unsere Wirtschaft 
geht den Bach runter!)

Ich bin überzeugt: Ein ganz wesentliches Mittel, um 
Integration zu verbessern und Akzeptanz zu schaffen, ist, 
Menschen, die geflohen sind, möglichst schnell in den 
Arbeitsmarkt zu bringen.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Wie denn, wenn 
sie keine Ausbildung haben?)

Aber zur Realität gehört auch, dass wir es den Menschen 
immer noch unnötig schwermachen. Das heißt, wir haben 
viel zu lange Asylverfahren; die Menschen hängen in der 
Schwebe.

Und wir haben auch eine Unsicherheit bei den Unter-
nehmen: Kann der Auszubildende tatsächlich bei mir 
bleiben? Muss der Student, der Ingenieur wird, unser 
Land bald wieder verlassen? Kann derjenige, der die Aus-
bildung schon abgeschlossen hat, in ein reguläres Ar-
beitsverhältnis übernommen werden, oder muss er wie-
der gehen? – Das müssen wir ändern. Hier müssen wir als 
Staat deutlich besser werden.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Wir müssen die Verfahren beschleunigen. Und wir müs-
sen vor allem den Menschen, die gut integriert sind, eine 
klare Bleibeperspektive bieten.

Dann will ich noch auf einen weiteren Punkt eingehen. 
Wir haben jetzt erst über Geflüchtete gesprochen. Aber 
natürlich brauchen wir zusätzlich eine gezielte Arbeits- 
und Fachkräftezuwanderung.

(Zuruf von der AfD: Das ist ein anderes The-
ma!)

Die AfD stellt sich immer gerne als Botschafterin für 
Mittelstand und Handwerk dar. Dann fragen Sie doch 
mal die ganzen Betriebe! 200 000 Stellen sind laut Zen-
tralverband des Deutschen Handwerks in den Betrieben 
nicht besetzt, und es werden Fach- und Arbeitskräfte ganz 
dringend gebraucht.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Ja, weil das mit 
den Flüchtlingen nicht funktioniert! – Weitere 
Zurufe von der AfD)

Und wer sagt: „Wir schaffen das ohne Migration“, der hat 
nicht recht, sondern der gefährdet den Wohlstand unseres 
Landes.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Migrationspolitik ist nämlich auch Wirtschaftspolitik.
Ganz ehrlich: Wie wir über Geflüchtete und über Men-

schen mit Migrationshintergrund sprechen, das hat einen 
wesentlichen Anteil daran, ob Menschen sich hier will-
kommen fühlen und als Arbeits- oder Fachkräfte hierhin-
kommen wollen. Da darf sich auch die Union nicht von 
der hetzerischen Politik der AfD treiben lassen, sondern 
wir brauchen hier eine ganz klare Willkommenskultur.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Sandra Stein (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Denn das stärkt auch unsere Wirtschaft.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Jan Köstering [Die Linke] – 
Dr. Bernd Baumann [AfD]: Die große Wirt-
schaftspolitikerin!)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Herzlichen Dank, Frau Kollegin Stein. – Klaus Mack 

spricht als Nächster für die Unionsfraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Klaus Mack (CDU/CSU):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Wir alle 

wissen: Die Flüchtlingskrise des Jahres 2015 hat 
Deutschland vor eine historische Zerreißprobe gestellt. 
Wir müssen heute selbstkritisch sagen, dass es ein Fehler 
war, so zu tun, als könne man es perfekt hinbekommen. 
Deshalb ist der Schluss daraus heute klar: Wir müssen 
illegale Migration wirksam bekämpfen. Das ist unsere 
Pflicht als verantwortungsvolle Politiker, liebe Kollegin-
nen und liebe Kollegen.

(Stephan Brandner [AfD]: Es klatscht aber kei-
ner! Scheint keine Mehrheitsmeinung zu sein!)
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Aber der Unterschied zur AfD ist offensichtlich: Wir 
tun das mit Recht und Gesetz, mit Verhandlungen und 
Lösungen. Die AfD hingegen kennt nur Parolen, Stigma-
tisierungen und Hetze.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Ihr habt alle For-
derungen eins zu eins übernommen! – Martin 
Hess [AfD]: Einer muss ja mal die Wahrheit 
aussprechen! Sie trauen sich ja nicht!)

Wer so redet wie Sie hier in dieser Debatte, der will keine 
Ordnung schaffen, der will Chaos, aus dem er politisches 
Kapital schlagen kann. Aber nicht mit uns, liebe Kolle-
ginnen und liebe Kollegen!

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Helmut Kleebank [SPD])

Auf eines will ich in dieser Debatte auch noch einmal 
hinweisen: Es waren ja nicht irgendwelche Ministerien, 
die diese Krise bewältigt haben. Es waren unsere Kom-
munen, Bürgermeister, Landräte, Tausende Ehrenamtli-
che. Sie haben Unterkünfte geschaffen, Betreuung orga-
nisiert, Integration ermöglicht, oft bis an die Grenzen des 
Machbaren, manchmal auch an die Grenze des Zumut-
baren. Dafür sage ich an dieser Stelle einfach einmal 
Danke, meine Damen und Herren!

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Ich sage das auch aus persönlicher Erfahrung. Ich war 
2015 Bürgermeister in Bad Wildbad. Wir mussten inner-
halb weniger Tage Unterbringungsmöglichkeiten schaf-
fen, mit Bürgern oftmals hitzig diskutieren, manchmal 
kurzfristig über Nacht mit dem Landkreis Lösungen su-
chen. Das war Verantwortung pur. Und es war nicht im-
mer leicht, die Stimmung im Ort zusammenzuhalten.

(Dr. Gottfried Curio [AfD]: Weil Sie das Fal-
sche gemacht haben! Deshalb war das nicht 
leicht!)

Aber wir haben das geschafft – nicht weil es einfach 
war, sondern weil die Kommunen Verantwortung über-
nommen haben.

(Dr. Gottfried Curio [AfD]: Es ist nicht Ver-
antwortung, wenn man das Falsche umsetzt! – 
Stephan Brandner [AfD]: Man hat die Kom-
munen ausbluten lassen, finanziell und per-
sonell!)

Deshalb sage ich auch: Was damals gelungen ist, war ein 
Kraftakt. Aber es darf kein Dauerzustand sein, meine 
Damen und Herren.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Ist es aber!)
Wir dürfen nicht vergessen: Wer damals Verantwor-

tung trug,
(Stephan Brandner [AfD]: Wir vergessen das 

nicht!)
stand nicht nur unter Rechtfertigungsdruck. Es gab Hass, 
es gab Hetze, es gab Gewalt; der Mord an Walter Lübcke 
mahnt uns bis heute. Dennoch haben die Kommunen und 
viele Ehrenamtliche durchgehalten und gezeigt: Sie sind 
das Rückgrat unseres Staates.

(Zuruf von der AfD: Und jetzt pleite!)

Unabhängig von den Problemen, die wir heute haben, 
redet die AfD hier alles schlecht. Aber die Kommunen 
und viele Ehrenamtliche haben gehandelt.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Aber in die fal-
sche Richtung!)

Und darauf können wir auch mal stolz sein, liebe Kolle-
ginnen und liebe Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Deswegen ist doch offensichtlich: Die AfD will mit 
dieser Aktuellen Stunde nicht aufarbeiten. Sie wollen 
spalten. Sie treten die Leistung der Kommunen und der 
Ehrenamtlich mit Füßen, nur um jetzt wieder billig Wahl-
kampf zu machen.

(Martin Hess [AfD]: Das sind doch hohle 
Phrasen! Herr Kollege, ich bitte Sie!)

Während andere Verantwortung übernommen haben, tra-
gen Sie nur Parolen vor sich her; das haben wir eben 
gehört.

Ich frage Sie, meine Damen und Herren von der AfD: 
Wo waren Sie eigentlich 2015?

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Wir haben da-
gegen demonstriert! – Martin Hess [AfD]: 
Als Sie am Bahnhof standen, war ich sicher 
nicht dort!)

Während wir vor Ort Unterkünfte organisiert haben, wäh-
rend Vereine Suppenküchen organisiert haben, während 
Ehrenamtliche Deutschkurse hielten,

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Wir standen auf 
der richtigen Seite! – Lamya Kaddor [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Da sind sie in Dres-
den auf den Demos rumgelaufen! – Martin 
Hess [AfD]: Wir haben damals schon gewusst, 
dass das nicht funktionieren kann!)

hatten Sie nur eine Parole: An allem sind die Flüchtlinge 
schuld!

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Nein! Die Politik, 
nicht die Flüchtlinge! Sie waren schuld!)

Konstruktives? Fehlanzeige! Die AfD lebt von Proble-
men, aber sie hat noch nie eines wirksam gelöst, meine 
Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD – 
Martin Hess [AfD]: Das wird sich ändern, 
wenn wir in Regierungsverantwortung sind!)

Noch eines gehört zur Wahrheit dazu – bevor Sie hier 
wieder Geschichtsklitterung betreiben –: Die unions-
geführte Bundesregierung hat nach 2015 die Zahlen mit 
klaren Maßnahmen reduziert, mit den Asylgesetzen, mit 
den Asylpaketen I und II, mit strengeren Regeln für den 
Familiennachzug, mit Sachleistungen statt Geld, mit ei-
ner konsequenten Rückführungspolitik.

(Stephan Brandner [AfD]: Sie haben Millionen 
Illegale durchgeschleust und durchgefüttert, 
Hunderte Milliarden Steuergeld verbrannt – 
und Tausende Tote!)
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Und mit dem EU-Türkei-Abkommen wurde eine euro-
päische Lösung geschaffen. Unser Kompass war immer: 
Humanität und Ordnung, Hilfe für Schutzbedürftige, aber 
auch klare Grenzen gegen Missbrauch.

Das hat gewirkt. Die Zahlen gingen zurück, liebe Kol-
leginnen und liebe Kollegen. Leider hat die Ampel davon 
wieder einiges eingerissen. Auf Drängen der Grünen zum 
Beispiel hat jeder, der in Abschiebehaft sitzt, automatisch 
einen kostenlosen Pflichtanwalt bekommen. Das war in 
Wahrheit eine Verzögerungsschleife. Zum Glück haben 
wir als neue Bundesregierung jetzt vereinbart: Diese Re-
gelung wird abgeschafft.

Jetzt machen wir, was notwendig ist: Wir stellen Rück-
führungen konsequent sicher. Wir stärken die europäi-
schen Außengrenzen. Wir schließen Abkommen mit 
Herkunftsstaaten. Und wir senden ein klares Signal: Ir-
reguläre Migration wird begrenzt. – Ich danke unserem 
Innenminister Alexander Dobrindt für sein beherztes 
Vorgehen in dieser Sache.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Deshalb sage ich zum Schluss an die Adresse der AfD: 

Sie instrumentalisieren das Leid von Flüchtlingen.
(Stephan Brandner [AfD]: Sie haben das Leid 
geschaffen! – Martin Hess [AfD]: Sie haben 
die Probleme doch erst produziert, Herr Kolle-
ge! Etwas mehr Demut!)

Sie diffamieren die Leistungen unserer Kommunen. Und 
Sie tragen nichts, aber auch gar nichts zur Lösung bei. Sie 
sind keine Alternative für dieses Land; Sie sind ein Risiko 
für den Zusammenhalt unseres Landes.

Haben Sie herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Die nächste Rede hält Dr. Christian 

Wirth für die AfD-Fraktion.
(Beifall bei der AfD)

Dr. Christian Wirth (AfD):
Herr Präsident! Werte Kollegen! Vor zehn Jahren 

sprach Merkel: „Wir schaffen das.“ – Sie öffnete die 
Grenzen unseres Landes ohne Mandat,

(Rasha Nasr [SPD]: Sie waren nie geschlos-
sen!)

ohne Abstimmung mit den europäischen Nachbarn und 
ohne Rücksicht auf Recht und Gesetz.

Heute, zehn Jahre später, ziehen wir Bilanz, und diese 
Bilanz ist nicht weniger als dramatisch. Wir erleben auf 
deutschen Straßen bei Demonstrationen, wie Menschen 
mit Hamasfahnen marschieren, wie Parolen für die Ver-
nichtung Israels skandiert werden und wie Terrororgani-
sationen offen gefeiert werden. Jüdische Mitbürger 
trauen sich nicht mehr, ihre Symbole wie Kippa und 
Davidstern offen zu tragen. Viele meiden bestimmte 
Stadtviertel, weil sie dort nicht mehr sicher sind. Wir 
erleben auch eine deutliche Zunahme der Gewalt gegen 

Homosexuelle. Statt der von Ihnen gepredigten Vielfalt 
und Toleranz haben Sie Deutschland mit Ihrer verheeren-
den Politik Furcht und Bedrohung gebracht.

(Beifall bei der AfD)

Die Liste der Folgen ließe sich fast endlos fortsetzen. 
In Freibädern kommt es regelmäßig zu sexuellen Beläs-
tigungen und Übergriffen. Gruppenvergewaltigungen – 
bis 2015 ein fast unbekanntes Phänomen – finden täglich 
statt. Frauen und Mädchen werden aus öffentlichen Räu-
men verdrängt, und die angeblich feministischen Parteien 
schauen weg. Messerattacken gehören fast täglich zu den 
Polizeimeldungen. Kriminelle Clans kontrollieren ganze 
Straßenzüge und Viertel, bedrohen Anwohner und lachen 
über die Schwächen des Staates.

An unseren Schulen zeigt sich ein besonders bedrü-
ckendes Bild. In vielen Klassen sind deutsche Kinder 
längst in der Minderheit. Sie werden ausgegrenzt, ver-
spottet und als „Kartoffeln“ beschimpft. Sie müssen 
Schutzgelder bezahlen oder gleich zwangskonvertieren. 
Das ist Rassismus gegen Deutsche. Doch hierzu ver-
nimmt man meist nur breites Schweigen.

(Beifall bei der AfD)

Währenddessen explodieren die Kosten. Milliarden 
fließen in Sozialleistungen, Integrationsprogramme, 
Sprachkurse, Wohnraum, Polizei und Justiz. Arbeitneh-
mer und Familien müssen steigende Beträge schultern, 
während die Versprechen der Politik immer leerer 
klingen.

Wir sehen Vielehen, die stillschweigend hingenommen 
werden. Wir sehen Mädchen, die Opfer von Genitalver-
stümmelung werden – mitten in Deutschland. Wir sehen 
islamistische Hassprediger, die ungestört wirken und 
neue Anhänger gewinnen. Und wir müssen Terror-
anschläge erleben, begangen von Tätern, die nur durch 
Merkels Grenzöffnung 2015 überhaupt ins Land gekom-
men sind.

(Rasha Nasr [SPD]: Die waren nie zu! Die 
Grenzen waren nie zu!)

Meine Damen und Herren, das alles ist kein Zufall, 
sondern die direkte Folge einer Entscheidung, die 2015 
gegen den Rat aller Sicherheitsbehörden und gegen den 
Willen großer Teile der Bevölkerung getroffen wurde. 
„Wir schaffen das“ war kein Aufbruch, sondern eine Ka-
pitulation – eine Kapitulation vor illegaler Massenein-
wanderung, eine Kapitulation vor der eigenen Verantwor-
tung, eine Kapitulation vor dem Schutzauftrag gegenüber 
unseren Bürgern.

(Beifall bei der AfD – Zuruf der Abg. Rasha 
Nasr [SPD])

Und während die Probleme Jahr für Jahr größer wer-
den, feiern dieselben Parteien diesen Irrweg bis heute als 
angebliche humanitäre Großtat. Man spricht von Berei-
cherung, während Frauen abends nicht mehr unbeschwert 
unterwegs sein können,

(Rasha Nasr [SPD]: Das Problem nennt sich 
Mann und nicht Ausländer! – Clara Bünger 
[Die Linke]: Sie haben ja nicht mal Frauen in 
Ihren eigenen Reihen!)
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während Eltern Angst haben, ihre Kinder auf den Spiel-
platz zu schicken, während Polizisten in bestimmten 
Vierteln kaum noch durchgreifen können, während Si-
cherheitskräfte und Rettungskräfte ohne Konsequenzen 
angegriffen werden.

Das deutsche Volk hat in diesen zehn Jahren einen 
hohen Preis gezahlt:

(Zuruf der Abg. Clara Bünger [Die Linke])
den Preis der Unsicherheit und der Angst, den Preis des 
schwindenden Vertrauens in den Rechtsstaat, den Preis 
einer tiefen gesellschaftlichen Spaltung.

(Beifall bei der AfD – Lamya Kaddor [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Sie betreiben eine 
Verdachtskultur! Das tun Sie!)

Darum sagen wir klar und deutlich: Deutschland hat es 
nicht geschafft. Zehn Jahre „Wir schaffen das“ haben 
unseren inneren Frieden massiv beschädigt und das Ver-
trauen der Menschen in die Politik zerstört.

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Nee, das haben Sie getan! Sie waren 
das!)

Die AfD-Fraktion fordert deshalb die konsequente 
Schließung der Grenzen für illegale Migration, die Ab-
schiebung aller ausreisepflichtigen Ausländer, die Zer-
schlagung der Clanstrukturen und den entschlossenen 
Schutz unserer Kinder und Familien. Sehr geehrte Damen 
und Herren, „Wir schaffen das“ war ein Irrweg. Die Al-
ternative lautet: Wir beenden das.

Vielen Dank und Glück auf!
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Ich erteile Siegfried Walch für die 

letzte Rede in dieser Debatte das Wort.
(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Siegfried Walch (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Als ehemaliger Landrat möchte ich zu Beginn 
ein Wort des Dankes sagen: Danke an alle, die mitgehol-
fen haben in diesen schwierigen Zeiten, die in Krisen-
zeiten zusammengestanden haben und es nach wie vor 
tun und sich engagieren für Menschen, die zu uns kom-
men, aber auch für die eigene Bevölkerung, die mithel-
fen, dass Dinge eben doch gelingen können. Vielen Dank 
an alle, die sich im Asylbereich, im Sozialbereich, im 
Jugendhilfebereich hauptamtlich oder ehrenamtlich, in 
unseren Behörden – vor allem in unseren Sicherheits-
behörden – engagiert haben und dafür sorgen, dass unsere 
Ortsgemeinschaften zusammen helfen. Vielen Dank für 
eure Arbeit!

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Dieses Engagement war beeindruckend. Aber trotz 
dieses Engagements müssen wir heute konstatieren, 
dass vieles eben nicht geschafft wurde. Ich habe das 
Motto damals für falsch gehalten, und ich halte es nach 

wie vor für falsch, weil aus meiner Sicht damals wie 
heute ein falsches Signal von diesem Motto ausging. 
„Wir schaffen das“ haben nämlich viele so verstanden, 
als sei jeder willkommen. Nein, es ist nicht jeder will-
kommen und auch nicht unbegrenzt, meine Damen und 
Herren.

In Bezug auf Asyl bin ich zutiefst überzeugt: Ich möch-
te, dass wir als Industrienation Menschen helfen, die auf 
der Flucht vor Krieg und Vertreibung sind – speziell, 
wenn Krisen in unserer direkten Nachbarschaft stattfin-
den. Können wir das unbegrenzt und alleine tun? Oder 
braucht es dafür auch gerechte europäische Verteilmecha-
nismen? Ich glaube, ja. Unbegrenzt funktioniert auch das 
nicht, meine Damen und Herren. Denn es gibt Leistungs-
grenzen: Leistungsgrenzen bei Kommunen, Leistungs-
grenzen bei Sozialsystemen, Leistungsgrenzen in der 
Gesellschaft und, ja, auch Leistungsgrenzen für die Men-
schen in unserem Land.

Nachdem ich elf Jahre als Landrat mit hauptverant-
wortlich war für die Organisation dessen, was dort be-
schlossen wurde, kann ich Ihnen berichten: Allein die 
Menge hat die Kommunen überfordert – uns als Gemein-
schaften, uns als Landkreise, Städte und Märkte, uns als 
Gesellschaft. Allein die Menge hat auch Integration er-
schwert und bisweilen unmöglich gemacht. Wir müssen 
eben feststellen: Integration kann niemals in einem luft-
leeren Raum stattfinden. Wir setzen uns ja nicht zusam-
men und gestalten mal unser Wertefundament neu. Inte-
gration muss immer in ein bestehendes System der 
Rechtsordnung und der Werteordnung erfolgen.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD –. Mahmut 
Özdemir [Duisburg] [SPD]: Genau! Mit Ar-
beitsverboten!)

Deswegen ist es so wichtig, dass wir von jedem, der zu 
uns kommt, als Grundlage für Integration erwarten kön-
nen, die Werte unseres Landes anzuerkennen, meine Da-
men und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der AfD)

Ich bin sehr dankbar, dass die Bundesregierung mit 
dem neuen Kurs, mit dem Politikwechsel auch bei der 
Migration und mit der konsequenten Umsetzung der Mi-
grationswende durch den Bundeskanzler und den Bun-
desinnenminister Alexander Dobrindt dieses Signal klar 
nach außen sendet. Denn unsere Aufgabe ist, jetzt die 
Dinge in Ordnung zu bringen, bei denen wir es noch nicht 
geschafft haben. Wir müssen jetzt die Grenzen sichern, 
wir müssen Zugänge begrenzen, wir müssen Ausreisen 
verstärken und wir müssen Abschiebungen forcieren.

(Vinzenz Glaser [Die Linke]: Wo kommen 
dann die Fachkräfte her?)

Natürlich ist es ganz wichtig, dass wir auch das Thema 
Sicherheit niemals anzweifeln lassen. Die Menschen in 
unserem Land müssen immer wissen – darauf muss sich 
jeder verlassen können –, dass niemand, der unsere Si-
cherheit gefährdet, in diesem Land bleiben darf oder 
überhaupt in dieses Land einwandert. Auch deswegen 
sind die Grenzkontrollen des Innenministers richtig, 
meine Damen und Herren.
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(Beifall bei der CDU/CSU und der AfD)
Wir erleben aber leider Gottes eine unglaublich über-

hitzte Debatte. Die einen hier drin erklären, der Welt-
untergang stehe bevor, und die anderen erklären, Zuwan-
derung sei per se immer gut. Natürlich ist beides Unfug.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Es gibt nicht schwarz und weiß, nicht Gut und Böse; 
sondern es richtet sich nach der Frage, wie wir es orga-
nisieren, meine Damen und Herren. Deswegen möchte 
ich klipp und klar sagen: Ich wünsche mir, dass wir ein 
Land sind, das denjenigen Heimat bietet, die engagiert 
sein wollen – dafür gibt es übrigens unzählige Beispiele 
aus den letzten Jahrzehnten in diesem Land –, denjeni-
gen, die unsere Rechtsordnung anerkennen, unser Werte-
system, unsere demokratische Ordnung, die Gleichbe-
rechtigung von Mann und Frau.

(Zuruf der Abg. Dr. Anja Reinalter [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Wer das aber nicht tut, wer in unsere Sozialsysteme 
einwandert, wer zum Straftäter wird, wer die Demokratie 
infrage stellt, den Rechtsstaat missachtet und unsere 
Werte nicht akzeptiert,

(Enrico Komning [AfD]: Das ist ja AfD-Pro-
gramm! – Zuruf der Abg. Clara Bünger [Die 
Linke])

der muss dieses Land auch wieder verlassen.
(Beifall bei der CDU/CSU und der AfD)

Und eines weiß ich sicher, meine Damen und Herren.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Kommen Sie bitte zum Ende.

Siegfried Walch (CDU/CSU):
Ich würde das zu Ende führen. Ich bin in fünf Sekun-

den fertig.
(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Die sind jetzt vorbei! – Mahmut 
Özdemir [Duisburg] [SPD]: Achten Sie mal 
drauf, wer bei Ihnen klatscht!)

Vizepräsident Omid Nouripour:
In drei.

Siegfried Walch (CDU/CSU):
Eines weiß ich sicher: Polarisierung bringt uns nicht 

weiter.
(Lachen der Abg. Lamya Kaddor [BÜND-

NIS 90/DIE GRÜNEN])
Wenn wir die nächsten zehn Jahre schaffen wollen, dann 
brauchen wir Ordnung und Kontrolle und keine Ressen-
timents.

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das sind jetzt zehn Sekunden!)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Das waren jetzt acht Sekunden.

Siegfried Walch (CDU/CSU):
Wir brauchen weltoffenen Patriotismus, ohne jeman-

den auszugrenzen. Wir brauchen Zusammenhalt und 
keine Spaltung von links und von rechts.

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Herzlichen Dank, dass Sie zum Ende gekommen 

sind. – Es gibt keine weiteren Wortmeldungen. Damit 
ist die Aktuelle Stunde beendet.

(Enrico Komning [AfD]: Mit Erfolg!)

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 15: 

Beratung des Antrags der Bundesregierung 

Fortsetzung der Beteiligung bewaffneter deut-
scher Streitkräfte an der Mission der Verein-
ten Nationen in Südsudan (UNMISS)

Drucksache 21/1371
Überweisungsvorschlag:  
Auswärtiger Ausschuss (f) 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 
Verteidigungsausschuss 
Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre Hilfe 
Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
Haushaltsausschuss gemäß § 96 der GO

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 30 Minuten 
vereinbart.

Ich eröffne die Aussprache erst dann, wenn sich umge-
setzt worden ist. Alle, die uns verlassen wollen, mögen 
das bitte nun tun, und zwar zügig und möglichst ge-
räuschfrei. Und die, die der Debatte beiwohnen möchten, 
sollen dazukommen. Dann können wir anfangen, dann ist 
die Stimmung groß. – Vielen Dank.

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat für die Bun-
desregierung der Bundesminister des Auswärtigen, 
Dr. Johann David Wadephul.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Dr. Johann David Wadephul, Bundesminister des 
Auswärtigen:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
März 2025, Juba, Südsudan: Nach Jahren eines zerbrech-
lichen Friedens steht das ostafrikanische Land erneut am 
Rande eines Bürgerkriegs. Die Übergangsregierung droht 
zu scheitern. Die Lager von Präsident und Vizepräsident 
stehen sich erneut bewaffnet gegenüber. Die Zahl der 
Gewalttaten gegen Zivilisten erreicht einen Fünfjahres-
höchststand. 300 000 Menschen sind auf der Flucht. Wir 
hören von Hunger, von sexualisierter Gewalt, von Brand-
bomben, von Luftangriffen auf Zivilisten. Der Krisenstab 
der Bundesregierung beruft die deutschen Diplomatinnen 
und Diplomaten vorübergehend zurück. Seitdem hat sich 
die Sicherheitslage zumindest in Juba zum Glück leicht 
verbessert; die Kolleginnen und Kollegen des Auswärti-
gen Amtes sind wieder vor Ort.
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Meine sehr verehrten Damen und Herren, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, der Südsudan ist das jüngste Land 
der Welt. Seit seiner Staatsgründung hat er zwei Phasen 
des Bürgerkriegs durchlitten. Und in seinem Nachbar-
land, dem Sudan, spielt sich zurzeit die schlimmste Hun-
ger- und Vertreibungskrise unserer Zeit ab. Von dort su-
chen mehr als 1 Million Menschen Schutz im Südsudan, 
in einem Land, das sich selbst in einer humanitären Krise 
befindet und mit einem andauernden Konflikt zu kämp-
fen hat.

Fakt ist also: Fast 15 Jahre nach der Unabhängigkeit 
bleibt Südsudan einer der ärmsten und auch einer der 
fragilsten Staaten der Welt, und dies trotz der dort vor-
handenen Ressourcen. Nicht nur aus ethischen, aus 
menschlichen Gründen können wir unsere Augen vor 
dem Leid im Südsudan und in der Region nicht verschlie-
ßen. Mit unserer Hilfe zeigen wir den Zivilistinnen und 
Zivilisten in ihrer oft verzweifelten Lage, dass die Welt-
gemeinschaft sie nicht vergisst – ein Akt der Verantwor-
tung und der Barmherzigkeit.

Aber es gibt auch realpolitische Gründe, warum wir 
uns um Krisen wie im Südsudan kümmern müssen. Ich 
bin überzeugt: Krisen und Konflikte, die wir ignorieren, 
von denen wir uns einbilden, sie würden uns nicht be-
treffen, kommen früher oder später zu uns. Was wir also 
tun, das tun wir auch im wohlverstandenen Eigeninteres-
se.

Wir sehen jetzt schon Fluchtbewegungen aus dem Su-
dan, aus dem Südsudan in Richtung der Nachbarländer, 
nach Ägypten, in den Tschad. Instabilität, liebe Kollegin-
nen und Kollegen, nimmt keine Rücksicht auf Grenzen; 
sie breitet sich aus. Deswegen ist Deutschland im Südsu-
dan einer der größten humanitären Geber, mit über 
30 Millionen Euro allein in diesem Jahr und zusätzlich 
über 200 Millionen Euro in der regierungsfernen Ent-
wicklungszusammenarbeit.

Und wir beteiligen uns mit Bundeswehrsoldaten an der 
Blauhelmtruppe von UNMISS im Land. Sie leisten einen 
unerlässlichen Beitrag: Sie schützen Tag für Tag Men-
schenleben, sie dokumentieren Verstöße gegen das huma-
nitäre Völkerrecht, sie helfen in Gestalt des militärischen 
Stabspersonals der Bundeswehr, ein aktuelles Lagebild 
zu erstellen, und ganz konkret helfen sie dabei, dass hu-
manitäre Mittel da ankommen, wo sie am meisten ge-
braucht werden. Denn häufig führen besonders schwie-
rige Sicherheitslagen und Zugangsbeschränkungen durch 
die Konfliktparteien dazu, dass humanitären Helfern der 
Weg verstellt ist.

Zur Wahrheit gehört: Ja, das deutsche UNMISS-Kon-
tingent an Soldaten und Polizisten ist vergleichsweise 
klein und liegt von der Größe her unter dem anderer 
Truppen- und Polizeisteller. Aber deutsche Soldaten 
und Polizisten sind an ganz zentralen Stellen in der Mis-
sion eingesetzt: in Stäben, als Militärbeobachter oder in 
der Polizeikomponente. Mit der Position des Police Com-
missioners stellt Deutschland seit August dieses Jahres 
wieder den ranghöchsten Polizisten der Mission. Welt-
weit gibt es bei den Vereinten Nationen nur vier Personen 
auf dieser Führungsebene. Auch dadurch wird das deut-
sche Engagement von den anderen internationalen Part-
nern stark wertgeschätzt.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Bundesregierung 
beantragt die Fortsetzung des Einsatzes der Bundeswehr 
bei UNMISS, weil die gegenwärtige Lage im Südsudan 
so ist, wie sie ist, weil nur eine Stabilisierung vor Ort 
Fluchtursachen bekämpfen kann, weil die Fortführung 
unseres Engagements im Südsudan nicht nur eine mate-
rielle Entscheidung, sondern vielmehr ein sichtbares in-
ternationales Zeichen unserer Verantwortung für Frieden, 
Sicherheit und internationale Stabilität ist, und das auch 
in einem Kontext, in dem wir uns aktuell auf der Welt-
bühne darum bewerben, im Sicherheitsrat der Vereinten 
Nationen Verantwortung übernehmen zu dürfen.

Lassen Sie uns mit dieser Verlängerung ein klares Sig-
nal senden dafür, dass uns die Krisen, Konflikte und 
humanitären Notlagen in anderen Gegenden der Welt 
etwas angehen, dafür, dass Deutschland sich weiter für 
die Menschen im Südsudan, aber auch für die Handlungs-
fähigkeit der Vereinten Nationen einsetzt!

Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank, Herr Minister. – Die nächste Rede hält 

Gerold Otten für die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Gerold Otten (AfD):
Herr Präsident! Sehr geehrte Kolleginnen und Kolle-

gen! Es ist gerade mal sieben Monate her, dass der Deut-
sche Bundestag einer weiteren Verlängerung des UN-
MISS-Mandats bis Oktober dieses Jahres zugestimmt 
hat. Auch meine Fraktion hat die Mandatsverlängerung 
unterstützt. Groß waren die Hoffnungen auf eine positive 
Entwicklung dabei allerdings nicht.

Wenn sich nun der Deutsche Bundestag ein weiteres 
Mal mit diesem Mandat beschäftigt, dürfte erneut deutli-
che Ernüchterung das bestimmende Gefühl sein; denn 
das Hauptproblem ist – anders als beim Klimawandel – 
eindeutig zu 100 Prozent menschengemacht. Das Pro-
blem ist eine Regierung, die ihrer Pflicht gegenüber ih-
rem Volk nicht nachkommt, die weder für Sicherheit und 
Stabilität im Innern sorgt noch die wesentlichen Dinge 
zur Daseinsvorsorge organisiert und sicherstellt. Die 
jüngste UN-Resolution sowie das vorliegende Mandat 
kommen daher auch nicht umhin, dies deutlich anzumer-
ken.

Doch anders als bei anderen Mandaten fußt der Auf-
trag von UNMISS nicht auf Fantastereien; denn die vier 
Kernaufträge des Mandats sind dabei klar umrissen: ers-
tens Schutz von Zivilisten, zweitens Sicherstellung des 
Zugangs zu humanitärer Hilfe, drittens Untersuchung 
von Menschenrechtsverletzungen und viertens Unterstüt-
zung des Friedens- und Versöhnungsprozesses im Land.
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Zur Erfüllung dieses Auftrags steht UNMISS eine der-
zeitige Präsenzstärke von rund 14 000 UN-Soldaten und 
1 600 Polizisten zur Verfügung. Es handelt sich dabei um 
internationale Kontingente, darunter, wie gerade gehört, 
auch das deutsche.

Die Bundeswehr beteiligt sich derzeit mit nur wenigen 
Soldaten und Polizisten an UNMISS. Diese sind inner-
halb der Mission in Stabs- und Beobachtungsaufgaben 
eingesetzt. Auch wenn ihre Anzahl nur verschwindend 
gering ist und ihre Möglichkeiten begrenzt erscheinen: 
Ihre Bedeutung für die Koordination der Auftragserfül-
lung von UNMISS ist allseits unbestritten. Groß sind die 
Aufgaben in einem Land, das fast doppelt so groß ist wie 
die Bundesrepublik Deutschland.

Mit Blick auf die Zunahme der blutigen Auseinander-
setzungen war UNMISS in den vergangenen Monaten 
sehr gefordert. So wurde die Patrouillentätigkeit deutlich 
erhöht und das Netz von lokalen Stützpunkten stark er-
weitert. Das alles dient dazu, Sicherheit und Zugang zu 
humanitärer Hilfe überhaupt erst zu ermöglichen. Was 
diesen Teil des Auftrags betrifft, ist UNMISS unverzicht-
bar.

Was allerdings die Unterstützung des sogenannten Re-
vitalisierungsprozesses angeht, sind die Entwicklungen 
seit 2018 mehr als ernüchternd. Unübersehbar sind die 
vielen Aufrufe des südafrikanischen UN-Bevollmächtig-
ten Nicholas Haysom an die Machthaber aus den rivali-
sierenden Bevölkerungsgruppen, mit UNMISS enger zu-
sammenzuarbeiten, den Friedensprozess ernsthaft in 
Angriff zu nehmen und die Waffen endlich schweigen 
zu lassen, und nach wie vor sind diese Appelle absolut 
erfolglos. UNMISS kann also die menschengemachten 
Probleme des Südsudan nicht lösen, und dessen sind 
sich alle Beteiligten auch bewusst.

Die UN-Soldaten und Polizisten tragen aber dazu bei, 
die Gewalt zumindest einzudämmen, Hilfslieferungen 
auch und vor allem an die Binnenvertriebenen zu ermög-
lichen und ein Mindestmaß an Sicherheit für die Men-
schen vor Ort zu schaffen.

Wohin der Südsudan aber politisch driften wird, ist 
heute nicht absehbar. Er ist aber ein warnendes Beispiel 
für alle, die Diversität in einer Gesellschaft als so wichtig 
erachten: Wo es keine verbindende Identität bei den ver-
schiedenen Bevölkerungsgruppen gibt, gibt es auch kei-
nen Gemeinsinn, sondern nur Partikularinteressen, und 
wer diese Gruppen am erfolgreichsten spaltet, der hat 
die Macht.

Die Beteiligung deutscher Soldaten trägt, wie auf-
gezeigt, dazu bei, UNMISS in die Lage zu versetzen, 
ihren militärischen Auftrag im Südsudan zu erfüllen. 
Ich werde meiner Fraktion, wie bisher auch, die Zustim-
mung zum Mandat empfehlen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank Ihnen. – Ich erteile als Nächstes das Wort 

für die Bundesregierung dem Parlamentarischen Staats-

sekretär im Bundesministerium der Verteidigung, Dr. Nils 
Schmid.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Dr. Nils Schmid, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Verteidigung:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Seit 
der Unabhängigkeit im Jahr 2011 leben die Menschen im 
Südsudan in einem Umfeld, das von Gewalt, Korruption, 
politischen Spannungen, Umweltkatastrophen und einer 
dramatischen humanitären Notlage geprägt ist. Heute lei-
den etwa drei Viertel der Bevölkerung, rund 9 Millionen 
Menschen, darunter.

Die Umsetzung des erneuerten Friedensabkommens 
verläuft weiterhin schleppend. Die ersten freien Wahlen 
in der Geschichte des Südsudans wurden im September 
letzten Jahres erneut verschoben, auf Dezember 2026. 
Die Menschenrechtslage ist kritisch, der Raum für die 
Zivilgesellschaft ist stark eingeschränkt, und sexuali-
sierte Gewalt wird systematisch als Waffe eingesetzt.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, in dieser Situation 
darf Südsudan jetzt nicht alleingelassen werden. Das 
Land und vor allem die Menschen brauchen weiter inter-
nationale Unterstützung, und zentraler Teil davon ist die 
Mission UNMISS der Vereinten Nationen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Sie schützt Zivilistinnen und Zivilisten, schafft Zu-
gänge für humanitäre Hilfe und unterstützt die Umset-
zung des Friedensabkommens. Das Mandat des UN- Si-
cherheitsrates vom 8. Mai dieses Jahres stellt klar, worauf 
unser aller Fokus liegen muss. Es geht um die Prävention 
von Gewalt wo möglich, um Stabilität und um eine Per-
spektive für das Land und die Menschen.

Deutschland beteiligt sich seit 2011 an dieser Mission. 
Derzeit leisten 14 deutsche Soldatinnen und Soldaten in 
Führungsstäben und als Militärbeobachterinnen und -be-
obachter einen wichtigen Beitrag: hoch qualifiziert, sicht-
bar im Land und in engem Kontakt mit den Menschen vor 
Ort. Sie tragen dazu bei, Menschenrechtsverletzungen zu 
verhindern und Vertrauen zwischen UNMISS und der 
Zivilgesellschaft aufzubauen.

Unser militärisches Engagement ist eingebettet in den 
integrierten Ansatz der Bundesregierung. Dazu gehören 
auch humanitäre Hilfe, Entwicklungszusammenarbeit 
und die Entsendung von Polizistinnen und Polizisten. 
Mit der Fortsetzung unserer Beteiligung an UNMISS 
leisten wir einen wichtigen Beitrag zur Stabilisierung in 
einer hochsensiblen Region. Und wir stärken das deut-
sche Profil im Peacekeeping der Vereinten Nationen, 
wohlgemerkt in einer Zeit, in der Multilateralismus im-
mer mehr unter Druck steht.

Die Bundesregierung beantragt deshalb, das Mandat 
bei einer unveränderten Obergrenze von bis zu 50 Solda-
tinnen und Soldaten bis zum 31. Oktober 2026 zu ver-
längern. Ich bitte um Zustimmung.

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)
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Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank, Herr Staatssekretär. – Ich erteile das Wort 

für die nächste Rede Luise Amtsberg für die Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Luise Amtsberg (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Präsident! Herr Wehrbeauftragter! 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Vor rund zweieinhalb 
Jahren war ich im Südsudan, einem Land, das zweifels-
ohne zu den großen vergessenen Krisengebieten unserer 
Zeit gehört. Auch Jahre nach Ende des Bürgerkrieges ist 
das Land geprägt von Gewalt, Armut, politischer Instabi-
lität. Klimabedingte Überschwemmungen, Dürren, Hun-
ger, Vertreibung haben das Land in eine schwere huma-
nitäre Krise geführt.

Während meines Besuches in einem durch von Über-
schwemmungen von der Außenwelt abgeschnittenen 
Flüchtlingslager im Norden des Landes, in Bentiu, er-
reichte mich dann die Nachricht von gewaltsamen Aus-
schreitungen und Kämpfen in der sudanesischen Haupt-
stadt Khartum. Heute, zweieinhalb Jahre später, sind weit 
über eine halbe Million Menschen aus dem Sudan in den 
Südsudan geflohen. Auch sie leben unter schwierigsten 
humanitären Bedingungen. Gleichzeitig baut Präsident 
Kiir seinen Sicherheitsapparat um, besetzt politische 
Schlüsselposten nach seinem Gusto – zuletzt mit seiner 
Tochter –, spaltet gezielt die Opposition und hat mit dem 
Hausarrest seines Vizepräsidenten im März das Friedens-
abkommen de facto beendet. Gefechte zwischen Regie-
rungstruppen und bewaffneten Oppositionskräften sind 
leider immer noch Alltag. Humanitäre Helferinnen und 
Helfer werden gezielt Opfer von Gewalt – von Entfüh-
rungen über Brandstiftung bis hin zu Plünderungen von 
Krankenhäusern.

Meine Damen und Herren, all das im Hinterkopf be-
haltend, ist klar, dass es bei dieser Debatte heute nicht nur 
um abstrakte Mandatszahlen geht. Es geht um viel mehr, 
nämlich um das Leben von Millionen von Menschen, 
insbesondere von Frauen und Kindern. Und es geht um 
eine politische Perspektive; denn das Friedensabkommen 
sowie die vereinbarten politischen Reformen sind in 
weite Ferne gerückt.

Das Mandat der UNMISS übernimmt hier zentrale 
Aufgaben. Die Mission schützt Zivilistinnen und Zivilis-
ten, sorgt für Wasser, Infrastruktur, für den Zugang zu 
humanitärer Hilfe über die UN-Organisationen und inter-
nationale Organisationen, begleitet lokale Friedenspro-
zesse, dokumentiert Menschenrechtsverletzungen und 
versucht, politische Räume offenzuhalten.

Aber, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, ich bin 
fest davon überzeugt: Die Verlängerung des Mandats darf 
keine Routine sein. Vielmehr muss sie Aufforderung sein 
und auch Versprechen, die Menschen im Südsudan nicht 
zu vergessen, zu zeigen, dass die internationale Gemein-
schaft nicht wegschaut.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Ziel der Mission ist der Schutz der Bevölkerung, die 
Unterstützung politischer Prozesse und die Umsetzung 
des Friedensabkommens. Aber all das kann nur erreicht 
werden, wenn sich die internationale Gemeinschaft, und 
vor allen Dingen Länder wie die Bundesrepublik 
Deutschland als eine der größten Geberinnen im Südsu-
dan, darüber hinaus einbringt.

Der Schutz der Bevölkerung, der Zugang zu humani-
tärer Hilfe und die Unterstützung lokaler Friedensinitia-
tiven müssen im Mittelpunkt stehen. Die Regierung in 
Juba muss in die Pflicht genommen werden. Wer Men-
schenrechte missachtet, Friedensabkommen bricht, Re-
formen verschleppt und die Zivilgesellschaft unterdrückt, 
der muss auch mit internationalem Druck rechnen.

Denn, liebe Kolleginnen und Kollegen, Sicherheit be-
deutet mehr, als nur mandatierte Einsätze der Bundes-
wehr zu unterstützen. Sicherheit bedeutet auch, dass 
man eine resiliente lokale Zivilgesellschaft hat, dass 
man Klimaschutz und Klimaanpassungsmaßnahmen vo-
rantreibt, um Konflikte zu verhindern, dass man Bildung 
und vor allen Dingen die Lehrkräfte stärkt, die seit Mo-
naten im Südsudan nicht mehr bezahlt werden.

Sie können sich vorstellen, dass all das ein Riesen-
volumen und natürlich ein großer Auftrag auch an die 
Bundesrepublik ist. Und Sie können sich vorstellen, 
dass meine Fraktion vor dem Hintergrund der Auflösung 
von USAID und der massiven Kürzungen im Bundes-
haushalt die große Sorge hat, dass Länder wie der Süd-
sudan vergessen werden. Deshalb zum Schluss meiner 
Rede der ausdrückliche Appell: Lassen Sie das nicht zu!

Herzlichen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Ich erteile Vinzenz Glaser für Die 

Linke das Wort.
(Beifall bei der Linken)

Vinzenz Glaser (Die Linke):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Wenn wir auf die Lage im Südsudan 
blicken, sehen wir ein Land, das trotz über zehn Jahren 
internationaler Unterstützung und eines Friedensabkom-
mens von 2018 erneut an der Schwelle zum Bürgerkrieg 
steht.

Die politische Lage im Südsudan spitzt sich drama-
tisch zu. Die Spannungen zwischen rivalisierenden Eliten 
wachsen weiter. Erste Kämpfe zwischen bewaffneten 
Gruppen haben bereits begonnen. Der Befehlshaber der 
UNMISS bezeichnete die Lage im Südsudan bereits als 
Krieg.

Zur gleichen Zeit zerstört der Klimawandel weiter Le-
bensgrundlagen. Schwere Überschwemmungen haben 
Felder, Häuser, Dörfer vernichtet. Hunderttausende Men-
schen stehen vor dem Nichts.

Hinzu kommt der Krieg im Nachbarland Sudan. Seit 
April 2023 sind fast 900 000 Geflüchtete in den Südsudan 
geflohen, also in ein Land, das selbst kaum noch in der 
Lage ist, die eigene Bevölkerung zu versorgen.
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Gleichzeitig bricht der wichtigste Wirtschaftszweig 
des Landes, der Ölexport, fast vollständig zusammen. 
Diese extreme Abhängigkeit vom Öl verschärft die 
Machtkämpfe zusätzlich.

Trotz dieser Lage soll das Mandat der UN-Mission 
UNMISS erneut verlängert werden. Dabei fehlt mir eine 
ehrliche und selbstkritische Bilanz. Denn Jahr für Jahr 
beschließt Deutschland diese Verlängerung, betont die 
Bedeutung von Stabilität, spricht von Friedenssicherung. 
Doch was hat sich in den letzten Jahren wirklich ver-
ändert? Die Bilanz ist relativ ernüchternd: Die Gewalt 
nimmt jetzt wieder zu. Die Wahlen wurden auf 2026 ver-
schoben, obwohl sie längst hätten stattfinden sollen. Der 
Vizepräsident steht unter Hausarrest. Und von Aussöh-
nung oder echter politischer Teilhabe kann leider keine 
Rede sein.

Das Ergebnis ist ein massiver Vertrauensverlust – so-
wohl zwischen den politischen Lagern als auch in der 
Bevölkerung. Hinzu kommt der Widerspruch, der nicht 
länger hinnehmbar ist. Denn während die UN-Mission 
den Frieden fördern und humanitäre Hilfe ermöglichen 
soll, hat die Bundesregierung als zweitgrößter Geber ihre 
Mittel für humanitäre Hilfe im Vergleich zum Vorjahr um 
über 50 Prozent gekürzt. Jede dieser Kürzungen ist eine 
politische Entscheidung gegen die Schwächsten, gegen 
die Menschen im Südsudan, wo fast 70 Prozent auf hu-
manitäre Hilfe angewiesen sind.

(Beifall bei der Linken)
Diese Politik, liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, ist 

nicht nur kurzsichtig, sondern sie auch ist brandgefähr-
lich. Denn jeder gestrichene Euro entzieht dem Friedens-
prozess den Boden und trägt dazu bei, die Spannungen 
weiter zu verschärfen.

Wer glaubwürdig für Frieden einstehen will, muss da-
für nicht nur die richtigen Voraussetzungen schaffen, son-
dern auch die nötigen Mittel bereitstellen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der Linken – Zuruf von der CDU/ 

CSU: Stimmen Sie jetzt zu?)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der nächste Redner ist Stephan Mayer 

für die Unionsfraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Stephan Mayer (Altötting) (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr verehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Ich bin der Bundesregierung, sehr 
geehrter Herr Bundesminister Wadephul, sehr dankbar, 
dass sie diesen Antrag auf Verlängerung des Mandates 
zur Entsendung von bis zu 50 Bundeswehrsoldatinnen 
und -soldaten bis zum 31. Oktober 2026 in den Südsudan 
eingebracht hat.

Der Südsudan ist das jüngste Land auf der Welt, aber es 
ist auch nach wie vor eines der fragilsten und der ärmsten 
Länder auf dieser Welt. Die Menschenrechtssituation im 
Südsudan ist prekär. Der Südsudan ist nach wie vor von 
dem barbarischen und schrecklichen Bürgerkrieg zwi-
schen 2013 und 2018 mit 400 000 Toten gezeichnet. Es 

gab eine Choleraepidemie, die bis zum Februar dieses 
Jahres 49 000 Menschenleben gefordert hat. Der Südsu-
dan ist gezeichnet von vielen Überschwemmungen, von 
Dürrekatastrophen in den letzten Monaten und Jahren.

All das hat dem Südsudan in den letzten Jahren massiv 
zugesetzt. Und dies wird begleitet von einer politischen 
Krise, die darin mündete, dass am 26. März dieses Jahres 
der Staatspräsident Kiir seinen Vizepräsidenten Machar 
unter Hausarrest gesetzt hat. Die politische Situation es-
kaliert seitdem zusehends im Südsudan.

9,3 Millionen Menschen im Südsudan könnten keinen 
Tag ohne humanitäre Hilfe überleben. 69 Prozent der 
Bevölkerung sind auf humanitäre Hilfe angewiesen. 
1,8 Millionen Südsudanesen sind Binnenvertriebene. 
2,3 Millionen Menschen aus dem Südsudan sind Vertrie-
bene ins Ausland.

Vor diesem Hintergrund gibt es nur eine Botschaft: Wir 
dürfen den Südsudan nicht alleinlassen. Deutschland 
steht an der Seite der Menschen im Südsudan.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD – Katrin Fey [Die Linke]: Mehr hu-
manitäre Hilfe heißt das!)

Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen, des-
wegen ist es richtig, dass diese Mission verlängert wird. 
Der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen hat am 8. Mai 
dieses Jahres mit der UN-Resolution 2779 entschieden, 
dass die Mandatsfortführung beabsichtigt ist, mit bis zu 
17 000 Soldatinnen und Soldaten sowie 2 101 Polizistin-
nen und Polizisten. Der Beitrag Deutschlands dazu ist 
relativ klein. Wie gesagt, wir haben bisher bis zu 50 Bun-
deswehrsoldatinnen und -soldaten gestellt und sind be-
reit, auch bis zu 20 Polizistinnen und Polizisten zu stel-
len, die vor allem als Beobachter, als Unterstützer und als 
Berater tätig sind und gerade in Stäben wichtige Funk-
tionen einnehmen.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Herr Mayer, erlauben Sie eine Zwischenfrage vom 

Kollegen Mijatović?

Stephan Mayer (Altötting) (CDU/CSU):
Sehr gerne.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Bitte schön, Herr Mijatović.

Boris Mijatović (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank, Herr Kollege Mayer, dass Sie die Zwi-

schenfrage zulassen. – Sie haben gerade aufgezählt, wie 
wichtig die humanitäre Hilfe in einem Land wie Südsu-
dan ist: Es gehört zu den am wenigsten entwickelten 
Staaten der Welt und steckt in einer schwierigen Situati-
on. Die hohe Zahl der Malariaerkrankungen mit einer 
Todesrate von 33 Prozent käme noch hinzu.

Nun werden wir in den nächsten Wochen den Haushalt 
beraten, mit Kürzungen – das wurde schon angespro-
chen – von über 50 Prozent. Sie sagen: Wir stehen an 
der Seite der Menschen im Südsudan. Ich begrüße das 
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sehr. Aber trotzdem muss ich die Frage stellen: Welche 
Projekte werden wir denn jetzt im Südsudan konkret ein-
stellen, in dieser prekären Lage?

Vizepräsident Omid Nouripour:
Bitte schön, Herr Mayer.

Stephan Mayer (Altötting) (CDU/CSU):
Sehr geehrter Kollege Mijatović, ich bin Ihnen wirk-

lich sehr dankbar, dass Sie diese Frage stellen, weil mir 
dies noch einmal ermöglicht, deutlich zu machen, dass 
Deutschland auch schon in der Vergangenheit eng an der 
Seite des Südsudans gestanden hat. In diesem Jahr wer-
den wir immerhin 32 Millionen Euro allein an humanitä-
rer Hilfe im Südsudan leisten. Damit ist und bleibt – das 
betone ich ausdrücklich gerade angesichts Ihrer Frage 
nach dem Haushalt und der damit insinuierten Kritik – 
Deutschland einer der wichtigsten bilateralen Geber im 
Bereich der humanitären Hilfe. Ich glaube, das ist etwas, 
das wir mit einem gewissen Selbstbewusstsein und Stolz 
zum Ausdruck bringen können. Im Vergleich zu diesen 
32 Millionen Euro an humanitärer Hilfe liegen nämlich – 
das ist ganz interessant – die Kosten, die für die Mandats-
verlängerung anfallen, gerade mal bei 1 Million Euro. 
Der militärische Teil, also die Unterstützung des Südsu-
dans mit Militärbeobachtern, Beratern und Unterstützern, 
ist also verschwindend gering im Vergleich zur humani-
tären Hilfe, die wir als Deutschland bereit sind zu leisten. 
Insgesamt leistet Deutschland im Südsudan an Entwick-
lungshilfe sage und schreibe 277 Millionen Euro. Und ich 
glaube, Herr Kollege Mijatović, das ist etwas, das sich 
wirklich sehen lassen kann.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Herzlichen Dank. – Ich bitte um Fortsetzung.

Stephan Mayer (Altötting) (CDU/CSU):
Ich kann anknüpfen an die Ausführungen zur Frage des 

Kollegen Mijatović. Aus meiner Sicht ist es wichtig, eng 
an der Seite des Südsudans zu bleiben, insbesondere in 
Form der Verlängerung der UNMISS. Wie gesagt, wir 
sind da nicht alleine; derzeit sind über 14 000 Soldatinnen 
und Soldaten dort im Einsatz. Es geht natürlich darum, 
jetzt den Friedensprozess, der erheblich ins Stocken ge-
raten ist – gerade durch die Eskalation, die Ende März 
dieses Jahres stattgefunden hat, als der Vizepräsident un-
ter Hausarrest gestellt wurde –, fortzusetzen. Dafür wird 
sich auch die Bundesregierung einsetzen, und ich bin ihr 
dafür sehr dankbar.

Ich kann der Bundesregierung eines ganz klar signali-
sieren: Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion wird der Ver-
längerung des Mandats sehr, sehr offen gegenüberstehen 
und all die Bemühungen der Bundesregierung zur Ver-
besserung der Situation im Südsudan, zur Stabilisierung 
der inneren Sicherheit und zur Verbesserung der Men-
schenrechtssituation im Südsudan unterstützend beglei-
ten. Das kann ich im Namen der Unionsfraktion nach-
drücklich betonen und auch versprechen.

Danke für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Ich erteile das Wort für die nächste 

Rede dem Abgeordneten Heinrich Koch von der AfD. 
Das ist seine erste Rede im Hohen Haus.

(Beifall bei der AfD)

Heinrich Koch (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen! Meine 

Herren! Liebe Bürger! Seit 2011 ist die Bundeswehr im 
Südsudan im Einsatz; das heißt, unsere Soldaten sind seit 
14 Jahren Teil der UN-Mission UNMISS. Offiziell geht 
es um den Schutz von Zivilisten, den Zugang zu huma-
nitärer Hilfe und darum, ein Mindestmaß an Sicherheit zu 
schaffen. Vor Ort sind derzeit nur 14 deutsche Soldaten 
im Einsatz – ein kleines Kontingent, aber in wichtiger 
Funktion: Sie koordinieren, beobachten, sichern den 
Überblick. Ohne diesen Einsatz wäre humanitäre Hilfe 
gar nicht möglich. – Das ist der positive Teil, und des-
wegen sagen wir: Ja, diese Mission macht Sinn.

(Beifall bei der AfD)

Doch die andere Seite ist ebenso klar: Die Bundes-
regierung macht es sich viel zu leicht: jedes Jahr die 
gleichen Floskeln, dieselben Verlängerungen, aber keine 
klare Exitstrategie, keine messbaren Ziele. Das ist nicht 
ehrlich gegenüber dem Parlament und schon gar nicht 
ehrlich gegenüber unseren Soldaten, die täglich ihr Leben 
einsetzen. Die Realität ist: Das Friedensabkommen von 
2018 wird verschleppt. Die versprochenen Wahlen sind 
wieder verschoben, jetzt auf 2026. Präsident Kiir baut 
seine Macht aus. Korruption frisst die Staatseinnahmen.

Das löst kein deutscher Soldat; das weiß auch die Bun-
desregierung. Darum sagen wir Ja, aber nur unter glas-
klaren Bedingungen: Erstens. Klares Ziel: Schutz der 
Menschen und humanitärer Zugang. – Zweitens. Druck 
auf die Regierung in Juba, endlich Verantwortung zu 
übernehmen. – Drittens. Kein Aufwuchs durch die Hin-
tertür und kein neues Abenteuer für die Bundeswehr. – 
Viertens. Regelmäßige Berichte ins Parlament, damit die 
Bürger erfahren, was wirklich erreicht wird.

Meine Damen und Herren, unsere Soldaten leisten ih-
ren Dienst mit Mut und Pflichtbewusstsein. Sie haben es 
verdient, dass die Bundesregierung endlich Verantwor-
tung übernimmt, ehrlich ist und für klare Vorgaben sorgt.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Herr Kollege Koch, das war Ihre erste Rede im Hohen 

Hause. Ich gratuliere Ihnen dazu.
Die nächste und diese Debatte schließende Rede hält 

Jürgen Coße für die Sozialdemokraten.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)
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Jürgen Coße (SPD):
Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Wehrbeauftragter! 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wenn man als Letzter 
in einer Debatte redet, dann hat man natürlich folgendes 
Problem: Alles ist gesagt, nur noch nicht von jedem. Das, 
was aber noch nicht gesagt worden ist – –

(Beatrix von Storch [AfD]: Wir hören Ihnen 
trotzdem zu!)

– Fangen Sie jetzt schon an, dazwischenzuplappern?
(Beatrix von Storch [AfD]: Ich habe nur ge-

sagt: Wir hören Ihnen zu!)
– Das ist schon mal viel wert, obwohl ich da meine 
Zweifel habe.

(Stefan Keuter [AfD]: Immer diese Grund-
skepsis!)

Das Erste, was man in einer Debatte sagen sollte, wenn 
es darum geht, Bundeswehrsoldaten ins Ausland zu 
schicken, ist wahrscheinlich, den Männern und Frauen 
zu danken, die diese Arbeit erledigen. Ich finde, das tun 
sie gut, und sie haben unsere Dankbarkeit verdient.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abge-
ordneten der AfD)

Lieber Bundesverteidigungsminister, lieber Boris 
Pistorius, geben Sie diesen Dank des Parlamentes auch 
gerne weiter!

Das führt mich zu einer zweiten Bemerkung, die nicht 
direkt mit dem Mandat zu tun hat, das unsere Soldaten 
betrifft. Es geht vielmehr um die Frage: Warum diskutie-
ren wir dieses Mandat hier im Deutschen Bundestag? 
Weil unsere Lehre nach dem Zweiten Weltkrieg war, 
dass niemals wieder eine einzelne Person deutsche Sol-
daten in einen Einsatz ins Ausland schicken sollte. Des-
wegen gibt es die Parlamentsarmee. Die Väter und Mütter 
des Grundgesetzes haben dieses Parlament, also uns, 
liebe Kolleginnen und Kollegen, verantwortlich gemacht, 
diese Aufgabe zu übernehmen. Ich finde, das ist eine 
kluge Entscheidung, die aber auch bedeutet, dass wir für-
sorglich mit diesem Instrument umgehen sollen.

Mein Dank geht deswegen an erster Stelle an die Sol-
datinnen und Soldaten. Und an zweiter Stelle füge ich 
hinzu: Es ist wichtig, dass klar ist, dass wir hier im Sinne 
einer regelbasierten Ordnung, mit einem Beschluss der 
UNO, über das Mandat entscheiden. Und es ist ganz 
gut, dass wir als Deutsche auch da Verantwortung über-
nehmen. Als ich im Südsudan war, hatte ich das Gefühl, 
dass wir als Deutsche hohes Ansehen genießen, dass die 
Bundeswehr hohes Ansehen genießt. Ich finde es auch in 
Zukunft wichtig, dass wir uns innerhalb der UNO für die 
regelbasierte Ordnung starkmachen und nicht nur rheto-
risch über Unterstützung reden, sondern diese Unterstüt-
zung auch ganz konkret leisten, liebe Kolleginnen und 
Kollegen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Letzte Bemerkung. Das Bild hier bestätigt, was ich 
gerade gesagt habe: Der Verteidigungsminister sitzt da, 
und auch der Herr Außenminister sitzt da. Alle Argumen-

te, die vorgetragen sind von meinen Kolleginnen und 
Kollegen, kann man wie folgt zusammenfassen: Nichts-
tun wäre konfliktverschärfend. Deswegen werden wir als 
SPD-Fraktion die Diskussion positiv begleiten. Wir wer-
den versuchen, unserer Fürsorgepflicht gegenüber den 
Soldatinnen und Soldaten auch bei der Ausstattung ge-
recht zu werden; denn das haben die Männer und Frauen 
in Uniform verdient. Deswegen freue ich mich auf die 
Diskussion im Ausschuss und danke Ihnen und euch für 
das Zuhören.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Weitere Wortmeldungen zu diesem 

Tagesordnungspunkt liegen nicht vor. Damit schließe 
ich die Debatte.

Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage auf 
Drucksache 21/1371 an die in der Tagesordnung aufge- 
führten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es weitere Über-
weisungsvorschläge? – Ist nicht der Fall. Dann verfahren 
wir wie vorgeschlagen.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 5: 
Beratung des Antrags der Abgeordneten Leif- 
Erik Holm, Alexander Arpaschi, Carolin 
Bachmann, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion der AfD 
Anstieg der Arbeitslosenzahlen ernst nehmen – 
Sofortige Wirtschaftswende für Deutschland 
einleiten
Drucksache 21/1537
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Wirtschaft und Energie (f) 
Finanzausschuss 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Ausschuss für Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und nukleare Si-
cherheit 
Ausschuss für Wohnen, Stadtentwicklung, Bauwesen und Kommunen

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 30 Minuten 
vereinbart.

Bevor ich die Debatte eröffne, bitte ich alle, die der 
Debatte nicht beiwohnen möchten, den Raum zügig und 
leise zu verlassen, und alle, die dazukommen mögen, dies 
genauso zügig zu tun. – Herzlichen Dank.

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat für die AfD- 
Fraktion Enrico Komning.

(Beifall bei der AfD)

Enrico Komning (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Her-

ren Kollegen! Deutschland war einmal ein Land der In-
genieure, der Arbeiter, der Erfinder. Und heute? Arbeits-
losigkeit auf einem Zehnjahreshoch, Industrie in der 
Krise, Millionen Menschen ohne Perspektive. Und wa-
rum? Nicht Putin oder Trump sind schuld. Nein, es ist so, 
weil Ihre grüne Ideologie dieses Land in eine Rezession 
geführt hat, weil Sie, meine Damen und Herren von der 
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Union, sich weiter von Links-Grün am Nasenring durch 
die politische Manege führen lassen, anstatt das Richtige 
zu tun.

(Beifall bei der AfD – Dr. Alaa Alhamwi 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Wieder 
Quatsch!)

Sie nennen es Transformation. In Wahrheit ist es ein 
Kahlschlag. Mit dem Erneuerbare-Energien-Gesetz, mit 
dem Klima- und Transformationsfonds, mit Milliarden 
für eine sinnlose Energiewende zwingen Sie Bürger und 
Unternehmer in die Knie. Ich sage Ihnen: Dieses EEG 
muss weg, dieser Klima- und Transformationsfonds 
muss gestrichen werden.

(Beifall bei der AfD)

Wir sagen: Schluss mit dieser Geldvernichtungsmaschi-
nerie.

Bundeskanzler Merz hatte all dies doch im Wahlkampf 
versprochen. Sie erinnern sich: Es sollte Schluss sein mit 
links-grüner Politik. Die traurige Realität ist: Die Union 
kapituliert vor der SPD nach dem Motto „Was geht mich 
mein Geschwätz von gestern an?“.

(Dr. Klaus Wiener [CDU/CSU]: Falsch!)

Es herrscht weiter links-grüne Willkür unter Hilfestel-
lung der Union.

Die Automobilindustrie, das Herzstück unseres Wohl-
standes, erlebt gerade die schwerste Krise seit dem Krieg: 
VW streicht 35 000 Stellen, Mercedes will Milliarden bei 
den Beschäftigten sparen, große und kleine Zulieferer 
machen dicht – nicht wegen fehlender Nachfrage und 
auch nicht wegen mangelnder Innovation, sondern weil 
Sie, meine Damen und Herren von Union und SPD, mit 
absurden Klimavorgaben, Rekordstrompreisen und Steu-
erwahnsinn die Werke abwürgen. Deutschland war ein-
mal ein Autoland, und Sie machen uns zur Werkstattruine 
Europas.

(Beifall bei der AfD – Widerspruch bei der 
CDU/CSU)

Meine Damen und Herren, die AfD hat Lösungen. 
Schauen Sie sich unseren Antrag an: Die Stromsteuer 
muss auf das EU-Minimum runter. Der Soli muss sofort 
weg. Bürger und Unternehmen brauchen Luft zum At-
men, keine Steuerpeitsche. Und: Weg mit dem Liefer-
kettengesetz, weg mit der Nachhaltigkeitsberichterstat-
tungsrichtlinie, weg mit dem Energieeffizienzgesetz! 
Jeder dieser Bürokratiemonsterjobs kostet Arbeitsplätze. 
Sie schaffen keinen Wohlstand, Sie ersticken ihn.

(Beifall bei der AfD)

Und dann die Energiekosten: 40 Cent pro Kilowatt-
stunde – Höchstpreise in ganz Europa. Damit ruinieren 
Sie Handwerker, Bäcker, Familienbetriebe. Jeder Betrieb 
in diesem Land spürt Ihre verfehlte Politik. Die Bäckerei 
in Mecklenburg-Vorpommern, die Fabrikhalle im Ruhr-
gebiet, der Mittelständler in Bayern – sie alle bluten aus. 
Das ist keine Politik für die Menschen; das ist ein Raub-
zug gegen die Menschen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)

Wir von der AfD sagen es unmissverständlich: Diese 
Bundesregierung ist ein Wohlstandsvernichter. Was 
Deutschland jetzt endlich braucht, ist eine radikale Wirt-
schaftswende. Schluss mit der Klimadiktatur! Zurück zur 
sozialen Marktwirtschaft, dem Erfolgsmodell, das dieses 
Land einmal groß gemacht hat!

(Beifall bei der AfD)
Meine Damen und Herren, noch hat Deutschland ja die 

Kraft, sich aus dieser Sackgasse zu befreien, aber nur, 
wenn wir diesen ideologischen Wahnsinn jetzt, und 
zwar sofort, beenden. Die versprochene Wirtschaftswen-
de, liebe Union, ist überfällig, und sie kann nur mit uns 
gelingen. Wachen Sie endlich auf, für unsere Unterneh-
men, für unsere Arbeitnehmer und für unser Deutsch-
land!

Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Die nächste Rede hält Dr. Andreas 

Lenz für die Unionsfraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Dr. Andreas Lenz (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 

Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Für dieses Jahr 
gehen die Wirtschaftsforschungsinstitute von einem 
Wachstum von 0,2 Prozent aus, für das nächste Jahr, 
2026, von 1,3 Prozent und für 2027 von 1,6 Prozent. 
Das ist mehr als in den letzten Jahren, kann uns aber 
natürlich nicht zufriedenstellen. Wir brauchen Wachstum 
im Land, nicht als Selbstzweck, sondern als Mittel für 
Wohlstand, Chancen, Arbeitsplätze und soziale Siche-
rung.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Deindustrialisierung ist leider Realität. Produktion 
wird verlagert; mit ihr wandern Arbeitsplätze ins Ausland 
ab. Die Industrieproduktion ist in den letzten Jahren 
dramatisch zurückgegangen. Genau hier setzen wir als 
Koalition an. Wir fördern Investitionen, entlasten Unter-
nehmen durch die Erhöhung der Abschreibungsmöglich-
keiten, durch die Senkung von Unternehmensteuern und 
mit einer Senkung der Energie- und Stromkosten. Im 
nächsten Jahr werden wir die Energiekosten um 10 Milli-
arden Euro pro Jahr senken. Das ist eine gute Nachricht 
für die Verbraucher, aber auch für die Unternehmen im 
Land, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Aber das reicht nicht. Leistung und Arbeit müssen sich 
wieder mehr lohnen. Wir erhöhen die Pendlerpauschale, 
wir werden die Aktivrente einführen, und, ja, wir haben 
vereinbart, dass wir das Bürgergeld abschaffen und zu 
einer Grundsicherung umbauen. Das, was der Einzelne 
zumutbar leisten kann, muss er eben auch leisten, sonst 
hat er keinen Anspruch auf die Solidarität der anderen. 
Wir werden hier vom Ziel her denken. Wir wollen akti-
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vieren und nicht alimentieren. Wir wollen die Menschen 
in den Arbeitsmarkt bringen und aus den Sozialkassen 
rausführen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Sebastian Roloff [SPD])

Wir werden auch weitere Strukturreformen brauchen. 
Wir müssen unsere sozialen Sicherungssysteme zu-
kunftsfähig machen. Deshalb brauchen wir den Mut zu 
Reformen, die für uns alle auch Zumutungen sein kön-
nen.

(Janine Wissler [Die Linke]: Na ja! Für die 
einen mehr, für die anderen weniger!)

Es muss alle treffen. Es muss gerecht zugehen. Dann 
werden wir auch die Akzeptanz finden, um Deutschland 
weiter gemeinsam voranzubringen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Die Automobilindustrie ist nach wie vor eine Schlüs-
selindustrie in Deutschland; 5 Prozent der Bruttowert-
schöpfung hängen von ihr ab. Für uns ist klar, und zwar 
ohne Wenn und Aber: Deutschland muss Automobilland 
bleiben, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Beatrix von Storch [AfD]: 
Verbrennerautomobilland!)

Wir dürfen weder den Verbrenner verteufeln noch die E- 
Mobilität schlechtreden. Das heißt auch, dass wir keine 
Verbote wollen, sondern Technologieoffenheit.

(Enrico Komning [AfD]: Sehr gut!)
Eines will ich an der Stelle auch ganz klar sagen: Die 

deutschen E-Autos sind mittlerweile weltweit mit die 
besten, der Verbrenner sowieso. Welche Faszination das 
Automobil ausübt, das sehen wir übrigens gerade auf der 
IAA in München. Es geht nur mit dem Auto und nicht 
ohne. Damit wir Automobilstandort bleiben, müssen wir 
natürlich die Wettbewerbsfähigkeit insgesamt weiter stär-
ken. Darum geht es, und dafür stehen wir, meine Damen 
und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Ja, wir haben Standortprobleme. Wir müssen die Wett-

bewerbsfähigkeit des Standorts ins Zentrum des politi-
schen Handelns stellen. Eines der größten Standortrisiken 
ist allerdings die AfD.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Lachen bei der 
AfD – Enrico Komning [AfD]: Ach nee! Herr 
Lenz, das ist unter Ihrer Würde, also wirklich! 
Also, was soll das denn?)

Das sage übrigens nicht ich; das sagt das Institut der 
deutschen Wirtschaft, das sagt der BDI, und das sagen 
viele Unternehmerinnen und Unternehmer. 2,5 Millionen 
Arbeitslose mehr und 5 Prozent weniger Wachstum, das 
wären bei Umsetzung des AfD-Wahlprogramms die Aus-
wirkungen auf die deutsche Wirtschaft,

(Enrico Komning [AfD]: Ja, dann machen Sie 
mit der SPD weiter! Machen Sie weiter mit der 

SPD! – Weiterer Zuruf von der AfD: Haben Sie 
das überhaupt gelesen?)

laut IW Köln. Das dürfen Sie nicht vergessen, wenn Sie 
zukünftig Ihre Anträge schreiben.

In dem Sinne: Herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und der Abg. Dr. Sandra Detzer 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Ich erteile das Wort für die nächste 

Rede Dr. Sandra Detzer für die Fraktion Bündnis 90/ 
Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dr. Sandra Detzer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr verehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Herr Dr. Lenz, genau an der Stelle sind wir uns 
einig.

(Enrico Komning [AfD]: Ja, das war klar!)
Ich glaube, dieser Antrag, den wir wieder von der AfD 
vorgelegt bekommen haben, beweist vor allen Dingen 
eines: Die Unternehmen und ihre Beschäftigten haben 
zu Recht Angst davor, dass die AfD mehr Macht in die-
sem Land bekommt. Das werden wir unterbinden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Und das ist auch das Einzige, was ich zu Ihren schlechten 
Vorschlägen sagen werde.

Wesentlich interessanter finde ich an dieser Stelle zum 
Beispiel das, was der Bundeskanzler auf dem Parteitag 
der niedersächsischen CDU in Osnabrück gesagt hat. Er 
hat dort festgestellt – ich zitiere sinngemäß –, dass 
Deutschland wirklich in einer schweren strukturellen 
Wachstumskrise ist.

(Zurufe von der AfD: Ach!)
Das ist absolut korrekt. Und ich bin froh, dass der Bun-
deskanzler jetzt – vielleicht ein bisschen spät – die Ana-
lyse sauber beisammenhat; denn von dieser Analyse aus-
gehend kann man überlegen, was die Konsequenzen sein 
müssen.

(Beatrix von Storch [AfD]: Wir brauchen mehr 
Afghanen!)

Wir sind uns einig, dass die Lage ernst ist, dass wir 
handeln wollen, und wir erkennen auch an, dass diese 
Koalition erst 150 Tage im Amt ist. Wir wollen von 
grüner Seite gerne konstruktiv sein und Vorschläge ma-
chen. Wir fänden es zum Beispiel ganz exzellent, wenn 
die Energieministerin jetzt endlich die Kraftwerkstrategie 
auf den Weg bringt und auch den Bau von Wasserstoff- 
ready-Gaskraftwerken ausschreibt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Enrico Komning [AfD]: Kernkraftwerke wie-
der instand setzen! Genau!)

Dies brauchen wir dringend; denn wir brauchen Pla-
nungssicherheit für die Akteure der Wasserstoffwirt-
schaft. Das ist ein wunderbarer Energiezweig, der viel 
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Wertschöpfung in Deutschland hervorbringen kann. 
Diese Unternehmen und die Beschäftigten dort brauchen 
Planungssicherheit.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Georg Schroeter [AfD]: Tolle Schwätzerei!)

Wir brauchen in der Innovationspolitik keinen Zustän-
digkeitsstreit zwischen Frau Bär und Frau Reiche. Wir 
wollen endlich wissen, wer für die Start-up-Strategie zu-
ständig ist, die von Robert Habeck auf den Weg gebracht 
wurde und die so erfolgreich ist. Deutschland ist Start-up- 
Land. Wir haben in der letzten Legislatur mit der WIN- 
Initiative schon viel angeschoben, um die Finanzierungs-
lücken beim Venturecapital zu schließen. Ich frage mich: 
Was tut der Investitionsgipfel des Bundeskanzlers jetzt 
konkret für Start-ups? Das wollen wir gerne von Ihnen 
wissen. Klären Sie das! Helfen Sie uns, das zu verstehen!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir haben unsere nationalen Hausaufgaben; es ist 
wichtig, dass wir uns darum kümmern. Aber seit 2022 
ist eine komplett veränderte geopolitische Situation ent-
standen. Herzlichen Glückwunsch, dass einige in der 
Union jetzt klar benennen, dass für den Rückgang der 
Exportwirtschaft nicht Robert Habeck,

(Dr. Andreas Lenz [CDU/CSU]: Aber schon 
auch!)

sondern die veränderte geopolitische Situation eine Rolle 
spielte. Ich sage an dieser Stelle mit aller Ernsthaftigkeit: 
Wir brauchen in Verhandlungen, zum Beispiel mit dem 
amerikanischen Präsidenten, Einigkeit in der Europäi-
schen Union. Es darf nicht sein, dass der Bundeskanzler 
in Brüssel der Präsidentin der Europäischen Kommission 
in den Rücken fällt und ihre Verhandlungsposition 
schwächt.

(Dr. Alaa Alhamwi [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Genau!)

Es war ein Fehler, auf Schnelligkeit zu drängen beim 
Trump-Deal. Wir merken jetzt, dass er nicht verlässlich 
ist in den Zusagen. Deswegen möchte ich dringend da-
rum bitten, dass wir demnächst Frau von der Leyen mit 
allem unterstützen, was wir in diesem Land politisch in 
die Waagschale werfen können.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Stefan Keuter [AfD]: Bitte was?)

Es gibt natürlich ein paar Dinge, bei denen wir Sie 
nicht aus der Verantwortung lassen werden; das ist klar. 
Wir wollen sehen, dass Sie die Stromsteuer für alle Un-
ternehmen senken. Wir finden: Auch das Handwerk hat 
die Stromsteuersenkung verdient.

(Dr. Klaus Wiener [CDU/CSU]: Sie haben 
doch die Atomkraftwerke abgeschaltet!)

Machen Sie das möglich im Haushalt. Wir haben sicher-
gestellt, dass Sie dafür finanzielle Spielräume haben. Und 
selbstverständlich wollen wir auch, dass Häuslebauer – 
ich bin aus Baden-Württemberg, Wahlkreis Ludwigs-
burg – weiter PV-Anlagen zubauen. Die Leute haben 
Spaß an ihren PV-Anlagen; aber sie brauchen Planungs-
sicherheit. Machen Sie auch das möglich!

Aus unserer Sicht wurden bisher zu viele teure Wahl-
geschenke, wie der Agrardiesel, beschlossen.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Frau Kollegin, Sie müssen bitte zum Ende kommen.

Dr. Sandra Detzer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Investieren Sie jetzt in dieses Land mit den zusätzli-

chen Mitteln, die wir Ihnen verschafft haben!

(Dr. Andreas Lenz [CDU/CSU]: Die Steuer-
zahler! Nicht Sie!)

Noch ist es keine Wirtschaftswende. Bitte machen Sie 
eine draus.

Herzlichen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Sebastian Roloff spricht als Nächstes 

für die Sozialdemokraten.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Sebastian Roloff (SPD):
Vielen Dank. – Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe 

Kolleginnen und Kollegen! Es ist schon gesagt worden: 
Wir haben erstmals seit Längerem mehr als 3 Millionen 
Arbeitslose in Deutschland. Das ist nicht nur eine sym-
bolische Schwelle; denn anders als früher betrifft das 
nicht nur die Niedriglohnjobs, sondern vor allem Fach-
kräfte. Ausgerechnet bei einem der Prunkstücke der deut-
schen Wirtschaft sieht es gerade alles andere als rosig aus. 
Wir haben die Situation der deutschen Autoindustrie hier 
schon mehrmals diskutiert, und wir wissen auch, dass seit 
vielen Monaten gerade in der Zulieferindustrie der Baum 
vielerorts brennt – um es ganz deutlich zu sagen.

Umso lauter werden zurzeit wieder Stimmen aus allen 
Ecken, die die Abkehr vom fossilen Verbrenner infrage 
stellen. Ich finde, man muss fragen: Warum ist die deut-
sche Autoindustrie in der Krise? Ist der Grund, dass sie 
nicht lange genug am Verbrenner festgehalten hat? Oder 
liegt es vielleicht daran, dass andere Unternehmen und 
Staaten früher erkannt haben, welches Potenzial in der E- 
Mobilität liegt. Die Hersteller sind längst auf den Zug 
aufgesprungen: Wenn Sie in diesen Tagen die IAA be-
suchen, werden Sie feststellen, dass alle deutschen 
Marken tolle neue E-Auto-Modelle auf den Markt brin-
gen.

(Enrico Komning [AfD]: Die werden sie nur 
nicht los auf dem deutschen Markt!)

Wir müssen jetzt dafür sorgen, dass die auch gekauft 
werden.

(Beatrix von Storch [AfD]: Da muss der Staat 
dafür sorgen, dass die Menschen Autos kaufen! 
Das ist klar!)
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Und dafür braucht es Planungssicherheit – für die Unter-
nehmen genauso wie für die Menschen in diesem Land. 
Wir müssen die Autoindustrie beim Wandel unterstützen, 
anstatt sie mit politischem Hin und Her, wie heute mit 
diesem Antrag, zu verunsichern.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Zur Wahrheit gehört auch, dass der bayerische Minis-
terpräsident bei diesem Thema leider wieder nicht wahn-
sinnig hilfreich war.

(Dr. Andreas Lenz [CDU/CSU]: Es hat so gut 
angefangen, Sebastian!)

Sowohl inhaltlich als auch im Stil – das muss man sagen – 
hat er dem Automobilstandort Deutschland, übrigens ge-
rade auch dem bayerischen, dieser Tage keinen Gefallen 
getan.

(Dr. Alaa Alhamwi [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das stimmt!)

Mir ist wichtig, darauf hinzuweisen, dass wir, CDU, 
CSU und SPD, uns im Koalitionsvertrag ausdrücklich 
darauf geeinigt haben, E-Autos finanziell attraktiver zu 
machen: mit Kaufanreizen, mit verbesserten Abschrei-
bungsmöglichkeiten für Dienstwagen und Social Leasing 
für Menschen mit geringerem Einkommen. Andere euro-
päische Länder machen es vor: Mit den richtigen Anrei-
zen steigen die Menschen heute schon freiwillig und 
gerne auf Elektromobilität um.

(Beatrix von Storch [AfD]: Ja! Sehr, sehr ger-
ne!)

Diese Signale müssen wir gemeinsam senden.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Gerade in einer Zeit, in der die deutschen Hersteller – 
endlich, darf ich hinzufügen – neue, preiswerte E-Autos 
auf den Markt bringen, braucht es diese Signale. Wichtig 
ist, dass diese Entlastungen jetzt schnell auf den Weg 
gebracht werden. Der angekündigte Automobildialog 
im Kanzleramt muss einen klaren gemeinsamen Weg 
von Politik und Branche liefern, wie wir Standorte und 
Arbeitsplätze bei uns sichern. Eine wochen- oder monate-
lange Diskussion, die, wie gesagt, auch leider gerne mal 
unsachlich geführt wird, hilft uns da nicht. Das führt eher 
zu mehr Kaufzurückhaltung und zu weniger Planungs-
sicherheit für die Unternehmen.

Klar ist aber auch: Selbst wenn die beschlossenen 
Maßnahmen sich positiv auswirken – da müssen wir 
alle zusammen helfen –, werden wir allein damit den 
Industriestandort Deutschland nicht erhalten. Der Ernst 
der Lage ist uns durchaus bewusst, und, ja, wir müssen 
zugeben: Die wirtschaftlich schwierige Situation hat auch 
mit politischen Versäumnissen zu tun. Fakt ist – das ist 
mittlerweile unbestritten –, dass wir jahrelang zu wenig 
investiert haben. Das ändern wir jetzt: Mit dem Sonder-
vermögen senden wir endlich die notwendigen Investiti-
onssignale an den Bau, den Mittelstand, das Handwerk. 
Das wird zu Neueinstellungen und zum Beispiel zur An-

schaffung von neuen Maschinen führen. Selbst eher libe-
rale Wirtschaftsinstitute sagen voraus, dass diese neue 
Finanzpolitik, diese Kehrtwende in der Finanzpolitik, 
die deutsche Wirtschaft aus der Krise hieven und wieder 
für Wachstum sorgen kann. Das ist der richtige Weg, den 
wir hier eingeschlagen haben.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN – Dr. Sandra Detzer [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Nur wenn es zusätzlich 
kommt! Das müssen Sie sicherstellen! – Enrico 
Komning [AfD]: Sie sind ein Träumer, Herr 
Roloff! Ein Träumer!)

Neben dem Staat müssen aber auch Unternehmen end-
lich wieder mehr investieren. Und damit das passiert, 
haben wir die Abschreibungsbedingungen für Investitio-
nen verbessert. Was heißt das konkret? Unternehmen, die 
sich in den nächsten drei Jahren neue Maschinen oder 
Anlagen kaufen, können einen deutlich höheren Teil der 
Anschaffungssumme von der Steuer absetzen. Das wird 
auch dazu beitragen, den Investitionsstau der letzten 
Jahre aufzulösen. Und wir haben bereits ein neues Ver-
gaberecht auf den Weg gebracht, das die öffentliche Be-
schaffung modernisieren und dazu führen wird, dass 
diese Mittel noch schneller und mit weniger Bürokratie 
und zielgerichteter abgerufen werden können. Das alles 
sind große Schritte in die richtige Richtung.

Neben den hausgemachten Problemen, die ich gerade 
skizziert habe, gehört aber auch zur Wahrheit, dass die 
deutsche Wirtschaft international so stark unter Druck 
steht wie noch nie zuvor. Was die Kolleginnen und 
Kollegen der AfD in ihrer immer sehr liebevoll vorgetra-
genen Hingabe zu Donald Trump gerne vergessen: Seine 
Zölle machen das Leben nicht nur für die meisten Ame-
rikanerinnen und Amerikaner teuer, sie gefährden auch 
Zehntausende Industriearbeitsplätze in Deutschland. 
Diese wahnwitzige Zollpolitik trifft zuerst alle Industrie-
branchen. Die direkten Belastungen sind der eine Faktor. 
Der andere Faktor ist, dass zum Beispiel chinesische 
Waren und Produkte, sei es im Automobilbereich oder 
im Maschinen- oder Stahlbereich, auf den deutschen 
und europäischen Markt gedrängt werden, was die Unter-
nehmen zusätzlich unter Druck setzt. Und auch wenn das 
Zollabkommen der EU mit den USA eine weitere Eska-
lation jetzt erst einmal verhindert hat,

(Dr. Sandra Detzer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Eben nicht!)

ist es trotzdem alles andere als optimal. Ich bin sehr dank-
bar, dass das Europäische Parlament nachverhandeln 
möchte. Und ich hoffe, dass wir schnell zu einer noch 
besseren Vereinbarung kommen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

Die Energiepreise sind weiterhin ein großes Problem. 
Ich bin – Kollege Lenz hat es angesprochen – sehr dank-
bar, dass wir die Senkung der Stromsteuer und den Zu-
schuss zu den Netzentgelten schnell auf den Weg ge-
bracht haben.

(Beatrix von Storch [AfD]: Sie sollten unbe-
dingt Gundremmingen sprengen!)
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Das entlastet 600 000 Unternehmen. Da müssen wir wei-
termachen und noch mehr entlasten. Die Senkung der 
Energiepreise wird ein wichtiges Thema bleiben und 
darf kein Strohfeuer sein. Den Weg hin zu wettbewerbs-
fähigen Energiepreisen müssen wir zusammen weiter-
gehen. Dann kommen wir aus dieser Situation auch wie-
der heraus.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Als Nächste spricht Janine Wissler für 

die Fraktion Die Linke.
(Beifall bei der Linken)

Janine Wissler (Die Linke):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der Kanz-

ler hat den „Herbst der Reformen“ angekündigt und einen 
„Epochenbruch“. Die Wirtschaftsministerin Frau Reiche 
fordert, die Menschen müssten länger arbeiten, und sie 
will das Renteneintrittsalter erhöhen, sprich: die Renten 
kürzen.

(Enrico Komning [AfD]: Bei Ihnen müssten 
sie gar nicht arbeiten!)

Arbeitsministerin Bas kündigt eine Nullrunde beim Bür-
gergeld an.

Wir erleben aktuell eine beispiellose Stimmungsmache 
gegen Menschen, die Bürgergeld beziehen, und das ist 
einfach nur schäbig.

(Beifall bei der Linken – Enrico Komning 
[AfD]: Das sind doch gar keine Bürger!)

Betrachten wir die Fakten. Über 800 000 Menschen 
arbeiten und beziehen trotzdem Bürgergeld, weil sie so 
wenig verdienen. Ja, was tun Sie denn dagegen? Sie reden 
von angeblich arbeitsunwilligen Bürgergeldbeziehern. 
Aber wie groß ist die Gruppe? Es geht um 0,5 Prozent 
der Bürgergeldbeziehenden. Und deshalb soll man ein 
ganzes System ändern und Sanktionen verschärfen? Das 
ist doch absurd.

Die Erwerbslosenzahlen steigen in der Tat. Und was 
macht die Bundesregierung? Sie kürzt die Mittel für die 
Arbeitsmarktintegration, und zwar deutlich. So wollen 
Sie dann Menschen in Arbeit bringen.

Ich sage Ihnen, Bürgergeld ist kein Luxus, sondern 
Existenzminimum. Eine Nullrunde beim Bürgergeld be-
deutet: Wer ohnehin jeden Euro umdreht, hat inflations-
bedingt weniger. Das, meine Damen und Herren, ist 
„Bullshit“ – um es mal mit den Worten der zuständigen 
Ministerin zu sagen.

(Beifall bei der Linken)
Ist der Sozialstaat wirklich explodiert? Nein, ist er 

nicht. Gemessen am Bruttoinlandsprodukt sind die So-
zialausgaben nicht höher als vor zehn Jahren. Kürzungen 
bei Sozialleistungen sind ein Angriff auf alle, nicht nur 
auf die Erwerbslosen, auf den Sozialstaat, auf die Be-
schäftigten. Denn: Wenn Erwerbslose gezwungen wer-

den, jede Arbeit anzunehmen, weil sie sonst sanktioniert 
werden, warum soll dann ein Arbeitgeber noch Tariflohn 
zahlen? Es geht um die Rechte der Beschäftigten, die hier 
angegriffen werden. Es geht darum, dass der Achtstun-
dentag abgeschafft werden soll. Das ist keine Flexibili-
sierung, das ist Ausbeutung, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der Linken)

Der Kanzler sagt, wir müssen mehr arbeiten und wir 
hätten über unsere Verhältnisse gelebt. Wer ist denn die-
ses ominöse „Wir“? Wer hat denn in diesem Land über 
seine Verhältnisse gelebt? Der Paketbote, der sich den 
Rücken kaputt schleppt, die Reinigungskraft, die mor-
gens um fünf schon unterwegs ist, die Beschäftigten, 
die 1,3 Milliarden Überstunden pro Jahr machen, davon 
die meisten übrigens unbezahlt? Nein, die wahren Profi-
teure sind doch die, die leistungslos Milliardenvermögen 
erben, ein paar Hundert Familien, die mehr besitzen als 
Millionen Beschäftigte zusammen. Wo sind denn die Zu-
mutungen für die, von denen Sie gerade sprechen, meine 
Damen und Herren?

(Beifall bei der Linken)

Daneben werden Unternehmen durch die Senkung der 
Körperschaftsteuer noch Milliarden in den Rachen ge-
worfen. Wer hat, dem wird gegeben! Das ist weder sozial, 
noch ist das christlich.

(Beifall bei der Linken)

Schluss damit! Hören Sie auf, Beschäftigte und Er-
werbslose gegeneinander auszuspielen. Kein Geringver-
diener profitiert davon, wenn das Bürgergeld gekürzt 
wird. Die Union spielt sich immer als Anwalt der Be-
schäftigten, der hart arbeitenden Menschen auf, wenn es 
darum geht, das Bürgergeld zu kürzen. Wenn es um die 
Erhöhung des Mindestlohns geht, was den Leuten wirk-
lich helfen würde, dann ist Ihnen das vollkommen 
schnuppe. Da ist Schluss mit Solidarität mit den hart 
arbeitenden Menschen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der Linken)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Kommen Sie bitte zum Ende, Frau Kollegin.

Janine Wissler (Die Linke):
Vielen Dank, Herr Präsident. – Wir brauchen einen 

Herbst der Reformen, aber keine Grausamkeiten gegen 
Arme. Wir brauchen Maßnahmen für gute Löhne, für 
einen starken Sozialstaat und für gerechte Steuern.

Vielen Dank.

(Beifall bei der Linken)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Dr. Klaus Wiener spricht als Nächster 

für die Unionsfraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf von der 
CDU/CSU: Jetzt wird es wieder sachlich!)
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Dr. Klaus Wiener (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Etwas gewundert habe ich mich schon über 
den Titel des Antrags: Anstieg der Arbeitslosigkeit ernst 
nehmen. Meine Damen und Herren Antragsteller von der 
AfD, um das einmal ganz deutlich zu sagen: Wer den 
Anstieg der Arbeitslosigkeit nicht ernst nimmt, der hat 
hier im Bundestag nichts zu suchen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Richtig ist, dass die Arbeitslosigkeit zum ersten Mal 
seit zehn Jahren die Marke von 3 Millionen überstiegen 
hat. Das allein ist schon schlimm genug. Noch mehr 
Sorge muss aber bereiten, dass die guten Arbeitsplätze 
in der Industrie und im verarbeitenden Gewerbe verloren 
gehen. Diesen Trend gilt es zu stoppen. Genau deshalb 
haben wir uns mit unserem Koalitionspartner im Bereich 
Industrie auf weitreichende Schritte verständigt, mit 
denen wir dafür sorgen werden, dass Deutschland wieder 
dynamischer wächst. Wie nötig das ist, zeigt übrigens 
nicht nur der Blick auf den Arbeitsmarkt; die 3 Millionen 
wurden angesprochen. Auch die Wachstumszahlen sind 
ernüchternd: Die deutsche Wirtschaft ist preisbereinigt 
seit zehn Quartalen nicht mehr gewachsen. Meines Wis-
sens hat es das noch nie gegeben.

Um es ganz deutlich zu sagen: Wir haben es hier nicht 
mit einer konjunkturellen Schwächephase zu tun,

(Enrico Komning [AfD]: Auch das ist richtig!)

die schnell wieder vorbei sein wird – leider. Wir sind 
mitten in einer strukturellen Wachstumskrise, deren 
Überwindung uns einiges abverlangen wird. Die Gründe 
hierfür sind vielschichtig. Der Freihandel ist unter Druck, 
und das nicht erst, seitdem die USA massiv Zölle ver-
hängen. China drängt voll in unsere Wertschöpfungsket-
ten hinein. Die Automobilindustrie ist nur ein Beispiel 
von vielen. Der demografische Wandel schlägt inzwi-
schen voll zu.

(Zuruf des Abg. Enrico Komning [AfD])

Die Energiepreise sind nach wie vor zu hoch. Hier rächt 
sich, dass das grün geführte Wirtschaftsministerium zwar 
für LNG-Gas gesorgt hat – dafür gebührt auch einmal 
Dank an dieser Stelle –, aber die Energiewende insgesamt 
viel zu wenig technologieoffen gestaltet wurde, was sich 
heute in den hohen Preisen widerspiegelt.

Zu all dem kommen dann noch die hohen Bürokratie-
kosten und die hohen Lohnnebenkosten, also hausge-
machte Faktoren, die es auch zu korrigieren gilt. Genau 
das macht die Bundesregierung jetzt unter Bundeskanzler 
Friedrich Merz.

(Enrico Komning [AfD]: Wann denn?)

– Sie fragen: „Wann denn?“ Bereits vor der Sommer-
pause wurde das Investitionssofortprogramm auf den 
Weg gebracht, die erste echte Steuersenkung für Unter-
nehmen seit vielen Jahren. Im Herbst wird es weiter-
gehen: Im Bereich der Energie werden die Stromsteuer-
senkungen für das verarbeitende Gewerbe – davon 

profitieren übrigens 600 000 Unternehmen –, die Kür-
zung der Netzentgelte und der Wegfall der Gasspeicher-
umlage kurzfristig für Entlastung sorgen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Enrico Komning [AfD]: Das 
ist ja mal ein guter Ansatz!)

Aus gesamtwirtschaftlicher Sicht reicht das aber nicht. 
Viel wichtiger ist, dass das Energieangebot steigt. Das ist 
der Schlüssel zum Erfolg, der Schlüssel zu sicherer, sau-
berer und vor allem bezahlbarer Energie.

Anlass zur Sorge gibt in diesem Zusammenhang der 
jüngste Bericht der Bundesnetzagentur zur Versorgungs-
sicherheit. Auf 22 bis 36 Gigawatt beziffert die Bundes-
netzagentur die Lücke an steuerbarer Energie. Umso 
wichtiger ist, dass wir jetzt pragmatisch tatsächlich alle 
Optionen nutzen. Natürlich – einige haben hier ja Angst – 
werden wir auch die erneuerbaren Energien weiter aus-
bauen. Da, wo das möglich ist, werden wir auch weiter 
Flexibilitäten nutzen. Aber, und das will ich hier ganz 
deutlich sagen: Ohne Gaskraftwerke oder Biomasse 
wird es auch nicht gehen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Wer etwas anderes behauptet, der verkennt die Lage 

oder ist ganz einfach nicht bereit, zu erkennen, dass wei-
tere Arbeitsplätze verloren gehen. Wir als CDU/CSU- 
Fraktion – ich glaube, ich spreche auch für unseren Koa-
litionspartner – machen das jedenfalls nicht mit.

Zweitens. Wir müssen überall da tätig werden, wo wir 
die Geschicke selbst in der Hand halten. Das heißt kon-
kret: entbürokratisieren. Und wir müssen auch die Lohn-
nebenkosten in den Griff bekommen. Mit dem Anstieg 
der Sozialversicherungsbeiträge auf 42 Prozent wurde 
tatsächlich eine Grenze überschritten. 40 Prozent war 
das Ziel. Ich meine, dabei muss es im Interesse der hart 
arbeitenden Bevölkerung auch bleiben.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Deshalb ist es nur fair, wenn wir neben allen anderen 
Dingen, die ja hier auch angesprochen wurden, auch die 
Sozialausgaben in den Blick nehmen. Frau Wissler, ich 
will das für Sie noch mal in den historischen Kontext 
stellen: 1960 lag die Sozialleistungsquote bei knapp 
20 Prozent, nach der Wiedervereinigung war sie bei 
25 Prozent, und jetzt liegt sie bei 31 Prozent, gemessen 
am BIP. Das sind 1 300 Milliarden Euro jährlich. Wie Sie 
davon sprechen können, dass da kein Anstieg zu ver-
zeichnen ist, das erschließt sich wohl nur Ihrer Mathe-
matik.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der AfD)

Natürlich wird es keinen Kahlschlag geben, wie hier 
einige befürchten oder Die Linke immer wieder frech 
behauptet. Darum geht es doch gar nicht. Aber auch diese 
Ausgaben müssen wir in den Blick nehmen. Das muss 
schon gestattet sein. Wir müssen uns fragen: Wo können 
wir Verschwendung vermeiden, wo Missbrauch? Wo 
können wir dafür sorgen, dass das Arbeitsangebot steigt? 
Und nicht zuletzt: Wo müssen wir auch wieder die Eigen-
verantwortung im System etwas stärken?
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(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der AfD)

Ich bin mir sicher, dass die Sozialstaatskommission, 
die ihre Arbeit bereits aufgenommen hat, bis zum Jahres-
ende vernünftige Vorschläge in dieser Richtung unter-
breiten wird.

Sie sehen, meine Damen und Herren Antragsteller: 
Wir haben die Probleme fest im Blick und werden sie 
gemeinsam mit der SPD anpacken,

(Enrico Komning [AfD]: Das wird nichts, Herr 
Wiener! Das verspreche ich Ihnen!)

damit die Hiobsbotschaften vom Arbeitsmarkt bald der 
Vergangenheit angehören. Ihren Antrag lehnen wir natür-
lich ab.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Zum Abschluss dieser Debatte erteile 

ich das Wort Adam Balten für die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Adam Balten (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 

Herren! Ich habe den Eindruck, dass die Ampel noch da 
ist. Nur das gelbe Licht ist irgendwie kaputtgegangen und 
schwarz geworden, und so eine kaputte Ampel ist unbe-
rechenbar und gefährlich.

(Beifall bei der AfD)

Diese Chaosregierung ruiniert unseren Wohlstand. Die 
deutsche Wettbewerbsfähigkeit ist im steilen Abwärts-
trend, laut Statista. Dazu haben wir einen konstanten 
Nettoabfluss an Direktinvestitionen, sagt die Deutsche 
Bank. Die Arbeitslosenzahlen steigen: Aktuell über 
3 Millionen Arbeitslose! Die Industrie, könnte man sa-
gen, ist auf Coronakrisenniveau. Nur dieses Mal sind Sie 
der Auslöser dafür.

(Beifall bei der AfD – Zuruf der Abg. Dunja 
Kreiser [SPD])

Man könnte sagen: Die Regierung sieht echt nicht gut 
aus, außer Frau Reiche – sie ist nicht da –, sie allerdings 
schon. Schließlich hat sie auch schlappe 19 000 Euro an 
Steuerzahlergeld für Styling und Schminke ausgegeben, 
in einer Rezession.

(Dr. Sandra Detzer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Schallplatte! – Sebastian Roloff [SPD]: 
Haben Sie das vor dem Spiegel geübt?)

Kosmetische Politik, könnte man sagen.

(Beifall bei der AfD)

Je schlechter das Produkt, desto besser muss eben die 
Werbung sein.

(Zurufe von der CDU/CSU)

Die ungeschminkte Wahrheit ist aber: Sie haben die 
wirtschaftlichen Rahmenbedingungen so dermaßen ver-
giftet, alleine mit Ihrem Lieferkettengesetz, mit Ihrer 
CO2-Steuer, mit Ihrem EEG-Gesetz, und obendrein zer-
stören Sie verlässliche Energieträger. So verteuern Sie 
den Strom für unsere Bürger.

(Beifall bei der AfD – Sebastian Roloff [SPD]: 
Kommen jetzt noch Flüchtlinge?)

Die Bürger werden übrigens am 25.10. um Punkt 12 Uhr 
live mit ansehen können, wie ein Kernkraftwerk in Bay-
ern gesprengt wird, ein klimafreundlicher Energieerzeu-
ger. – Bumm! Weg.

Wir von der AfD haben es geahnt, und wir wollten das 
alles verhindern. Hinter Ihrer peinlichen Brandmauer 
wollten Sie es aber nicht hören. Also sperren Sie jetzt 
mal die Ohren auf – auch Sie da; spielen Sie besser nicht 
am Handy, sondern hören Sie mal zu –: Hören Sie auf mit 
dieser Politik!

(Beifall bei der AfD)
Hören Sie endlich auf, bevor die Rezession zu einer De-
pression wird. Denn eins sage ich Ihnen: Wenn Sie wei-
terhin so gefährliche Politik betreiben, wird den Massen 
an arbeitslosen Menschen nichts anderes übrig bleiben, 
als die AfD zu wählen. Bei so einer kaputten Ampel ist 
eben rechts vor links sicherer.

(Beifall bei der AfD)
Und wenn wir endlich dort sitzen, wo Sie jetzt gerade 

sitzen, liebe CDU, dann können Sie höchstens als Junior-
partner mit ansehen,

(Zuruf von der SPD)
wie wir die ganzen wirtschaftsfeindlichen Gesetze ab-
schaffen – das werden wir –

(Beifall bei der AfD)
wie die Arbeitslosenzahlen dank der AfD sinken. Je 
schneller diese nötige Wirtschaftswende kommt, desto 
besser ist es für Deutschland.

Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Weitere Wortmeldungen liegen nicht 

vor. Ich schließe die Aussprache.
Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage auf 

Drucksache 21/1537 an die in der Tagesordnung auf-
geführten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es weitere 
Überweisungsvorschläge? – Das ist nicht der Fall. Dann 
verfahren wir, wie vorgeschlagen.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 17: 

Beratung des Antrags der Bundesregierung 

Fortsetzung der Beteiligung bewaffneter deut-
scher Streitkräfte an der durch die Europäi-
sche Union geführten Operation EUNAVFOR 
ASPIDES

Drucksache 21/1372
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Überweisungsvorschlag:  
Auswärtiger Ausschuss (f) 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 
Verteidigungsausschuss 
Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre Hilfe 
Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
Haushaltsausschuss gemäß § 96 der GO

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 30 Minuten 
vereinbart. Bevor ich diese Aussprache eröffne, bitte ich 
alle, die den Raum verlassen wollen, dies nun auch zu 
tun, damit die nächste Debatte in voller Aufmerksamkeit 
geführt werden kann. – Vielen Dank.

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Bundes-
minister der Verteidigung, Boris Pistorius.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Boris Pistorius, Bundesminister der Verteidigung:
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten Da-

men und Herren Abgeordneten! Liebe Kolleginnen! 
Liebe Kollegen! Die Bundesregierung hat schon viel 
auf den Weg gebracht für eine leistungsfähige Bundes-
wehr, die unser Land und unsere Partner zuverlässig 
schützt. Das ist geboten, und das ist ein deutliches Signal 
an die internationale Gemeinschaft: Deutschland ist da 
als starker und verlässlicher Partner. Wir übernehmen 
Verantwortung und wir handeln entschlossen – für unser 
Land, für Europa, für unsere Sicherheit und Freiheit ge-
nauso wie für die internationale regelbasierte Ordnung.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Dieses Engagement, meine Damen und Herren, zeigen 
wir auch außerhalb Europas mit unserer Beteiligung an 
der EU-Operation EUNAVFOR Aspides. Seit Fe-
bruar 2024 befinden sich deutsche Soldatinnen und Sol-
daten im Roten Meer in einem herausfordernden Einsatz. 
Ihnen gebührt große Anerkennung und unser Dank.

Die Bundeswehr sichert im Rahmen von Aspides den 
Schiffsverkehr im Roten Meer vor Angriffen der radikal-
islamistischen Huthi-Miliz. Sie leistet damit einen Bei-
trag zur Freiheit und Sicherheit der Seewege. Der freie 
und sichere Seehandel – das wissen wir als Exportnation – 
ist wirtschaftliche Lebensader und Grundlage für Wohl-
stand, eben ganz besonders für uns in Deutschland.

Und ja, dass wir nicht mehr mit einer Fregatte beteiligt 
sind, liegt auch daran, dass in den letzten 20 Jahren die 
Modernisierung unserer Marine sträflich versäumt wor-
den ist. Wir holen das jetzt nach und haben dafür die 
notwendigen Weichen gestellt. Wir stellen unsere Marine 
so auf, dass sie ihre Aufgaben in Zukunft erfüllen kann.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, die Angriffe der 
Huthi-Miliz stellen unverändert eine massive Bedrohung 
für die maritime Sicherheit in der Region dar. Es liegt also 
im deutschen sicherheitspolitischen Interesse, unsere Be-
teiligung an EUNAVFOR Aspides fortzusetzen, bis zum 
31. Oktober 2026 und unter Anpassung der Mandatsober-
grenze von 700 auf 350 Soldatinnen und Soldaten.

Diese Obergrenze ermöglicht uns weiter eine Betei-
ligung, die einen Unterschied macht. Unsere Soldatinnen 
und Soldaten werden mit der Multisensorplattform wei-
terhin – als Einzige übrigens – die luftgestützte See- 
raumüberwachung durchführen. Dieser Beitrag ist wich-
tig für die Operation und wird von unseren Partnern au-
ßerordentlich geschätzt. Zudem werden wir mit Stabsper-
sonal im Operationshauptquartier auf dem Flaggschiff 
des Einsatzverbandes präsent sein. Diese neue Ober-
grenze ermöglicht uns aber auch anlassbezogen die Be-
teiligung mit einer Einheit unserer Marine.

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, unser Beitrag zu 
EUNAVFOR Aspides ist ein wichtiges Zeichen für die 
Verteidigung der regelbasierten internationalen Ordnung 
in einer geostrategisch sehr bedeutenden Region. Ich 
freue mich, dass der Wehrbeauftragte ebenfalls dabei 
ist, weil mir der Dank an die Soldatinnen und Soldaten, 
die gerade in dieser schwierigen Anfangsphase dieses 
Mandats einen herausragenden Job gemacht haben, be-
sonders am Herzen liegt.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Deswegen bitte ich heute um Ihre Zustimmung zur 
Verlängerung dieses Mandats. Lassen Sie uns gemeinsam 
zeigen: Deutschland trägt Verantwortung, auf Deutsch-
land ist Verlass.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank, Herr Minister. – Die nächste Rede hält 

Stefan Keuter für die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Stefan Keuter (AfD):
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Her-

ren! Wir beraten heute über die Verlängerung des deut-
schen Beitrages zur EU-Mission EUNAVFOR Aspides. 
Auf den ersten Blick scheint das Ziel unstrittig: die Si-
cherheit der internationalen Handelsschifffahrt im Roten 
Meer. Die Mission ist bisher ein voller Erfolg: hundert-
facher Schutz für die kommerzielle Schifffahrt, 20 Huthi- 
Angriffe wurden abgefangen.

Aber es gibt auch ein Problem; der Minister hat es 
gerade eben angesprochen: Man will die Obergrenze 
auf 350 senken. Wir fragen uns: Warum? 700 Soldaten 
sollen bisher maximal im Einsatz sein. Nur weil wir das 
Kontingent im Moment nicht vollkriegen und eventuell 
abziehen, wollen wir es ändern. Das ist aus unserer Sicht 
der falsche Schritt. Da ist noch Luft nach oben!

(Beifall bei der AfD)

Mehr als 10 Prozent des Welthandels gehen durch das 
Rote Meer. Viele Schiffe haben Rotterdam oder Hamburg 
als Ziel; Waren für Deutschland. Das darf nicht gefährdet 
sein. Es ist im ureigensten deutschen Interesse, diese 
Handelsrouten offenzuhalten, ebenso das Schützen unse-
rer Schiffe, insbesondere der Schiffe unter deutscher 
Flagge.
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Was passiert, wenn kein Schutz von Schiffen angefor-
dert wird, haben wir bei den Schiffen „Magic Seas“ und 
„Eternity C“ mit Toten und Verschollenen gesehen. Beide 
Schiffe wurden von den Huthis versenkt.

Das Offenhalten dieser Routen ist für uns elementar, 
weil sonst die Reeder um Afrika herumfahren müssen. 
Das verlängert die Containerlaufzeiten, das erhöht die 
Kosten, und das ist nicht im Interesse unserer Verbrau-
cher und der deutschen Wirtschaft.

Doch die entscheidende Frage ist: Bewegen wir uns 
völkerrechtlich hier auf sicherem Boden? Zunächst: Staa-
ten haben nach Artikel 51 der UN-Charta das Recht auf 
Selbstverteidigung. Schiffe unter deutscher Flagge gelten 
völkerrechtlich als deutsches Hoheitsgebiet. Wird ein sol-
ches Schiff angegriffen, darf Deutschland es schützen. 
Auch das Seerechtsübereinkommen der Vereinten Natio-
nen garantiert die Freiheit der Schifffahrt in internationa-
len Gewässern – so weit, so klar.

Aber genau an diesem Punkt beginnt die Grauzone; 
denn Aspides unterscheidet sich von früheren Missionen. 
Sie verfügt über kein Mandat des UN-Sicherheitsrates. 
Anders als bei der erfolgreichen Pirateriebekämpfung 
vor Somalia fehlt hier die ausdrückliche völkerrechtliche 
Legitimierung durch die Vereinten Nationen.

Noch problematischer ist die Einbettung in den Kon-
flikt im Jemen. Die Angriffe der Huthi-Rebellen sind Teil 
eines Bürgerkrieges. Jede militärische Reaktion von au-
ßen birgt das Risiko, dass die EU und damit auch 
Deutschland zur Konfliktpartei wird – und das ohne aus-
drückliche Zustimmung der jemenitischen Regierung. 
Operationen in deren Hoheitsgewässern wären völker-
rechtswidrig. Die EU erklärt zwar, ausschließlich in in-
ternationalen Gewässern zu operieren, doch die Grenze 
ist nicht immer trennscharf.

Das Selbstverteidigungsrecht nach Artikel 51 ist nicht 
grenzenlos. Es gilt nur, wenn ein unmittelbarer Angriff 
bevorsteht, und die Maßnahmen müssen dann erforder-
lich und angemessen sein. Ob dies bei jedem Waffenein-
satz gegen die Huthis noch gegeben ist, ist juristisch um-
stritten.

Wir stehen damit vor einer heiklen Lage. Formal kön-
nen wir unsere Schiffe schützen, faktisch agieren wir aber 
ohne UN-Mandat in einem Bürgerkriegsgebiet mit der 
Gefahr einer Eskalation. Deshalb, meine Damen und Her-
ren, sollten wir uns gut überlegen, ob wir diesen Einsatz 
in seiner jetzigen Form fortsetzen. Es geht nicht nur um 
unsere wirtschaftlichen Interessen im Welthandel, son-
dern auch um die Glaubwürdigkeit des Völkerrechts. 
Wer an anderer Stelle die Bedeutung der UN-Charta be-
tont, darf hier nicht großzügig über deren Grenzen hin-
wegsehen.

Wir haben in der Vergangenheit dem Mandat zuge- 
stimmt und verschließen uns auch diesmal nicht der Ver-
längerung, würden uns aber wünschen, dass das Mandat 
völkerrechtlich auf sichere Füße gestellt wird. Wir freuen 
uns auf die weiteren Beratungen.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank Ihnen. – Der nächste Redner ist der 

Staatsminister beim Bundesminister des Auswärtigen 
Gunther Krichbaum.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Gunther Krichbaum, Staatsminister beim Bundes-
minister des Auswärtigen:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr Bundes-
minister Pistorius hat vorhin in der Regierungsbefragung 
den Ton gesetzt, als er sagte: „Die sicherheitspolitischen 
Herausforderungen sind ernst, und wir nehmen sie ernst.“ 
Ganz genau deswegen bringen wir heute die Verlänge-
rung des Mandats EUNAVFOR Aspides ein. Unsere Ma-
rine beteiligt sich daran bereits erfolgreich, und es geht 
um den Schutz unserer Handelsinteressen und unserer 
sicherheitspolitischen Interessen – und das im Zuge eines 
kompletten EU-Mandats.

Worum geht es? Im November 2023 wurden zivile 
Schiffe von Huthi-Rebellen angegriffen. Vitale Interes-
sen Europas standen auf dem Spiel. Deswegen konnte 
man sich auch relativ schnell auf diese Mission einigen. 
Und sie hat Erfolg. Hunderte von Schiffen konnten sicher 
eskortiert werden. Wir dürfen nicht vergessen: Das ist die 
kürzeste Verbindung zwischen dem Mittelmeer über das 
Rote Meer und den Golf von Aden hinein in das Ara-
bische Meer und den Pazifischen Ozean. Jeder, der die 
Weltkarte vor Augen hat, weiß ganz genau, was es heißen 
würde, entsprechende Umwege zu fahren. Deswegen ist 
es richtig, auch dieses Mandat fortzusetzen. Ja, die Trup-
penstärke wurde von ursprünglich 700 auf 350 Soldatin-
nen und Soldaten reduziert. Der Hintergrund der bisheri-
gen Mandatsobergrenze war aber, dass die zunächst 
beabsichtigte Bereitstellung eines Verbandes beim Indo- 
Pacific Deployment im Jahr 2024 vorgesehen war. Noch 
einmal: Es ist wichtig, dass wir diese Halsschlagader 
unseres Handels schützen.

In dem Zusammenhang möchte ich auch den Dank, der 
hier bereits ausgesprochen wurde, an unsere Soldatinnen 
und Soldaten erneuern und unterstreichen; denn hier wird 
im wahrsten Wortsinn in rauem Fahrwasser eine wirklich 
gefährliche Mission erfüllt. Wer sich einmal vor Augen 
führt, was es heißt, Dienst auf einem Schiff, auf einer 
Fregatte zu tun – wo auch immer –, der weiß genau, in 
welchen beengten Verhältnissen Soldatinnen und Sol-
daten hier ihren Job machen. Auch deswegen bitte ich 
unseren Wehrbeauftragten, Henning Otte, den Dank an 
die Soldatinnen und Soldaten weiterzugeben.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Vorhin hat Außenminister Wadephul schon zu Recht 
von der Verantwortung gesprochen, die wir hier wahr-
nehmen. Ja, unsere Bundeswehr ist damit beauftragt, 
ein Lagebild für diese Mission, die nicht isoliert ist, zu 
fertigen. Aufgrund dieses Lagebildes, aufgrund des en-
gen Austauschs auch mit den übrigen europäischen Part-
nern gelingt es, das Risikopotenzial zu verringern. Er-
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wähnen möchte ich an der Stelle auch die USA; denn die 
USA tragen mit der Operation Prosperity Guardian dazu 
bei, dass die Handelsschiffe in diesem Einsatzgebiet si-
cher fahren können. Das Einsatzgebiet – das sollte man 
sich auch vor Augen halten – umfasst die doppelte Fläche 
der Europäischen Union. Das ist nicht ohne.

Es geht darum, das Ganze fortzusetzen. Das war da-
mals richtig und notwendig, und das gilt erst recht heute. 
Deswegen darf ich schon heute um Ihre Zustimmung 
bitten.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Ich erteile das Wort für die nächste 

Rede Lamya Kaddor für die Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Lamya Kaddor (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Bun-

desminister Pistorius! Sehr geehrter Herr Bundesminister 
Wadephul! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Sehr 
geehrte Besucherinnen und Besucher auf der Tribüne! 
Als die Ampelregierung vergangenes Jahr die EUNAV-
FOR-Aspides-Mission ins Leben gerufen hat, tat sie das 
unter dem Eindruck der massiven Huthi-Angriffe auf die 
internationale Schifffahrt im Roten Meer nach der Terror-
attacke der Hamas am 7. Oktober. An dieser Bedrohungs-
lage hat sich bis heute nichts geändert. Nach wie vor 
feuern die Huthis ununterbrochen Raketen in Richtung 
Israel ab. Deshalb gilt insbesondere der Dank meiner 
Fraktion all den Soldatinnen und Soldaten, die vor Ort 
dieser schwierigen Lage ausgesetzt sind und ihr tapfer die 
Stirn bieten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Aber diese Bedrohungslage fordert uns heraus. Sie 
fordert uns auf, darüber nachzudenken, wie wir dieser 
Bedrohung gerecht werden können. Neben den immer 
noch stattfindenden Angriffen auf Schiffe und Untersee-
kabel im Roten Meer müssen wir mittlerweile befürchten, 
dass die Huthi-Gebiete im Jemen zur neuen Speerspitze 
der sogenannten Achse des Widerstandes und der ira-
nischen Einflussversuche in der Region werden, wenn 
sie es nicht schon längst geworden sind. Israel wird mit 
neuesten Hyperschallwaffen iranischer Bauart aus dem 
Jemen angegriffen. Es gibt Berichte über Waffenlieferun-
gen aus Russland an die Huthis und jemenitische Söldner 
in der Ukraine. Bestätigt ist inzwischen, dass sich die 
Captagon-Produktion des gestürzten Assad-Regimes in 
die Huthi-Gebiete verlagert hat. Übrigens wird mit dieser 
ehemaligen IS-Droge genau dieses Geschäft weiterbe- 
trieben: Waffen produzieren und die Region – so kann 
man es sehen – weiter destabilisieren.

All das muss uns besorgt stimmen, und das erfor- 
dert unser Engagement und unsere Aufmerksamkeit. 
Deutschland sowie Europa wollen und müssen im Nahen 
Osten eine größere Rolle spielen und positiven Einfluss 
geltend machen, gerade angesichts der irrlichternden 

Trump-Administration. Das gilt für eine Lösung im Nah-
ostkonflikt, für die Zusammenarbeit mit den Golfstaaten, 
den Wiederaufbau in Syrien, die Atomverhandlungen mit 
dem Iran und eben auch für den Jemen. Der Jemen ist de 
facto ein geteiltes Land, dessen jahrelanger und bis heute 
ungelöster Konflikt, der durch eine verheerende humani-
täre Situation mit einer großen Anzahl an Binnenvertrie-
benen gekennzeichnet ist, viel zu lange zu wenig Auf-
merksamkeit erfahren hat.

Die EUNAVFOR-Aspides-Mission hat unseren Blick 
für diese Probleme geschärft. Mandate der Bundeswehr 
im Rahmen der EU oder UN können ein wichtiger Teil 
eines vertieften Engagements im Nahen Osten und über-
dies auch Ausdruck einer Gemeinsamen Außen- und Si-
cherheitspolitik der EU sein. Die Einsätze im Libanon, im 
Irak, im Mittelmeer zeigen genau dies. Gleichzeitig, und 
das ist mir schon auch wichtig zu betonen, sind uns allen 
die Schwierigkeiten, mit denen die EUNAVFOR-Aspi-
des-Mission konfrontiert ist, bewusst. Es braucht daher 
eine ehrliche und offene Debatte über die Zielsetzung und 
Ausgestaltung des Mandats und der Zukunft unseres En-
gagements im Roten Meer und im Jemen, meine Damen 
und Herren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Die Bundesregierung ist aufgefordert, eine umfassende 
Nahoststrategie zu entwerfen, die die Region zusammen 
mit der EU ganzheitlich und prioritär in den Blick nimmt. 
Ob die Mission in dieser Form die richtige Antwort ist, 
sollten wir tatsächlich noch einmal überdenken.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Ich darf für die Fraktion Die Linke die Abgeordnete 

Özdemir aufrufen.

(Beifall bei der Linken)

Cansu Özdemir (Die Linke):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Her-

ren! Ja, die freie Schifffahrt muss geschützt werden. Sie 
ist ein hohes Gut. Auch die Sicherheit der Seeleute und 
die Geiselnahmen, die wir in der Vergangenheit erlebt 
haben, sind wichtige Themen. Darüber muss man spre-
chen. Aber man muss halt ganz konkret über diese Mis-
sion sprechen, die hier meiner Auffassung nach nicht 
sinnvoll ansetzt.

Sie ist für die beteiligten Soldatinnen und Soldaten der 
Bundeswehr in dieser Region wirklich brandgefährlich, 
und sie ist für die Steuerzahler/-innen eben auch sehr 
teuer. Auf der einen Seite ist der Einsatz sehr teuer, auf 
der anderen Seite sehen wir, dass dieser Weg von interna-
tionalen Handelsflotten ganz oft bewusst vermieden 
wird, weil die effektive Sicherheit eben nicht gewähr-
leistet werden kann, auch nicht durch mehr Schiffe. Die 
Ursachen werden mit dieser Mission nicht bekämpft und 
bleiben unberührt; dort wird nicht angesetzt. Das ist ein 
Punkt, der uns beschäftigt und über den wir sprechen 
müssen.
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Im Jemen herrscht seit zehn Jahren ein wirklich sehr 
brutaler Krieg. Wir haben es hier mit einer sehr, sehr 
bitteren Armut zu tun, mit einer der schwersten humani-
tären Krisen auf der Welt. 20 Millionen Menschen sind 
hier auf humanitäre Hilfe angewiesen. Wir sehen Hunger, 
Cholera, fehlende medizinische Versorgung. Wir sehen 
sexualisierte Gewalt, die von der antisemitischen und 
islamistischen Huthi-Miliz auch als Kriegswaffe ein-
gesetzt wird. Große Teile der Infrastruktur, wie Kranken-
häuser, Schulen und Wohngebiete, liegen in Schutt und 
Asche. Das sind die Grundprobleme, die wir im Jemen 
sehen.

Die Situation im Nahen Osten eskaliert immer weiter, 
und eine Schwächung der Huthis – das ist ja auch ein 
Hauptpunkt in dieser Debatte – war mit militärischen 
Mitteln bis jetzt einfach nicht möglich. Die Operation 
war nicht erfolgreich und wird wahrscheinlich auch in 
Zukunft nicht erfolgreich sein.

Ein weiterer Akteur in dieser Situation ist Saudi-Ara-
bien. Es wird nicht so sein, dass Saudi-Arabien übermor-
gen zu einer lupenreinen Demokratie wird und dann 
plötzlich eine deeskalierende Rolle im Mittleren und Na-
hen Osten übernehmen wird. Diverse Menschenrechts-
organisationen, wie Amnesty International, aber auch 
UN-Berichte kritisieren Saudi-Arabien in diesem Kon-
flikt wegen gezielter Angriffe auf zivile Ziele und Ver-
letzungen des humanitären Völkerrechts ganz deutlich, 
und es ist richtig, dass das auch dokumentiert wird.

Meine Damen und Herren, ich muss dazu auch ganz 
deutlich sagen: Ich finde es schon sehr zynisch, dass 
europäische und deutsche Rüstungskonzerne zuvor kräf-
tig daran verdient haben, diesen Krieg überhaupt an-
zuheizen, dass deutsche Waffen immer noch in Saudi- 
Arabien und in den Emiraten landen und dass die Bundes-
wehr die Folgen des Krieges mit diesem Einsatz dann 
plötzlich militärisch bewältigen soll.

(Beifall bei der Linken)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Frau Kollegin.

Cansu Özdemir (Die Linke):
Meine Damen und Herren, das ist einfach nur absurd 

und führt wirklich nicht zum Ziel einer Deeskalation in 
dieser Region.

(Beifall bei der Linken)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Ich darf das Wort erteilen der SPD Abgeordneten Frau 

Türk-Nachbauer.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)

Derya Türk-Nachbaur (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Herr Wehrbeauftragter! 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Das Wichtigste zuerst: 
Danke! Danke an unsere Soldatinnen und Soldaten, die 
unter herausfordernden Bedingungen ihren Dienst leis-
ten. Sie schützen Menschenleben, sichern mit ihrem Ein-

satz bei diesem Mandat die freie Schifffahrt und stehen 
damit für sichere Handelsrouten und damit auch für un-
seren Wohlstand.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

Das verdient unsere Anerkennung und unsere volle Un-
terstützung. Und weil wir Verantwortung für diese Frauen 
und Männer tragen, ist es gut, dass wir hier im Bundestag 
über diese Einsätze debattieren und abstimmen. Deshalb 
auch mein Dank an unseren Verteidigungsminister 
Pistorius, der hier klare Worte findet und den Umfang 
des Mandats auch ziemlich klar erklärt hat.

Wir sprechen heute über die Fortführung der Betei-
ligung an der EU-geführten Operation EUNAVFOR 
Aspides. Das Mandat wird bis Ende Oktober 2026 ver-
längert – bei einer personellen Reduzierung auf maximal 
350 Soldatinnen und Soldaten. Das Mandat wird ange-
passt; wir haben es gehört. Ich finde es gut, wenn wir 
evaluieren und unsere Mandate gegebenenfalls auch jähr-
lich anpassen und nicht blind durchwinken. Klar ist aber: 
Dieser Bedarf bleibt weiterhin bestehen. Die Angriffe der 
Huthi-Miliz auf Handelsschiffe im Roten Meer gefährden 
nicht nur Besatzungen, sie gefährden auch den interna-
tionalen Handel und die Stabilität einer ohnehin sehr, sehr 
fragilen Region.

Aspides zeigt, worum es geht: um die Freiheit der 
Meere und um das Seevölkerrecht als wichtiges Element 
einer regelbasierten Ordnung. Das Rote Meer ist keine 
ferne Wasserstraße, die nichts mit uns zu tun hat. Wir 
sprechen über eine – wir haben es vorhin gehört – wich-
tige Lebensader für viele und auch für uns. Über 15 Pro-
zent des weltweiten maritimen Handelsvolumens liefen 
vor Beginn der Angriffe über diese Route. Das hat sich 
geändert, und genau deshalb ist Aspides richtig und wich-
tig – defensiv, verhältnismäßig, völkerrechtskonform und 
vor allem, was ich großartig finde, europäisch.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

Die Operation beweist, dass Europa gemeinsam han-
deln kann und dass Europa gemeinsam handeln muss – 
als klares Signal an jene, die Ordnung und Stabilität in 
Europa infrage stellen. Aber wir wissen natürlich auch, 
dass Sicherheit und Stabilität nicht allein durch eine Man-
datsverlängerung erreicht werden können. Die Ursachen 
liegen an Land: in Konflikten, in Machtkämpfen und im 
Einfluss externer Akteure. Wir müssen Sicherheit ver-
netzt denken. Sicherheit auf See und Perspektiven an 
Land gehören zusammen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

Daher ist es wichtig, in solch fragilen Kontexten in der 
Gesamtregion auch weiterhin –

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Frau Kollegin.

Derya Türk-Nachbaur (SPD):
– letzter Satz, Herr Präsident – mit diplomatischen 

Bemühungen, mit humanitärer Hilfe, mit Entwicklungs-
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zusammenarbeit in Abstimmung mit unseren internatio-
nalen Partnern –

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Komma und Punkt.

(Stefan Keuter [AfD]: Langer Satz!)

Derya Türk-Nachbaur (SPD):
– präsent zu sein. Punkt!

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD sowie bei 
der CDU/CSU)

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Ich darf das Wort erteilen: für die AfD dem Abgeord-

neten Gnauck.
(Beifall bei der AfD)

Hannes Gnauck (AfD):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! In den letz-

ten Wochen haben unsere Streitkräfte unter der Führung 
der deutschen Marine bei der Übung „Quadriga 2025“ 
eindrucksvoll ihre Fähigkeiten unter Beweis gestellt – 
rund 8 000 Soldaten aus 14 Nationen, unterstützt von 
etwa 40 Schiffen. Mehr als 1 800 Fahrzeuge und rund 
30 Luftfahrzeuge waren beteiligt. Es war die größte 
Übung dieser Art in diesem Jahr, und sie hat gezeigt, 
dass militärische Zusammenarbeit im Rahmen der 
NATO funktioniert. Vor allem aber hat sie deutlich ge-
macht, über welche Professionalität, Einsatzbereitschaft 
und auch Verbundfähigkeit unsere Marine verfügt. Wir 
können sehr stolz sein auf jeden einzelnen Mann und auf 
jede einzelne Frau in Uniform, die diesen Dienst für unser 
Land leisten, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD sowie des Abg. 
Dr. Marlon Bröhr [CDU/CSU])

Der Eindruck dieser Übung prägt meinen ganz persön-
lichen Blick auf dieses heutige Mandat. Wir als AfD- 
Bundestagsfraktion stehen Auslandseinsätzen der Bun-
deswehr eher kritisch gegenüber. Jeder Einsatz braucht 
einen klaren Auftrag, er muss im völkerrechtlichen Rah-
men stehen, und er muss deutsche Interessen schützen.

Seit Ende 2023 greifen Huthi-Rebellen Handelsschiffe 
im Roten Meer an, und sie konnten sogar mehrere Schiffe 
schwer beschädigen oder auch gar versenken. Bei diesen 
Angriffen wurden einige Menschen getötet. Über diese 
Routen läuft ein großer Teil des internationalen Handels, 
von dem auch Deutschland direkt abhängt. Wenn dieser 
Verkehr unterbrochen wird, hat das unmittelbare Folgen 
für die Versorgung, Preise und Stabilität auch hier in 
Deutschland.

Derzeit beteiligt sich die Bundesrepublik mit bis zu 
350 Soldaten. Sie schützen Handelsschiffe und erstellen 
ein verlässliches Lagebild. Damit leisten sie einen wich-
tigen Beitrag für die Sicherheit auf hoher See.

Im vergangenen Jahr – es wurde schon angesprochen – 
hat die Bundesregierung die Obergrenze von 700 auf 
350 Soldaten reduziert, weil sie gleichzeitig Kräfte für 

das Indo-Pacific Deployment gebunden hat. Nun bleibt 
diese reduzierte Obergrenze bestehen. Dabei ist gerade 
im Roten Meer unser unmittelbares Interesse betroffen. 
Die Bundesregierung muss erklären, warum sie an dieser 
Begrenzung festhält, anstatt die Marine dort zu stärken, 
wo sie dringend gebraucht wird, meine Damen und Her-
ren.

(Beifall bei der AfD)

Seit Beginn der Mission Aspides haben wir diesem 
Mandat zugestimmt, weil es deutschen Interessen dient 
und weil es die Sicherheit unserer Wirtschaft schützt. 
Aber wir erwarten von der Bundesregierung, dass sie 
die richtigen Prioritäten setzt und die Verantwortung ge-
genüber den Soldaten ernst nimmt.

Zum Schluss möchte ich noch mal betonen, was ich bei 
„Quadriga 2025“ gesehen habe: die Professionalität, die 
Einsatzbereitschaft und die Verlässlichkeit der deutschen 
Marine. Diese Männer und Frauen leisten einen Dienst, 
der Respekt und Anerkennung verdient. Sie tragen unter 
sehr schwierigen Bedingungen dazu bei, dass unser Land 
sicher bleibt und dass unsere Handelswege offen bleiben. 
Dafür danken wir ihnen ausdrücklich. Unsere Soldaten 
verdienen nicht nur unseren Respekt, sie verdienen auch 
die bestmögliche politische Rückendeckung.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die CDU/CSU-Fraktion darf ich aufrufen den Ab-

geordneten Ernst.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Bastian Ernst (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Auch wenn die internationalen Kriseneinsätze 
nicht mehr so sehr im Fokus stehen, so bleiben sie doch 
weiterhin ein wichtiger Bestandteil der Außen- und Si-
cherheitspolitik Deutschlands. Wir sind und bleiben ein 
verantwortungsvoller Teamplayer in der Völkergemein-
schaft. Deswegen beteiligen wir uns auch weiterhin an 
Missionen der Vereinten Nationen, der NATO und der 
Europäischen Union.

Die EU-Mission Aspides basiert auf Resolutionen des 
Sicherheitsrates der Vereinten Nationen und wird von der 
EU und ihren Mitgliedstaaten durchgeführt. Es geht dabei 
um den Schutz eines globalen öffentlichen Guts, nämlich 
der Freiheit der Seeschifffahrt. Diese Freiheit ist für die 
ganze Welt wichtig, aber insbesondere Deutschland als 
eine Außenhandelsnation profitiert in hohem Maße da-
von. Daher liegt es auch in unserem nationalen Interesse, 
uns für die Sicherheit des Seeverkehrs und damit für die 
Sicherheit des internationalen Handels einzusetzen. – 
Diese Aussage war übrigens vor 15 Jahren richtig, als 
Bundespräsident Horst Köhler damit angeeckt ist, und 
sie bleibt auch heute noch richtig und wichtig, meine 
Damen und Herren.
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Neben dieser globalen Dimension gibt es auch eine 
regionale sicherheitspolitische Dimension. Die Huthi- 
Miliz begründet ihre Angriffe auf Schiffe im Roten 
Meer mit dem Kampf gegen Israel. Dieser Kampf gegen 
Israel ist ein essenzieller Bestandteil der Ideologie der 
Huthi-Miliz, und damit stehen die Huthis nicht alleine 
da, sondern sie sind eingebettet in ein irantreues Netz-
werk mit der Hisbollah im Libanon und der Hamas im 
Gazastreifen. Unser Einsatz gegen die Huthis ist somit 
auch ein Beitrag für die Sicherheit Israels,

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 
Siemtje Möller [SPD])

und die Sicherheit Israels ist deutsche Staatsräson.
Die EU-Mission Aspides ist zumindest teilweise ein 

Erfolg; denn der Schiffsverkehr durchs Rote Meer ist 
wieder angestiegen. Aber er ist immer noch weit davon 
entfernt, das Niveau vor diesem maritimen Terrorismus 
durch die Huthis zu haben. Erst im Juli dieses Jahres hat 
die Huthi-Miliz die Frachter „Magic Seas“ und „Eter-
nity C“ von griechischen Reedereien versenkt und das 
damit begründet, dass diese Schiffe auch Häfen in Israel 
anlaufen. Mindestens vier Seeleute kamen dabei ums 
Leben, zehn weitere gelten weiterhin als vermisst. Meine 
Damen und Herren, unsere Gedanken sind bei diesen 
Seeleuten und ihren Angehörigen, denen die Huthi-Miliz 
mit ihrem Terror solches Leid zugefügt hat.

Auch das zeigt, dass unser Engagement in der EU- 
Mission Aspides weiterhin wichtig ist. Lassen Sie uns 
deshalb bitte all unseren Soldatinnen und Soldaten dan-
ken, die sich im Rahmen von Aspides für die Freiheit der 
Seeschifffahrt und für die Sicherheit Israels einsetzen!

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Als letzte Worterteilung zu diesem Tagesordnungs-

punkt darf ich für die CDU/CSU-Fraktion den Abgeord-
neten Winkler aufrufen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Tobias Winkler (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Geschätzte Kolleginnen 

und Kollegen! Sehr geehrter Herr Minister! Sehr geehrter 
Herr Wehrbeauftragter! Lassen Sie mich am Ende der 
Debatte noch auf zwei Aspekte eingehen, die für mich 
zentral sind, wenn es um die Verlängerung von EUNA-
VOR Aspides geht – einmal wirtschaftlich und einmal 
politisch.

Das Rote Meer und die Meerenge von Bab Al-Mandab 
zwischen Dschibuti und Jemen passierten pro Jahr circa 
20 000 Schiffe. Das Transportvolumen umfasst 40 Pro-
zent des Handels zwischen Europa und Asien, und über 
die Unterseedatenkabel im Roten Meer fließen etwa 
17 Prozent des weltweiten internationalen Datenver-
kehrs. Als 2021 die „Ever Given“ den Suezkanal blo-

ckierte, kam der Welthandel für mehrere Tage ins 
Stocken, mit einem errechneten Schaden von 400 Millio-
nen US-Dollar – pro Stunde.

Es handelt sich um eine der wichtigsten Handelsrouten 
der Welt, und diese Handelsroute wird tagtäglich bedroht 
durch Angriffe der radikalislamistischen Huthi-Milizen. 
Es ist deshalb wichtig und richtig, das öffentliche Gut 
freier See- und Handelswege zu verteidigen. Und es ist 
ebenfalls wichtig und richtig, wenn die Bundeswehr dazu 
einen wesentlichen Beitrag leistet.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Werter Herr Abgeordneter, würden Sie eine Zwischen-

frage beantworten?

Tobias Winkler (CDU/CSU):
Ich glaube, das tut nichts mehr zur Sache. Danke.
Bundeskanzler Friedrich Merz hat am Montag bei der 

Eröffnung der Botschafterkonferenz noch einmal un-
missverständlich klargemacht: Die deutsche Außenpoli-
tik muss sich an den Interessen unseres Landes orientie-
ren. Wir müssen auch sicherheitspolitisch Verantwortung 
übernehmen, wenn Frieden, Freiheit und Wohlstand be-
droht sind.

Die anhaltenden Angriffe der Huthis haben nicht nur 
eine wirtschaftliche, sondern eben auch eine politische 
Dimension. Schiffe, die in irgendeiner Beziehung zu Is-
rael stehen, werden gezielt attackiert: mit Antischiffs-
drohnen, Speedbooten, Piraterie, Entführungen von See-
leuten. Die Huthi-Milizen handeln auch aus Solidarität 
mit der Hamas und sind eine der Terrororganisationen, 
deren Ideologie darauf abzielt, Israel von der Landkarte 
zu tilgen. Unterstützt durch den Iran sind die Huthis eine 
ständige Bedrohung für den israelischen Staat.

Die Verlängerung des Mandats ist deshalb weit mehr 
als ein technischer Beschluss. Sie ist auch ein politisches 
Signal, ein Signal an die Huthis, dass wir uns dem Terror 
und den Angriffen auf unsere freie Welt niemals beugen 
werden. Es ist aber auch ein Signal an Israel und an 
unsere internationalen Partner, dass sie sich auf Deutsch-
land verlassen können.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Unsere Marine steht stellvertretend für unser Land und 
macht Deutschlands Verantwortung sichtbar. Unseren 
Soldatinnen und Soldaten gebühren dafür unser Respekt 
und unser ausdrücklicher Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 
Siemtje Möller [SPD])

Die CDU/CSU-Fraktion wird der Verlängerung dieses 
Mandats zustimmen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)
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Vizepräsident Bodo Ramelow:
Vielen Dank. – Interfraktionell wird Überweisung der 

Vorlage auf Drucksache 21/1372 an die in der Tagesord-
nung aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es 
weitere Überweisungsvorschläge? – Das kann ich nicht 
erkennen. Das ist nicht der Fall. Dann verfahren wir wie 
vorgeschlagen.

Ich rufe den Zusatzpunkt 2 auf: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten Jörg 
Cezanne, Dr. Fabian Fahl, Janine Wissler, weite-
rer Abgeordneter und der Fraktion Die Linke 

Klimageld – Sofort und sozial gerecht

Drucksache 21/789
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und nukleare Si-
cherheit (f) 
Ausschuss für Wirtschaft und Energie (f) 
Federführung strittig

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 30 Minuten 
vereinbart.

Ich eröffne damit die Aussprache und darf für die Frak-
tion Die Linke den Abgeordneten Cezanne aufrufen.

(Beifall bei der Linken)

Jörg Cezanne (Die Linke):
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her-

ren! Seit 2021 zahlen die Menschen in Deutschland eine 
sogenannte CO2-Abgabe auf Heizöl, Erdgas, Benzin und 
Diesel. Diese wird jährlich erhöht und lässt die Energie-
preise zusätzlich steigen. Bei der Einführung hatte die 
Regierung angekündigt, diese Einnahmen gleichmäßig 
an die Verbraucherinnen und Verbraucher zurückzuzah-
len. Tatsächlich ist das nie geschehen. Wir fordern, dass 
die Regierung dieses Versprechen endlich einlöst und 
echte Entlastungen der Verbraucherinnen und Verbrau-
cher einleitet.

(Beifall bei der Linken)

Das Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung bietet 
einen Rechner für ihre ganz persönliche CO2-Bepreisung 
an. Eine Durchschnittsfamilie – zwei Erwachsene, zwei 
Kinder, Einfamilienhaus mit Ölheizung und zwei Autos 
für die Fahrt zur Arbeit – zahlt in diesem Jahr 700 Euro 
zusätzlich. So kann das nicht bleiben.

(Beifall bei der Linken)

Zusätzlich zu den ohnehin gestiegenen Energiekosten 
brauchen wir jetzt Entlastungen für die Menschen in 
Deutschland, auch weil die Vorstellung, die steigenden 
Preise würden dazu führen, dass mehr Menschen auf 
klimaneutrale Technologien umsteigen, für viele gar 
nicht funktionieren kann. Mieterinnen und Mieter können 
nicht entscheiden, statt einer alten Ölheizung eine Wär-
mepumpe einzubauen. Die haben darauf schlicht keinen 
Einfluss, zahlen aber die erhöhten Energiepreise. Pend-
lerinnen und Pendler finden im öffentlichen Verkehr nur 
unzureichend oder gar keine Alternativen zum eigenen 

Pkw. Und E-Autos sind zwar im Verbrauch längst güns-
tiger als Verbrenner, kosten aber in der Anschaffung im-
mer noch sehr viel mehr.

Eine Familie mit höherem Einkommen kann das ei-
gene Haus sanieren oder eine Wärmepumpe anschaffen. 
Solche Investitionskosten betragen aber schnell mehrere 
Zehntausend Euro, was für viele Familien nicht zu stem-
men ist. So wie die CO2-Abgabe jetzt wirkt – ohne so-
zialen Ausgleich –, trifft sie niedrige und mittlere Ein-
kommen am härtesten. Das müssen wir ändern.

(Beifall bei der Linken)

Wir brauchen dringend einen Ausgleich in Form eines 
sozial gerechten Klimageldes. Das gilt besonders für Fa-
milien mit geringen und mittleren Einkommen. Die Linke 
fordert deshalb, rückwirkend ab diesem Jahr ein solches 
Klimageld in Höhe von 320 Euro pro Person als Direkt-
auszahlung einzuführen. So erhalten nicht diejenigen, die 
am meisten verbrauchen, die höchste Erstattung, sondern 
jene, die es am nötigsten haben: Eltern mit Kindern, 
Menschen mit niedrigen und mittleren Einkommen. 
Und die Höhe dieses Klimageldes ist an die jährlich stei-
genden Einnahmen anzupassen.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Herr Abgeordneter.

Jörg Cezanne (Die Linke):
Herzlichen Dank.

(Beifall bei der Linken)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Ich darf für die CDU/CSU-Fraktion den Abgeordneten 

Helfrich aufrufen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Mark Helfrich (CDU/CSU):
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Her-

ren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Fast alle hier im 
Hohen Haus haben ein gemeinsames Ziel: Wir wollen die 
Erderwärmung begrenzen und unseren Kindern und Kin-
deskindern eine lebenswerte Welt hinterlassen. Dafür ha-
ben wir uns international, europäisch und national ehr-
geizige Klimaziele gesetzt. Zahlreiche Maßnahmen und 
Instrumente sind auf den Weg gebracht. Neben dem EU- 
Emissionshandel setzen wir in Deutschland auf die CO2- 
Bepreisung bei Wärme und Verkehr.

Eines ist klar, meine Damen und Herren: Klimaschutz 
gibt es nicht zum Nulltarif.

(Beifall der Abg. Dunja Kreiser [SPD])

Alles andere wäre eine Lüge. Doch wenn wir nicht han-
deln, wird uns der Klimawandel unendlich teurer zu ste-
hen kommen. Und das, meine Damen und Herren, gilt es 
zu verhindern.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)
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Für uns als Union war immer klar: Wenn wir die Men-
schen durch die CO2-Bepreisung belasten, müssen wir sie 
auch wieder entlasten. Andernfalls verlieren wir die Ak-
zeptanz für den Klimaschutz, und das darf nicht passie-
ren.

Natürlich gibt es verschiedene Wege der Entlastung. 
Ein Klimageld, so wie Sie es fordern, ist für uns jetzt 
nicht der richtige Weg. Ihr Vorschlag würde bedeuten, 
dass die gesamten Einnahmen aus dem EU-Emissions-
handel und der nationalen CO2-Bepreisung ausschließ-
lich für die Auszahlung des Klimageldes verbraucht wür-
den.

(Dr. Fabian Fahl [Die Linke]: Richtig!)

Das würde bedeuten: keine Förderung für moderne Hei-
zungen, kein Aktionsprogramm Natürlicher Klima-
schutz, keine Investitionen in klimafreundlichen Verkehr.

(Dr. Fabian Fahl [Die Linke]: Das sind Zu-
kunftsinvestitionen, die von der Schulden-
bremse auszunehmen sind!)

Wir setzen vielmehr auf einen Instrumentenmix aus 
Steuerung und Entlastung. Wir entlasten die Bürger 
beim Umstieg auf CO2-arme Technologie, zum Beispiel 
beim Heizungstausch oder bei der Haussanierung. Das 
kommt vielen Hausbesitzern zugute, aber eben auch Mie-
terinnen und Mietern. Wir setzen aber auch auf die Sen-
kung der gestiegenen Energiekosten. Wir bleiben bei der 
abgesenkten Stromsteuer für die produzierenden Unter-
nehmen. Davon profitieren bald schon 600 000 Unterneh-
men, auch viele Mittelständler und Handwerker.

(Dr. Fabian Fahl [Die Linke]: Das ist Umver-
teilung von unten nach oben!)

Und das war nur ein erster, aber wichtiger Schritt – vor 
allem zur Sicherung von Arbeitsplätzen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Als Klimapolitiker mache ich keinen Hehl daraus: Ich 
hätte mir mehr Entlastung, auch direkt für die Bürgerin-
nen und Bürger, gewünscht, auch deshalb, weil niedrige 
Stromkosten dazu führen, dass klimafreundliche An-
schaffungen getätigt werden und sich rechnen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Ich erwarte daher von uns, dass auch diese so bald wie 
möglich von der Stromsteuer entlastet werden. Weitere 
Entlastungsschritte für Bürger und Unternehmen müssen 
und werden folgen.

Ich will aber nicht vergessen, zu erwähnen, dass wir 
Verbraucherinnen und Verbraucher ab 2026 von den Kos-
ten der Gasspeicherumlage befreien, und wir entlasten sie 
auch bei den Netzentgelten um 6,5 Milliarden Euro mit 
Mitteln aus dem KTF. Dabei ist mir erstens besonders 
wichtig, dass das Geld bei den Bürgerinnen und Bürgern 
wirklich ankommt, und zweitens, dass wir kein Stadt- 
Land-Gefälle haben, das den ländlichen Raum bei der 
Entlastung benachteiligt.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Zusätzlich stehen ab dem kommenden Jahr bis 2032 ins-
gesamt rund 7,1 Milliarden Euro aus dem EU-Klima- 
Sozialfonds für Entlastungen zur Verfügung.

Wir arbeiten derzeit gemeinsam mit der Regierung und 
den Koalitionsfraktionen an der Ausgestaltung der Pro-
gramme. Diese werden die CO2-Kosten für Bürgerinnen 
und Bürger, Verkehrsteilnehmer und Kleinstunternehmen 
abfedern. Dies wird der nächste wichtige Baustein für die 
Bezahlbarkeit und die Akzeptanz des Klimaschutzes.

Danke schön.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die AfD-Fraktion darf ich den Abgeordneten 

Brandes aufrufen.
(Beifall bei der AfD)

Dirk Brandes (AfD):
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her-

ren! Herr Helfrich, ich bin bei Ihnen: Ich wünsche mir 
auch mehr Entlastung. – Wir haben doch viel gemeinsam. 
Aber warum schaffen wir die CO2-Bepreisung nicht ein-
fach ab? Dann brauchen wir nichts wieder zurückumzu-
verteilen.

(Beifall bei der AfD – Zuruf des Abg. Mark 
Helfrich [CDU/CSU])

Zu dem Antrag der Linken. Die Linke spielt wieder 
den Retter der kleinen Leute.

(Cem Ince [Die Linke]: Das sind wir!)
In Wahrheit ist sie jedoch eine würdige Erbin der DDR- 
Planwirtschaft.

(Doris Achelwilm [Die Linke]: Langweilig!)
Das sogenannte Klimageld ist nichts anderes als Teil 
eines teuren Umverteilungsprojekts – schädlich und ge-
gen die meisten Bürger in unserem Land gerichtet.

Das Prinzip ist simpel und perfide: Erst nimmt der 
Staat den Menschen durch die CO2-Abgabe Milliarden 
aus der Tasche,

(Dr. Fabian Fahl [Die Linke]: Das war ja nicht 
unsere Idee!)

durch Heizen, Tanken, Strom, dann gibt es ein paar Euro 
zurück.

(Jörg Cezanne [Die Linke]: Alles zurück!)
Das ist aber keine seriöse Politik, sondern ein billiger 
Taschenspielertrick.

(Beifall bei der AfD)
Und machen wir uns nichts vor: Das ist heute all-

gemeine Regierungslinie aller. SPD, Grüne und Union: 
Alle halten an der CO2-Bepreisung fest. – Die Union 
redet von Entlastung, betreibt aber genauso diese Umver-
teilung weiter. Mal heißt es „Klimageld“, so wie heute, 
mal „Klimabonus“; aber immer wird abkassiert, und dann 
schmeißt man den Bürgern ein paar Brotkrumen zurück 
und erwartet auch noch Dankbarkeit.
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Die Linke treibt das Ganze nun auf die Spitze. Frau 
Reichinnek schwärmt ja wieder vom demokratischen So-
zialismus. Aber Sozialismus, meine lieben Damen und 
Herren, war nie demokratisch. Sozialismus heißt immer 
Zwang, Sozialismus heißt immer Enteignung, und Sozia-
lismus heißt Mangel und Unfreiheit.

(Beifall bei der AfD – Enrico Komning [AfD]: 
Und Diktatur des Proletariats! – Zuruf von der 
Linken)

Demokratischer Sozialismus ist so glaubwürdig wie eine 
funktionierende Wirtschaft in der ehemaligen Deutschen 
Demokratischen Republik, genannt DDR.

Was Die Linke wirklich will, ist ein DDR-Revival: 
Mangelwirtschaft, Bevormundung, Abhängigkeit des 
Bürgers vom Staat. Und die CDU? Auch sie trägt hier 
Verantwortung. Zusammen mit der SPD hat sie diese 
CO2-Abgabe überhaupt erst eingeführt. Und heute spielt 
sie den Kümmerer, verteilt mal ein paar Stromrabatte 
oder mal ein paar Subventionen. Aber den Grundfehler 
beseitigen, so wie ich eben schon sagte – weg mit der 
CO2-Bepreisung! –: Natürlich Fehlanzeige!

Damit ist klar, dass alle alten Parteien hier für Umver-
teilung statt Entlastung stehen. Die AfD setzt hier als 
einzige Fraktion ein klares Gegengewicht. Wir fordern 
die Abschaffung der CO2-Abgabe, und das sofort, meine 
Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)

Wir stehen nicht für Ihre Kosmetik, sondern für echte 
Entlastungen – für Familien, Mittelstand, Wirtschaft, 
Pendler.

Meine Damen und Herren, Demokratie braucht mehr 
Markt, Demokratie braucht eins nicht: mehr Umvertei-
lungssozialismus.

(Beifall bei der AfD)

Die Linke ist kein Anwalt der kleinen Leute. Ihre Po-
litik ist weiter ein Angriff auf Freiheit, Eigentum und 
Wohlstand. Und darum lehnen wir diesen Antrag mit aller 
Schärfe ab.

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die SPD-Fraktion darf ich den Abgeordneten 

Rinkert aufrufen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Daniel Rinkert (SPD):
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her-

ren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Eines vorweg: Die 
SPD steht klar und unverrückbar zum Ziel der Klima-
neutralität im Jahr 2045. Und wir stehen ebenso zu den 
diskutierten europäischen Klimazielen bis ins Jahr 2040. 
Denn eine Abkehr von diesem Pfad hätte gravierende 
Folgen für Menschen, für Umwelt, für unsere wirtschaft-
liche Zukunft.

Wir sehen doch gerade wieder ganz aktuell – wenn ich 
bei mir im Rheinischen Revier nur vor die Haustür 
schaue –, welche Wassermassen in den letzten 48 Stunden 
runtergekommen sind: überflutete Straßen, vollgelaufene 
Keller, Schäden an Wohnhäusern und in Gewerbebetrie-
ben. Kommunen stehen erneut unter Wasser und unter 
Druck.

(Adam Balten [AfD]: Ist das die Dürre?)

Verantwortungsvolle Politik darf hier nicht wegsehen, 
liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Ja, Klimaschutz verlangt natürlich tiefgreifende Ver-
änderungen: in der Energieversorgung, beim Wohnen, 
in der Mobilität, in der Landwirtschaft, in Wirtschaft 
und Arbeit. Aber diese Veränderungen sind keine Bedro-
hungen. Nein, sie sind eine Chance für ein modernes, 
nachhaltiges Deutschland, für gute neue Arbeitsplätze, 
für Innovationen, die unser Land voranbringen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Es gibt diese Zukunftsarbeitsplätze auch schon. Ich 
war in der vergangenen Woche zusammen mit Vizekanz-
ler Lars Klingbeil und dem Oberbürgermeister der Stadt 
Mönchengladbach bei einem Unternehmen vor Ort; ei-
nem Unternehmen, das Transformatoren für die Energie-
wirtschaft baut. Dieses Unternehmen hat volle Auftrags-
bücher. Es erweitert den Standort. Es schafft neue, 
tarifgebundene, mitbestimmte Arbeit.

Wir sehen: Klimaschutz schafft Arbeit, Klimaschutz 
schafft gute Arbeit, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Mit dem Sondervermögen Infrastruktur und Klimaneu-
tralität in Höhe von 500 Milliarden Euro haben wir die 
finanzielle Grundlage geschaffen, um diese tiefgreifen-
den Veränderungen entschlossen anzugehen. Und jetzt 
arbeiten wir gemeinsam an der Umsetzung.

Klimaschutz ist aber nicht nur eine ökologische und 
eine ökonomische Herausforderung; er ist vor allem 
eine soziale Frage.

(Marcel Queckemeyer [AfD]: Wie viel Geld 
nehme ich dem Bürger weg?)

Denn die Belastungen sind ungleich verteilt. Menschen 
mit niedrigem Einkommen, Alleinerziehende, Rentnerin-
nen und Rentner, Familien in unsanierten Wohnungen, 
Menschen in strukturschwachen Regionen, sie alle sind 
von den Folgen des Klimawandels ebenso wie von den 
CO2-Kosten überdurchschnittlich betroffen.

(Marcel Queckemeyer [AfD]: Kein Geld mehr 
im Portemonnaie!)

Deshalb sagen wir als SPD ganz klar: Klimaschutz muss 
sozial gerecht gestaltet werden. Er darf nicht zu neuen 
Ungleichheiten führen, sondern muss Teil einer solidari-
schen Gesellschaftspolitik sein.
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Ein zentrales Beispiel dafür ist das sogenannte Klima-
geld. Es wird diskutiert, dass es in der aktuellen Form zu 
bürokratisch, zu pauschal oder sozial nicht treffsicher 
genug ist. Und im Antrag der Linken heißt es: Jeder, 
vom Paketboten bis zum Spitzenverdiener, soll pauschal 
320 Euro erhalten. – Ich frage Sie: Ist das gerecht?

(Zuruf von der Linken: Ja!)

Ich meine, nicht. Denn mein Vater – er arbeitet als Post-
bote – braucht mehr finanzielle Unterstützung als jemand 
wie ich, der sehr gut verdient.

(Dr. Fabian Fahl [Die Linke]: Der hat ja auch 
vorher weniger bezahlt! – Lisa Paus [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Sehr traurig, wenn 
Sie das wirklich nicht verstanden haben!)

Wir brauchen konkrete Unterstützung der Menschen: 
zielgerichtet, unbürokratisch, gerecht: Nicht jeder be-
kommt gleich viel, sondern jeder bekommt das, was er 
oder sie tatsächlich braucht, liebe Kolleginnen und Kol-
legen. Dafür haben wir zwei konkrete Vorschläge, die ich 
gern an dieser Stelle benennen möchte:

Erstens brauchen wir sozial gestaffelte Förderpro-
gramme.

(Jörg Cezanne [Die Linke]: Da gehen wir mit! – 
Lisa Paus [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Ge-
nau das macht das Klimageld!)

Alle Förderungen, ob vom Bund, vom Land oder von den 
Kommunen, müssen künftig einheitlich nach Einkom-
men gestaffelt werden. So stellen wir sicher, dass Förder-
mittel dort ankommen, wo wir sie am dringendsten brau-
chen.

Zweitens. Soziale Infrastruktur muss klimafit gemacht 
werden. Denn Pflegeeinrichtungen, Schulen, Kitas, 
Werkstätten für Menschen mit Behinderungen – das 
sind über 100 000 Einrichtungen in diesem Land mit 
2,5 Millionen Beschäftigten – sind das Rückgrat unseres 
Sozialstaates und müssen bei der Klimaanpassung gezielt 
unterstützt werden.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Dafür brauchen wir höhere Förderquoten für gemeinnüt-
zige Träger, klare Anreize und eine verbindlich sozial 
gerechte Ausgestaltung aller Programme.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Klimaschutz funk-
tioniert nur mit sozialem Ausgleich. Denn ohne soziale 
Gerechtigkeit fehlt die Akzeptanz, und ohne Akzeptanz 
werden wir unsere Klimaziele nicht erreichen. Die SPD 
steht für eine Klimapolitik, die niemanden zurücklässt.

(Marcel Queckemeyer [AfD]: …, die auch 
niemand versteht!)

Ein klimaneutrales Deutschland ist nur möglich, wenn es 
sozial gerecht und wirtschaftlich tragfähig ist. Das ist 
unsere Aufgabe und unser Versprechen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für Bündnis 90/Die Grünen darf ich den Abgeordneten 

Wagner aufrufen.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Johannes Wagner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Diese Regierung schützt Superreiche; anders 
lässt es sich nicht sagen. Sie schützt Superreiche, indem 
sie große Vermögen nicht besteuert, aber quasi täglich 
neue Debatten vom Zaun bricht, wie man Bürgergeld-
empfängern das Geld zum Leben streichen kann. Sie 
schützt Superreiche, indem sie Lobbyinteressen durch-
setzt und diejenigen, die keine Lobby haben, den Preis 
dafür zahlen lässt. Und sie schützt Superreiche, indem sie 
das Sondervermögen zum Stopfen von Haushaltslöchern 
benutzt, anstatt die Milliarden, wie versprochen, in un-
sere Zukunft zu investieren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Was diese Regierung jedoch nicht schützt, ist das Kli-

ma. Ganz im Gegenteil: Sie legt es geradezu darauf an, 
dem Klima zu schaden. Gasministerin Reiche will neue 
Gaskraftwerke bauen, das Gebäudeenergiegesetz zurück-
drehen und die Wärmewende ausbremsen. Vizekanzler 
Klingbeil finanziert klimaschädliche Subventionen über 
das Sondervermögen und nennt das auch noch „Klima-
milliarden“. Und Autokanzler Merz übt gerade in Mün-
chen den Schulterschluss mit den Autobossen, indem er 
das europäische Verbrenner-Aus torpediert.

Diese beiden Dinge – Politik für Superreiche und ge-
gen das Klima – gehören zusammen. Denn es sind die 
Reichsten in unserer Gesellschaft, die das Klima am 
meisten belasten. Und es sind alle anderen, die das im 
wahrsten Sinne des Wortes ausbaden müssen: Es ist der 
Landwirt, der sich nicht gegen Extremwetterereignisse 
versichern kann. Es ist die 80-Jährige, die im Sommer 
in ihrer aufgeheizten Wohnung sitzt und eben keine Kli-
maanlage und keinen kühlenden Garten hat.

(Marcel Queckemeyer [AfD]: Darf sie ja nicht! 
Das wollen die Grünen ja nicht!)

Und es ist das Kind, an dessen Kinderzimmer Auto um 
Auto vorbeifährt und das dadurch die volle Breitseite der 
Merz’schen Autopolitik abbekommt: Autolärm, Abgase 
und Atemwegserkrankungen.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Klimaschutz ist eine Frage der sozialen Gerechtigkeit, 
und das Klimageld ist darauf die richtige Antwort.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Herr Abgeordneter, würden Sie eine Zwischenfrage 

aus der AfD-Fraktion zulassen?

Johannes Wagner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Das dient der Debatte nicht. Vielen Dank, nein. – Das 

Klimageld ist die richtige Antwort. Es bedeutet: Alle 
bekommen Geld aus einem Topf, in den vor allem Reiche 
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einzahlen, weil die mehr CO2 verbrauchen. Das ist ein-
fach, gerecht und wirksam.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Lisa Paus [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Ge-
nau! So ist es!)

Genau deshalb hatten wir Grüne dieses Instrument in 
den Koalitionsvertrag der Ampel gebracht. Wir haben 
dafür gekämpft, dass Klimaschutz nicht nur ökologisch 
funktioniert, sondern eben auch sozial. Dass das mit der 
FDP nicht zu machen war, ist kein Geheimnis. Deshalb 
unterstützen wir den Antrag, das Klimageld endlich ein-
zuführen.

Aber wir Grüne gehen noch weiter. Wir haben den 
Herbst des Klimawiderstandes im Bundestag ausgerufen. 
Denn wenn Sie als Regierung schon nicht für den Klima-
schutz und auch nicht für soziale Gerechtigkeit stehen, 
dann müssen wir das eben tun. Wir bringen allein in 
dieser Woche drei Anträge ein, die dafür stehen: für ein 
dauerhaftes Deutschlandticket, für das Festhalten am 
Verbrenner-Aus 2035 und für ein Ende aller Gasbohrun-
gen in Deutschland.

Wir werden nicht tatenlos zusehen, wie diese Regie-
rung Lobbypolitik für Reiche und gegen das Klima 
macht. Und wir werden ganz sicher nicht dabei zusehen, 
wie sie Bürgergeldempfänger fertigmacht, damit Super-
reiche weiter CO2 in die Luft blasen können. Wir halten 
dagegen: mit dem Klimageld, mit dem Deutschland-
ticket, mit dem Verbrenner-Aus und mit einer klaren Bot-
schaft an diese Regierung: Wer Klimaschutz blockiert, 
wird Widerstand bekommen – im Parlament und draußen 
im Land.

Vielen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Ich darf für eine Kurzintervention dem AfD-Abgeord-

neten Balten das Wort erteilen.

Adam Balten (AfD):
Als Erstes vielen lieben Dank für die ganzen emotio-

nalen Ausführungen, die wir hier schon wieder erleben 
konnten! Es wird sehr viel geredet. Man versucht natür-
lich, die Leute mit so einem populistischen Gequatsche 
emotional mitzunehmen. Da wir aber die Fraktion sind, 
die auf empirische Zahlen, Daten und Fakten setzt,

(Lachen bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN – Jakob Blankenburg [SPD]: 
Das wäre mir neu! – Daniel Rinkert [SPD]: 
Haben wir schon Karneval, oder was?)

also auf messbare Zahlen, würden wir ganz gern wissen: 
Wo fängt bei Ihnen denn „superreich“ an?

Ich möchte es, wenn Sie jetzt quasi einen Kulturkampf 
„Arm gegen Reich“ anstoßen, einfach nur verstehen, da-
mit ich ein bisschen Planungssicherheit habe und auch 
die Leute hier oben auf den Tribünen wissen, wer denn 
genau als „superreich“ gilt. Ab welcher Zahl ist man 
reich, und ab wo wird man dann von Ihnen geknechtet?

Vielen Dank.

Johannes Wagner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Kollege, es gibt Analysen, die besagen, dass die 

reichsten 5 Prozent der Welt für rund 70 Prozent der CO2- 
Emissionen verantwortlich sind.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Die leben ja gar nicht 
alle in Deutschland!)

Diese reichsten 5 Prozent sind Menschen, die teilweise 
Jahreseinkommen in sechsstelliger Größenordnung ha-
ben.

(Zuruf von der AfD: Sie verdienen doch 
sechsstellig!)

Ich glaube, dass wir dort genau hingucken müssen. Es 
kann nicht sein, dass jeder normal verdienende Mensch in 
Deutschland darunter leidet, wenn andere mit ihren Jach-
ten und ihren Privatjets das Klima verpesten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Donata Vogtschmidt [Die 
Linke])

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Ich darf für die CDU/CSU-Fraktion den Abgeordneten 

Koller aufrufen.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Hans Koller (CDU/CSU):
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her-

ren! Mein Vorredner hat es wieder deutlich gemacht: Wie 
gut ist es für Deutschland, dass die Grünen nicht mehr an 
der Regierung sind!

(Harald Ebner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Oijoijoi!)

Wir erleben permanent von der einen Seite – ich wieder-
hole mich; ich habe das an der Stelle schon öfter gesagt –

(Lisa Paus [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das ist leider wahr!)

die Rede vom Weltuntergang bis hin zu Dingen, die es gar 
nicht gibt. Das gilt für mehrere Themen. Wir können froh 
sein, eine Regierung der Mitte zu haben, die mit Augen-
maß, aber auch mit einer gewissen Verantwortung die 
Klima- und Nachhaltigkeitspolitik mitgestaltet, statt die 
Augen zu verschließen und nur Ideologien zu bedienen, 
meine sehr verehrten Damen und Herren.

Wir beraten heute einen Antrag der Linken zum Klima-
geld: 320 Euro soll es pauschal pro Person rückwirkend 
geben. Sie schreiben dazu: „Sofort und sozial gerecht“.

(Sarah Vollath [Die Linke]: Genau!)
Meine Damen und Herren, das ist weder „gerecht“, noch 
kommt es „sofort“. Es wird eine große Bürokratie nach 
sich ziehen, um Geld mit der Gießkanne zu verteilen. Ich 
glaube, das ist nicht der richtige Weg. Wir sollten hier 
einmal genauer hinsehen.

(Zuruf des Abg. Jörg Cezanne [Die Linke])
Es hat keinerlei Wirkung im Sinne der Klimapolitik. Es 

hat keine Auswirkung auf den CO2-Ausstoß.
(Zuruf von der Linken: Falsch!)
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Und es bietet auch keinerlei Anregung für eine notwen-
dige Transformation. Es ist nur die großflächige Vertei-
lung von Steuergeld ohne jeglichen Lenkungseffekt, wie 
wir es vom Sozialismus her gewöhnt sind.

(Zuruf der Abg. Janine Wissler [Die Linke])

Natürlich ist dieses System gescheitert.
Meine Damen und Herren, machen Sie doch einmal die 

Rechnung!

(Zuruf von der Linken: Haben wir!)

Wenn ich 84 Millionen Einwohner mal 320 Euro nehme, 
dann sind das überschlagen 27 Milliarden Euro – Geld, 
das an anderer Stelle weitaus sinnvoller eingesetzt wer-
den kann. Mit Blick auf Ihre Forderungen: Geld kann 
man nicht beliebig oft ausgeben. Das ist vielleicht ein 
Stück weit als Nachhilfe dessen zu verstehen,

(Sarah Vollath [Die Linke]: Oah!)

was soziale Marktwirtschaft beinhaltet.
Wir haben mit der bisherigen CO2-Bepreisung Inves-

titionen angestoßen. Wir haben Mittel für den öffent-
lichen Nahverkehr eingeplant.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Herr Abgeordneter, würden Sie eine Zwischenfrage 

von Bündnis 90/Die Grünen gestatten?

Hans Koller (CDU/CSU):
Ja.

Dr. Sebastian Schäfer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Herr Kollege Koller, vielen Dank, dass Sie meine 
Frage gestatten. – Ich bin Mitglied im Haushaltsaus-
schuss, und da benutzen wir manchmal Taschenrechner. 
Wenn ich 320 mit 84 Millionen multipliziere, komme ich 
auf 2,7 Milliarden. Teilen Sie diese Rechnung?

(Heiterkeit beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Hans Koller (CDU/CSU):
Entschuldigung, das war ein Sprachfehler.

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Ist 
ja nur ein kleines Detail!)

Es wird aber nichts an der Systematik verändern,

(Dr. Sebastian Schäfer [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Zehnerpotenz!)

dass es trotzdem Geld ist, das man mit der Gießkanne 
ausgibt, und man so notwendige Investitionen in eine 
nachhaltige, zukunftsgerichtete Politik verhindert. Sie 
verfehlen das Ziel der Gerechtigkeit, weil jeder den glei-
chen Betrag bekommt.

(Dr. Fabian Fahl [Die Linke]: Sie geben nie-
mandem irgendwas!)

Es ist weder zielgerichtet, noch ist es gerecht. Und die 
Bürokratie dahinter bindet Mittel.

Die CDU/CSU hat im Wahlprogramm angekündigt: 
Die vollständige Rückgabe der Einnahmen aus der 
CO2-Bepreisung soll über die Reduzierung der Strom-
steuer auf das europäische Minimum und über eine Hal-
bierung der Netzentgelte erfolgen. Das ist gerecht, das ist 
einfach und hat eine echte Wirkung, meine sehr verehrten 
Damen und Herren.

(Zuruf des Abg. Georg Schroeter [AfD])

Wir sind eingestiegen in die Senkung der Netzentgelte: 
6,5 Milliarden Euro aus dem KTF sind ab 2026 hierfür 
vorgesehen. Das schafft eine unmittelbare Entlastung der 
Bürger. Sie erfolgt unbürokratisch, an der richtigen Stel-
le. Und von ihr profitieren auch die Unternehmen, die mit 
Investitionen in die Zukunft die Transformation mit-
gestalten. Es werden die Wirtschaft und die Bürger ge-
fördert. Wir bleiben hier dran: Wir wollen bis 2027 auch 
die Senkung der Stromsteuer realisieren.

Wir brauchen, meine Damen und Herren, keine sym-
bolischen Geldgeschenke. Wir müssen eine echte und 
nachhaltige Politik gestalten, die den Namen auch ver-
dient, nämlich im Sinne dessen, dass der Begriff „Nach-
haltigkeit“ auf sozialen, ökologischen und ökonomischen 
Grundlagen fußt. Das sollten Sie noch lernen. Deshalb 
werden wir Ihren Antrag ablehnen.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Herr Kollege Koller.

Hans Koller (CDU/CSU):
Letzter Satz, Herr Präsident. – Ich weiß auch nicht, 

warum wir den Antrag noch in einen Ausschuss über-
weisen sollten und nicht hier gleich abstimmen können.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Herr Kollege Koller.

Hans Koller (CDU/CSU):
Er ist nicht zustimmungsfähig.
Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Ich darf zum Abschluss der Debatte dem AfD-Abge-

ordneten Schmidt das Wort erteilen.

(Beifall bei der AfD)

Jan Wenzel Schmidt (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Werte Kollegen! Die 

Linke hat wieder einmal eine Chance für die Umvertei-
lungsmaschine entdeckt. Diesmal nennt sie es Klimageld:

(Widerspruch des Abg. Jörg Cezanne [Die 
Linke])

320 Euro pro Nase jedes Jahr direkt aufs Konto. Klingt ja 
fast wie ein Netflix-Abo für schlechtes Gewissen! Bezah-
len tun die Bürger mit ihren Heizkosten, ihren Spritrech-
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nungen. Zurück gibt es dann ein Bonbon vom Staat – 
natürlich erst, nachdem die Bürokratie sich sattgefressen 
hat.

Meine Damen und Herren, das ist kein Klimaschutz; 
das ist ein Taschenspielertrick. Erst wird den Leuten das 
Geld aus der Tasche gezogen mit einer CO2-Abgabe, die 
den Mittelstand, Handwerker und Pendler massiv belas-
tet. Und dann stellt man sich hierhin und verkauft die 
Rückgabe eines Bruchteils dieser Beute als soziale Wohl-
tat.

(Zurufe von der Linken)
Das ist ungefähr so, als würde man jemandem das Auto 
klauen und dann stolz den Rückspiegel zurückgeben.

(Beifall bei der AfD)
Die Linke redet von „sozial gerecht“; aber gerecht ist 

hier gar nichts. Denn wer arbeitet, wer Steuern zahlt, wer 
sein Auto braucht, um morgens zur Arbeit zu kommen, 
der wird weiter geschröpft. Die Großstadtpolitiker, die 
mit Chauffeur und Fahrdienst von Sitzung zu Sitzung 
kutschiert werden, belehren die Menschen auf dem Land, 
sie sollten gefälligst mit Wollpullover und kalten Füßen 
durch den Winter kommen. So klingt Klimaideologie, 
wenn man selbst im Warmen sitzt.

(Beifall bei der AfD)
Und dann soll dieses Klimageld auch noch einkom-

mensabhängig gestaffelt werden. Mit anderen Worten: 
Wer hart arbeitet und mehr verdient, der kriegt weniger 
zurück oder gar nichts.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)
Aber die, die ohnehin schon von Transferleistungen le-
ben, dürfen sich freuen. Das ist nicht Klimaschutz. Das ist 
Umverteilungssozialismus im links-grünen Gewand.

(Beifall bei der AfD)
Wir als AfD sagen: Hören Sie endlich auf, den Bürgern 

mit Ihrer Klimaideologie das Leben immer teurer zu ma-
chen!

(Dr. Fabian Fahl [Die Linke]: Wir geben Geld 
zurück!)

Wir brauchen keine neue Subventions- und Auszahlungs-
bürokratie. Wir brauchen die Abschaffung der CO2-Ab-
gabe.

(Beifall bei der AfD)
Das wäre wirklich sozial gerecht, weil dann alle entlastet 
werden: vom Familienvater auf dem Land bis zur Rent-
nerin in der Stadt.

Meine Damen und Herren, Sie von den Linken ver-
kaufen uns hier eine Mogelpackung. Sie nennen es Kli-
mageld; wir nennen es Klimaklau.

(Beifall bei der AfD)
Der Staat nimmt, verteilt um, verschwendet, und am 
Ende bleibt für die Bürger weniger in der Tasche. Des-
halb lehnen wir diesen Antrag entschieden ab. Was 
Deutschland braucht, ist keine neue Almosenpolitik, son-
dern Freiheit, weniger Steuern, weniger Abgaben und vor 
allem weniger linker Quatsch.

(Beifall bei der AfD – Swantje Henrike 
Michaelsen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Weniger AfD!)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Da die Rede doch schneller zu Ende gegangen ist, 

werde ich jetzt etwas Ungewöhnliches machen: eine Zwi-
schenintervention ohne Zwischenfrage zulassen, die der 
Herr Koller gestellt haben möchte.

Hans Koller (CDU/CSU):
Herr Präsident – –

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Entschuldigung, Herr Koller, ich vermute, dass Sie den 

Redner meinen.

Hans Koller (CDU/CSU):
Nein, ich meinte den Zwischenfrager bei meiner Rede.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Jetzt wird es ganz interessant.

Hans Koller (CDU/CSU):
Ja, es ist interessant.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Herr Kollege Koller.

Hans Koller (CDU/CSU):
Er hat mich erwischt.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Herr Kollege Koller.

Hans Koller (CDU/CSU):
Ich hatte keinen Rechenfehler, sondern es sind tatsäch-

lich 26,7 Milliarden Euro. Sie haben mich nur erwischt, 
sodass ich dachte, ich hätte mich verrechnet. Das wollte 
ich klarstellen: Es sind gut 26 Milliarden Euro. Beim 
Rechnen fehlt es dann doch nicht bei uns, sondern eher 
bei den Grünen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
So, wir überweisen jetzt die Rechenfrage an den Fak-

tencheck. Ich mache dann vom Telefonjoker Gebrauch, 
nehme das jetzt alles zur Kenntnis und schließe die Aus-
sprache.

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, interfraktio-
nell wird die Überweisung der Vorlage auf Drucksache 
21/789 an die in der Tagesordnung aufgeführten Aus-
schüsse vorgeschlagen. Die Federführung ist allerdings 
strittig. Die CDU/CSU-Fraktion und SPD-Fraktion wün-
schen die Federführung beim Ausschuss für Umwelt, 
Klimaschutz, Naturschutz und nukleare Sicherheit. Die 
Fraktion der Linken wünscht die Federführung beim 
Ausschuss für Wirtschaft und Energie.
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Ich lasse zuerst abstimmen über den Überweisungs-
vorschlag der Fraktion Die Linke. Wer dafür ist, die Fe-
derführung dem Ausschuss für Wirtschaft und Energie 
zuzuweisen, den bitte ich um das Handzeichen. – Das 
sind Die Linke und Bündnis 90/Die Grünen. Wer stimmt 
dagegen? – Das sind die Regierungskoalition und die 
AfD. Damit ist das eindeutig geklärt. Der Überweisungs-
vorschlag ist abgelehnt.

Ich lasse nun abstimmen über den Überweisungsvor-
schlag der Fraktionen der CDU/CSU und SPD: Federfüh-
rung beim Ausschuss für Umwelt, Klimaschutz, Natur-
schutz und nukleare Sicherheit. Wer dafür ist, den bitte 
ich um das Handzeichen. – Die CDU/CSU- und SPD- 
Fraktion und AfD-Fraktion. Wer stimmt dagegen? – 

Das sind Bündnis 90/Die Grünen und Die Linke. Damit 
ist der Überweisungsvorschlag von CDU/CSU und SPD 
mit der Federführung beim Ausschuss für Umwelt, Kli-
maschutz, Naturschutz und nukleare Sicherheit an-
genommen.

Wir sind am Schluss unserer heutigen Tagesordnung.
Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bundes-

tages ein auf morgen, Donnerstag, den 11. September 
2025, 9 Uhr. 

Die Sitzung ist geschlossen. Ich darf allen einen 
schönen Abend wünschen.

(Schluss: 18:52 Uhr)
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Anlagen zum Stenografischen Bericht

Anlage 1 

Entschuldigte Abgeordnete
Abgeordnete(r)

Abdi, Sanae SPD

Banaszak, Felix BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Düring, Deborah 
(gesetzlicher Mutterschutz)

BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Emmerich, Marcel BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Gumnior, Dr. Lena BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Gohlke, Nicole Die Linke

Hahn, Dr. Ingo AfD

Knodel, Sieghard fraktionslos

Koçak, Ferat Die Linke

Kofler, Dr. Bärbel SPD

Ladzinski, Thomas AfD

Loop, Denise 
(gesetzlicher Mutterschutz)

BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Mayer, Andreas AfD

Pellmann, Sören Die Linke

Rachel, Thomas CDU/CSU

Rehm, Lukas AfD

Rudzka, Angela 
(gesetzlicher Mutterschutz)

AfD

Scheer, Dr. Nina SPD

Schuhmann, Bernd AfD

Weidel, Dr. Alice AfD

Anlage 2 

Schriftliche Antworten auf Fragen der Fragestunde 
(Drucksache 21/483)

Frage 6
Frage des Abgeordneten Stephan Brandner (AfD):

Welche Maßnahmen beabsichtigt die Bundesministerin für 
Wirtschaft und Energie, Katherina Reiche, zu ergreifen, um 
den Wirtschaftsstandort Deutschland für Unternehmen attrak-
tiver erscheinen zu lassen, damit diese nicht mehr ins Ausland 
abwandern?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Stefan Rouenhoff:
Die deutsche Wirtschaft befindet sich weiterhin in ei-

nem herausfordernden Umfeld. Ursächlich hierfür sind 
nach wie vor die infolge des völkerrechtswidrigen An-
griffskriegs Russlands gegen die Ukraine gestiegenen 
Kosten für Energie, gestiegene Zinsen sowie die schwa-
che Entwicklung des Welthandels. Darüber hinaus halten 
die hohen geo- und handelspolitischen Unsicherheiten 
an. Exportbeschränkungen, Überkapazitäten, die US- 
Zollpolitik und andere protektionistische Maßnahmen 
beeinträchtigen gewachsene Handelsbeziehungen und 
Lieferketten sowie die Funktionsfähigkeit der regelba-
sierten Welthandelsordnung.

Gleichzeitig steht Deutschland bereits seit vielen Jah-
ren vor strukturellen Herausforderungen, die das Wirt-
schaftswachstum hemmen. Dazu zählen der Fachkräfte-
mangel, bürokratische Belastungen sowie eine hohe 
Steuer- und Abgabenlast.

Vor diesem Hintergrund setzt das Bundesministerium 
für Wirtschaft und Energie auf neue und vertiefte Wirt-
schafts-, Handels-, Rohstoff- und Energiepartnerschaften 
mit Drittstaaten, um einseitige Abhängigkeiten zu redu-
zieren und Deutschlands Außenwirtschaftsbeziehungen 
auf ein breiteres Fundament zu stellen.

Gleichzeitig bedarf es einer strukturellen Verbesserung 
der wirtschaftlichen Rahmenbedingungen, um Deutsch-
land als Investitionsstandort wieder attraktiver zu machen 
und die Rückkehr auf einen Wachstumspfad zu ermögli-
chen. Mit ihrem Sofortprogramm hat die Bundesregie-
rung bereits erste wirtschaftspolitische Maßnahmen auf 
den Weg gebracht. Dazu zählen unter anderem bessere 
Abschreibungsbedingungen für Ausrüstungsinvestitio-
nen, die Senkung der Energiekosten durch einen Zu-
schuss zu den Übertragungsnetzentgelten und eine Re-
duktion der Stromsteuer für das produzierende Gewerbe 
sowie die Land- und Forstwirtschaft und der eingeleitete 
Bürokratierückbau. Weitere Maßnahmen werden folgen. 
Dies verbessert die Rahmenbedingungen für die Unter-
nehmen, erhöht die Planungssicherheit und gibt wichtige 
Impulse für private Investitionen.

Frage 7
Frage des Abgeordneten Michael Kellner (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN):

Wie ist der aktuelle Stand des angekündigten Monitoring- 
Berichts Energiewende, und welche Konsequenzen zieht die 
Bundesregierung aus den bisherigen Ergebnissen?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Stefan Rouenhoff:
Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie hat 

am 26. Juni 2025 das Energiewirtschaftliche Institut an 
der Universität zu Köln sowie die BET Consulting GmbH 
mit der Durchführung des Monitorings zum Stand der 
Energiewende beauftragt.

Das Monitoring umfasst den zu erwartenden Strom-
bedarf, den Stand der Versorgungssicherheit, den Netz-
ausbau, den Ausbaus der erneuerbaren Energien, die Di-
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gitalisierung sowie den Wasserstoffhochlauf. Es enthält 
zudem Handlungsoptionen, die sich insbesondere an der 
Versorgungssicherheit und Kosteneffizienz orientieren.

Der Monitoringbericht soll vor Ende dieses Sommers 
vorliegen.

Frage 8
Frage der Abgeordneten Sandra Stein (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN):

Welche konkreten Maßnahmen plant die Bundesregierung, 
um die Übergabe von Unternehmen zu erleichtern und sicher-
zustellen, dass die Nachfolgeregelung möglichst unbürokra-
tisch insbesondere hinsichtlich der Ermittlung des Unterneh-
menswertes und steuerlicher Aspekte erfolgt, dies maßgeblich 
vor dem Hintergrund, dass der Zentralverband des Deutschen 
Handwerks erwartet, dass in den kommenden fünf Jahren min-
destens 125 000 Familienbetriebe übergeben werden müssen 
( h t t p : / / w w w . z d h . d e / u e b e r - u n s / f a c h b e r e i c h -  
gewerbefoerderung/betriebsnachfolge/) und im Mittelstand so-
gar rund 215 000 Unternehmen mit kurzfristigen Nachfolge-
wünschen bis Ende 2025 vor der Übergabe stehen (http://www. 
kfw.de/PDF/Download-Center/Konzernthemen/Research/ 
PDF-Dokumente-Fokus-Volkswirtschaft/Fokus-2025/Fokus- 
Nr.-481-Januar-2025-Nachfolge.pdf), anderenfalls möglicher-
weise das Ende vieler Betriebe droht?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Stefan Rouenhoff:
Die Bundesregierung ist sich der herausfordernden 

Lage bei der Unternehmensnachfolge bewusst, die durch 
den voranschreitenden demografischen Wandel ver-
schärft wird. Erfolgreiche Unternehmensnachfolgen tra-
gen zum Wohlstand in Deutschland bei, denn sie sichern 
Arbeitsplätze und machen den Mittelstand zukunftsfest. 
Sie sind insbesondere im ländlichen Raum von großer 
strukturpolitischer Bedeutung. Daher setzt sich die Bun-
desregierung für bessere Rahmenbedingungen bei Unter-
nehmensnachfolgen ein und unterstützt Unternehmer und 
Interessenten mit zahlreichen Maßnahmen und Angebo-
ten, wie der gemeinsam vom Bundesministerium für 
Wirtschaft und Energie und der KfW betriebenen kosten-
freien Unternehmensnachfolgebörse „nexxt-change“ und 
den zinsverbilligten ERP- bzw. KfW-Förderkrediten.

Frage 9
Frage des Abgeordneten Julian Joswig (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN):

Welche zentralen Industrieprodukte und Grundstoffe – etwa 
grünen Stahl, Zement oder Basischemikalien – hat die Bundes-
regierung im Rahmen ihres Konzepts zur Schaffung grüner 
Leitmärkte bislang als prioritär identifiziert, und wie ist der 
Stand bei der Ausgestaltung und Umsetzung entsprechender 
Marktmechanismen, insbesondere mit Blick auf verbindliche 
Kriterien, Standards oder Beschaffungsvorgaben sowie deren 
Anwendung in aktuellen staatlichen Investitionsmaßnahmen, 
etwa im Rahmen der Brückensanierung oder des Ausbaus der 
Schieneninfrastruktur?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Stefan Rouenhoff:
Die Koalition hat sich darauf verständigt, Leitmärkte 

für klimafreundliche Grundstoffe zu schaffen. Dies soll 
durch öffentliche Vergaben unterstützt werden.

Für Stahl und Zement liegen bereits mit der Industrie 
geeinte Grundlagen wie Labels vor, die für eine wirksame 
und bürokratiearme Umsetzung politischer Maßnahmen 
genutzt werden können.

Für die Umsetzung der im Koalitionsvertrag vorgese-
henen vergaberechtlichen Vorgaben wurde im Entwurf 
des Vergabebeschleunigungsgesetzes mithilfe des neuen 
§ 113 Absatz 1 Nummer 9 GWB eine Verordnungser- 
mächtigung geschaffen. Die genaue Ausgestaltung von 
Vorgaben für die Nutzung klimafreundlicher Grundstof-
fe, etwa bei Brückensanierungen oder beim Ausbau der 
Schieneninfrastruktur, soll nach Inkrafttreten des Ver-
gabebeschleunigungsgesetzes auf Grundlage dieser Er-
mächtigung in einem separaten Rechtsetzungsverfahren 
erfolgen. Die Verordnung bedarf der Zustimmung des 
Bundesrates.

Auf EU-Ebene setzt sich das Bundeswirtschaftsminis-
terium ebenfalls aktiv für die Nutzung der öffentlichen 
Beschaffung als Hebel zur Schaffung von Leitmärkten 
für klimafreundliche Grundstoffe ein, insbesondere im 
Rahmen der Arbeiten zur Reform des EU-Vergaberechts 
und zum Beschleunigungsakt zur Dekarbonisierung der 
Industrie (Industrial Decarbonisation Accelerator Act, 
IDAA).

Im Weiteren verfolgt das Bundeswirtschaftsministe-
rium auf internationaler Ebene auch aktiv die Harmo-
nisierung von Normen („Standards“) und Methoden zur 
Emissionsmessung (zum Beispiel in Initiativen wie dem 
Klimaclub).

Frage 10
Frage des Abgeordneten Julian Joswig (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN):

Welche wirtschaftspolitischen Leitlinien verfolgt die Bun-
desregierung, um im Spannungsfeld zwischen industrieller 
Wettbewerbsfähigkeit, sozialer Tragfähigkeit und der Einhal-
tung nationaler wie europäischer Klimaziele zu einer ausgewo-
genen und zukunftsfähigen Standortpolitik zu gelangen, und 
wie wird dabei sichergestellt, dass strukturelle Transformati-
onsprozesse nicht zulasten von Planungssicherheit und Inves-
titionsbereitschaft verlaufen?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Stefan Rouenhoff:
Die Wirtschaftspolitik der Bundesregierung folgt dem 

Leitbild der sozialen Marktwirtschaft, um wirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit, sozialen Ausgleich und ökologische 
Nachhaltigkeit in Einklang zu bringen. Im Zentrum 
dieses Leitbildes stehen Wettbewerb, Preissignale und 
offene Märkte ebenso wie verlässliche Rahmenbedingun-
gen für Investitionen und Innovationen, aber auch regu-
lierende Eingriffe zur Gewährung sozialer Sicherheit und 
Chancengerechtigkeit und der Internalisierung von Um-
welt- und Klimaschäden.

Rahmenbedingungen, die den Unternehmen Leitplan-
ken setzen und die notwendige Planungssicherheit geben, 
nicht aber unternehmerische Freiräume einengen, stärken 
die Investitionsbereitschaft und Innovationskraft und er-
leichtern die Bewältigung des eingeschlagenen Transfor-
mationspfads.
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Die Bundesregierung setzt im Einklang mit den Prin-
zipien der sozialen Marktwirtschaft auf eine CO2-Beprei-
sung als ein zentrales Instrument, um die Klimaziele 
kostengünstig und effizient zu erreichen und so die wirt-
schaftliche Stärke Deutschlands und die gesellschaftliche 
Akzeptanz für die Energiewende zu erhalten.

Frage 11
Frage des Abgeordneten Dr. Alaa Alhamwi (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN):

Wie ist nach Kenntnis der Bundesregierung der Stand der 
Digitalisierung des Stromsystems, insbesondere des Smart- 
Meter-Rollouts, in Deutschland, und welche konkreten kurz- 
und langfristigen Maßnahmen leitet die Bundesregierung hie-
raus ab?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Stefan Rouenhoff:
Die Digitalisierung der Energiewende ist ein fortlau-

fend beobachteter Prozess. Die Bundesnetzagentur ver-
öffentlicht hierzu quartalsweise den Stand des Rollouts 
intelligenter Messsysteme. Die aktuellen Daten sind auf 
der Internetseite der Bundesnetzagentur abrufbar: https:// 
www.bundesne t zagen tu r. de /DE/Fach themen /  
ElektrizitaetundGas/NetzzugangMesswesen/Mess- 
undZaehlwesen/iMSys/start.html.

Das sogenannte Messstellenbetriebsgesetz sieht vor, 
dass bis Ende dieses Jahres mindestens 20 Prozent der 
Letztverbraucher mit einem Jahresverbrauch zwischen 
6 000 und 100 000 Kilowattstunden sowie steuerbare 
Verbrauchseinrichtungen nach § 14a des Energiewirt-
schaftsgesetzes, die zum Einbau intelligenter Messsys-
teme verpflichtet sind, mit einem intelligenten Messsys-
tem ausgestattet werden müssen.

Zum Ende des ersten Quartals 2025 weist das quar- 
talsweise Monitoring rund 1,5 Millionen installierte in- 
telligente Messsysteme aus. Davon sind etwa 700 000 
installierte Messsysteme quotenrelevant, was etwa 
15,1 Prozent der Pflichteinbaufälle entspricht.

Das Monitoring der Bundesnetzagentur hatte bereits 
strukturelle Herausforderungen für kleine grundzustän-
dige Messstellenbetreiber festgestellt, weshalb die ge-
plante Novellierung des Energiewirtschaftsgesetzes Ko-
operationen von grundzuständigen Messstellenbetreibern 
anreizt.

Sollte sich aus dem laufenden Monitoring der Bundes-
netzagentur weiterer Nachsteuerungsbedarf abzeichnen, 
so wird die Bundesregierung weitere Maßnahmen prüfen.

Frage 12
Frage des Abgeordneten Dr. Alaa Alhamwi (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN):

Welche gebäude- und heizpolitischen Prioritäten setzt die 
Bundesregierung für die kommenden Monate des Jahres 2025, 
und welche konkreten Maßnahmen und Gesetzesvorhaben 
wird die Bundesregierung diesbezüglich kurzfristig umsetzen?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Stefan Rouenhoff:
Die Bundesregierung konzentriert sich in den kom-

menden Monaten auf die Umsetzung des Koalitionsver-
trages. Konkret gilt es, das neue Gebäudeenergiegesetz 

technologieoffener, flexibler und einfacher zu gestalten 
und die EU-Gebäuderichtlinie in nationales Recht um-
zusetzen.

Frage 13
Frage des Abgeordneten Dr. Rainer Kraft (AfD):

Mit welcher Entwicklung des Bruttostromverbrauchs in 
Deutschland ist nach Kenntnis der Bundesregierung bis 2030 
zu rechnen, und welche wissenschaftlichen Prognosen zieht 
die Bundesregierung zu dieser Abschätzung heran (www. 
p r o g n o s . c o m / d e / p r o j e k t / e n t w i c k l u n g - d e s -  
bruttostromverbrauches-bis-2030)?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Stefan Rouenhoff:
Es gibt aktuell eine Vielzahl von Studien, die unter-

schiedliche Aussagen zum künftigen Strombedarf ma-
chen.

Die Entwicklung des zu erwartenden Bruttostromver-
brauchs ist Gegenstand des im Koalitionsvertrag vorgese-
henen Monitorings zum Stand der Energiewende. Dieses 
Monitoring wurde vom Bundesministerium für Wirt-
schaft und Energie extern beauftragt. Der Monitoringbe-
richt soll vor Ende dieses Sommers vorliegen.

Frage 14
Frage der Abgeordneten Dr. Sandra Detzer (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN):

Wie sehen die Pläne des Bundesministeriums für Wirtschaft 
und Energie zur Weiterentwicklung des Wettbewerbs- und 
Kartellrechts aus, um die Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands 
und Europas zu stützen, die effektive Anwendung des Rechts 
sicherzustellen und Verfahren effizienter zu machen, wie im 
Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD vereinbart?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Stefan Rouenhoff:
Die Bundesregierung bereitet aktuell die Umsetzung 

der Aufträge aus dem Koalitionsvertrag mit Blick auf 
das Wettbewerbs- und Kartellrecht vor. Wir werden vo-
raussichtlich im ersten Halbjahr 2026 einen Entwurf für 
eine Novelle des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrän-
kungen (GWB) vorlegen. Der Kern der Novelle zielt 
darauf ab, die Wirtschaft zu entlasten und Verfahren 
beim Bundeskartellamt zu beschleunigen.

Frage 15
Frage der Abgeordneten Violetta Bock (Die Linke):

Welche Veränderungen und Überarbeitungen der erneuerba-
ren Heizungsvorgaben und der Heizungsförderung plant die 
Bundesregierung unter Berücksichtigung der klimapolitischen 
Maßgaben des  Bundesverfassungsger ichts  (www.  
bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/ 
DE/2021/03/rs20210324_1bvr265618.html)?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Stefan Rouenhoff:
Das Gebäudeenergiegesetz (GEG) wird in dieser Le-

gislaturperiode aufgrund der Festlegungen des Koaliti-
onsvertrages novelliert. Die Novelle befindet sich in der 
Vorbereitung.

Parallel prüft die Bundesregierung Änderungsbedarfe 
in der Bundesförderung für effiziente Gebäude.
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Frage 16
Frage der Abgeordneten Lisa Badum (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN):

Sieht die Bundesregierung im Zuge ihrer Bestrebungen be-
züglich des Europäischen Grünen Deals die Gefahr einer Ver-
wässerung der EU-Klimapolitik (Stichworte: Verbrenner-Aus, 
Lieferkettengesetz, Anti-Greenwashing), und besteht dadurch 
nach Ansicht der Bundesregierung vor dem Hintergrund, dass 
sie infolge des neuen Rechtsgutachtens des Internationalen 
Gerichtshofs zu den Verpflichtungen der Staaten im globalen 
Klimaschutz auf die „umfassenden klimapolitischen Maßnah-
men“ der EU verweist (Antwort der Bundesregierung zu 
Frage 6 der Kleinen Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen auf Bundestagsdrucksache 21/1453), die Gefahr eines 
Bruchs des Völkerrechts, und, wenn nein, warum nicht?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Stefan Rouenhoff:
Die Bundesregierung steht zu den deutschen und euro-

päischen Klimazielen, wohlwissend, dass die Erderwär-
mung ein globales Problem ist und die Weltgemeinschaft 
es gemeinsam lösen muss. Vor diesem Hintergrund hat 
die Bundesregierung das Pariser Klimaschutzabkommen 
unterzeichnet und verfolgt bei der Dekarbonsierung einen 
Ansatz, der Klimaschutz, wirtschaftliche Wettbewerbs-
fähigkeit und soziale Ausgewogenheit zusammenbringt.

Die Bundesregierung begrüßt, dass der Internationale 
Gerichtshof zu allen völkerrechtlichen Verpflichtungen 
bezüglich des Klimawandels umfassend Stellung genom-
men hat.

Die Bundesregierung sieht jedoch nicht, dass von ei-
nem rechtlich unverbindlichen Gutachten regulatorischer 
Handlungsbedarf auf nationaler oder europäischer Ebene 
ausgeht.

Frage 17
Frage des Abgeordneten Stefan Schröder (AfD):

Welche konkreten Maßnahmen ergreift die Bundesministe-
rin für Wirtschaft und Energie, Katherina Reiche, um ange-
sichts der zunehmenden Herausforderungen im Energiesektor 
und der meiner Ansicht nach existierenden Gefahr eines groß-
flächigen Stromausfalls ein solches Blackout-Szenario zu ver-
hindern und die Energieversorgung in Deutschland zu gewähr-
leisten?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Stefan Rouenhoff:
Grundsätzlich treffen die Betreiber der Übertragungs- 

und Verteilnetze in Deutschland im Rahmen ihrer jewei-
ligen Verantwortung nach dem Energiewirtschaftsgesetz 
die notwendigen Maßnahmen für die Gewährleistung ei-
nes sicheren Stromsystembetriebs. Das schließt eine kon-
tinuierliche Systembeobachtung und ein Monitoring der 
relevanten Risiken mit ein.

Nach § 12i des Energiewirtschaftsgesetzes legen die 
Übertragungsnetzbetreiber alle zwei Jahre den System-
stabilitätsbericht vor, der von der Bundesnetzagentur 
bewertet wird. Die Umsetzung der im Systemstabilitäts-
bericht 2025 von den Übertragungsnetzbetreibern 
identifizierten Handlungsempfehlungen sowie die Um-
setzung der Ende 2023 verabschiedeten Roadmap „Sys-
temstabilität“ sind nach Aussage der Bundesnetzagentur 
geeignet, den heute bekannten Risiken grundsätzlich vor-
zubeugen. Die Umsetzung der Maßnahmen läuft bereits 
in vielen Bereichen. Der Stand der Systemstabilität soll 

durch ein dauerhaftes Monitoring nach § 12i des Energie-
wirtschaftsgesetzes begleitet und durch das Forum „Sys-
temstabilität“ koordiniert werden.

Mit den Ausschreibungen im Rahmen der Kraftwerk-
strategie wird steuerbare und gesicherte Kraftwerksleis-
tung ausgeschrieben werden. Darüber hinaus werden die 
Ergebnisse des Monitorings zum Stand der Energie-
wende berücksichtigt.

Frage 18
Frage der Abgeordneten Cansin Köktürk (Die Linke):

Angesichts der Tatsache, dass der Konsumklima-Index im 
dritten Jahr in Folge gefallen ist (vergleiche www. 
su rp lusmagaz in .de /konsumkr i se - lohn-nachf rage -  
konsumklima/), was auf eine Konsum- und Nachfragekrise in 
Deutschland hinweist, wie schätzt die Bundesregierung das 
Risiko ein, dass die Schwächung der Kaufkraft breiter Bevöl-
kerungsschichten und dadurch die Einschränkung von priva-
tem Konsum, der mit fast 60 Prozent Anteil am Bruttoinlands-
produkt die größte Nachfragekomponente für die Wirtschaft 
ausmacht, durch die von Bundeskanzler Friedrich Merz ange-
kündigten Sparmaßnahmen im Sozialbereich sich negativ auf 
das Wirtschaftswachstum auswirken könnte?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Stefan Rouenhoff:
Im ersten Halbjahr 2025 stiegen die privaten Konsum-

ausgaben gegenüber dem zweiten Halbjahr 2024 (preis-, 
kalender- und saisonbereinigt) um 0,8 Prozent an. Damit 
weisen die privaten Konsumausgaben zuletzt wieder in 
eine positive Richtung. Ursächlich für diesen Verlauf 
dürfte insbesondere der Anstieg der Reallöhne im 
Jahr 2024 um 3,1 Prozent gewesen sein.

Trotz eines Anstiegs der Konsumausgaben befindet 
sich Deutschland in einer Wachstumsschwäche, die im 
Kern auf strukturelle Ursachen zurückzuführen ist. Hie-
rauf deuten die niedrigen und zuletzt rückläufigen 
Wachstumsraten des Potenzialwachstums hin.

Die Bundesregierung stärkt mit den bereits beschlos-
senen und geplanten Maßnahmen die mittelfristigen 
Wachstumsaussichten und verleiht gleichzeitig der ge-
samtwirtschaftlichen Nachfrage größere Impulse. Es 
gibt aktuell noch keine Beschlüsse des Bundeskabinetts 
zu Sparmaßnahmen im Sozialbereich. Die Ergebnisse der 
verschiedenen im Koalitionsvertrag vorgesehenen Kom-
missionen bleiben abzuwarten.

Frage 19
Frage der Abgeordneten Charlotte Antonia Neuhäuser 
(Die Linke):

Hat das Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle 
(BAFA) nach Kenntnis der Bundesregierung und vor dem Hin-
tergrund, dass die Bundesregierung Völkerrecht stärken will, 
eine Zweistaatenlösung im Nahostkonflikt befürwortet und die 
israelischen Siedlungen im Westjordanland als völkerrechts-
widrig einstuft, wegen des Vorwurfs möglicher Beiträge der 
Axel Springer SE zu siedlergetriebenem Landraub im West-
jordanland durch ihr Immobilienportal www.Yad2.co.il und 
nach eingegangener Beschwerde beim BAFA Ende 2024 be-
hördliche Ermittlungen aufgenommen (http://www.nd-aktuell. 
de/artikel/1187424.yad-springer-zeitung-wegen-siedlungen- 
im-westjordanland-in-der-kritik.html; bitte behördliches Tä-
tigwerden nach dem Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz und 
anderen Rechtsgrundlagen chronologisch aufschlüsseln), und, 
wenn nein, wie ist dieses Nichttätigwerden des BAFA mit dem 
völkerrechtlichen Auftrag Deutschlands laut Internationalem 

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 20. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 10. September 2025                             2016 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

https://www.surplusmagazin.de/konsumkrise-lohn-nachfrage-konsumklima/
https://www.surplusmagazin.de/konsumkrise-lohn-nachfrage-konsumklima/
https://www.surplusmagazin.de/konsumkrise-lohn-nachfrage-konsumklima/
http://www.Yad2.co.il
https://www.nd-aktuell.de/artikel/1187424.yad-springer-zeitung-wegen-siedlungen-im-westjordanland-in-der-kritik.html
https://www.nd-aktuell.de/artikel/1187424.yad-springer-zeitung-wegen-siedlungen-im-westjordanland-in-der-kritik.html
https://www.nd-aktuell.de/artikel/1187424.yad-springer-zeitung-wegen-siedlungen-im-westjordanland-in-der-kritik.html


Gerichtshof vereinbar, wirtschaftliche und unternehmerische 
Aktivitäten nicht zu unterstützen, die zum Erhalt oder zur Ver-
tiefung der Besatzung beitragen?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Stefan Rouenhoff:
Das Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle 

ist – neben zahlreichen anderen Aufgaben – für die Kon-
trolle der Einhaltung des Lieferkettensorgfaltspflichten-
gesetzes zuständig.

Die Behörde wird auf Antrag tätig, wenn die antrag-
stellende Person substanziiert geltend macht, infolge der 
Nichterfüllung einer in den §§ 3 bis 9 des Lieferketten-
sorgfaltspflichtengesetzes enthaltenen Pflicht in einer ge-
schützten Rechtsposition verletzt zu sein oder dass eine 
solche Verletzung unmittelbar bevorsteht. Das bedeutet, 
dass ein solcher Antrag nur von einer entsprechend be-
fugten Person eingereicht werden kann, ein Unternehmen 
im Anwendungsbereich des Gesetzes bezeichnen muss 
und auch eine Pflicht nach dem Gesetz benennen muss, 
gegen die das bezeichnete Unternehmen verstoßen haben 
soll. Prüfmaßstab ist in diesem Fall allein das Lieferket-
tensorgfaltspflichtengesetz.

Im November 2024 wurde beim Bundesamt für Wirt-
schaft und Ausfuhrkontrolle ein auf das Lieferkettensorg-
faltspflichtengesetz bezogener Antrag eingereicht, der 
die in der Frage bezeichnete Konstellation zum Thema 
hat. Das diesbezügliche Verfahren dauert noch an.

Frage 20
Frage der Abgeordneten Violetta Bock (Die Linke):

Wie will die Bundesregierung bei der ange- kündigten Wie-
deraufnahme der Effizienzhaus-Neubauförderung ein erneutes 
Leerlaufen des gesamten Fördertopfes und damit einen Förder-
stopp auch für die Heizungs- und Sanierungsförderung im 
Jahr 2026 verhindern (www.wohwi.online/themen/ 
bundeshaushalt-2026-gdw-kritisiert-schoenrechnen-bei- 
neubaufoerderung-substanz-bleibt-auf-der-strecke/, www. 
tagesschau.de/wir t schaf t /verbraucher / foerderung-  
klimafreundlicher-neubau-100.html)?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Stefan Rouenhoff:
Der Koalitionsvertrag bekennt sich zur Fortführung 

der Neubau- und Sanierungsförderung. Die Neubauför-
derung des Bundesministeriums für Wohnen, Stadtent-
wicklung und Bauwesen wie auch die Sanierungsför-
derung des Bundesministeriums für Wirtschaft und 
Energie stehen mit dem Haushalt 2025 und dem Haus-
haltsentwurf 2026 sowie der Finanzplanung bis 2029 auf 
einer sehr soliden Grundlage. Die entsprechenden För-
derprogramme sind durchgehend – ohne Unterbrechun-
gen – beantragbar.

Es ist verfrüht, zum jetzigen Zeitpunkt über die kon-
kreten Förderkonditionen bei einer Wiederaufnahme von 
Förderprogrammen zu sprechen, über die die zuständigen 
Ressorts noch zu entscheiden haben.

Frage 21
Frage des Abgeordneten Dr. Till Steffen (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN):

Welche Maßnahmen ergreift die Bundesregierung, um Ver-
braucherinnen und Verbraucher in Deutschland vor möglichen 
Risiken durch Onlineplattformen wie Shein oder Temu ins-

besondere im Hinblick auf Produktsicherheit und Durchset-
zung von Verbraucherrechten zu schützen, und sollen Zollkon-
trollen verstärkt werden, um sicherzustellen, dass eingeführte 
Produkte Sicherheits- und Verbraucherschutzvorschriften ent-
sprechen?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Stefan Rouenhoff:
Der Bundesregierung ist es ein zentrales Anliegen, 

dass sich Verbraucherinnen und Verbraucher auf die Si-
cherheit und Rechtskonformität von Produkten im On-
linehandel verlassen können und dass faire Wettbewerbs-
bedingungen mit rechtstreuen Anbietern hergestellt 
werden. Daher geht sie die Risiken, die vom Vertrieb 
nicht konformer Produkte über E-Commerce-Plattformen 
ausgehen, mit hoher Priorität an.

Im Januar dieses Jahres hat die Bundesregierung einen 
Aktionsplan zu E-Commerce veröffentlicht, mit dem 
Ziel, fairen Wettbewerb im Onlinehandel sicherzustellen 
sowie Verbraucherinnen und Verbraucher zu schützen. 
Insbesondere sollen Vollzugsdefizite adressiert und be-
stehende Vorschriften auch gegenüber Händlern und E- 
Commerce-Plattformen aus Drittstaaten konsequenter 
durchgesetzt werden.

Die Schwerpunkte des Aktionsplans betreffen unter 
anderem die Stärkung der Marktüberwachung und Zoll-
kontrollen sowie die konsequente Durchsetzung der 
Pflichten von E-Commerce-Plattformen (unter anderem 
des Digital Services Act). Um die zügige Umsetzung 
sicherzustellen, erstellt das Bundesministerium für Wirt-
schaft und Energie (BMWE) derzeit einen Fahrplan mit 
konkreten Maßnahmen, unterstützt durch die ressortüber-
greifende Task Force E-Commerce. Die Umsetzung er-
folgt in enger Abstimmung mit der EU und den Bundes-
ländern.

Insbesondere setzt sich die Bundesregierung für eine 
stärkere Zusammenarbeit von Marktüberwachung und 
Zollbehörden sowie für erweiterte Befugnisse der Markt-
überwachungsbehörden im Onlinehandel ein. Derzeit 
führt das BMWE gemeinsam mit zwei Bundesländern 
einen Praxischeck durch, um die in Zuständigkeit der 
Bundesländer liegende Marktüberwachung im Online-
handel zu stärken und effizienter zu gestalten. Zudem 
dringt die Bundesregierung auf EU-Ebene auf eine zü-
gige Zollreform. In diesem Rahmen soll unter anderem 
die 150-Euro-Zollfreigrenze aufgehoben werden, und 
Plattformen sollen als fiktive Einführer mehr Verantwor-
tung bei den Zollprozessen übernehmen.

Darüber hinaus unterstützt die Bundesregierung die 
Einführung einer EU-weiten „E-Commerce Handling 
Fee“, um die aufgrund der großen Zunahme der direkten 
Paketsendungen aus Drittstaaten stark gestiegenen Kos-
ten für die Zollabfertigung abzudecken.

Frage 22
Frage der Abgeordneten Sonja Lemke (Die Linke):

Was plant die Bundesregierung, um Machtmissbrauch in 
öffentlich geförderten Forschungseinrichtungen, wie er etwa 
zuletzt in der Max-Planck-Gesellschaft Gegenstand von Pres-
seberichterstattung war, vorzubeugen?
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Antwort der Parl. Staatssekretärin Dr. Silke Launert:
Die Bundesregierung wirkt bei den von ihr geförder-

ten, rechtlich weitgehend selbstständigen Forschungsein-
richtungen im Rahmen ihrer Verantwortung auf eine gute 
Governance und angemessene Compliance-Standards 
hin.

Im Übrigen sind auch die öffentlich geförderten For-
schungseinrichtungen an geltendes Recht gebunden. Das 
Arbeitsrecht bestimmt insofern den Umgang mit relevan-
tem persönlichem Fehlverhalten. Für den Umgang mit 
darüber hinausgehendem wissenschaftlichen Fehlver- 
halten bilden die „Leitlinien zur Sicherung guter wissen-
schaftlicher Praxis“ der Deutschen Forschungsgemein-
schaft e. V. den Bewertungsmaßstab. Alle großen For-
schungsorganisationen, auch die Max-Planck-Gesell- 
schaft zur Förderung der Wissenschaften e. V., haben ent-
sprechende Regelungen erlassen und ein Ombudswesen 
etabliert.

Frage 23
Frage der Abgeordneten Sonja Lemke (Die Linke):

Welche konkreten Schritte plant die Bundesregierung, um, 
wie im Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD ange-
kündigt, wissenschaftlich relevante Datenbestände, deren 
Existenz bedroht ist, zu sichern und zugänglich zu halten?

Antwort der Parl. Staatssekretärin Dr. Silke Launert:
Die Bundesregierung nimmt die aktuellen Entwicklun-

gen und die spürbaren Auswirkungen auf die Verfügbar-
keit wissenschaftlich relevanter Datenbestände sehr 
ernst. Als kurzfristige Maßnahme stellt die Bundesregie-
rung für die Jahre 2025 und 2026 insgesamt 30 Millionen 
Euro für konkrete Maßnahmen der Datenrettung und zur 
Stärkung der Datenresilienz zur Verfügung. Diese Mittel 
werden über die Deutsche Forschungsgemeinschaft e. V. 
(DFG) bereitgestellt und in einem wissenschaftsgeleite-
ten Verfahren vergeben.

Mittel- und langfristige Maßnahmen sollen zudem 
durch die Bundesregierung und die relevanten Akteure 
des Wissenschaftssystems im Rahmen einer Taskforce 
weiterentwickelt werden.

Frage 24
Frage des Abgeordneten Tobias Matthias Peterka 
(AfD):

Welche konkreten Maßnahmen werden seitens der Bundes-
regierung anvisiert, um „international eine Führungsrolle“ in 
der Raumfahrt einzunehmen (vergleiche http://www. 
deutschlandfunk.de/forschungsministerin-baer-deutschland- 
will-fuehrungsrolle-einnehmen-und-setzt-auf-partnerschaft- 
mit–102.html, abgerufen am 20. Juni 2025)?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Matthias Hauer:
Die Bundesregierung verfolgt zahlreiche Maßnahmen, 

die dazu beitragen, Deutschland eine internationale Füh-
rungsrolle in der Raumfahrt zu ermöglichen.

Die Bundesregierung setzt hierzu unter anderem auf 
strategische Partnerschaften, wie beispielsweise der in 
dem verlinkten Artikel aufgegriffenen Partnerschaft mit 
Japan.

Zudem legt der Koalitionsvertrag fest, die Europäische 
Weltraumorganisation ESA zu stärken. Hierbei nimmt 
Deutschland eine zentrale Rolle ein. Daneben soll der 
Space Innovation Hub, durch den die Bundesregierung 
die deutsche Raumfahrtbranche fördert, als Anlaufstelle 
für die New-Space-Szene dienen und die Umsetzung von 
innovativen Forschungs- und Entwicklungsprojekten für 
zivile und militärische Sicherheitsbedarfe bis zur Markt-
reife unterstützen.

Frage 25
Frage des Abgeordneten Dr. Rainer Kraft (AfD):

Werden nach Kenntnis der Bundesregierung auch deutsche 
Wissenschaftler vom „Rundum-sorglos-Paket“ für auslän-
dische Forschende profitieren, und welche Maßnahmen sind 
diesbezüglich im Einzelnen geplant (www.spiegel.de/politik/ 
deutschland/dorothee-baer-plant-rundum-sorglos-paket-fuer- 
auslaendische-forschende-a-0f1d6bbb-073e-4bef-9f18- 
ebc99ac61eac)?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Matthias Hauer:
Das 1 000-Köpfe-plus-Programm richtet sich an ex-

zellente internationale Forschende. Angesprochen sind 
grundsätzlich Personen, die im Ausland wissenschaftlich 
tätig und angesichts der weltweiten Entwicklungen daran 
interessiert sind, ihre Karriere im deutschen Wissen-
schaftssystem fortzusetzen. Sofern deutsche Forschende 
im Ausland die Kriterien für die Förderung erfüllen, sind 
diese ebenfalls antragsberechtigt.

Unabhängig von der Förderung durch das 1 000-Köp-
fe-plus-Programm stehen deutschen Wissenschaftlerin-
nen und Wissenschaftlern die Angebote der Wissen-
schaftseinrichtungen und Förderorganisationen offen.

Frage 26
Frage der Abgeordneten Dr. Andrea Lübcke (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN):

Welche für die Weiterfinanzierung notwendigen Moder-
nisierungsprozesse wurden nach Einschätzung der Bundes-
regierung bei dem Nationalen Register für angeborene Herz-
fehler bislang nicht ausreichend umgesetzt, in dessen 
Konsequenz das Ende der Finanzierung zum Ende des Kalen-
derjahres 2024 resultierte (vergleiche Medienbericht des Re-
search.Table vom 19. August 2025), und unternimmt die Bun-
desregierung etwas aktiv, um den Verlust der wesentlichen 
Daten und Proben von über 60 000  Betroffenen für die For-
schung, die zur erheblich verbesserten Früherkennung und Be-
handlung von angeborenen Herzfehlern führen, nachhaltig zu 
vermeiden, und, wenn ja, was?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Matthias Hauer:
Die Finanzierung und Weiterentwicklung gemeinnüt-

ziger medizinischer Register ist eine gesamtgesellschaft-
liche Aufgabe, die über den forschungspolitischen Kon-
text hinausgeht. In Anbetracht von mehr als 400 
medizinischen Registern in Deutschland kann das Bun-
desministerium für Forschung, Technologie und Raum-
fahrt (BMFTR) hierfür allenfalls erste Impulse setzen.

Ziel der Förderung war es, dass das Nationale Register 
für angeborene Herzfehler mit bestehenden Infrastruktu-
ren interoperabel wird und langfristig ohne eine För-
derung durch den Bund bestehen kann. Um dies umzu-
setzen, sollteninsbesondere mit der abschließenden Über- 
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gangsförderung eine deutliche Reduzierung der laufen-
den Kosten des Registers, eine Automatisierung der Da-
tenerfassung sowie generell eine informationstechnische 
Modernisierung erfolgen.

Es ist dem BMFTR ein wichtiges Anliegen, dass die 
bisher erhobenen Daten und Proben gesichert werden und 
somit weiterhin der Forschung zur Verfügung stehen. Die 
Verantwortlichen des Registers sollten daher weiterhin 
das Gespräch mit potenziellen Partnereinrichtungen su-
chen, um mit diesen gemeinsam etwaigen rechtlichen und 
technischen Hürden zu begegnen.

Frage 27
Frage der Abgeordneten Dr. Anja Reinalter (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN):

Wie ist der aktuelle Umsetzungsstand des Organisations-
erlasses des Bundeskanzlers Friedrich Merz vom 6. Mai 2025, 
der bereits am 1. August 2025 in Kraft trat, insbesondere, aber 
nicht nur, im Hinblick auf den Transfer der Abteilung 3 für 
Allgemeine und berufliche Bildung vom Bundesministerium 
für Forschung, Technologie und Raumfahrt (BMFTR) in das 
Bundesministerium für Bildung, Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend (BMBFSJ), und verbleibt die Zuständigkeit für 
das BAföG und die Begabtenförderwerke im BMFTR, wäh-
rend das AFBG und das Schüler-BAföG in das BMBFSFJ 
eingegliedert werden?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Matthias Hauer:
Zwischen dem Bundesministerium für Forschung, 

Technologie und Raumfahrt (BMFTR) und dem Bundes-
ministerium für Bildung, Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend (BMBFSFJ) liegt bereits eine Einigung über den 
Übergang von Zuständigkeiten vor. Weitere Einzelheiten 
des Übergangs, wie der Wechsel von Personal und Haus-
haltstiteln, werden aktuell noch im Rahmen der Details 
einer Verwaltungsvereinbarung final geregelt.

Die Zuständigkeit für das Aufstiegsfortbildungsför-
derungsgesetz (AFBG) wird als Ganzes an das 
BMBFSFJ übergehen. Die Zuständigkeiten für das Bun-
desausbildungsförderungsgesetz (BAföG) (inklusive 
Schüler-BAföG) und die Begabtenförderung – auch für 
die berufliche Bildung – verbleiben im Ganzen beim 
BMFTR.

Auch zwischen dem BMFTR und dem Bundesminis-
terium für Verkehr liegt eine Einigung vor, deren Details 
aktuell in einer Verwaltungsvereinbarung final geregelt 
werden.

Mit dem Bundesministerium für Wirtschaft und Ener-
gie werden noch letzte Punkte besprochen.

Frage 28
Frage der Abgeordneten Dr. Lena Gumnior (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN):

Plant die Bundesregierung Weiteres als nur die Kenntnis-
nahme der Studie zur sogenannten Überwachungsgesamtrech-
nung, und, falls ja, was, bzw. falls nein, warum nicht (www. 
bmjv.de/SharedDocs/Publikationen/DE/Fachpublikationen/ 
2025_Forschungsbericht_Ueberwachungsgesamtrechnung. 
pdf?__blob=publicationFile&v=6)?

Antwort der Parl. Staatssekretärin Anette Kramme:
Bei der Studie zur Überwachungsgesamtrechnung 

handelt es sich um ein Projekt aus der vergangenen 
20. Legislaturperiode.

Zu möglichen weiteren Planungen gibt es bislang kei-
nen abgeschlossenen Meinungsbildungsprozess inner-
halb der Bundesregierung.

Frage 29
Frage der Abgeordneten Hanna Steinmüller (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN):

Warum lehnt die Bundesregierung die Einführung einer ver-
bindlichen Mietbelastungsquote von 30 Prozent ab, und wa-
rum verweist sie stattdessen einkommensschwächere Haus-
halte auf den Unterstützungsanspruch bei den Kosten der 
Unterkunft (vergleiche Antwort der Bundesregierung zu 
Frage 11 der Kleinen Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen auf Bundestagsdrucksache 21/1446), obwohl im Rah-
men des sogenannten „Herbstes der Reformen“ und angesichts 
der von Bundeskanzler Friedrich Merz angekündigten Einspa-
rungen meiner Einschätzung nach zu befürchten ist, dass genau 
diese Unterstützungsleistungen gekürzt werden?

Antwort der Parl. Staatssekretärin Anette Kramme:
Die Einführung einer verbindlichen Mietbelastungs-

quote wirft komplexe rechtliche Fragen auf und dürfte 
mit einem hohen bürokratischen Aufwand einhergehen. 
Je nach konkreter Ausgestaltung drohen auch nachteilige 
Effekte für die Mieterseite bzw. den Wohnungsmarkt im 
Allgemeinen. Es ist unter anderem zu befürchten, dass 
sich Vermietende nur noch zahlungskräftige Mietende 
aussuchen und die Wohnungsnot für Menschen mit ge-
ringem Einkommen weiter erhöht wird.

Wie bereits in der Antwort der Bundesregierung aus-
geführt, sieht der Koalitionsvertrag eine Reihe an Maß-
nahmen vor, die einer finanziellen Überlastung von Mie-
terinnen und Mietern entgegenwirken sollen. Beispiels- 
weise werden wir Indexmietverträge, die befristeten 
Mietverträge und die Vermietung von möbliertem Wohn-
raum weiter regulieren.

Im Übrigen nehme ich auf die Antwort der Bundes-
regierung auf Frage 11 der Kleinen Anfrage Bezug. Än-
derungen, die eine Anpassung der Antwort auf die Kleine 
Anfrage erforderlich machen würden, sind aktuell nicht 
geplant.

Frage 30
Frage des Abgeordneten Martin Reichardt (AfD):

Sieht die Bundesregierung, dessen Bundeskanzler Friedrich 
Merz zuletzt mehrfach betonte, dass Deutschland sich sein 
Sozialsystem in der bisherigen Weise nicht mehr leisten könne 
(http://www.tagesschau.de/inland/merz-fordert-einsparungen- 
sozialsystem-100.html), gegenwärtig dahingehenden Hand-
lungsbedarf, die zwischenzeitlich auf acht Jahre (2025 bis 
2032) verlängerte dritte Förderperiode für das Bundespro-
gramm „Demokratie leben!“ wieder auf vier Jahre oder noch 
weitgehender zu verkürzen, und wenn nicht, weshalb nicht?

Antwort der Parl. Staatssekretärin Mareike Lotte Wulf:
Das Bundesprogramm „Demokratie leben!“ ist ein 

Förderprogramm und damit kein Teil des sozialen Siche-
rungssystems in Deutschland.
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Die Überprüfung und Weiterentwicklung des Bundes-
programms sind seit Antritt der neuen Bundesregierung 
in sorgfältiger Vorbereitung.

Frage 31
Frage der Abgeordneten Cansin Köktürk (Die Linke):

Wie plant die Bundesregierung, die erneute Nullrunde beim 
Bürgergeld und die anstehenden Reformen hin zu einer 
„Neuen Grundsicherung“ in Einklang zu bringen mit dem Ur-
teil des Bundesverfassungsgerichts von 2019, welches klar-
gestellt hat, dass sich die Gewährleistung eines menschwürdi-
gen Existenzminimums direkt aus dem Grundgesetz (Artikel 1 
Absatz 1 in Verbindung mit Artikel 20 Absatz 1 des Grund-
gesetzes) ableitet und in der Menschenwürde selbst fußt, die 
Unterschreitung dieses Minimums also einen in Betracht zu 
ziehenden schwerwiegenden Eingriff darstellt?

Antwort der Parl. Staatssekretärin Kerstin Griese:
Das Verfahren zur Ermittlung und zur Fortschreibung 

der Regelbedarfe ist gesetzlich geregelt. Ein Entschei-
dungsspielraum für die Durchführung und das Ergebnis 
der jährlichen Fortschreibung besteht nicht.

Ein Verstoß gegen das sich aus der Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts ergebende Grundrecht auf 
Gewährleistung eines menschenwürdigen Existenzmini-
mums durch die Fortschreibung der Regelbedarfsstufen 
zum 1. Januar 2026 ist nicht erkennbar. Die Tatsache, 
dass sich die Regelbedarfsstufen zum 1. Januar 2026 
nicht erhöhen, ergibt sich aus der Aufzehrung von Besitz-
schutzbeträgen, die sich aus der Fortschreibung zum 
1. Januar 2024 ergeben haben.

Über die konkrete Umsetzung des Auftrags aus dem 
Koalitionsvertrag für die 21. Legislaturperiode hinsicht-
lich der Umgestaltung der Grundsicherung für Arbeit-
suchende ist noch nicht entschieden.

Frage 32
Frage des Abgeordneten Sascha Lensing (AfD):

Wann darf die Luftfahrtindustrie nach der Nichtberücksich-
tigung der Senkung der Luftverkehrsteuer im Haushaltsent-
wurf 2026 (www.wiwo.de/unternehmen/dienstleister/ 
ticketsteuer-zoff-um-senkung-der-luftverkehrsteuer/ 
100145151.html) mit einer Umsetzung der Versprechen im 
Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD, einer Redu-
zierung der luftverkehrsspezifischen Steuern, Gebühren und 
Abgaben, insbesondere einer Rücknahme der Erhöhung der 
Luftverkehrsteuer, rechnen, und mit welchen weiteren Maß-
nahmen plant die Bundesregierung kurz- bis mittelfristig, die 
Attraktivität des Luftverkehrsstandorts Deutschland für in- 
und ausländische Fluggesellschaften (vergleiche http://www. 
aerointernational.de/aviation-nachrichten/ryanair-sieht- 
deutschen-luftverkehrsmarkt-zusammenbrechen.html) wieder 
zu erhöhen?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Christian Hirte:
Die Rücknahme der Erhöhung der Luftverkehrsteuer 

steht wie jede Maßnahme des Koalitionsvertrags unter 
einem Finanzierungsvorbehalt. Die Bundesregierung 
sieht aktuell keinen Haushaltsspielraum, um die Rück-
nahme der Steuererhöhung umzusetzen.

Die Bundesregierung bekennt sich dennoch klar zum 
Luftverkehr und setzt sich zur Unterstützung des Wirt-
schaftswachstums dafür ein, die internationale Konnekti-
vität deutscher Flughäfen zu verbessern. Bis Ende des 

Jahres wird die Bundesregierung eine Strategie ent-
wickeln, die die Fragen der zivilen und militärischen 
Luftfahrtindustrie sowie die Stärkung des Luftverkehrs-
standortes zusammendenkt.

Frage 33
Frage des Abgeordneten Sascha Lensing (AfD):

Mit welchen konkreten Lösungsansätzen begegnet die Bun-
desregierung der Problematik, dass das Verkehrsaufkommen 
an deutschen Flughäfen mit nur 87 Prozent des Vor-Corona- 
Niveaus deutlich hinter dem Rest Europas zurückbleibt (ver-
gleiche www.aerointernational.de/aviation-nachrichten/ 
ryanair-sieht-deutschen-luftverkehrsmarkt-zusammenbrechen. 
html), und wie hoch ist nach Erkenntnissen der Bundesregie-
rung der volkswirtschaftliche Schaden durch Einnahmeaus-
fälle in der Luftverkehrs- und Reisebranche für den Export-
standort Deutschland allgemein und insbesondere infolge von 
abgebauten bzw. nicht realisierten Arbeitsplätzen in der Luft-
verkehrs- und Reisebranche durch diese im EU-weiten Ver-
gleich unterdurchschnittliche Performance?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Christian Hirte:
Es wird auf die Antwort zu Frage 32 verwiesen.
Darüber hinaus liegen der Bundesregierung keine Er-

kenntnisse zur Höhe eines vom Fragesteller angenom-
menen volkswirtschaftlichen Schadens vor, der unmittel-
bar auf eine im europäischen Vergleich unterdurch- 
schnittliche Erholung des Passagierluftverkehrs zurück-
zuführen wäre.

Frage 34
Frage des Abgeordneten Matthias Gastel (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN):

Wie werden batterieelektrisch betriebene Lastkraftwagen 
(Lkw) ab dem Jahr 2026 bezüglich der Lkw-Maut im Vergleich 
zu heute behandelt, und wie sollen emissionsfreie Lkw ab dem 
kommenden Jahr gefördert werden (Kaufprämie, Zuschuss für 
Ladeinfrastruktur, Industriestrompreis für Ladestrom etc.)?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Christian Hirte:
Emissionsfreie schwere Nutzfahrzeuge sollen auch 

nach dem 31. Dezember 2025 von der Lkw-Maut befreit 
werden. Hierfür bedarf es zunächst einer Änderung der 
Richtlinie 1999/62/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 17. Juni 1999 über die Erhebung von 
Gebühren für die Benutzung von Straßeninfrastrukturen 
durch Fahrzeuge. Ein entsprechendes Verfahren auf euro-
päischer Ebene läuft.

Die Verlängerung der geltenden Mautbefreiung muss 
im Anschluss noch durch eine Änderung des Bundesfern-
straßenmautgesetzes national umgesetzt werden. Der 
Markthochlauf emissionsfreier Lkw wurde mit einem in-
tegrierten Maßnahmenpaket aus regulatorischem Rah-
men und Förderung bereits angeschoben, unter anderem 
durch die bereits beschlossene Sonderabschreibung für 
Elektrofahrzeuge und die Schaffung infrastruktureller 
Rahmenbedingungen.
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Frage 35
Frage des Abgeordneten Matthias Gastel (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN):

Welche Projekte des Bedarfsplans Schiene werden noch im 
Jahr 2025 parlamentarisch behandelt, und werden die Berichte 
zu den Projekten ABS Niebüll–Klanxbüll–Westerland, ABS/ 
NBS Frankfurt am Main–Mannheim, ABS/NBS München– 
Rosenheim–Kiefersfelden–Grenze D/A, NBS Gelnhausen– 
Fulda sowie ABS/NBS Hannover–Hamburg noch im Jahr 2025 
dem Deutschen Bundestag zugeleitet?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Christian Hirte:
Nach aktuellem Planungsstand soll die parlamentari-

sche Befassung für folgende Vorhaben noch im Jahr 2025 
angestoßen werden:
– ABS Landshut–Plattling
– ABS Niebüll–Klanxbüll–Westerland
– ABS/NBS München–Rosenheim–Kiefersfelden– 

Grenze D/A
– NBS Dresden–Grenze D/CZ
– ABS/NBS Hannover–Hamburg
– ABS Bremerhaven–Bremen–Langwedel–Uelzen
– ABS/NBS Augsburg–Ulm
– ABS/NBS Frankfurt am Main–Mannheim
– ABS Mühldorf–Landshut

Frage 36
Frage des Abgeordneten Christian Görke (Die Linke):

Welche rechtlichen und praktischen Konsequenzen hat es 
nach Auffassung der Bundesregierung auf Grundlage des Ei-
senbahnkreuzungsgesetzes, wenn eine Kommune die erforder-
liche Zustimmung bzw. Unterschrift im Rahmen eines Ver-
waltungs- oder Kreuzungsvereinbarungsverfahrens für den 
Bau eines Tunnels durch die Deutsche Bahn AG verweigert, 
insbesondere dann, wenn der entsprechenden Kommune auf-
grund ihres geplanten Finanzierungsanteils eine hohe Ver-
schuldung und ein genehmigungspflichtiger Haushalt drohen?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Christian Hirte:
Bei der Änderung oder Beseitigung von bestehenden 

Kreuzungen treten häufig Fälle auf, bei denen sich die 
beteiligten Baulastträger die entstehenden Kosten teilen 
müssen. Für solche Maßnahmen gibt das Eisenbahnkreu-
zungsgesetz (EKrG) vor, dass die Beteiligten eine Ver-
einbarung über Art, Umfang und Durchführung sowie 
über die Verteilung der Kosten treffen (§ 5 Absatz 1 
EKrG).

Kommt eine solche Vereinbarung nicht zustande oder 
bleibt die Kostentragung strittig, kann jeder Kreuzungs-
beteiligte eine Anordnung im Kreuzungsrechtsverfahren 
beantragen (§ 6 EKrG). Anordnungsbehörde ist bei Kreu-
zungen mit einer Eisenbahn des Bundes das Bundes-
ministerium für Verkehr. Das Anordnungsverfahren ist 
ein förmliches Verfahren, das den Beteiligten eine aus-
reichende Gewähr bieten soll, ihre Interessen zu wahren. 
Gegen die Anordnungsentscheidung steht der Verwal-
tungsrechtsweg offen.

Die Durchführung des Anordnungsverfahrens ist nicht 
zwingend. Die Kreuzungsbeteiligten können auch unmit-
telbar beim jeweils zuständigen Verwaltungsgericht 
Klage erheben.

Entscheidungen nach dem Eisenbahnkreuzungsrecht 
sind unabhängig vom vorhandenen Etat der jeweiligen 
Kreuzungsbeteiligten zu treffen.

Frage 37
Frage des Abgeordneten Stefan Seidler (fraktionslos):

Welche Netzzustandsnoten nach dem InfraGO-Zustands-
bericht 2024 der DB InfraGO AG erhielten die Strecke 1100 
Lübeck–Neustadt (Holstein)–Puttgarden und die verschiede-
nen Gewerke jeweils (Brücken, Tunnel, Stützbauwerke, Glei-
se, Weichen, Bahnübergänge, Stellwerke, Oberleitungen, 
Durchlässe, Lärmschutzbauwerke, Weichenheizanlagen), und 
welche Zustandsnoten nach dem InfraGO-Zustandsbe- 
richt 2024 erhielten die Personenbahnhöfe und die verschiede-
nen Anlagenklassen jeweils (Bahnsteige, Personenunterfüh-
rungen, unterirdische Personenverkehrsanlagen, Treppen so-
wie Rampen und Wetterschutz etc., Bahnsteigdächer, 
Bahnsteighallen, Personenaufzüge, ITK-Anlagen, Fahrtrep-
pen) an der Strecke 1100?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Christian Hirte:
Bei der Netzzustandsnote handelt es sich um eine in-

terne Kennzahl der DB InfraGO AG, deren Herleitung 
und Systematik das Bundesministerium für Verkehr 
(BMV) nicht validieren kann und die daher für die Be-
wertung des Netzzustandes durch das BMV keine An-
wendung findet.

Nach Angaben der DB InfraGO AG soll der Netz-
zustandsbericht dazu dienen, den Infrastrukturzustand 
mittels einer leicht verständlichen Notenlogik darzustel-
len. Der Netzzustandsbericht ist kein Berichtsdokument 
der DB InfraGO AG im Auftrag des BMV und auch nicht 
vom BMV akkreditiert.

Dies vorausgeschickt lauten die von der DB In-
fraGO AG zur Verfügung gestellten Netzzustandsnoten 
zur Strecke 1100 für das Jahr 2024 folgendermaßen:
– Brücken: 3,8
– Bahnübergänge: 3,5
– Durchlässe: 3,0
– Weichenheizanlagen: 2,2
– Gleise: 3,3
– Stellwerke: 4,2
– Oberleitung: 2,9
– Stützwände: 3,2
– Weichen: 3,4
– Gesamte Strecke 1100 Lübeck–Neustadt/Puttgarden: 

3,6
Die Zustandsnoten der Bahnhöfe dieser Strecke lauten:

– Bad Schwartau: 3,14
– Haffkrug: 3,36
– Lensahn: 3,19
– Lübeck Hbf: 2,88
– Oldenburg (Holst): 3,54
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– Puttgarden: 2,71
– Scharbeutz: 2,84
– Sierksdorf: 1,32
– Timmendorfer Strand: 4,01

Eine weitere Untergliederung dieser Zustandsnoten 
der Bahnhöfe in einzelne Anlagenklassen hat die DB In-
fraGO AG nicht vorgelegt.

Frage 38
Frage des Abgeordneten Stefan Schmidt (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN):

Wie hoch war die Anzahl der Anträge auf Anerkennung als 
Teilnehmer am Post-Universaldienst beim Bundeszentralamt 
für Steuern in den letzten sechs Monaten, und aus welchen 
Gründen wurden nach meiner Kenntnis in den letzten Monaten 
keine Anträge beschieden?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Michael Schrodi:
Nach derzeitigem Kenntnisstand wurden in den letzten 

sechs Monaten 17 Anträge auf Erteilung einer Beschei-
nigung für Post-Universaldienstleistungen beim Bundes-
zentralamt für Steuern gestellt.

Hat ein Unternehmer einen Antrag auf Erteilung einer 
Bescheinigung für Post-Universaldienstleistungen ge-
stellt, trifft das Bundeszentralamt für Steuern als zustän-
dige Finanzbehörde nach pflichtgemäßer Prüfung und 
unter Berücksichtigung der individuellen Umstände des 
zugrundeliegenden Einzelfalls die Feststellung, ob die 
Voraussetzungen für die Anwendung der Steuerbefreiung 
für Post-Universaldienstleistungen erfüllt sind, und er-
lässt hierüber einen Bescheid.

Frage 39
Frage der Abgeordneten Clara Bünger (Die Linke):

Welche genaueren quantitativen Angaben kann die Bundes-
regierung zum Stand der etwa 2 300 Fälle machen, in denen 
Menschen aus Afghanistan mit einer Aufnahmezusage seit 
dem Regierungswechsel auf die Visumserteilung bzw. Einreise 
nach Deutschland warteten (etwa Zahlen zu: Personen, die 
infolge einer Gerichtsentscheidung nach Deutschland ein-
gereist sind, aus Pakistan nach Afghanistan abgeschoben wur-
den, in Pakistan auf die Visumerteilung warten, davon: sicher-
heitsüberprüft/interviewt, Rechtsmittel eingelegt usw.), und 
was genau hat der Bundesminister des Innern, Alexander 
Dobrindt, seit seinem Amtsantritt unternommen bzw. plant 
er, um noch ausstehende Sicherheitsüberprüfungen in diesen 
Fällen vorzunehmen, vor dem Hintergrund seiner aktuellen 
Äußerung, er sei „nicht bereit, auf Sicherheitsüberprüfungen 
zu verzichten“ (http://www.migazin.de/2025/08/24/dobrindt- 
p r u e f u n g - v i s a - a f g h a n e n - m o n a t e / ? u t m _ s o u r c e =  
mailpoet&utm_medium=email&utm_source_platform= 
mailpoet&utm_campaign=migletter-free_2042; bitte so genau 
wie möglich mit Zeitdaten und Angaben zum hierfür wann und 
in welcher Zahl eingesetzten Personal darlegen)?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Christoph de Vries:
Es sind 47 Personen infolge von Gerichtsentscheidun-

gen nach Deutschland eingereist. Hierbei handelt es sich 
ausschließlich um Personen, bei denen Gerichtsbe- 
schlüsse die Bundesrepublik Deutschland verpflichten, 
die Einreise der Personen zu ermöglichen und ihnen dafür 
die erforderlichen Visa auszustellen. Es sind Personen 
aus dem Bundesaufnahmeprogramm für Afghanistan 

und dem sogenannten Überbrückungsprogramm für wei-
tere besonders gefährdete Afghaninnen und Afghanen. 
Alle diese Personen haben das Aufnahmeverfahren und 
die Sicherheitsüberprüfung durchlaufen.

In Pakistan befinden sich gegenwärtig 2008 Personen 
in den verschiedenen Schritten des Ausreiseverfahrens. 
Fast alle dieser Personen haben noch nicht alle Schritte 
im Ausreiseverfahren durchlaufen. 217 Personen wurden 
aus Pakistan nach Afghanistan abgeschoben (Zahlen je-
weils Stand 4. September).

Die Bundesregierung hat eine Detailprüfung zu den 
bestehenden Aufnahmezusagen aus der letzten Wahl-
periode für afghanische Staatsangehörige eingeführt. 
Die Einzelfallprüfungen dienen einer erneuten Überprü-
fung für jede Person, ob die Kriterien einer Aufnahme 
weiterhin erfüllt sind. Wo keine rechtsverbindliche Auf-
nahmezusage besteht oder die Personen nicht alle Voraus-
setzungen erfüllen, zum Beispiel Sicherheitsüberprüfun-
gen negativ verlaufen, wird eine Aufnahme nicht 
stattfinden.

Die Dauer der Verfahren richtet sich nach dem jewei-
ligen Einzelfall. An der Umsetzung der Verfahren sind 
eine Vielzahl von unterschiedlichen Behörden beteiligt, 
mit einer teilweise schwankenden Anzahl von Mitarbei-
tenden, die sich mit den Verfahren befassen. Der Einsatz 
erfolgt bedarfsgerecht, weshalb die Anzahl der Personen, 
die an den Verfahren beteiligt sind, nicht konkret beziffer-
bar ist.

Frage 40
Frage der Abgeordneten Clara Bünger (Die Linke):

Sind an mich herangetragene Informationen zutreffend, wo-
nach die Abschiebung zweier Personen aus Hamburg nach 
Somalia am 10. Juli 2025 über Nairobi erfolgte, wo die beiden 
Personen von der Bundespolizei an somalische Staatsbediens-
tete übergeben worden sein sollen (www.buergerschaft-hh.de/ 
parldok/dokument/93016/23_01009_abschiebung_nach_ 
somalia#search=%22Carola-Ensslen%22#navpanes=0, bitte 
auch eventuell zugrunde liegende Vereinbarungen der Bundes-
republik mit Somalia nennen), und welche weiteren Angaben 
kann die Bundesregierung zu dem Abschiebeflug am 10. Juli 
2025 machen (etwa: Ab- und Zielflughafen, beteiligte Bundes-
länder, Zahl der abgeschobenen Personen und Begleitbeamten, 
Fluggesellschaft, Kosten des Flugs, Kostenübernahme durch 
Frontex)?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Christoph de Vries:
Die Bundespolizei führte am 10. Juli 2025 eine Char-

termaßnahme für die Länder Bayern und Hamburg vom 
Flughafen München nach Nairobi durch. Die begleiteten 
Personen sind von Nairobi nach Somalia mit einer Li-
nienflugverbindung weitergereist. Auf dem Flug befan-
den sich acht vollziehbar ausreisepflichtige somalische 
Staatsangehörige. Die Kosten für den Charter in Höhe 
von 387 200 Euro wurden nicht durch die EU-Agentur 
Frontex refinanziert. Die Bundespolizei begleitete den 
Flug bis Nairobi mit 36 Personenbegleitern. Ich bitte 
um Verständnis, dass eine Aussage zu den Fluggesell-
schaften nicht für die Öffentlichkeit bestimmt ist und 
wie bisher auch Ihnen als eingestufte Information im 
Nachgang zur Verfügung gestellt werden kann. Sofern 
Sie dies wünschen, werden Ihnen die Information schrift-
lich als eingestufte Information übersandt.
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Ein Rückübernahmeabkommen zwischen der Bundes-
republik Deutschland mit Somalia besteht nicht.

Frage 41
Frage der Abgeordneten Filiz Polat (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN):

Zu welchem Ergebnis ist die Bundesregierung bei ihren 
Beratungen zu einer möglichen Verlängerung der Grenzkon-
trollen über den 15. September 2025 hinaus gekommen (ver-
gleiche Antwort der Bundesregierung auf meine Schriftliche 
Frage 40 auf Bundestagsdrucksache 21/1089), und erfolgte 
bereits eine entsprechende Notifizierung der EU-Kommis-
sion?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Christoph de Vries:
Eine Verlängerung der derzeitigen migrations- und si-

cherheitspolitischen Binnengrenzkontrollen über den 
15. September 2025 hinaus für weitere sechs Monate an 
allen landseitigen deutschen Binnengrenzen ist ange-
sichts des Migrationsgeschehens und der Be- und Über-
lastungen der Aufnahme-/Versorgungs- und Integrations-
systeme erforderlich und wurde am 18. August 2025 auf 
EU-Ebene notifiziert.

Frage 42
Frage der Abgeordneten Lea Reisner (Die Linke):

Was entgegnet die Bundesregierung auf die Kritik von „Ka-
bul Luftbrücke“ (vergleiche „Frankfurter Rundschau“ vom 
5. September 2025, „Hilferufe aus Kabul“), es sei „zynisch, 
wenn die Regierung erst die Verfahren stoppt und Personal 
abzieht und dann beanstandet, dass Prüfungen noch nicht abge-
schlossen sind“ (bitte ausführen und klarstellen, inwiefern es 
stimmt, dass Verfahren gestoppt wurden und Personal abge-
zogen wurde), und wie viele entsprechende Prüfungen wurden 
seit Amtsantritt der neuen Bundesregierung vorgenommen 
(bitte nach Monaten auflisten) bzw. stehen noch aus?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Christoph de Vries:
Die Entsendung von Mitarbeitern der Sicherheits-

behörden zur Durchführung von Sicherheitsinterviews 
wurde im Mai aufgrund der militärischen Auseinander-
setzung zwischen Indien und Pakistan ausgesetzt.

Im Koalitionsvertrag wurde entschieden, freiwillige 
Bundesaufnahmeprogramme, soweit wie möglich, zu be-
enden. Hierdurch waren alle Einreisen, einschließlich der 
Durchführung von Sicherheitsinterviews, bis zur Ent-
scheidung zum weiteren Vorgehen, ausgesetzt.

Derzeit finden Einzelfallprüfungen für alle Personen 
statt, die eine Aufnahmezusage im Rahmen der Aufnah-
meprogramme aus der letzten Wahlperiode für afgha-
nische Staatsangehörige erhalten haben. Zur Unterstüt-
zung im Ausreiseverfahren erfolgt auch eine erneute 
Entsendung von Mitarbeitern aus dem Geschäftsbereich 
des Bundesministeriums des Innern. Im Ausreiseverfah-
ren erfolgt ein mehrstufiger, aufeinander aufbauender 
Prüfprozess mit geregelten Zuständigkeiten unter den be-
teiligten Behörden. Je nach Komplexität des Falls und 
etwaig sich ergebender Fragen können daher einzelne 
Verfahrensschritte auch eine längere Zeit in Anspruch 
nehmen, bis der nächste Verfahrensschritt erfolgen kann. 
Hierzu liegen keine statistischen Abgaben vor.

Frage 43
Frage der Abgeordneten Lea Reisner (Die Linke):

Wie viele Sicherheitsüberprüfungen von afghanischen Per-
sonen mit einer Aufnahmezusage hat es bis zum Regierungs-
wechsel gegeben (bitte neben der Gesamtzahl auch nach den 
24 Monaten vor dem Regierungswechsel differenziert auflis-
ten), und worauf genau bezog sich der Bundesminister des 
Innern, Alexander Dobrindt, als er hinsichtlich der noch aus-
stehenden Sicherheitsüberprüfungen sagte, man könne nicht 
erwarten, dass er in wenigen Wochen löse, was über Monate 
und Jahre nicht stattgefunden habe, vor dem Hintergrund, dass 
es nach meinem Kenntnisstand bis zu seinem Amtsantritt über 
Monate und Jahre hinweg solche Sicherheitsüberprüfungen 
gab, nicht mehr jedoch danach (www.migazin.de/2025/08/24/ 
dobrindt-pruefung-visa-afghanen-monate/?utm_source= 
mailpoet&utm_medium=email&utm_source_platform= 
mailpoet&utm_campaign=migletter-free_2042, bitte nach-
vollziehbar ausführen)?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Christoph de Vries:
Bereits in der Vergangenheit ergab sich je nach Kom-

plexität des Sachverhalts und etwaig bestehender Fragen 
eine längere Verfahrensdauer in den Aufnahmeverfahren 
aus Afghanistan.

Derzeit finden Einzelfallprüfungen derjenigen statt, 
die eine Aufnahmezusage im Rahmen der Aufnahmepro-
gramme aus der letzten Legislaturperiode für afghanische 
Staatsangehörige erhalten haben. Davon abhängig ist die 
Frage, ob eine Einreise erfolgen kann oder nicht. Die 
Verfahrensdauer ist dabei bedingt durch den konkreten 
Einzelfall. Deshalb kann auch nicht pauschal ein Ab-
schluss der noch ausstehenden Prüfungen innerhalb kür-
zester Zeit angekündigt werden. In den Verfahren gilt 
stets, dass Sicherheit oberste Priorität hat und mögliche 
Einreisen von Personen aus den Aufnahmeverfahren aus 
Afghanistan erst dann erfolgen, wenn auch umfangreiche 
Sicherheitsprüfungen stattgefunden haben. Zu den Si-
cherheitsprüfungen gehört eine automatisierte Daten-
bankabfrage der Sicherheitsbehörden nach § 73 Aufent-
haltsgesetz (AufenthG) als Teil des regulären Visum- 
verfahrens sowie die Durchführung einer persönlichen 
Befragung.

Zur Unterstützung im Ausreiseverfahren werden auch 
Mitarbeitende aus dem Geschäftsbereich des Bundes-
ministeriums des Innern (BMI) eingesetzt. Deren Entsen-
dung wurde zwischenzeitlich aufgrund der Sicherheits-
lage während der militärischen Auseinandersetzung 
zwischen Indien und Pakistan ausgesetzt.

Frage 44
Frage des Abgeordneten Stefan Schmidt (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN):

Ist eine Änderung der Gebühren nach § 15 der Passverord-
nung (PassV) oder eine Kostenübernahme seitens des Bundes 
für die Erstellung digitaler Ausweisfotos geplant, und, wenn ja, 
wann, und wie sieht der konkrete Änderungsvorschlag für die 
Finanzierung der PointID-Geräte aus, der am 31. März 2025 
seitens des Bundesministeriums des Innern gegenüber den 
Kommunen angekündigt worden ist (Az. DVI4.20105/ 
16#11)?

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 20. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 10. September 2025                                                                                                                                                                                              2023 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

https://www.migazin.de/2025/08/24/dobrindt-pruefung-visa-afghanen-monate/?utm_source=mailpoet&utm_medium=email&utm_source_platform=mailpoet&utm_campaign=migletter-free_2042
https://www.migazin.de/2025/08/24/dobrindt-pruefung-visa-afghanen-monate/?utm_source=mailpoet&utm_medium=email&utm_source_platform=mailpoet&utm_campaign=migletter-free_2042
https://www.migazin.de/2025/08/24/dobrindt-pruefung-visa-afghanen-monate/?utm_source=mailpoet&utm_medium=email&utm_source_platform=mailpoet&utm_campaign=migletter-free_2042
https://www.migazin.de/2025/08/24/dobrindt-pruefung-visa-afghanen-monate/?utm_source=mailpoet&utm_medium=email&utm_source_platform=mailpoet&utm_campaign=migletter-free_2042


Antwort des Parl. Staatssekretärs Christoph de Vries:
Nach § 20 Absatz 2 des Passgesetzes sind Gebühren so 

zu bemessen, dass diese die Kosten aller an der Leistung 
Beteiligten decken. Ob aufgrund gestiegener Kosten eine 
Gebührenerhöhung erforderlich ist, wird gegenwärtig in-
nerhalb der Bundesregierung geprüft.

Es ist zudem keine Kostenübernahme seitens des Bun-
des für die Erstellung digitaler Ausweisfotos geplant. Er-
stellen die Bürgerinnen und Bürger die digitalen Aus-
weisfotos bei einem privaten Fotodienstleister (zum 
Beispiel Fotostudios, Drogeriefilialen, Hersteller von 
Lichtbilderfassungsterminals), ist der genaue Preis zwi-
schen den Vertragsparteien zu vereinbaren. Wird das 
Lichtbild mit einem PointID®-System der Bundesdru-
ckerei GmbH in den Räumen der Behörde erstellt, fallen 
zusätzlich zur Dokumentengebühr weitere 6 Euro an 
(vergleiche beispielsweise § 15 Absatz 1 Nummer 4 Pass-
verordnung [PassV]).

Die technische Ausstattung der Kommunen mit Poin-
tID®-Systemen wird über das sogenannte „Betreibermo-
dell“ sichergestellt, was der Beschlussempfehlung des 
Ausschusses für Inneres und Heimat vom 4. November 
2020 (BT-Drucksache 19/24007) entspricht.

Frage 45
Frage des Abgeordneten Helge Limburg (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN):

Welche weiteren Quellen – außer dem Bericht der Kon-
ferenz der Justizministerinnen und Justizminister vom 28. No-
vember 2024 – hat die Bundesregierung genutzt, um die im 
Gesetzentwurf zur Bestimmung sicherer Herkunftsstaaten 
durch Rechtsverordnung und Abschaffung des anwaltlichen 
Vertreters bei Abschiebungshaft und Ausreisegewahrsam be-
haupteten negativen Auswirkungen des verpflichtenden 
Rechtsbeistands, wie die umfassende Mehrbelastung der Jus-
tiz, dass die Vorbereitung und Durchführung der Abschie-
bungshaftanhörung zeitintensiver sowie komplexer geworden 
sei und dass das Ziel, Rückführungen zu erleichtern, erschwert 
worden sei, zu überprüfen?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Christoph de Vries:
Die entsprechende Rechtsänderung geht auf eine Ver-

einbarung im Koalitionsvertrag zurück.
In Umsetzung dieser Vereinbarung hat die Bundes-

regierung hierzu eine entsprechende Formulierungshilfe 
am 4. Juni 2025 beschlossen.

Für die Anwendung des Aufenthaltsrechts und damit 
auch die Anordnung von Abschiebungshaft, des Ausrei-
segewahrsams sowie der Überstellunghaft sind aufgrund 
der verfassungsrechtlichen Kompetenzverteilung die 
Länder zuständig. Die Bundesregierung verweist im Hin-
blick auf die Frage daher auf die Ausführungen in der 
Gesetzbegründung zur Formulierungshilfe, wonach die 
verpflichtende Bestellung eines Rechtsbeistands im Ver-
fahren über die Anordnung von Abschiebungshaft nach 
§ 62 des Aufenthaltsgesetzes (AufenthG) und Ausreise-
gewahrsam nach § 62b AufenthG sich nicht bewährt 
habe.

Frage 46
Frage des Abgeordneten Helge Limburg (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN):

Welche konkreten Umstände des Einzelfalls führten dazu, 
dass die Einreiseverweigerung gegen eine Ukrainerin, die am 
17. Juni 2025 an der deutschen Grenze zu Österreich zurück-
gewiesen worden war, aufgehoben wurde (www.lto.de/recht/ 
h i n t e r g r u e n d e / h / d r e i - w e i t e r e - k l a g e n - g e g e n -  
zurueckweisungen)?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Christoph de Vries:
Zum Schutz des Persönlichkeitsrechts der Betroffenen 

nimmt die Bundesregierung zu den konkreten Umständen 
des Einzelfalls keine Stellung.

Frage 47
Frage des Abgeordneten Stefan Seidler (fraktionslos):

Haben Einsatzorganisationen des Bundes bzw. private Hilfs-
organisationen des Zivil- und Katastrophenschutzes mit Mit-
teln des Bundes mobile Deiche beschafft, und falls nicht, ist 
eine Beschaffung geplant (bitte nach Organisation und Be-
schaffungsumfang aufschlüsseln)?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Christoph de Vries:
Es liegen keine Erkenntnisse über derartig verausgabte 

Finanzmittel oder geplante Beschaffungen der Länder 
und Kommunen vor.

Der Bund ergänzt die Ausstattung der Länder mit Spe-
zialfahrzeugen und Ausstattung. Hierzu haben der Bund 
und die Länder ein Konzept zur ergänzenden Ausstattung 
des Bundes für den Katastrophenschutz der Länder für 
den Zivilschutzfall abgestimmt, das vorsieht, welche 
Fahrzeuge und Ausstattung der Bund den Ländern für 
die Aufgabenbereiche CBRN-Schutz, Sanitätswesen, Be-
treuung und Brandschutz bereitstellt. Mobile Deiche, 
welche ausschließlich im Katastrophenschutz eingesetzt 
werden, fallen nicht unter die ergänzende Ausstattung des 
Bundes.

Das Technische Hilfswerk (THW) beschafft Ausstat-
tung gemäß seiner Stärke- und Ausstattungsnachweisung 
(StAN). Die StAN ist darauf ausgerichtet, die Aufgaben 
des THW im Rahmen des Zivilschutzes erfüllen zu kön-
nen, da es sich bei diesem um eine Aufgabe des Bundes 
gemäß Artikel 73 Absatz 1 Nummer 1 Grundgesetz han-
delt.

Der Katastrophenschutz bzw. die örtliche Gefahren-
abwehr fällt hingegen in den Aufgabenbereich der Län-
der und Kommunen. Daher hat das THW keine Ausstat-
tung für diese Zwecke in seiner StAN aufgeführt. 
Aufgrund dieser Aufgabentrennung zwischen Bund und 
Ländern kann das THW mit seiner Ausstattung, die es für 
die Aufgaben im Zivilschutz vorhält, technische Unter-
stützung bei der Bekämpfung von Katastrophen leisten, 
jedoch keine Ausstattung für Zwecke des Katastrophen-
schutzes, wie zum Beispiel mobile Deiche, vorhalten.

Frage 48
Frage des Abgeordneten Rainer Galla (AfD):

Verfügten alle der knapp 50 Anfang September 2025 nach 
Deutschland eingeflogenen Afghanen über eine Aufnahme-
zusage (ht tp: / /www.deutschlandfunk.de/knapp-50-  
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schutzbeduerftige-afghanen-in-deutschland-eingetroffen-100. 
html; bitte ausführen, in wie vielen Fällen eine förmliche Auf-
nahmezusage bzw. lediglich eine Erklärung der Aufnahme-
bereitschaft vorlag), und wie vielen noch nicht nach Deutsch-
land eingereisten afghanischen Staatsangehörigen wurde im 
Rahmen der derzeit ausgesetzten Aufnahmeprogramme eine 
förmliche Aufnahmezusage erteilt bzw. lediglich die Aufnah-
mebereitschaft erklärt (http://www.lto.de/recht/nachrichten/n/ 
ovg-berlin-brandenburg-bereitschaft-ist-keine-zusage)?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Christoph de Vries:
Ja, alle 47 Personen, die am 1. September 2025 in 

Hannover gelandet sind, verfügen über eine Aufnahme-
zusage nach Deutschland. Alle diese Personen haben das 
Aufnahmeverfahren und die Sicherheitsüberprüfung 
durchlaufen. Hierbei handelt es sich ausschließlich um 
Personen, bei denen Gerichtsbeschlüsse die Bundesrepu-
blik Deutschland verpflichten, die Einreise der Personen 
zu ermöglichen und ihnen dafür die erforderlichen Visa 
auszustellen.

Die Bundesregierung hat eine Detailprüfung zu den 
bestehenden Aufnahmezusagen für afghanische Staats-
angehörige eingeführt. Die Einzelfallprüfungen dienen 
einer erneuten Überprüfung für jede Person, ob die Kri-
terien einer Aufnahme weiterhin erfüllt sind. Wo die Per-
sonen nicht alle Voraussetzungen erfüllen, zum Beispiel 
Sicherheitsüberprüfungen negativ verlaufen, wird eine 
Aufnahme nicht stattfinden.

In Pakistan befinden sich mit Stand 5. September 2025 
etwas über 2 000 Personen aus den verschiedenen Auf-
nahmeverfahren aus Afghanistan in den verschiedenen 
Schritten des Ausreiseverfahrens. Die Aufnahmen beru-
hen auf § 22 Satz 2 Aufenthaltsgesetz (AufenthG) für 
circa 222 afghanische Staatsangehörige aus dem Orts-
kräfteverfahren, circa 61 afghanische Staatsangehörige 
von der Menschenrechtsliste, circa 601 afghanische 
Staatsangehörige aus dem Überbrückungsprogramm so-
wie auf § 23 Absatz 2 AufenthG für circa 1 085 afgha-
nische Staatsangehörige aus dem Bundesaufnahmepro-
gramm für Afghanistan.

Frage 49
Frage des Abgeordneten Rainer Galla (AfD):

Wie hoch ist das Budget für die Kampagne „Kein Wegwerf- 
Agent werden!“ von Bundeskriminalamt, Bundesamt für Ver-
fassungsschutz und Bundesamt für den Militärischen Ab-
schirmdienst (http://www.bz-berlin.de/deutschland/bka- 
russland-wegwerf-agenten; bitte Gesamtbudget und geplante 
Laufzeit der Kampagne angeben sowie die zehn höchsten Ein-
zelpositionen), und wie viele Fälle sogenannter „Wegwerf- 
Agenten“ bzw. „Low-Level-Agenten“ wurden in den Jah-
ren 2022 bis 2025 ermittelt (http://www.bka.de/DE/ 
Landingpages/LLA/lla_node.html; bitte für jedes Jahr auf-
schlüsseln nach Fallzahl einschließlich Verdachtsfällen, Fall-
zahl mit namentlich bekannten Beschuldigten, Anzahl von An-
klageerhebungen und Anzahl von – gegebenenfalls nicht 
rechtskräftigen – Verurteilungen)?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Christoph de Vries:
Für die Erstellung und Veröffentlichung der Informa-

tionskampagne „Kein Wegwerf-Agent werden!“ sind in 
den genannten Behörden keine Kosten angefallen. Kos-
tenpflichtige Kommunikationsmittel sind nicht Teil der 
Kampagne.

Zur zweiten Teilfrage kann eine Beantwortung wegen 
des unzumutbaren Aufwandes, der mit der Beantwortung 
verbunden wäre, nicht erfolgen. Das Bundesverfassungs-
gericht hat in ständiger Rechtsprechung bestätigt, dass 
das parlamentarische Informationsrecht unter dem Vor-
behalt der Zumutbarkeit steht. Danach sind nur die Infor-
mationen mitzuteilen, über die die Bundesregierung ver-
fügt oder die sie mit zumutbarem Aufwand in Erfahrung 
bringen kann. Eine etwaige Eigenschaft als „Wegwerf- 
Agent“ oder „Low-Level-Agent“ ist kein Kriterium, das 
in den Verfahrensregistern des Generalbundesanwalts ge-
führt wird. Erforderlich wäre daher eine händische Aus-
wertung eines immensen Aktenbestandes.

Im Übrigen weist die Bundesregierung darauf hin, dass 
zu auf Landesebene geführten Verfahren aufgrund der 
vom Grundgesetz vorgegebenen Kompetenzordnung 
grundsätzlich keine Stellung genommen wird.

Frage 50
Frage der Abgeordneten Dr. Lena Gumnior (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN):

Welche Konsequenzen für die europäische Zusammenarbeit 
zieht die Bundesregierung aus dem am 8. Juli 2025 veröffent-
lichten EU-Rechtsstaatsbericht 2025 (https://commission. 
europa.eu/publications/2025-rule-law-report-communication- 
and-country-chapters_en) und insbesondere aus der dortigen 
deutlichen Kritik an den Entwicklungen in Ungarn und der 
Slowakei, und was plant die Bundesregierung zur Rechts-
staatsförderung innerhalb der EU?

Antwort des Staatsministers Gunther Krichbaum:
Die Stärkung der Rechtsstaatlichkeit innerhalb der 

Europäischen Union ist ein Kernanliegen der Bundes-
regierung. Sie unterstützt daher die konsequente Anwen-
dung und Weiterentwicklung bestehender Rechtsstaat-
lichkeitsinstrumente.

Die Bundesregierung verfolgt die Entwicklungen in 
den Mitgliedstaaten der Europäischen Union sehr auf-
merksam und nimmt den Bericht der Europäischen Kom-
mission über die Rechtsstaatlichkeit 2025 sehr ernst. Die 
Mitgliedstaaten sind aufgerufen, die länderspezifischen 
Empfehlungen eingehend zu prüfen und umzusetzen. 
Die Europäische Kommission wacht dabei in ihrer Rolle 
als „Hüterin der Verträge“ über die Einhaltung der in den 
Verträgen verankerten Grundwerte.

Die Bundesregierung setzt sich für eine offene und 
konstruktive Diskussion unter den Mitgliedstaaten über 
die Lage der Rechtsstaatlichkeit ein. Neben bilateralen 
Gesprächen bietet der jährliche Rechtsstaatsdialog des 
Rates der Europäischen Union dafür eine wichtige Gele-
genheit. Mit Blick auf Ungarn befasst sich der Rat der 
Europäischen Union zudem regelmäßig mit den dortigen 
Entwicklungen im Rahmen des laufenden Verfahrens 
nach Artikel 7 des Vertrags über die Europäische Union.

Frage 51
Frage der Abgeordneten Cansu Özdemir (Die Linke):

Wie hat die Bundesregierung auf das laut einem Artikel in 
der „Frankfurter Allgemeinen Zeitung“ vom 3. September 
2025 (Pakistan stellt Berlin Bedingungen für Rückkehr von 
Afghanen) erfolgte Angebot der pakistanischen Regierung rea-
giert oder wie wird sie reagieren, die Rückkehr der 210 nach 
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Afghanistan abgeschobenen afghanischen Personen mit einer 
Aufnahmezusage nach Pakistan zu ermöglichen, wenn 
Deutschland diesen Visa ausstellt und die Weiterreise nach 
Deutschland innerhalb von Tagen erfolgt, und inwiefern kann 
die Bundesregierung die in dem genannten Zeitungsartikel 
ebenfalls enthaltene Information bestätigen, dass die mehr als 
2 000 afghanischen Personen mit einer Aufnahmezusage Isla-
mabad verlassen und in andere Städte gebracht werden sollen, 
nachdem Pakistan Deutschland seit Anfang des Jahres mehrere 
Fristen zur Abwicklung der Aufnahmeprogramme gesetzt 
habe (bitte ausführlich darstellen)?

Antwort des Staatsministers Gunther Krichbaum:
Die Bundesregierung steht mit der Regierung der Isla-

mischen Republik Pakistan in einem fortlaufend engen, 
hochrangigen Austausch über die Situation der afgha-
nischen Staatsangehörigen mit Aufnahmezusage.

Zu den Details laufender Verhandlungen mit anderen 
Staaten äußert sich die Bundesregierung nicht.

Die Bundesregierung weist in diesem Zusammenhang 
darauf hin, dass formelle Voraussetzungen einer Visa- 
und Einreiseentscheidung grundsätzlich der ordnungs-
gemäße Abschluss des Visumverfahrens und insbeson-
dere eine erfolgreiche Sicherheitsüberprüfung sind. Im 
Ausreiseverfahren erfolgt ein mehrstufiger, aufeinander 
aufbauender Prüfprozess.

Frage 52
Frage der Abgeordneten Cansu Özdemir (Die Linke):

Wie viele afghanische Personen mit einer Aufnahmezusage 
sind nach Kenntnis der Bundesregierung nach Afghanistan 
abgeschoben bzw. in Pakistan mit dem Ziel der Abschiebung 
festgenommen worden (bitte nach Geschlecht und dem jewei-
ligen Aufnahmeprogramm differenzieren), und in wie vielen 
dieser Fälle waren Initiativen der Bundesregierung zur Rück-
gängigmachung der jeweiligen Maßnahme bislang erfolgreich 
(bitte nach dem jeweiligen Aufnahmeprogramm differenzie-
ren)?

Antwort des Staatsministers Gunther Krichbaum:
Seit Mitte August sind mit Stand 8. September 2025 

661 Personen festgenommen worden. Davon wurden 248 
nach Afghanistan abgeschoben. 51 Personen davon sind 
dem Ortskräfteverfahren, 73 dem Überbrückungspro-
gramm und 124 Personen dem Bundesaufnahmepro-
gramm zuzuordnen.

Bei über 300 der seit Mitte August festgenommenen 
Personen konnte die Bundesregierung eine Rückgängig-
machung der jeweiligen Maßnahme erreichen.

Die Bundesregierung steht dazu weiterhin im intensi-
ven Kontakt mit der pakistanischen Regierung.

Frage 53
Frage der Abgeordneten Katrin Fey (Die Linke):

Wie reagiert die Bundesregierung auf den Brief der 210 nach 
Afghanistan abgeschobenen Menschen mit einer Aufnahme-
zusage, in dem auf die Verantwortung der Bundesregierung 
hingewiesen wird, weil die Betroffenen mithilfe deutscher Be-
hörden und „im Vertrauen auf die Zusagen der Bundesrepublik 
Deutschland und in der Hoffnung auf ein sicheres Leben in 
Deutschland … Afghanistan trotz schwerer Bedrohungen und 
gefährlicher Reisen verlassen“ hätten (vergleiche http://www. 
tagesschau.de/inland/afghanen-brandbrief-merz-100.html), 
und ist die Aussage des Bundesministers des Auswärtigen, 

Johann Wadephul, die deutschen Behörden müssten den Zeit-
raum bis Ende des Jahres nutzen, „damit die Menschen, die uns 
in vielen Situationen geholfen haben, wissen, dass sie sich auf 
die Bundesrepublik Deutschland verlassen können“ („Frank-
furter Allgemeine Zeitung“ vom 3. September 2025), so zu 
verstehen, dass gegebene Aufnahmezusagen Deutschlands 
eingehalten werden sollen, soweit kein Grund im Einzelfall 
für eine Rücknahme der Zusage aus Sicherheitsgründen, we-
gen etwaiger Täuschungen usw. vorliegt, oder wird die Bun-
desregierung bei der Einhaltung der Aufnahmezusagen danach 
unterscheiden, nach welchem Aufnahmeprogramm die Zusage 
erfolgte (bzw. nach § 22 oder § 23 des Aufenthaltsgesetzes, 
vergleiche www.lto.de/recht/nachrichten/n/ovg-berlin- 
brandenburg-bereitschaft-ist-keine-zusage), was nach meiner 
Auffassung eine willkürliche Unterscheidung wäre und gerade 
nicht die Botschaft vermitteln würde, dass man sich auf die 
Bundesrepublik Deutschland verlassen kann (bitte ausfüh-
ren)?

Antwort des Staatsministers Gunther Krichbaum:
Die Situation der betroffenen Personen in Pakistan, 

worauf auch der in der Fragestellung angesprochene 
Brief hinweist, nimmt die Bundesregierung sehr ernst. 
Sowohl der Außenminister, am Rande seiner Reise nach 
Indien, als auch der Bundeskanzler haben dazu Stellung 
genommen. Demnach werden Aufnahmezusagen der 
Bundesrepublik Deutschland, wo eine Rechtspflicht be-
steht, grundsätzlich eingehalten.

Die Bundesregierung stand und steht insbesondere 
über die deutsche Botschaft Islamabad fortlaufend in en-
gem, hochrangigem Kontakt mit der pakistanischen Re-
gierung, um eine gesicherte Regelung für Personen zu 
vereinbaren, die eine Aufnahmezusage für Deutschland 
haben.

Derzeit findet eine Einzelfallprüfung für alle Personen 
statt, die sich in den Aufnahmeprogrammen für afgha-
nische Staatsangehörige befinden, ob die Kriterien einer 
Aufnahme weiterhin erfüllt sind. Wo die Personen nicht 
alle Voraussetzungen erfüllen, zum Beispiel insbesondere 
die Sicherheitsüberprüfungen negativ verlaufen, wird 
eine Aufnahme nicht stattfinden.

Frage 54
Frage der Abgeordneten Katrin Fey (Die Linke):

In wie vielen Fällen afghanischer Personen mit einer Auf-
nahmezusage wurden im Jahr 2025 Rechtsmittel bei deutschen 
Verwaltungsgerichten wegen der noch nicht erfolgten Visaer-
teilung/Einreise eingelegt (bitte nach Fällen und Personen und 
soweit möglich nach dem jeweiligen Programm differenzie-
ren), und wie wurden entsprechende Verfahren bislang von 
den Gerichten entschieden (bitte so genau wie möglich und 
mit Zahlenangaben auflisten)?

Antwort des Staatsministers Gunther Krichbaum:
Im Jahr 2025 wurden von afghanischen Staatsangehö-

rigen in Zusammenhang mit den Aufnahmeprogrammen 
Afghanistan bisher circa 220 Verfahren wegen nicht er-
teilter Visa/Einreise vor den Verwaltungsgerichten ein-
geleitet. Circa 90 der Verfahren betrafen das Bundesauf-
nahmeprogramm Afghanistan (§ 23 Absatz 2 AufenthG), 
circa 130 Verfahren die weiteren Programme.

In erster Instanz erfolgten vor dem Verwaltungsgericht 
Berlin in 42 der Eilverfahren Beschlüsse zulasten der 
Bundesregierung, in 24 Eilverfahren Zurückweisungen, 
vier Eilverfahren wurden eingestellt.
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In zweiter Instanz vor dem Oberverwaltungsgericht 
Berlin-Brandenburg wurde in sechs Verfahren die Be-
schwerde der Bundesregierung zurückgewiesen. In sechs 
Verfahren entschied das OVG zugunsten der Bundes-
regierung.

Frage 55
Frage der Abgeordneten Filiz Polat (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN):

Was unternimmt die Bundesregierung betreffend die jüngs-
ten Verhaftungen und Abschiebungen von Afghaninnen und 
Afghanen mit Aufnahmezusagen in und aus Pakistan (www. 
tagesschau.de/ausland/asien/pakistan-festnahmen-ortskraefte- 
100.html), und sind die Sicherheitsinterviews in Islamabad in-
zwischen wieder angelaufen?

Antwort des Staatsministers Gunther Krichbaum:
Die Bundesregierung verfolgt die Lage afghanischer 

Staatsangehöriger mit deutscher Aufnahmezusage in Pa-
kistan mit großer Sorge. Das Auswärtige Amt und die 
Botschaft Islamabad stehen in fortlaufendem, hochrangi-
gem Kontakt mit den zuständigen pakistanischen Stellen 
auf allen Ebenen. Auch der Außenminister hat mit sei-
nem Amtskollegen telefoniert. Ziel ist es, die Rechts-
sicherheit und den Schutzstatus der Betroffenen zu ge-
währleisten.

Eine baldige Wiederaufnahme der persönlichen Befra-
gungen (Sicherheitsinterviews) sind in Umsetzung.

Die Mitarbeitenden des Bundesamts für Migration und 
Flüchtlinge sind bereits an der Visastelle in Islamabad.

Frage 56
Frage des Abgeordneten Maik Brückner (Die Linke):

Welche Konsequenzen zum Schutz der Betroffenen zieht die 
Bundesregierung daraus, dass aus Pakistan nach Afghanistan 
abgeschobenen queeren Menschen nach Auffassung von Ri-
chard Bennett, dem UN-Sonderberichterstatter zur Menschen-
rechtssituation in Afghanistan, grausame staatliche Hinrich-
tungen wie öffentliche Steinigung droht (Punkt 12 in: http:// 
www.ohchr.org/sites/default/files/2025-07/a-hrc-59-25- 
annex-1-en.pdf) und queere Menschen auf keine Netzwerke 
zum Versteck und Überleben zurückgreifen können, da ihnen 
ebenso eine Verfolgung durch die eigenen Familien droht 
(Punkt 14 in http://www.ohchr.org/sites/default/files/2025-07/ 
a-hrc-59-25-annex-1-en.pdf)?

Antwort des Staatsministers Gunther Krichbaum:
Die Bundesregierung steht in regelmäßigem Aus-

tausch mit dem Sonderberichterstatter der Vereinten Na-
tionen für die Situation der Menschenrechte in Afghanis-
tan, Richard Bennett.

Die Bundesregierung macht selbst regelmäßig darauf 
aufmerksam, dass sich die Menschenrechtslage in Afgha-
nistan seit der faktischen Machtübernahme durch die Ta-
liban im August 2021 kontinuierlich verschlechtert. Sie 
setzt sich deshalb – insbesondere in ihren technischen 
Kontakten mit der De-facto-Regierung – weiterhin für 
die Achtung der internationalen Verpflichtungen Afgha-
nistans, auch mit Bezug auf die von Afghanistan gezeich-
neten und für die De-facto-Regierung bindenden Men-
schenrechtskonventionen, ein.

Frage 57
Frage des Abgeordneten Martin Reichardt (AfD):

Aus welchen genauen Gründen kann die Bundesregierung 
keine Angabe dazu machen, welche weitere Verwendung 
bzw. welches weitere Los diejenigen Panzerkampfwagen der 
Bundeswehr, die im Zuge der im Zeitraum 1990–1999 erfolg-
ten Auflösung diverser Panzerbataillone außer Dienst gestellt 
worden sind, fanden (vergleiche Antwort der Bundesregierung 
auf meine Schriftliche Frage 39 auf Bundestagsdrucksache 
21/1406)?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Dr. Nils Schmid:
Der fragegegenständliche Zeitraum liegt außerhalb der 

damals geltenden Dokumentationspflicht. Aus diesem 
Grund sind die Unterlagen über die weitere Verwendung 
der Kampfpanzer nicht mehr verfügbar.

Frage 58
Frage des Abgeordneten Jan Köstering (Die Linke):

Welche Konzepte hat das Bundesministerium der Verteidi-
gung, die seitens der NATO geforderten 80 000 Soldatinnen 
und Soldaten zu kompensieren, sollten die Bewerberzahlen 
hinter den hochgesteckten Erwartungen zurückbleiben?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Dr. Nils Schmid:
Das Bundesministerium der Verteidigung geht davon 

aus, dass durch den Neuen Wehrdienst ausreichend Sol-
datinnen und Soldaten gewonnen und diese durch einen 
attraktiven und sinnstiftenden Dienst auch langfristig an 
die Bundeswehr gebunden werden können. Hierdurch 
und durch die weitere Fortentwicklung unserer darüber 
hinausgehenden Personalgewinnungsmaßnahmen sollen 
unsere Aufwuchsziele auch im Zusammenwirken mit er-
folgreichen Personalbindungsmaßnahmen erreicht wer-
den.

Frage 59
Frage des Abgeordneten Jan Köstering (Die Linke):

Wie bewertet es die Bundesregierung, dass die vertraulichen 
Treffen der Bahn-Verantwortlichen und des Bundesministeri-
ums der Verteidigung hinsichtlich der Umsetzung des als Ge-
heim eingestuften Operationsplans nun presseöffentlich be-
kannt geworden sind, und welche Sicherheits- und 
Zuverlässigkeitsüberprüfungen werden bei den zivilen Teil-
nehmenden der Treffen vorab durchgeführt, bevor Anteile 
des geheimen Operationsplans Deutschland besprochen und 
erörtert werden (Bezug: www.tagesspiegel.de/politik/ 
verkehrsinfrastruktur-an-der-nato-ostflanke-wie-sich-bahn- 
und-bundeswehr-auf-den-kriegsfall-vorbereiten-14223578. 
html)?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Dr. Nils Schmid:
Die Bundesregierung hat keine Bedenken, dass be-

kannt geworden ist, dass Treffen zwischen Vertretern 
des Bundesministeriums der Verteidigung (BMVg) und 
der Bahn AG stattfinden. In der Presseveröffentlichung 
werden keine Inhalte zum OPLAN DEU benannt oder 
andere sensitive Informationen preisgegeben.

Das BMVg setzt die Verschlusssachenanweisung des 
Bundes um und stellt sicher, dass Verschlusssachen ent-
sprechend geschützt werden.
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